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Varwort. 


Die Geſchichtſchreibung unſrer Zeit hat vermittelſt des 
neuen Materials, das die liberale Erſchließung der Archive dem 
Hiſtoriker der Gegenwart zur Verfügung ſtellt, auch in die 
allzeit mit einer gewiſſen Ungunſt betrachtete Epoche nach dem 
Tode Friedrichs des Großen, auf welche die Kataſtrophe von 1806 
tiefe Schatten zu werfen pflegt, kritiſch hineingeleuchtet, in ſehr 
vielen Punkten die hergebrachten Anſichten berichtigt und durch 
eine Klarlegung des inneren Zuſammenhangs der Ereigniſſe auch 
gerechtere Urtheile über die handelnden Perſonen ermöglicht und 
herbeigeführt. 

Was nach dieſer Seite hin von hervorragenden Männern der 
Wiſſenſchaft geleiſtet worden, iſt vornehmlich der äußeren Politik 
jenes Zeitraumes zu Gute gekommen; für die innere Entwickelung 
des preußiſchen Staatsweſens in jener Epoche, der doch ſchon die 
in ihr nach Geſtaltung ringenden neuen Ideen ein beſonderes 
Kolorit und ein eigenartiges Intereſſe verleihen, bleibt noch viel 
zu thun. 

Hier einen vielleicht nicht unweſentlichen Beitrag zu liefern, 
auf Grund archivaliſcher Studien laute und leidenſchaftliche An— 
klagen gegen die preußiſche Verwaltung von damals, die ihrer 
Zeit ein großes Aufſehn gemacht haben, in ihrer Geneſis dar- 
zuſtellen und auf ihre Berechtigung zu prüfen, unternimmt das 
vorliegende Büchlein, ein Beginnen, das um ſo berechtigter er- 
ſcheinen dürfte, als eine hergebrachte Meinung jene ſchwerwiegen⸗ 
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den Beſchuldigungen auch ohne weitere Prüfung wenn nicht ganz, 
ſo doch zum großen Theil als zutreffend angenommen hat. 

Jene Anklagen knüpfen ſich beſonders an die Namen Zerboni 
und Held, und mit ihnen hatte ſich die folgende Darſtellung zu 
beſchäftigen, ohne daß fie jedoch dadurch einen eigentlichen bio- 
graphiſchen Charakter erhalten hätte. Vielmehr iſt das hier Ge— 
botene nur ein Ausſchnitt aus zwei Biographien, gedacht als ein 
Stück Kulturgeſchichte, eine Darſtellung politiſchen Lebens in 
Preußen während eines kurzen Zeitraums abgeſpiegelt in den 
Erlebniſſen zweier Einzelweſen. 

Eine derartige biographiſche Anlehnung gewährt unzweifel⸗ 
haft einen großen Vortheil. Denn wenn ſonſt ein gewiſſenhafter 
Hiſtoriker eine kulturhiſtoriſche Darſtellung zu ſchreiben unter- 
nimmt, kommt er nur zu oft in die Lage, ſich bei ernſter Selbit- 
prüfung eingeſtehen zu müſſen, daß von den vielen kleinen Stein- 
chen, die er zu ſeinem Moſaikbilde zuſammenſetzt, nicht alle von 
gleich gutem Materiale ſind, daß er hier und da auch nach 
minderwerthigem in Ermangelung von beſſerem zu greifen in Ver⸗ 
ſuchung kam, wollte er anders das Ganze harmoniſch abrunden, 
daß mancher von ihm für das Bild in Ausſicht genommene Zug 
entweder nicht hinreichend beglaubigt erſchien oder ſtreng ge— 
nommen allzu individuell war, um als typiſch gefaßt werden zu 
können oder auch nur aus dem Zuſammenhange geriſſen das zu 
bekräftigen vermochte, was man ihm zumuthete. 

Derartiger Sorgen kann nun wohl ſolche biographiſche An— 
lehnung den Verfaſſer überheben. Ihm pflegen dann die Quellen 
beiſammen zu liegen, homogen zu erſcheinen und erwünſchtes 
Detail zu bieten; etwas aus dem Zuſammenhange zu reißen, 
wird er ſich kaum genöthigt ſehen, die biographiſche Folge hält 
den Zuſammenhang aufrecht. 

Sovielen Lichtſeiten ſteht ein großer Nachtheil entgegen, näm⸗ 
lich die Gefahr, daß die Bühne zu klein, der Horizont zu eng 
wird, daß ſchließlich alle Fülle des Stoffes, alle Korrektheit der 
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Forſchung, alle Darſtellungsmühe des Verfaſſers nicht leicht ver- 
mögen, das Intereſſe des Leſers auf die Dauer wach zu erhalten 
für den kleinen Kreis, den die Schickſale eines einzelnen Indivi— 
duums ausfüllen. Wohl ſchweigt das Bedenken, wenn es ſich 
um einen der großen Männer handelt, die weltbewegend in die 
Geſchichte der Völker eingegriffen haben; aber es wächſt zu nicht 
geringer Bedeutung, wenn auf dem Titelblatte Namen ſtehen, 
die auch in gebildeten Kreiſen einen fremden Klang haben, oder 
wenigſtens nicht von vornherein ein näheres Intereſſe heraus- 
fordern. 

Wie man ſieht, hat der Verfaſſer ſchon zu der Aushülfe 
gegriffen, gleich zwei Namen zuſammenzufaſſen, aber mehr noch 
legt derſelbe darauf Werth, daß er ja ſeinen Leſern nicht zu— 
muthet, einen geſammten Lebenslauf zu verfolgen, ſondern daß 
das eigentliche Geſichtsfeld der Darſtellung wenig mehr als ein 
Luſtrum umſpannt, während deſſen die beiden Männer mit ihrem 
Sturm und Drange gleichſam im Mittelpunkte eines weitreichen— 
den öffentlichen Intereſſes ſtehen. In der That, was ſpielt nicht 
Alles hinein in jene Händel? Aufklärung, Freimaurerthum, 
Geheimbündelei, Kabinetsjuſtiz und der Geiſt des Landrechts, die 
unter den Nachwirkungen der franzöſiſchen Revolution tief- und 
hochgehende Erregung der öffentlichen Meinung und dem gegenüber 
auf dem Throne ängſtliche Beſorgniß vor dem revolutionären 
Inhalt der neuen Ideen, Feindſchaft gegen die Privilegien der 
Stände, Stellung der Preſſe, mitten drin dann der bedeutungs— 
volle Thronwechſel von 1797, Hoffnungen und Enttäuſchungen, 
Militarismus, Spaltungen ſelbſt im Miniſterium, begünſtigt durch 
die Form der Kabinetsregierung; das ſchwarze Buch und das 
ſchwarze Regiſter mit allen ihren leidenſchaftlichen Anklagen ſind 
aus dieſen Händeln hervorgegangen; von ihrer Beurtheilung hängt 
die des Miniſters von Hoym in hohem Grade ab. Kurz an all- 
gemeineren Ausblicken fehlt es nicht einer an der Hand der Akten 
ausgeführten Darſtellung des Leidens und Ringens jener beiden 
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„Rumorgeiſter“, wie man ſie wohl damals nannte, wenngleich 
die großen Momente nur eben hineinſpielen in die perjönlichen 
Erlebniſſe der Beiden und nur in ihren Reflexen bemerkbar 
werden. 

Fünfzig Jahre zurück hätte ein Geſchichtſchreiber daſſelbe 
Thema vielleicht unter anderem Geſichtspunkte aufgefaßt und mit 
einer Geſchichte zweier Märtyrer des freien Manneswortes an die 
liberalen Sympathien des deutſchen Volkes ſchwerlich ganz ohne 
Erfolg appellirt. Dem Verfaſſer konnte Derartiges um ſo weniger 
in den Sinn kommen, als er ſich bewußt ſein mußte, wie die 
ruhig abwägende und objektive Forſchung jene Märtyrerglorie 
recht erheblich zu verdunkeln ſich geeignet zeigte, inſofern die 
Beiden ſich offenbar in den Zielen ihrer Oppoſition vergriffen 
und in einer überaus leidenſchaftlichen und beleidigenden Form 
Anklagen erhoben haben, die ſie nicht zu beweiſen vermochten. 
Ihnen entſchieden Unrecht zu geben kann uns weder die Er⸗ 
wägung abhalten, daß Jene in einer Zeit und unter Zuſtänden 
lebten, die auch eine entſchiedene Oppoſition erklärlich machen, 
ja zum Theil rechtfertigen konnten, noch der Hinblick auf den 
patriotiſchen Eifer, der in ihnen mitwirkte, und auf den Muth, 
für den die Rückſichtsloſigkeit ihrer Oppoſition ſpricht. Im 
Gegentheile mußte gerade die Thatſache, daß ihre zuverſichtliche 
Art und die Kühnheit ihrer Schlagworte Viele geblendet und 
ihrer im Grunde nicht gerechten Sache größeren Kredit verſchafft 
haben, als ſie verdiente, zu einer objektiven Prüfung der ganzen 
Angelegenheit noch beſonders anreizen. 

Uns liegt doch jene Zeit recht weit zurück, wo ein ſcharfes 
und kräftiges Wort gegen die Machthabenden ausgeſprochen unter 
allen Umſtänden Sympathien erweckte auch ohne Prüfung ſeiner 
Berechtigung, wo es nahezu für ſelbſtverſtändlich galt, daß der 
Hiſtoriker ſich mit ſeinen Sympathien von vornherein auf die 
Seite des liberalen Oppoſitionsmannes ſtellte und dieſer Empfindung 
dann doch auch einen gewiſſen Einfluß auf ſein Urtheil einräumte. 
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Unſer parlamentariſch abgehärtetes Geſchlecht iſt jetzt rhetoriſch nicht 
mehr ſo leicht zu faſſen, und es fällt uns nicht eben ſchwer, in 
politiſchen Händeln einer vergangenen Zeit vollkommen objektiv 
mit gleichem Maße zu meſſen den Volksmann, der noch vom 
Kerker aus kräftige Worte dem Mächtigen entgegendonnert, wie 
den Miniſter, dem jene Angriffe gelten, und die Kraft der Sprache 
beſticht uns nicht jo ſehr, daß wir nicht den Grund und die Be— 
rechtigung der Beſchwerden ſorgſam zu prüfen als ſtrenge Pflicht 
erkennen ſollten. 


Die Arbeit beruht zum bei weitem größten Theile auf 
archivaliſchem Materiale, das mir mit der gewohnten Liberalität 
in reicher Fülle ſeitens des Berliner Geheimen Staatsarchivs zur 
Verfügung geſtellt ward ebenſo wie von dem Staatsarchive zu 
Poſen, während Einiges auch das Breslauer Archiv beizuſteuern 
vermochte. Wenn ich nach dieſer Seite hin aufrichtigen Dank 
auszuſprechen habe, ſo ſchulde ich ſolchen ganz beſonders auch 
den Herren Kollegen Dr. Granier in Berlin und Dr. Warſchauer 
in Poſen für einzelne werthvolle Hinweiſe ſowie für freundliche 
Mittheilungen, die ich von Herrn Profeſſor Dr. Caro hierſelbſt 
empfangen. Auch bin ich dankbar eingedenk, daß mir die Liebens⸗ 
würdigkeit des Herrn Profeſſor Dr. Wohl will in Hamburg die 
Benutzung einiger ſeltener Druckſachen aus zwei dortigen Biblio⸗ 
theken in günſtigſter Weiſe vermittelt hat. 


Breslau, im April 1897. 


Colmar Grünhagen. 


Zerboni. 


. Grünhagen, Zerboni und Held. 


J. Der Evergetenbund 1793— 1795. 


Die Epoche der Aufklärung war zugleich die Blüthezeit des 
Freimaurerordens. Es war natürlich, daß eine Generation, welche mehr 
und mehr ſich gewöhnt hatte, alle Religionen weſentlich unter mora⸗ 
liſchen Geſichtspunkten anzuſehn und nach den Maße ihres ethiſchen 
Gehaltes zu ſchätzen, wie dies die Leſſingſche Fabel von den drei 
Ringen ſo ſchön illuſtrirt, jenen auf ethiſch⸗humaniſtiſchen Prinzipien 
gegründeten Orden gauz beſonders zu würdigen vermochte. Die Logen 
wurden die eigentlichen Sammelplätze der Aufgeklärten, und da jeder 
Gebildete ſich damals als aufgeklärt angeſehen wiſſen wollte, ſo drängte 
ſich Alles, was irgend auf geiſtige Bildung Anſpruch machte, zur 
Aufnahme in den Freimaurerorden. Jene Standesvorrechte und 
Standesunterſchiede, welche auch in Preußen die Geſetzgebung noch 
aufrecht erhielt, aber die öffentliche Meinung bekämpfte und nicht an⸗ 
erkennen mochte, erſchienen in den Freimaurerkreiſen neutraliſirt, die 
Ideen von Gleichheit und Brüderlichkeit zur Anerkennung gebracht. 
Hier hieß es: 

Wir Menſchen ſind ja Alle Brüder 

Und Jeder iſt mit uns verwandt, 

Die Schweſter in dem Leinwandmieder, 

Der Bruder mit dem Ordensband. 
Und noch etwas kam dazu die Logen zu füllen. Wie es immer in 
bewegten Zeiten geſchieht, wo neue geiſtige Strömungen zum Durch⸗ 
bruche kommen, es wuchs der Trieb zu geſelligen Zuſammenkünften 
im Intereſſe eines Austauſches der Ideen. 

Aber freilich wuchs nicht in demſelben Maße wie die Zahl der 
Logenbrüder das Bewußtſein der Gemeinſamkeit. Wenn die ſorgfältig 
geregelten Formen und Ceremonien auch geeignet ſchienen, größere 
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wurden, wie äußerlich im Grunde das war, was Alles zuſammenhielt. 
Wohl half man ſich häufig damit, daß innerhalb der großen Logen 
kleinere Kreiſe ſich enger zuſammenſchloſſen, häufig aber entwuchſen den 
Logen wieder Sondergründungen eigner Art. 

In der Menſchennatur liegt tief gewurzelt ein Hang zum Ueber- 
natürlichen, Geheimnißvollen, der in der geiſtigen Kahlheit der Auf- 
klärung wenig Nahrung fand, und dem auch die Ceremonien des 
Freimaurerthums ſo wenig wie die Ausſichten auf tiefere Erkennt⸗ 
niſſe in höheren Graden rechte Befriedigung ſchenkten. Mit ihm 
mußte ſelbſt jene Zeit rechnen. Es iſt bekannt, wie auf ihn der gleich⸗ 
falls aus dem Freimaurerthum erwachſene Orden der Roſenkreuzer 
ſeine myſtiſch⸗-ſpiritiſtiſchen Beſtrebungen baute, aber ſelbſt die ſonſt 
ſo lichtfreundliche Geſellſchaft der Illuminaten, die aus viel Auf⸗ 
klärung, einer maureriſch gefärbten Symbolik und verſchiedenen Re⸗ 
miniscenzen des klaſſiſchen Alterthums Etwas zuſammengebraut hatte, 
was namentlich in Süddeutſchland eine nach Tauſenden zählende 
Zahl von Genoſſen bis zur Auflöſung des Ordens (1785) zuſammen⸗ 
brachte, mochte ſich nicht die Fiktion unbekannter Oberen, deren 
Häupter in die Wolken ragten, verſagen, und ebenſo nährte der be— 
kannte Aufklärer Bahrdt, der mit ſeiner „Deutſchen Union“ 1783 
in gewiſſer Weiſe an den Illuminatenorden anknüpfte, die Vorſtellung, 
daß in dem höchſten ſeiner drei Ordensgrade ein geheimes Wiſſen 
zu finden ſei, welches einſt ſchon durch Moſes die Iſraeliten vom 
Joche der Aegypter befreit habe und ſeitdem im Stillen durch Tradi- 
tion fortgepflanzt, durch Jeſus neu belebt zugleich das innerſte Weſen 
der in der deutſchen Union zum Ausdruck kommenden „vor Aber⸗ 
glauben und Prieſterbetrug geſchützten Vernunftreligion“ bilden ſollte. 

Dieſe Beſtrebungen wurden nun damals auch in Schleſien in 
den Kreiſen der Gebildeten und namentlich natürlich in den Frei⸗ 
maurerlogen auf das Lebhafteſte beſprochen. Waren doch die Roſen⸗ 
kreuzer am Hofe unter Friedrich Wilhelm II. zu Würden und Einfluß 
gelangt, und auch die Illuminaten erregten hier ein erhöhtes Intereſſe, 
ſeitdem ſie in Bayern von oben gemaßregelt und verfolgt wurden 
und ſo gewiſſermaßen für Märtyrer der Aufklärung gelten konnten. 

Unter den ſchleſiſchen Freimaurerlogen nahm damals eine hervor⸗ 
ragende Stelle die zu Glogau ein. — Wie eng auch die Feſtungs⸗ 
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werke die Stadt einſchloſſen und ihre Ausbreitung hemmten, es 
herrſchte hier ein reges geiſtiges Leben. Einer der drei höheren 
Gerichtshöfe Schleſiens und ebenſowohl eine der beiden großen Ver— 
waltungsbehörden hatten hier ihren Sitz; zu deren Beamten traten 
dann eine größere Anzahl Offiziere, mehrere vermögliche Kaufleute 
ſowie verſchiedene Gutsbeſitzer der Umgegend, und die gebildete Welt 
kam in der Loge zuſammen. In dieſer großen Gemeinſchaft waren 
nun auch ſehr verſchiedene Standpunkte vertreten; um 1790 hat z. B. 
ein angeſehener Freimaurer hier einen Vortrag gehalten, in welchem 
er den Glauben an die chriſtlichen Offenbarungen als eine Pflicht jedes 
Logenbruders hinſtellte!), eine Ausführung, die dann von mancher 
Seite Beifall, aber auch vielen Widerſpruch hervorrief. 

In der Glogauer Geſellſchaft ſpielte damals eine gewiſſe Rolle ein 
Lieutenant des hier garniſonirenden Regiments v. Wolframsdorf, Aug. 
Wilhelm von Leipziger. Aus guter Familie, Sohn eines Generals, 
dabei ſeit 1789 vermählt mit der Tochter des kommandirenden 
Generals v. Wolframsdorf, genoß er trotz ſeiner Jugend (geb. 1767) 
eines gewiſſen Anſehens; und wenn er gleich im Anfange einer Be⸗ 
kanntſchaft kalt und zurückhaltend erſchien, ſo zeigte es ſich doch bald, 
daß er warmherzig und über Standesvorurtheile erhaben war; auch 
hatte er, der bereits mit 13 Jahren beim Militär eingetreten war 
und daher nur eine ſehr einſeitige Schulbildung genoſſen, ſich ſelbſt 
fortzubilden eifrigſt bemüht, ſo daß er auch akademiſch Gebildeten für 
unterrichtet und beleſen galt. Er berichtet ſelbſt, daß er von früh 
an eine Vorliebe für geheime Geſellſchaften gehabt, und ein Freund ſagt 
ihm nach, daß ihm die Ceremonien und Symbole, wie er ſolche im 
Freimaurerorden fand, ganz beſonders am Herzen gelegen hätten.?) 
Bereits mit 18 Jahren trat er in den Freimaurerorden ein, voll 
Begierde, wie er ſelbſt ſpäter ausſagt, allmählich beim Aufrücken in 
höhere Grade hinter die Geheimniſſe der alten Tempelherren zu 
kommen. Doch allmählich brachte ihn die Beſchäftigung mit Schriften 
über den Illuminatenorden auf den Gedanken, etwas Aehnliches in 


—— 


) Held, Geſchichte des Evergeten-Bundes in dem maureriſchen Taſchen⸗ 
buch auf d. J. 5802, herausgegeben von X. V. Z. (Cosmann) 1802 S. 146ff. 

) Beides nach den Unterſuchungsakten in dem Zerboniſchen Proceſſe (Berliner 
geh. Staatsarchiv R. 7 c. 14 d.). 
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ſeinen Kreiſen ins Leben zu rufen. Des Selbſtvertrauens zu ſolchem 
Plane entbehrte er nicht in Erinnerung daran, wie ihm bisher Ver- 
ſchiedenes, was er in die Hand genommen, hier in Glogau gelungen 
war; eine Leſegeſellſchaft mit wöchentlichen geſelligen Zuſammenkünften 
hatte er in's Leben gerufen und ein Liebhabertheater geſchaffen. Aller 
dings handelte es ſich hier um etwas unvergleichlich Schwierigeres, aber 
er hatte hier auch ſchon ſein Auge auf einen Helfer geworfen, den er 
für ſolche Ordensſtiftung als beſonders qualifizirt anſehen durfte, und 
dem er zunächſt nur die Wege bereiten wollte. 

Der von ihm auserſehene Mann war unzweifelhaft eine merk— 
würdige Perſönlichkeit. Ignaz Feßler war 1756 in Ungarn, doch 
von deutſchen Eltern geboren, und der Einfluß einer bis zur 
Bigotterie frommen Mutter hatte ihn ſchon mit ſeinem 17. Jahre 
in den Kapuzinerorden eintreten laſſen. Aber es zeigte ſich überaus 
ſchwierig, in dem engen Kreiſe klöſterlicher Anſchauungen einen Jüng⸗ 
ling feſtzuhalten, der einen wahren Heißhunger nach geiſtiger Speiſe 
entwickelte und mehr und mehr bei ſeiner Lektüre ſich Büchern zu— 
wandte, die für den Seelenfrieden eines Kapuziners wenig zuträglich 
waren, wie z. B. einige Philoſophen des Alterthums, vornämlich 
Seneca, dann aber auch Hobbes, Baco v. Verulam, Macchiavelli, Tindal, 
die deiſtiſchen Schriften Edelmanns, die Wolfenbütteler Fragmente, 
die Schriften der franzöſiſchen Encyklopädiſten. Als er zum Prieſter 
geweiht 1779 ſeine erſte Meſſe las, vergoß ſeine Mutter zwar 
Thränen freudiger Rührung, er aber war ſich bewußt, daß ſein Herz 
„in der Kälte des Unglaubens erſtarrt“ jei.t) 

Als ihm Ueberanſtrengung eine ſchwere Krankheit zugezogen hatte, 
kam er bei beginnender Heilung in das Kloſter zu Mödling bei 
Wien, wo man dann zu Gunſten des Reconvalescenten von der 
klöſterlichen Klauſur abſah. Hier fand er Zutritt in der Familie 
eines aufgeklärten höheren Staatsbeamten und knüpfte mit einer zur 
Familie gehörenden klaſſiſch gebildeten Comteſſe eine Seelenfreundſchaft 
an, deren brieflichen Ausdruck beide Theile mit lateiniſchen Citaten zu 
würzen befliſſen waren. Es konnte nicht fehlen, daß er allmählich 
beargwöhnt ward, wenn man gleich ihn, der in höheren Kreiſen und 


) Feßlers Rückblicke auf ſeine 70 jährige Pilgerſchaft, Breslau 1824. S. 58, 59. 
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ſelbſt in denen der unter Joſeph II. emporgekommenen freidenkenden 
Prälaten Gönner gefunden hatte, ſchonte. Als nun aber Feßler ſich 
durch ſein Gewiſſen getrieben glaubte, Mißbräuche und Gewaltthätig- 
keiten in den Klöſtern der weltlichen Obrigkeit anzuzeigen und ſchließlich 
darüber eine dem Kaiſer Joſeph gewidmete Flugſchrift erſcheinen ließ, 
gerieth er in ſehr ernſte Konflikte, aus denen ihn endlich der Kaiſer 
durch die Ernennung zum Profeſſor der orientaliſchen Sprachen an 
der Univerſität Lemberg rettete (1784). 

Aber wenn er gleich hier ſich mit Eifer in das Studium des befon- 
deren Faches, für das er hierher berufen war, verſenkte und auch ſchrift⸗ 
ſtelleriſch darin thätig war, ſo genügte ihm das doch auf die Länge nicht, 
und er ſah ſich bald wiederum in Händel verwickelt, die ſeine ganze 
Stellung erſchüttern mußten. Daß er in Lemberg ſogleich in den Frei— 
maurerorden eintrat und eifrig darin thätig war, hätte ihm in jener Zeit 
wohl nachgeſehen werden können, aber nicht, daß er 1788 ein von ihm 
verfaßtes Trauerſpiel Sydney zur Aufführung bringen ließ, welches 
die Herrſchaft Jakobs II. von England und das gewaltthätige Schalten 
der Geiſtlichkeit in den grellſten Farben ſchilderte. Es ſchien die 
Sache doch dazu angethan, daß er ſelbſt unter der Regierung 
Joſephs II. eine Verurtheilung fürchten mußte; kurz er entſchloß ſich 
noch 1788 ſeine Profeſſur im Stiche zu laſſen und nach Preußen 
auszuwandern, wo er zunächſt in Breslau in dem Hauſe des Ver⸗ 
legers ſeiner orientaliſchen Sprachlehre, Wilh. Gottlieb Korn, freund— 
liche Aufnahme fand. Als Gaſt eines Gönners, des Grafen Schönaich 
auf Wallisfurth, ward er dann mit deſſen Vetter, dem Erbprinzen 
von Carolath, bekannt und fand als Erzieher und gelehrter Geſell— 
ſchafter an deſſen kleinem Hofe bald eine um ſo erwünſchtere Stellung, 
als der Prinz ebenſo wie ſeine Gemahlin, eine geborene Herzogin von 
Sachſen-Meiningen, ein ſehr lebhaftes litterariſches und philoſophiſches 
Intereſſe beſaßen, wie denn z. B. der Prinz nach Feßlers Verſiche— 
rung!) dem Letzteren einmal bei Gelegenheit einer gemeinſamen Fahrt 
auf der Strecke von Carolath bis Neumarkt den ganzen Wielandſchen 
Oberon aus dem Gedächtniſſe rezitirt hat. Feßler ſelbſt, deſſen 
Trauerſpiel Sydney, auch als es im Drucke erſchien, wenig Beifall 


) Feßlers Rückblicke S. 234 Anm. 
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gefunden, hatte ſich inzwiſchen als Schriftſteller rehabilitirt durch einen 
1789 erſchienenen, faſt ganz in dialogiſcher Form geſchriebenen 
hiſtoriſch⸗didaktiſchen Roman Marc Aurel, der jo viel Anklang fand, 
daß er drei Auflagen erlebt hat. In Carolath trat dann Feßler zur 
proteſtantiſchen Kirche über, und geſellige Beziehungen zu Glogau, 
wo er gern die Freimaurerloge beſuchte, brachten ihn auch in Be— 
ziehungen zu dem Lieutenant von Leipziger. 

Als nun dann der Letztere im November 1791 zur Geburts- 
tagsfeier des Erbprinzen nach Carolath eingeladen, bei der Abendtafel 
Feßlers Nachbar war und das Geſpräch auf die Beſtrebungen des 
Illuminatenordens und der deutſchen Union kam, ſprach er gegen 
dieſen den Gedanken aus, es möge ſich eine Geſellſchaft bilden, die 
den Zweck, die Fortſchritte des Menſchengeſchlechtes zur höchſtmöglichen 
Kultur zu befördern und zu beſchleunigen, etwas thätiger und erfolg— 
reicher anſtrebte als der Freimaurerorden. 

Feßler, der inzwiſchen die Lemberger Sturm- und Drangperiode 
überwunden und ſich aus der klaſſiſchen Welt, wie er ſie ſich zurecht— 
gelegt, ein ihn ſehr befriedigendes ethiſches Syſtem herausdeſtillirt 
hatte, wo auf die Philoſophie Senecas mit mehr oder minder Ver— 
ſtändniß die Kantſche Sittenlehre aufgepfropft erſchien, war gar nicht 
abgeneigt, auch Andere dieſem Ideale zuzuführen und ſtimmte im 
Prinzipe zu, doch da er, durch den Erfolg des Marc Aurel ermuthigt, 
nun auch Ariſtides und Themiſtokles biographiſch zu verarbeiten ge— 
dachte und nach dieſer Richtung hin litterariſche Verpflichtungen über— 
nommen hatte, ſo lehnte er ab, Etwas über den Bund aufzuſetzen, 
erklärte ſich aber bereit, wenn Leipziger ſeine Ideen ihm auf einen 
halbgebrochenen Bogen geſchrieben zuſenden wollte, die eigne Meinung 
danebenzuſetzen. Leipziger zeigte ſich damit zufrieden, wenn er gleich 
im Ernſt ſchwerlich je daran gedacht hat, ſeinem philoſophiſchen Freunde 
derartige Ausführungen zu unterbreiten. Er mochte ſich wohl be— 
wußt ſein, daß Ideen nicht grade ſeine ſtarke Seite waren. Wohl 
aber entſprach es durchaus ſeinen Neigungen, Rituale und Ceremonien 
vorzubereiten, wobei er natürlich das Rüſtzeug aus dem Arſenale der 
Freimaurer um ſo unbedenklicher entlehnte, als der ihm vorſchwebende 
neue Bund nur innerhalb des Rahmens dieſes Ordens als eine 
Vereinigung beſonders erleuchteter Brüder gedacht war. Er warb 
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für dieſen neuen Bund inzwiſchen eifrig und nicht ohne Erfolg unter 
den Freimaurern in Glogau, knüpfte aber auch auswärts Verbin⸗ 
dungen an. 

So begegnet uns hier zum erſten Male jener, im Verlaufe dieſer 
Darſtellung noch oft zu nennende Name Held. Hans Heinrich 
Ludwig von Held ward geboren 1764 zu Auras, einem kleinen Städt⸗ 
chen an der Oder unweit Breslau, als der älteſte Sohn eines Haupt⸗ 
manns im Heere Friedrichs des Großen, der aber kurz nach dem Huber⸗ 
tusburger Frieden wegen eines Zerwürfniſſes mit einem Vorgeſetzten 
den Dienſt hatte quittiren müſſen. Hans von Held, auf der Ge— 
lehrtenſchule zu Züllichau vorgebildet, hatte dann in den Jahren 
1784-1787 in Frankfurt, Halle und Helmſtedt die Rechte ſtudirt 
und ſich zugleich auch eifrig an der Studentenverbindung der Conſtan⸗ 
tiſten betheiligt, welche allerlei ideale Zwecke, Recht und Wahrheit, 
Menſchenadel und Menſchenwohl verfolgte. In die Zollverwaltung 
eingetreten und eine Zeit lang als Sekretär bei der niederſchleſiſchen 
Acciſe- und Zolldirektion zu Glogau beſchäftigt, hatte er hier die Be— 
kanntſchaft Leipzigers und des gleich zu erwähnenden Zerboni gemacht 
und ward wie dieſe mächtig ergriffen von den Ideen der franzöſiſchen 
Revolution, „dem ſonnengleichen Aufſteigen allgemein giltiger Prin— 
zipien“, wie er es damals bezeichnete.!) Es iſt aus jener Zeit uns 
ein Gedicht Helds erhalten, das in der Berliner Monatsſchrift ab⸗ 
gedruckt ward, und in dem es heißt: 

Schon ſtrahlt allmählich auch auf niedre Stände 

Ein heitrer Tag, verjährter Unſinn fällt 

In Trümmer hin; es ſtürzen reif zum Ende 

Der Sklavenvorwelt düſtre Scheidewände, 

Im Heiligthum der Menſchheit aufgeſtellt.?) 
1791 ward er zu höherer Stellung nach Küſtrin berufen, und die 
Ernennung ſeines Gönners Struenſee zum Finanzminiſter (im 
October 1791) eröffnete ihm gute Ausſicht für ſeine weitere amtliche 
Laufbahn. 

Held hatte inzwiſchen bereits wieder an eine Fortſetzung jenes 
ſtudentiſchen Conſtantiabundes im praktiſchen Leben gedacht, bei dem 

) Agf. bei Varnhagen v. Enſe, Hans v. Held S. 17. 

) Ebendaſelbſt S. 23. 


10 J. Der Evergetenbund 1793 —179. 
Grundprinzip die jittliche Veredelung nach Kantſchen Prinzipien ſein 
und die Reſpektirung der beſtehenden Staatsverhältniſſe doch eine ge— 
wiſſe Schranke in den höheren Pflichten der Menſchlichkeit und den 
urſprünglichen Forderungen des Naturrechts finden und eine gewiſſe 
Verbindung mit dem Freimaurerorden offengehalten werden ſollte.!) 
Der Plan blieb unausgeführt aus Mangel an Theilnahme, aber es 
war erklärlich, daß Leipziger und Genoſſen für ihren neuen Bund 
an Held dachten. Wie beſtimmt man aber damals noch daran feſt— 
hielt, den neuen Bund als einen engeren Kreis innerhalb des Frei— 
maurerordens anzuſehn, erhellt daraus, daß die aus dem Glogauer 
Freundeskreiſe an Held gerichtete Aufforderung dahin lautete, ſich zu— 
nächſt in jenen Orden aufnehmen zu laſſen und dann ſich nach 
Berlin zu einem Freunde Feßlers, dem in weiteren Kreiſen durch 
ein gelungenes Goethebildniß aus dem Jahre 1785 bekannten Maler 
Darbes, zu begeben, von dem er weitere Aufſchlüſſe hoffen dürfe. 

Held berichtet nicht ohne Humor, wie ſchwer es ihm geworden 
ſei, die 90 Thaler, welche die Aufnahme in die Loge gekoſtet habe, 
aufzubringen, und wie er dann aus Sparſamkeit zu Fuß den weiten 
Weg von Küſtrin nach Berlin gepilgert ſei, ohne die gehofften Offen— 
barungen bei Darbes zu finden.?) 

Im Großen und Ganzen wird mau annehmen dürfen, daß wenn 
Leipziger bei ſeinen Werbungen für den neuen Bund namentlich in 
Glogau gewiſſe Erfolge hatte, er dies ungleich weniger den proklamirten 
Zielen des neuen Bundes, bei denen er ſich thatſächlich mit ſehr 
dürftigen Redensarten von Menſchenliebe und Tugend begnügt hatte, 
verdankte als gewiſſen geheimnißvollen Andeutungen, daß die Ver— 
einigung gleichſam nur der vorgeſchobene Poſten eines draußen im 
Reiche weitverbreiteten und verzweigten Geheimbundes ſei, von deſſen 
eigentlichen Oberen dann Weiteres erwartet werden müſſe, wenngleich 
auch für die ſchleſiſche Gruppe eine gewiſſe Mitgliederzahl größere 
Selbſtändigkeit verbürge und außerdem die feierlichſten Verſicherungen 
namens der hohen Oberen gegeben würden, daß Nichts gegen den 


) Ebendaſelbſt S. 19. 

2) Held, Geſch. des Evergetenbundes in dem maurer. Taſchenb. f. d. J. 5802, 
ed. X. Y. Z. 1802 S. 129, in einzelnen Stücken berichtigt durch Feßler, Auf— 
ſchlüſſe ꝛc. S. 10 Anm. 
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Staat, die wahre Religion und die guten Sitten Jemandem zuge- 
muthet werden ſolle. 

Während nun Leipziger gegenüber den von ihm Geworbenen 
über ſeine Verbindungen mit Feßler ganz ſchweigt, berichtet er Dieſem, 
wie er die und die Mitglieder gewonnen, ſie vereidigt, Aemter unter 
fie vertheilt, ihnen Namen gegeben habe!), lieſt ihm auch das von ihm 
ausgearbeitete Ritual des erſten Grades vor u. ſ. w. Wenn nun 
gleich Feßler verſichert, mit den in Leipzigers Entwürfen enthaltenen 
Anklängen an den Illuminatenorden und ganz beſonders mit der 
dabei unterlaufenden Täuſchung ſehr unzufrieden geweſen zu ſein, ſo 
hat er doch zu offener Mißbilligung ſo wenig den Muth gefunden, 
daß ihm Leipziger bei einem gelegentlichen Zuſammentreffen in Glogau 
kurzweg mitzutheilen kein Bedenken trug, er werde demnächſt infolge 
der Kriegsrüſtungen gegen Frankreich mit ſeinem Regimente aus⸗ 
marſchiren und gedenke dann die ganze Bundesſache Feßler zu über⸗ 
laſſen. Derſelbe möge das Ritual für den 2. und 3. Grad ſelbſt 
ausarbeiten und den geworbenen Mitgliedern mittheilen, als wäre 
ihm das Alles „erſt jetzt aus dem Heiligthume der hohen Oberen im 
deutſchen Reiche von Leipziger zugeſchickt worden“. Feßler hat auch 
jetzt wieder keinen Widerſpruch erhoben, wie er ſchreibt, in der Hoffnung, 
wenn erſt Leipziger fort ſei, das Ganze zu ſchnellem Ende führen zu 
können.?) 

Leipziger hüllte ſich inzwiſchen ſeinen Bundesbrüdern gegenüber 
in feierliches Schweigen, dieſelben auf eine ſchriftliche Mittheilung ver⸗ 
tröſtend. Dieſe ſandte er auch, nachdem inzwiſchen der Krieg aus⸗ 
gebrochen und er ausmarſchirt war, von ſeinem erſten Nachtquartiere 
aus an einen der Theilnehmer, den Aſſeſſor von Reibnitz, und dieſer 
beeilte ſich zu einer feierlichen Sitzung einzuladen, in der das wichtige 
Schreiben des geſchiedenen bisherigen Hauptes erbrochen und verleſen 
werden ſollte. Aber es gab nun eine nicht geringe Ueberraſchung, 
als ſich Alle fortan bezüglich fernerer Weiſungen ſeitens der Bundes⸗ 
oberen an den Profeſſor Feßler in Carolath gewieſen ſahen, und einer 
der Verſammelten, ein Herr B., verhehlte ſein ſchweres Bedenken nicht, 


) Feßler, Aktenmäßige Aufſſchlüſſe über den Bund der Evergeten in Schleſien, 
Freiberg 1804 S. 13. 
) Feßler a. a. O. S. 77. 
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da, wie verlaute, dieſer Feßler ein Sendling der Jeſuiten ſei, dazu 
auserſehen, den Erbprinzen von Carolath katholiſch zu machen. 1 

Aber die Verſammlung ſah das nicht als erwieſen an und ent- 
ſchied ſich dafür, zunächſt mit Feßler in Verbindung zu treten und 
zu hören, wie derſelbe ſich äußern würde. Zwei Deputirte kamen 
zu ihm nach Carolath, von denen uns nur ihre nachmaligen Evergeten- 
namen?) genannt werden, Pelopidas und Zeno. Pelopidas hieß der 
Juſtiz-Aſſeſſor Zerboni, der als ein Hauptheld der hier und im Folgen⸗ 
den darzuſtellenden Begebenheiten eine nähere Schilderung verdient. 

Joſeph Zerboni, geboren 1760 zu Breslau als der Sohn eines 
dortigen Kaufmanns, entſtammte einer jener unter der öſterreichiſchen 
Herrſchaft in Schleſien eingewanderten italieniſchen Kaufmanns⸗ 
familien, die von der proteſtantiſchen Kaufmannſchaft nicht eben 
mit günſtigen Augen angeſehen, doch, gerade um ihres latholiſchen 
Bekenntniſſes willen von der Regierung ſowie dem katholiſchen Adel 
und den begüterten Stiftern begünſtigt, hier es allmählich zu einem 
gewiſſen Wohlſtande gebracht hatten. 

Joſeph, der älteſte Sohn, empfing ſeinen erſten Unterricht auf 
dem Jeſuitengymnaſium feiner Vaterſtadt, bezog aber früh entſchloſſen, 
ſich nicht dem Handel, ſondern dem Staatsdienſte zu widmen, 
18 Jahr alt die Univerſität Halle und widmete ſich dort 2¼ Jahre 
dem Studium der Rechte. Nachdem er ſeine juriſtiſchen Prüfungen 
beſtanden, ließ ſich der ſchleſiſche Miniſter von Hoym, der unähnlich 
ſeinem Vorgänger Schlabrendorf junge Leute auch aus ſtreng fatholi- 
ſchen Familien gern in den Staatsdienſt zog, bereit finden, ihn in 
der Verwaltung zu beſchäftigen. Bei Beginn des letzten Jahrzehnts 
des vorigen Jahrhunderts war er als Aſſeſſor bei der Kriegs- und 
Domänenkammer zu Glogau beſchäftigt, daneben ein eifriger Frei⸗ 
maurer und ein intimer Freund des Lieutenants von Leipziger. Im 
Jahre 1792 erſchien von ihm ein Bändchen Gedichte, die mit Beifall 
vom Publikum aufgenommen wurden. 

Zerboni war ein Menſch von nicht geringer geiſtiger Begabung, 
deren Entwickelung allerdings verſchiedene Umſtände hemmten. Einmal 


) Feßler a. a. O. S. 78. 
2) d. h. alſo nicht die, welche fie bei ihrer Aufnahme durch Leipziger er⸗ 
halten hatten. 
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war er nur zu ſehr geneigt, ein geſundes Urtheil einer volltönen- 
den Phraſe zu opfern, ferner führte ihn ſein überaus lebhaftes 
Temperament, vielleicht als Erbtheil ſeiner ſüdlichen Abſtammung, 
ebenſo wie die maßloſe Ueberſchätzung der eignen Intelligenz zu allzu⸗ 
raſchen Entſchließungen, machte ihn unbedachtſam und ungerecht. 
Seinen latholiſchen Glauben hatte er früh ſchon ganz über Bord 
geworfen, ohne zum Erſatze dafür wenigſtens einen feſten ſittlichen 
Halt zu gewinnen, da fein heißes Blut und der Mangel an Selbſt⸗ 
beherrſchung zu ſehr widerſtrebten. Eine früh geſchloſſene Ehe hat 
da keine Heilung gebracht. Als Beamter thätig und voll patriotiſchen 
Eifers ſtieß er doch durch Eigenmächtigkeit und allzugroßes Selbit- 
vertrauen bei ſeinen Vorgeſetzten an, und die Ueberzeugung von der 
guten Abſicht, die ihn leitete, konnte ihn rückſichtslos und rechthaberiſch 
machen. Zudem gährten die Freiheitsideen der franzöſiſchen Revolu⸗ 
tion in ſeinem Kopfe. Hätte er Zuſtände vorgefunden, wie ſie die 
Revolution in Frankreich erzeugte, er hätte unzweifelhaft mit Feuer⸗ 
eifer ſich in die Bewegung hineingeſtürzt, und es hätte wohl eine 
Woge ihn hoch hinaufheben mögen, aber dem jähen Sturze wäre er 
dann ſicher nicht entgangen. Seine Eigenart hat ihn nachmals in 
ſchwere Konflikte verwickelt. Für jetzt mag nur bemerkt werden, daß 
feine geiftige Begabung, feine Beredſamkeit und auch ſeine rückſichts⸗ 
los energiſche Art ihm zunächſt in kleinem Kreiſe ein ausſchlaggebendes 
Anſehn verliehen. Der Bundesbruder Zeno, der ihn damals nach 
Carolath begleitete, war vermuthlich ſein nachmaliger Schwager Aſſeſſor 
von Reibnitz. 

Die beiden Geſandten ſuchten Feßler in Carolath auf, und hier 
hat ihnen nun die gewichtige Perſönlichkeit des Letzteren, der, was 
den Vorrath ſentenziöſer Phraſen anbetraf, augenſcheinlich ſelbſt Zerboni 
weit voraus war und ſicherlich auch ſonſt für den Oberprieſter eines 
neuen Ordens manche ſchätzenswerthe Eigenſchaft beſaß, mächtig im⸗ 
ponirt, und ſelbſt die Offenheit, mit der er die Illuſionen, die 
Leipziger erweckt hatte, zerſtörte, den Ungrund der Fabel von dem 
Zuſammenhange mit einem im Reiche weit verbreiteten Bunde dar⸗ 
legte und ſchließlich nur zu einer auf neuen Grundlagen zu errichten⸗ 
den Vereinigung die Hand bieten zu wollen erklärte, machte einen 
guten Eindruck, und die Beiden ließen ſogar ſich bereit finden, ihrem 
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Freunde Leipziger zu verzeihen, daß „auch er ſie den gewöhnlichen 
Weg aller Stifter geheimer Geſellſchaften geführt hatte“. 1) 

Sie empfingen von Feßler vor ihrem Scheiden aus Carolath 
die Zuſage, derſelbe wolle eine Verfaſſung für den neuen Bund aus⸗ 
arbeiten, nachdem auch ſie ihrerſeits ſich verpflichtet hatten, Jenem 
ihre Ideen, „wie eine zur Beförderung der menſchlichen Cultur ab- 
zweckende Geſellſchaft eingerichtet werden müſſe“, mitzutheilen und zu- 
gleich den Glogauer Evergeten über die Täuſchungen Leipzigers reinen 
Wein einzuſchenken. Charakteriſtiſcher Weiſe bewirkte nun aber dieſe 
Eröffnung, daß die Mehrzahl der bisherigen Theilnehmer des Bundes 
zurücktrat, ſo daß die ganze Sache ihre Endſchaft erreicht zu haben 
ſchien. 

Aber Zerboni hatte an dem Carolather Saraſtro Gefallen ge⸗ 
funden, und eine Gelegenheit zu weiterer Verbindung bot ſich bald. 
Zerboni beſaß einen ihm ſchwärmeriſch zugethanen Jugendfreund an 
dem Hirſchberger Kaufmann Chriſtian Jakob Salice-Conteſſa. Die 
Freundſchaft war bereits auf der Schulbank der Breslauer Jeſuiten⸗ 
anſtalt geſchloſſen worden, obwohl Conteſſa (geb. 1767) um 7 Jahre 
jünger war und nur die unteren Klaſſen dieſer Anſtalt zwei Jahre 
hindurch beſucht hatte, da ſein Vater, der dieſen ſeinen älteſten Sohn 
zum Nachfolger in ſeiner ziemlich proſperirenden Handlung beſtimmt 
hatte, denſelben ſehr früh ſchon in ſein Geſchäft eintreten ließ; doch 
ward er bald zu weiterer Ausbildung nach Hamburg geſandt. Nach⸗ 
dem Conteſſa dort drei Jahre verweilt, trat er eine große Reiſe durch 
England, Holland, Frankreich und einen Theil von Spanien an, von 
der er erſt 1788 in die Heimath zurückkehrte; 1790 ward er Com- 
pagnon ſeines Vaters. Die Reiſen hatten bei dem nicht unbegabten 
jungen Manne die Mängel ſeiner Schulbildung einigermaßen zu er- 
ſetzen vermocht; er hatte weitgehende Intereſſen, vermochte ſich ge— 
wandt auszudrücken und verſuchte ſich auch als Dichter und Novelliſt, 
ohne daß ſeine ſentimentale Schwärmerei den Hang zu ſinnlichen 
Genüſſen zu beſchränken vermocht hätte, an dem ja vielleicht wie bei 
Zerboni ſein ſüdliches Blut mit Schuld trug. Wie dieſer hatte er 
früh ſich von dem katholiſchen Bekenntniſſe im Herzen losgeſagt und 


) Feßler, Auſſchlüſſe ꝛc. S. 79. 
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ging weiter als dieſer in politiſchem Radikalismus, inſofern er von 
ſeinen Reiſen die Ueberzeugung mitgebracht hatte, daß zur wirklichen 
Durchführung des Ideals von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit 
eine republikaniſche Regierungsform unerläßlich ſei. Dieſer gewiſſe 
Radikalismus, von dem er allerdings mit den Jahren zurückkam, ver- 
trug ſich übrigens bei Conteſſa mit einem weichen und guten Herzen, 
und Feßler hatte ſchwerlich Unrecht, wenn er rühmend hervorhebt, 
wieviel ſchöne Züge des Geiſtes und Herzens er an Conteſſa be— 
merkt habe.!) An Zerboni hing Conteſſa mit zärtlicher, ſich be- 
wundernswürdig anſchmiegender Freundſchaft, und deſſen Beſuche waren 
für ihn, der in Hirſchberg wenig Verkehr hatte, freudige Ereigniſſe. 
Bei einem ſolchen Beſuche im Hochſommer 1792 fand nun eine neue 
Begegnung mit Feßler ſtatt. 

Auch Dieſer hatte ſeinen Pylades gefunden in Chriſtian Fiſcher, 
geb. 1765 zu Oels, ſeit 1789 Konrektor am Gymnaſium zu Hirſch⸗ 
berg. Feßler, der eine neue Ausgabe der philoſophiſchen Werke 
Senecas plante, hatte ſich Fiſcher als tüchtigen Philologen zum Helfer 
auserſehn; aus der gemeinſamen Arbeit hatte ſich eine vertraute 
Freundſchaft entwickelt, und ihr Ideenaustauſch geſtaltete ſich um ſo 
fruchtbarer, da auch Fiſcher eine poetiſch angelegte Natur war, die in 
Jean Paul'ſcher Weiſe mit ſentimentaler Schwärmerei eine humo⸗ 
riſtiſche Ader verband, die zuweilen auch ſcharfer Satire fähig war.“) 
1792 im Sommer verbrachte Fiſcher ſeine großen Ferien Feßlern 
zuliebe, der in Warmbrunn eine Kur machte, ebenda, und hier em— 
pfing Feßler den Beſuch von Zerboni und Conteſſa und von Beiden 
erneute Aufforderungen, doch nun mit der Gründung eines Bundes 
entſprechend den einſt in Carolath gegebenen Andeutungen vorzu— 
gehn. Dieſe Mahnungen erneuerte dann Zerboni auch brieflich. 


Deſſen Lebensſtellung hatte inzwiſchen eine Aenderung erfahren. 
Als 1793 die zweite Theilung Polens dem preußiſchen Staate eine 
neue Provinz brachte, hatte ſich Zerboni dem mit der Organiſation 


2) Aufſchlüſſe ꝛc. S. 85. 

2) Zerboni bemerkt über ihn, derſelbe führe eine Feder, die er, wenn es auf 
Witz und Spott ankäme, nicht gegen ſich arbeiten ſehen möchte. Brief vom 
6. Februar 1797 in den Unterſuchungsakten Zerbonis. Geh. Staatsarchiv zu 
Berlin. 
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Südpreußens betrauten Minifter von Voß zur Verfügung geſtellt und 
rechnete auf Berückſichtigung um ſo ſicherer, als Hoym ihm eine 
Empfehlung an Voß in Ausſicht geſtellt hatte. Zu Zerbonis Ent⸗ 
täuſchung war eine ſolche aber noch nicht eingelaufen, als er ſeine 
erſte Audienz bei Minifter von Voß hatte.!) Doch muß das Ver- 
geſſene oder Verſäumte nachträglich wieder gutgemacht worden ſein, 
denn es iſt kaum anzunehmen, daß die ſchnell erfolgte Anſtellung 
Zerbonis als Kriegs- und Domänenrath bei der ſüdpreußiſchen Kammer 
zu Petrikau ohne Einholung eines Urtheils von ſeinem bisherigen 
Chef erfolgt ſein ſollte.?) 

Aus Petrikau erhielt dann Feßler, der, auf's Neue an fein Ver— 
ſprechen gemahnt, zunächſt die Freunde um Ausſprache ihrer Ideen 
erſucht hatte, von Zerboni „einige raſch hingeſchriebene“ Blätter, 
deren „exzentriſcher, von tiefgehender Unzufriedenheit zeugender Inhalt“ 
Feßler für die Bundeszwecke nicht wohl verwendbar ſchien. 

Feßler hatte bereits in Warmbrunn ſeinem Freunde Fiſcher von 
dem Gedanken Mittheilung gemacht, eine Geſellſchaft von Freunden 
zu gründen, die mit aller Anſtrengung an ihrer eignen ſittlichen und 
wiſſenſchaftlichen Ausbildung zu arbeiten entſchloſſen ſeien. Dieſer hatte 
es übernommen, das Ritual des neuen Bundes auszuarbeiten und 
hatte dabei an einen Bund gedacht, wie ihn einſt Pythagoras zu 
Kroton in's Leben gerufen haben ſollte. Er vermochte ſeine Arbeit 
bereits vorzulegen, als im Sommer 1793 die Freunde ſich wiederum 
in Warmbrunn zuſammenfanden, wo dann auch Conteſſa, den Zerboni 
erſt kürzlich beſucht, aber ſchon wieder verlaſſen hatte, ſich wiederholt 
einfand. Feßler berichtet über das Rituals): „Da wir es mit ſo 
exaltirten Menſchen zu thun hatten, ſo hielten wir es für zweck⸗ 


) In der Vertheidigungsſchrift Helds in 2. Inſtanz, Berl. Geh. St. -A. 
R 7 C17 fol. 34, bezeichnet Held dieſe „Lüge“ Hoyms als die eigentliche Urſache 
des Haſſes, den Zerboni gegen den Miniſter gehegt, vgl. auch Varnhagen, Leben 
Helds S. 34. . 

) Hoym ſchreibt zur Zeit von Zerbonis Verhaftung an einen Freund des 
Letzteren, er habe für Z.s Wohl und Verſorgung im gl. Dienfte Alles gethan 
(Zerboni) Aftenftüce zur Beurtheilung des Staatsverbrechens des K- u. D.-R. 
Z. 1800 S. 11, und in der anonymen Berichtigung einer Schmähſchrift „Das ge⸗ 
prieſene Preußen“ heißt es S. 95 von Zerboni „dieſer Niederträchtige war von 
Hoym gehoben und hatte ihm Alles zu verdanken.“ 

) Aufſchlüſſe S. 83. 
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mäßig, der Sache durch ein melancholiſch-ſchwärmeriſches Ritual auch 
eine äſthetiſche Form zu geben“. In der That fühlte ſich Conteſſa 
grade dadurch mächtig angezogen, und wir werden die Stimmung des 
Gedanken- oder Gefühlsaustauſches, in dem man ſich damals hier 
ergangen hat, kaum beſſer illuſtriren können als durch Einreihung 
der Feßlerſchen Schilderung eines Geſprächs, das die Drei, nämlich 
Pythagoras-Feßler, Kriton-Fiſcher und Thraſea⸗Conteſſa, in lauer 
Sommernacht, angeſichts des Kynaſts an einem Grabhügel gehabt 
hatten, nachdem ihnen Feßler zu Gemüthe geführt hatte, wie die 
Menſchheit vom Wege zur Vollkommenheit ganz und gar abgekommen 
ſei, ohne daß die Religion, der Weisheit Zwillingsſchweſter, ihnen ihrem 
eigentlichen Berufe nach hätte Hilfe bringen können. 9 

„Mit dieſen Gedanken und Bildern erfüllt, begegneten ſich im 
zweytauſend einhundert neun und achtzigſten Jahre nach Sokrates 
Martertode Pythagoras, Thraſea und Criton einander im Thale 
beym Grabhügel.“ — 

„Soll es immer ſo bleiben?“ fragte der Erſte. — Er ward 
verſtanden. 

„Disce mori!“ erwiderte der Zweyte und zeigte mit ſeinem 
Wanderſtabe auf das Grab. — Der Dritte beleuchtete mit der 
Laterne den Grabſtein, und die drey Wanderer des Thales laſen: 
„Invicta resurget!“ 

„Durch dieſe Hoffnung geſtärkt, durch die Freude ihres plötzlichen 
Findens erheitert boten ſie ſich einander die Hände, gaben ſich den 
Bruderkuß, ſetzten ſich hin auf moosbedecktes Geſtein und ruhten bey 
der heyligen Grabſtätte. Hinter ihnen ſtanden einſam und verlaſſen 
die Ruinen einer Burg; Licht, Recht und Glückſeligkeit ging von ihr 
aus, ſo lange ſie von den Söhnen der Vorzeit, den Männern von 
Kraft und Würde, bewohnet ward. Die Giganten hatten den be⸗ 
geiſternden Wohnplatz zerſtört, doch viele wurden von ſeinen Trüm⸗ 
mern erſchlagen. Noch lagen ihre Waffen, Mordwerkzeuge und Macht⸗ 
zeichen da; auf ihnen ſaß die Eule, wachte und forſchte. Am hell⸗ 
geſtirnten Himmel nahm aus Oſten ein furchtbarer Comet durch die 
Plejaden ſeine Bahn. Im dämmernden Lichte ſeines brennenden 


) Aufſchlüſſe S. 91. 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 
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Schweifes wurden die Brüder auf der Spitze des Grabmales eine 
Aloe gewahr. „Spät kommt ihre Blüthe!“ ſo unterbrach Pythagoras 
das feierliche Schweigen.“ — „Spät, aber gewiß;“ antwortete Criton; 
„wenn ſie mit Fleiß und Sorgfalt gepflegt wird.“ „Laßt uns Muth 
faſſen!“ — ſetzte Thraſea hinzu, — „Wir ſind nicht allein, die 
ihrer Blüthe harren; wir nicht die Einzigen, die ihrer Pflege ſich zu 
widmen bereit ſind. Zwei Vertraute meines Herzens ſind auch die 
Vertrauten meiner Wünſche, meiner Sorgen.“ 

„Auch meiner Seele ſind zwey Männer theuer,“ — erwiderte 
Pythagoras, „welchen die Aloe auf dieſem Grabmale das erhabenſte 
Sinnbild iſt, die in jedem Augenblicke des Selbſtgenuſſes mit be⸗ 
drängtem, unruhigem, arbeit und thatenbegierigem Herzen ausrufen: 
Soll es denn immer ſo bleiben?“ 

„O! ſo laßt uns in ein heiliges Bündniß zuſammentreten!“ 
rufte Thraſea. — „Zu welchem Zwecke?“ fragte Criton. — „Für 
Wahrheit und Recht!“ erwiderte begeiſtert Thraſea. — „Mit welchen 
Kräften?“ fragte warnend noch einmal Criton. — „Mit denen, welche 
unſer ſittlicher Werth, unſere Geſinnungen uns geben“, verſetzte 
Pythagoras. 

„Nur Euch geben, oder auch andern?“ fuhr Criton fort. — 
„Für jetzt nur uns;“ ſprach Pythagoras; — „wir legen den 
Grund. Iſt unſer Leben zu kurz, wollen unſere Nachfolger den Weg 
verlaſſen, den wir bahnten, ſo kehren wir doch mit dem edlen Bewuſt⸗ 
ſeyn heim, den Raum unſers Daſeyns mit Thätigkeit ausgefüllt zu 
haben. Nichts hoffen und dennoch wollen; aller Zuverſicht des Ge— 
nuſſes entſagen und dennoch ſich aufopfern und handeln; dieß, Freunde, 
iſt der Ruhm des Mannes.“ 

„Hier meine Hand!“ — ſagte Criton; — „ich habe mich nie 
verſagt, wo ein edler Endzweck die Laufbahn der Thätigkeit öffnete. 
Was an mir iſt, das ſey mit aufrichtigem Herzen Euch und der 
Sache der Menſchheit geweiht!“ „Der Bund iſt geſchloſſen!“ — rufte 
begeiſtert Thraſea. — „Noch nicht;“ verſetzte Pythagoras. 

Erſt müſſe der Bund Geſetze, eine Konſtitution haben. Dieſe 
zu ſchaffen hatte Feßler übernommen und ging nun wirklich an die 
Arbeit. Uns aber, denen er in ſeine Werkſtatt einzublicken geſtattet, 
will es ſcheinen, als ſei er bei dem Werke mit einer pedantiſchen 
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Gelehrſamkeit vorgegangen, die der ſchwärmeriſchen Einleitung wenig 
entſprach. Er bekennt, eine große Anzahl Paragraphen aus Schmidts 
Verſuch einer Moralphiloſophie, demnächſt aus Reinholds Briefen 
über die Kant'ſche Philoſophie mehrere dieſer Briefe entlehnt und 
dazu noch verſchiedene Denkſprüche aus Dyanaſore, einem an Sen⸗ 
tenzen und Geheimbündelei reichen, in Indien ſpielenden Romane eines 
öſterreichiſchen Offiziers von Meyern !), gefügt zu haben; als eigne 
Gaben traten dann noch hinzu etliche Sentenzen Feßlers und 
ſchließlich einige beſtimmte Geſetze des Bundes, welche denſelben als 
ausſchließlich der ſittlichen Vervollkommnung der Menſchheit geweiht 
bezeichneten. 

Als nun Feßler, wie er ſelbſt ſchreibt?), im 2190. Jahre am 
1. des erſten Monats Socraticus (16. Auguſt 1793) mit den Ge⸗ 
ſetztafeln vor den beiden Bundesbrüdern, die er hier zur Verfügung 
hatte, erſchien, war es erklärlich, daß ſelbſt Conteſſa, wie auch der neue 
Moſes wahrnahm s), von der Geſetzgebung ungleich weniger als von 
dem Ritual erbaut war, nichtsdeſtoweniger verpflichtete er ſich zugleich 
mit für ſeinen Freund Zerboni, und die beiden Anweſenden wählten 
Feßler zum Haupte des neuen Bundes, den man als den der 
Evergeten oder Gutesthuer, wie es damals einer der Theilnehmer 
überſetzte, nannte. 

Feßler fand bald in Carolath Gelegenheit, drei weitere Mit⸗ 
glieder zu gewinnen, ſeinen pädagogiſchen Collegen, den Informator 
Heinrich und zwei Beſucher, nämlich den Buchhändler Frommann aus 
Züllichau, der nachmals eine bekannt gewordene Buchhandlung in 
Jena begründete, und den Pfarrer Hartwig aus Kolzig, der dann 
eine Schrift verfaßte, welche jeder Religion das Recht beſtritt, ſich 
für alleinſeligmachend auszugeben. 

Die eigentliche Konſtituirung des Bundes erfolgte im November 
1793 unter ganz beſonderen Umſtänden, nämlich thatſächlich im 
Anſchluſſe an die Hochzeit Zerbonis, welcher Letztere Ende Oktober 
die hinterlaſſene Tochter des Regierungsraths von Reibnitz zu Glogau 
heimführte. Der junge Ehemann und von den Hochzeitsgäſten ſein 


) Erſte Auflage Wien 1787. 
2) Aufſchlüſſe S. 96. 
) Ebendaſelbſt S. 117 
2* 
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Schwager von Reibnitz, damals Regierungsrath in Petrikau, Hans 
von Held, Rath bei der Zollverwaltung in Poſen, und Conteſſa fanden 
ſich auf Feßlers Einladung am 9. November 1793 in den Ruinen des 
alten Schloſſes zu Polniſch⸗Tarnau (bei Freiſtadt) ein, wo dann auch 
Frommann und Hartwig Aufnahme heiſchend erſchienen. Ueber das, 
was hier vorgenommen worden, berichtet Feßler nur ſoviel, daß er 
die Bundesbrüder dringend gebeten habe, an ſeiner Statt einen 
andern Archiepiſtaten zu erwählen, da er das Gefühl habe, zu ſtarr 
in ſeinen Grundſätzen zu ſein, worauf aber die Verſammlung nicht 
eingehen mochte, und daß namentlich über die Ausbreitung des Bundes, 
die Eintheilung und die Frage der Geheimhaltung debattirt worden 
ſei!), von andrer Seite vernehmen wir, daß Feßler mehrere Reden 
gehalten, daß verſchiedene Ceremonien ausgeführt wurden und u. a. 
eine ſymboliſche Schneealpe zu erklimmen war. Auch das ſcheint 
gewiß, daß die Evergeten in weiten weißen Gewändern mit ſchwarzem 
Flor umgürtet erſchienen.?) 

Feßler ſelbſt ſchreibt?), es habe Niemand ein Gefühl der Be- 
friedigung aus Tarnau heimgetragen; am ehrlichſten war Hans 
von Held, er hatte bereits bei einem Beſuche in Carolath, als ihm die 
Konſtitution des Bundes vorgelegt worden war, offenherzig erklärt, 
daß das Ganze Nichts tauge, einmal weil er es nicht verſtände, und 
dann weil es Nichts zum Handeln darin gäbe.“) Dennoch ver- 
pflichtete er ſich darauf durch eine ſchriftliche Erklärung und übernahm 
ſogar die Epiſtaſie vom blauen Löwen (Südpreußen), allerdings, wie 
er verſichert !“), mit dem ſtillen Vorſatze, ſich um die Ausbreitung des 
Bundes nicht weiter zu kümmern. Er machte auch bald nachher 
ſeiner Unzufriedenheit Luft durch einen Brief an Zerboni, den dieſer 
dann unter den Bundesbrüdern circuliren ließ. Er bekannte, daß 
durch die dreibändigen Schwärmereien von Dyanaſore ſich durch⸗ 
zuarbeiten ihm ebenſowenig jemals gelingen würde, wie etwa Klop⸗ 
ſtocks Meſſias in einem Zuge durchzuleſen.“) 

1) Aufſchlüſſe S. 125 —141. 

2) Held a. a. O. S. 154. 

) Auſſchlüſſe S. 141. 

) Ebendaſelbſt S. 121. 


5) Held a. a. O. S. 151. 
6) Held S. 152. 
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Feßler konnte ſich ja wohl kaum darüber täuſchen, daß grade 
mit den geiſtig Regſamſten ſeiner Genoſſen eine wirkliche Ideen⸗ 
gemeinſchaft nicht aufrecht zu erhalten ſein würde. Er hatte wie zur 
Prüfung gleich den Eingang der Bundesgeſetze ſo ſchroff gefaßt, daß 
ſelbſt ein ſehr gemäßigter Anhänger der neuen Ideen ſchweren An⸗ 
ſtoß daran nehmen mußte. Punkt 1 der Geſetze ſchärfte den Ever- 
geten nicht nur unbedingten Reſpekt vor den Einrichtungen des Staates 
ein, ſondern verpflichtete dieſelben ſogar, „auch das ungerechte oder 
ungerecht ſcheinende Geſetz zwar nicht als gut und gerecht hinzuſtellen, 
wohl aber mit religiöſen oder politiſchen Gründen gegen die Un⸗ 
zufriedenen zu vertheidigen “.!) Auf ſolche Grundſätze einen Re⸗ 
publikaner wie Conteſſa und einen radikalen Staatsverbeſſerer wie 
Zerboni verpflichten zu wollen, war hoffnungslos. Und wenn nun 
alle politiſchen Reformideen ausgeſchloſſen waren, ſo daß nur die einer 
ſittlichen Vervollkommnung übrig blieb, und wenn die Forderungen, 
die Feßler aufſtellte, ſo ſtreng waren, daß, wie Held es ausdrückte Y, 
kaum Engel ſie hätten erfüllen können, oder daß ſie nach Zerbonis Urtheil 
auf eine Abtödtung der Sinnlichkeit hinausliefen ?), jo waren aller- 
dings Naturen wie Zerboni, at und Held recht wenig für Der- 
artiges geeignet. 

Haben wirklich die Geſetze des Bundes, wie ſie Feßler entworfen, 
ſchon bei der Konſtituirung des Bundes in Polniſch-Tarnau vor⸗ 
gelegen, ſo ſcheint Jenen kaum der von Zerboni erhobene Vorwurf 
einer plötzlichen Sinnesänderung!) zu treffen. Soviel iſt gewiß, 
daß auch Zerboni nur ungern den Gedanken aufgab, eine Perſönlich⸗ 
keit wie die Feßlers, deſſen Auftreten und Beredſamkeit dazu geeignet 
ſchien, auf Andre Eindruck zu machen und ſolche in ſeine Bahnen 
fortzureißen, ſich zu erhalten. Inzwiſchen hatte ſich nun auch Conteſſa 
mit Fiſcher mehr befreundet, und beide pflegten die Erinnerungen an 
die ſchwärmeriſchen Abende zu Warmbrunn im Sommer 1794. 
Fiſcher hatte ja damals dem Evergeten-Bunde ſelbſt ein Büchlein 


) Feßler, Aufſchlüſſe S. 97. 

) Ebendaſelbſt S. 142. 

) Zerboni, Aktenſtücke zur Beurtheilung der Staatsverbrechen des K.- u. 
DR. 3. (1800) S. 104. 

) Ebendaſelbſt S. 103. 
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gewidmet, betitelt: Die Ruinen am Bergſee, Bruchſtücke aus der Ge— 
ſchichte des Bundes für Wahrheit.) Er wie Conteſſa beklagten 
es ſchwer, daß Feßler im Sommer 1794 das Rieſengebirge nicht 
aufſuchte. Aber als Zerboni ſich dort wie gewöhnlich in Hirſchberg 
zu einem Beſuche bei Conteſſa einfand, beſchloſſen die drei hier ver— 
einigten Freunde ihren Hohenprieſter Feßler zu einer nochmaligen 
Zuſammenkunft für den 23. Juli nach Haynau einzuladen, wo dann 
ein Feſt der höchſten Vernunft gefeiert werden ſollte. 

Feßler fand ſich wirklich ein, wenngleich körperlich leidend und 
in wenig hoffnungsvoller Stimmung und brachte noch den Buchhändler 
Frommann mit. Man fand dort am 23. Juli die drei Briefſteller in 
dem bezeichneten Gaſthofe und, wie Feßler berichtet, unterhielt ſie 
dort bis 10 Uhr Abends Zerboni von dem Umfange und der Wichtig— 
keit ſeines Einfluſſes und von der Nichtswürdigkeit des Volkes, unter 
dem er lebte ?), ohne daß jedoch von Anſtalten zur Feier eines 
Feſtes der höchſten Vernunft etwas wahrzunehmen geweſen wäre. 
Tags darauf, berichtet Feßler, „ward bis um 10 Uhr der Leib gereinigt, 
gekleidet, mit Frühſtück verſehen und der Geiſt mit einigen Erzählungen 
von widerrechtlichen Bedrückungen und Amtsdeſpotismus zum Ernſte 
geſtimmt“. Als dann endlich Feßler ungeduldig fragte, weshalb man 
ihn hergerufen, begab man ſich zur Berathung in ein nahe gelegenes 
Wäldchen, und hier verlangten nun Zerboni und Conteſſa für den 
Evergetenbund Anerkennung folgenden Grundſatzes: „man müſſe 
vorher politiſch reformiren und dann erſt moraliſch beſſer machen, 
weil die politiſche Freiheit der moraliſchen (!) vorausgehen und der 
letzteren zur Grundlage dienen müßte“. 

Da Feßler in Uebereinſtimmung mit Fiſcher und Frommann 
dem nicht zuzuſtimmen vermochte, ſo trennte man ſich bald unbefriedigt, 
und der Evergetenbund ſchien thatſächlich ſein Ende gefunden zu haben, 
nachdem jetzt Zerboni und Conteſſa zurückgetreten waren, Held und 
Reibnitz ſchon ſeit der Tarnauer Zuſammenkunft Nichts mehr von 
ſich hatten hören laſſen und die andern Vier, nämlich Feßler, Fiſcher, 


) 1795 Züllichau bei Frommann (nachmals in Jena). Ein Exemplar 
deſſelben einzuſehen war dem Verf. bisher nicht möglich. 
) Feßler, Aufſchlüſſe S. 148, 149. 
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Frommann und Heinrich, wie der Erſtere ſchreibt ), in enger Freund- 
ſchaft, die keines Bundes bedürfe, zuſammenhielten. 

Aber im darauf folgenden Jahre 1795 machten wahrſcheinlich 
auf Anregung Leipzigers, der, nachdem der Friede zu Baſel geſchloſſen, 
heimkehren zu dürfen erwartete, Zerboni und Conteſſa brieflich neue 
Verſuche einer Wiederanknüpfung mit Feßler, und Conteſſa ſchlug in 
ſeiner Naivetät Jenem Folgendes vor: 

„Laßt uns offenherzig zu Werke gehn! laßt uns einander geradezu, 
ohne uns unter allgemeinen philoſophiſchen Definitionen zu verhüllen, 
unſere individuellen Zwecke, die wir in den Bund legen und durch 
ihn zu erreichen wünſchen, geſtehen! 1. Vorbereitung einer Revolu⸗ 
tion und 2. Verbreitung republikaniſcher Geſinnungen und Grund- 
ſätze, 3. Erziehung tüchtiger Werkzeuge und Demagogen, um die 
Giganten zu bekämpfen und auszurotten, 4. bey einer entſtehenden 
Veränderung der Dinge das Volk und die Revolution zu leiten 
oder doch leiten zu helfen.“ ?) 

Feßler nahm ſich wirklich die Mühe, Satz für Satz dem enthufi- 
aſtiſchen Republikaner zu widerlegen, aber er ſagte ihm auch ernſtlich 
die Wahrheit und ließ ihm wie Zerboni keinen Zweifel, daß falls ſie 
nicht ihre Grundſätze aufgäben, eine fernere Gemeinſchaft nicht be— 
ſtehen könne. Aus dieſem Briefwechſel, der in den Frühling des 
Jahres 1795 gehört, mag hier ein Schreiben Zerbonis an Feßler 
ſeine Stelle finden, nicht als ob daſſelbe für die Schickſale des Ever— 
getenbundes eine beſondere Bedeutung hätte, ſondern weil es für den 
Briefſteller, der ja vornehmlich in dem weiter zu Erzählenden eine 
Hauptrolle ſpielt, beſonders charakteriſtiſch erſcheint. 

Der Brief vom 13. Mai 1795 lautet: 

„Ich ſcheine mich zweymahl in meinem Urtheile über Dich 
gleich ſtark geirrt zu haben; einmahl, als ich Dich nach der erſten 
flüchtigen Bekanntſchaft für einen unſittlichen Mönch hielt, der nicht 
aus Ueberzeugung, ſondern aus Hang zur Wolluſt ſein Kloſter 
verlaſſen hätte; das zweyte Mal, als ich nach unſerer näheren 
Verbindung in Dir den durch Vernunftgründe beſtimmten, ent- 


) Auſſchlüſſe S. 277. 
) Auſſchlüſſe S. 158. 
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ſchloſſenen, von aller Eitelkeit geläuterten, reſignirten Mann fand, 
der es würdig geweſen wäre, das Organ der göttlichſten Ver⸗ 
einigung menſchlicher Kräfte zu ſeyn.“ 
|| „Ich bin gern, und mit vieler Beſchämung, von meinem 
erſten, mit geringerer Beſchämung, aber mit innigem Schmerze 
von meinem zweyten Irrthume zurückgekommen.“ 
„Vor Monaten habe ich Dir in einer Sache von dem äußerſten 
Belange geſchrieben. — Du antworteſt nicht. — Der Mann, der 
eine neue kritiſche Ausgabe eines römiſchen Philoſophen in ſeiner 
Urſprache für das erſte, wichtigſte Bedürfniß unſerer Zeit halten 
und an dieſe Jahre verſchwenden kann, kennt das Bedürfniß der 
Zeit oder die Menſchen nicht, unter denen er lebt. — Der Mann, 
der einen großen Zweck der kleinlichen Eitelkeit opfert, für einen 
mittelmäßigen Philologen zu gelten, wird nicht durch Vernunft⸗ 
gründe, ſondern durch geringe menſchliche Leidenſchaften beſtimmt! 
Du verdankſt dieſe Erklärung der Geradheit meines Herzens und 
der Rückerinnerung an das, was Du mir und meinen Freunden 
zu ſeyn verſprachſt. Rechtfertige Dich, ich beſchwöre Dich, wenn 
Du es vermagſt! Wie glücklich würde mich die Ueberzeugung 
machen, das zweytemahl minder, als das erſte, in Dir geirrt zu 
haben! Aber — mache keinen vergeblichen Verſuch, mir zu im- 
poniren! Ich bin volljährig und habe zur Selbſtprüfung Wille 
und Kraft. Erinnere Dich, daß ich für Authoritäten nur ein mit⸗ 
leidiges Lächeln habe und den Deſpotismus der Meynungen noch 
mehr als den im bürgerlichen Leben verabſcheue!“ 


Der Brief kann uns als richtiges Vorſpiel jenes andern wenig 
ſpäter an Hoym geſchriebenen und in gewiſſer Weiſe hiſtoriſch ge⸗ 
wordenen erſcheinen, ganz beſonders auch darin, daß Zerboni, indem 
er die brutale Rückſichtsloſigkeit, mit der er den Adreſſaten anfällt, 
als edle Aufrichtigkeit ſich ſelber zum Ruhme anrechnet, dann auch 
Jenem zumuthet, ihm dafür noch Dank zu wiſſen. 

Im Sommer 1795 kam nun auch Leipziger, während des Yeld- 
zugs zum Hauptmann befördert, zurück und benutzte, ehe er ſich in 
ſeine neue Garniſon Schweidnitz begab, einen ihm bewilligten drei⸗ 
monatlichen Urlaub zu einem längeren Beſuche bei ſeinem Oheime, 
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dem Amtsrathe von Hartmann auf Briesnig!) bei Glogau, an welchem 
letzteren Orte er dann wiederholt mit den beiden jedenfalls ſeinet⸗ 
wegen hierhergekommenen Freunden Zerboni und Conteſſa ſich zu- 
ſammenfand.?) 

Feßler berichtet nun über das Weitere, Leipziger habe ſich am 
14. Auguſt bei ihm in Carolath eingefunden, von da ſeine (Feßlers) 
Bundeskonſtitution mit ſich genommen und ihm nach wenig Tagen 
unterſchrieben zurückgeſandt, allerdings mit dem Bemerken, daß die- 
ſelbe zu wenig praktiſch und zu philoſophiſch ſei. Zugleich habe er es 
als ſeinen ſehnlichen Wunſch ausgeſprochen, Feßler möge von ſeiner 
Strenge in Ausſchließung aller politiſchen Tendenz etwas ablaſſen, 
um eine Wiedervereinigung Aller zuſtande zu bringen.“) 

Inzwiſchen hatten Zerboni und Conteſſa Leipziger aufgeſucht 
und dieſer ſich bereit finden laſſen, mit ihnen zuſammen den Ent⸗ 
wurf zu einer neuen Bundesakte aufzuſetzen (vom 22. Aug. 1795). 
Derſelbe ging von dem Gedanken aus, daß „eine Vervollkomm⸗ 
nung und Beglückung der Menſchen ohne politiſche Freiheit nicht 
denkbar und daher die Verbannung der Willkür aus der Regierung, 
Herſtellung der Herrſchaft der Geſetze und Repräſentation des Volles 
zu erſtreben ſei“. Feßler lehnte zugleich im Namen ſeines Freundes 
Fiſcher die Theilnahme an einem Bunde ab, der über die Idee 
moraliſcher Vervollkommnung hinaus politiſche Zwecke zu verfolgen 
gedenke; ſeiner Ueberzeugung nach komme ein moraliſch herangereiftes 
Volk ſicher zu guten Inſtitutionen, während, wie die Geſchichte aller 
Zeiten und Völker zeige, auch die beſten Geſetze Nichts hülfen, wenn 
die Moralität, das Fundament aller Geſetzgebung, fehle.“ 

Hierauf erfolgte dann noch eine Erklärung Leipzigers ganz im 
Sinne der entſprechenden früheren Zerbonis, daß er zur eignen mora⸗ 
liſchen Vervollkommnung eines Bundes entbehren zu können glaube, 
als Zeugniß dafür, daß auch er auf die Seite der beiden politiſchen 


) So muß es unzweifelhaft ſtatt Gränitz, wie in den Unterſuchungsakten 
gegen Leipziger, Berliner Staatsarchiv R 7 c 14 d (11) ſteht, heißen. 

2) Daß hier von einem zufälligen Zuſammentreffen, wie es L. in dieſen 
Akten darſtellt, nicht die Rede fein kann, ergiebt ſich aus dem ganzen Zuſam⸗ 
menhange. 

) Auſſchlüſſe S. 277ff. 
) Aufſchlüſſe S. 283 ff. 
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Sezeſſioniſten getreten war. Ganz leicht ift ihm die Trennung von 
den alten Freunden nicht geworden und noch ſchwerer ſicherlich dem 
ſchwärmeriſchen Conteſſa. Nur Zerboni, der gewöhnt war von Men- 
ſchen gering zu denken, die ſich ſeiner Meinung nicht fügen mochten, 
hegte fortan für die Evergeten Nichts als Zorn und Verachtung. 
Mit der ihm eignen Art, auf wenig Menſchenkenntniß die ab- 
ſprechendſten Urtheile zu gründen, behauptet er in einem Briefe 
an Conteſſa: „Die Leute ſind nicht Schwärmer, ſie ſind Heuchler 
und Schurken, kleinlich ſtolze, unwürdige Menſchen“.!) In einem 
andern Briefe ſchreibt er: „Feßler iſt doch noch ein Marionetten- 
ſpieler, und dem vergiebt man, wenn er ſein Brot dabei findet, 
ſeine Puppen durch lebende Perſonen zu erſetzen. Aber die lebenden 
Männchen, die ſich am Drahte ziehen laſſen und dabei alle Welt 
glauben machen wollen, daß ſie von ſelbſt ſpringen, erregen nicht nur 
Gelächter ſondern Mitleiden“. ?) 

Feßler hatte kaum einen Grund zu bedauern, daß ſeine Wege 
ſich von denen ſeiner bisherigen Bundesbrüder ſcharf ſchieden, aber 
auch ſeine Schickſale haben ſich wechſelvoll und bewegt geſtaltet, und 
es mag ihrer ſowie der ſeines Freundes Fiſcher, ehe wir Beide aus 
dem Geſicht verlieren, in Kürze gedacht werden. 

Feßler ſiedelte 1795, da ſein prinzlicher Gönner, der 1791 Fürſt 
von Carolath geworden war, ſich durch finanzielle Bedrängniſſe zur 
Auflöſung ſeines kleinen Hofſtaats veranlaßt ſah, nach Berlin über, 
wo er dann auf freimaureriſchem Gebiete ſehr thätig geweſen iſt und 
hier noch einmal durch eine Reform der Loge Royal Pork zur Freund- 
ſchaft als deren Haupt eine angeſehene Stellung zu erwerben vermocht 
hat, wo wir ihm dann weiter im Laufe dieſer Darſtellung be- 
gegnen werden. Für Feßler war dieſer Berliner Aufenthalt, wo er 
ein Jahrzehnt im regen Verkehr mit vielen geiſtig bedeutenden 
Männern lebte, ſeine glücklichſte Zeit. Ihr machte ein jähes Ende der 
unglückliche Krieg von 1806, der ihm ſeine Penſion koſtete und ihn 
in ſchwere Bedrängniß brachte, der er erſt 1809 durch einen Ruf 
als Profeſſor nach Petersburg entriſſen wurde. In Rußland iſt er 


) 1796 Febr. 11. Aus den Unterſuchungsakten im Geh. St.⸗A. zu Ben: 
) 1796 März 13. Ebendaſelbſt. 
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dann auch nach manchen Wandlungen 1839 als Generalſuperintendent 
zu Saratow 83 Jahr alt geſtorben. 

Sein Freund Fiſcher hatte feine Konrektorſtelle 1796 niedergelegt, 
als er ſich mit der verwittweten Baronin v. Bothmer auf Kammers⸗ 
waldau vermählte. Nach deren Tode 1799 iſt auch er nach Berlin 
übergeſiedelt und hat dort in treueſter Gemeinſchaft mit Feßler bis 
zu deſſen Fortgange nach Rußland gelebt. Feßler ſchreibt von ihm, 
er ſei ſein täglicher Geſellſchafter, mit ſeiner hohen klaſſiſchen Bildung 
fleißiger Theilnehmer feiner Studien und durch feine tiefe Gemüth— 
lichkeit treuer Pfleger und wohlthätiger Nährer für des Freundes 
wiedererwachenden religiöſen Sinn geworden.!) Fiſcher hat noch ver- 
ſchiedene Schriften mehr oder weniger myſtiſchen Inhalts wie z. B. 
die Eleuſinien des XIX. Jahrhunderts verfaßt und iſt 1816 zu Wien 
geſtorben; ob er dort zum Katholizismus übergetreten iſt, ließ ſich 
nicht ermitteln. 
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Wenn, wie wir ſahen, der Bund der Evergeten thatſächlich dadurch 
geſprengt worden war, daß Zerboni, Conteſſa und Leipziger, weil ihr 
Verlangen, die Vereinigung auch auf das Gebiet der Politik aus- 
zudehnen, von Feßler und deſſen Freunden Fiſcher und Frommann 
abgelehnt worden war, ſo mußte ſich nun zeigen, ob die erſtgenannten 
Drei den Verſuch machen würden, einen neuen Bund mit ausgeſprochen 
politiſcher Tendenz zu gründen. 

Vielleicht würden Zerboni und Conteſſa, hätten ſie allein geſtanden, 
es mit ſolcher Gründung nicht beſonders eilig gehabt haben; wohl aber 
mochte ihnen, nachdem ſie einmal Leipziger, der nicht ganz leichten 
Herzens ſich von Feßler und deſſen Genoſſen getrennt hatte, zu ſich 
hinübergezogen, es wie eine Verpflichtung erſcheinen, dem Hauptmann, 
der ſich vermuthlich bereits darauf gefreut hatte, nach ſeiner Heimkehr 
wieder in dem Spiele ſolchen Geheimbundes mitzuwirken, einen gewiſſen 
Erſatz zu bieten, und es iſt durchaus wahrſcheinlich, daß bereits bei 
dem Zuſammentreffen der Drei in Glogau während des Spätſommers 


) Rückblick S. 288. 
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1795 Vereinbarungen darüber getroffen, und daß alſo ſchon vorher 
die erſtgenannten Beiden unter ſich über eine neue Stiftung einig 
geworden ſind. 

Conteſſa, der aus ſeiner prinzipiell republikaniſchen Geſinnung 
kaum ein Hehl machte, war damals noch beſonders erregt infolge der 
Verluſte, welche ihm als Kaufmann der lange Krieg gegen Frankreich 
brachte. Unter dem 3. Februar 1795 ſchrieb er an Zerboni mit 
Bezug auf die Eroberung Hollands durch die Franzoſen: „werden 
wir uns denn entſchließen können, unſre Durchlaucht Schweſter Erb- 
ſtatthalterin in der Patſche ſtecken zu laſſen? Es iſt freilich wahr, 
daß der Staat bei einer Fortſetzung dieſes heilloſen Kriegs die 
äußerſte Gefahr läuft, und daß der Wohlſtand der Individuen größten⸗ 
theils zu Grunde gerichtet würde. Aber was will denn auch die Wohl⸗ 
fahrt von einigen Millionen Canaillen ſagen, wenn es auf das 
Intereſſe einer ſo hohen Familie ankommt?“ 

„Sollte das Gerücht eines Bruches mit Rußland wahr werden 
und die Nation auch dann noch nicht aufſtehen, um ihr Wohl ſelbſt 
wahrzunehmen und die Spitzbuben von Stellvertretern zum Teufel 
zu jagen, jo ſind wir es werth, unter die ruſſiſche Knute zu kommen. — 
Wenn doch Alles ſo wäre, wie es ſein ſollte oder auch nur der 
Anſchein wäre, daß es ſo werden könnte, daß es ſich einmal der 
Mühe verlohnte, das große Hazardſpiel mit unſern Köpfen zu be- 
ginnen.“ !) 

Und es ward ja bereits angeführt, daß er in ſeinem Briefe an 
Feßler vom 29. März 1795 als Programm des Evergetenbundes 
hingeſtellt zu ſehn verlangt hatte: Vorbereitung einer Revolution, 
Verbreitung republikaniſcher Geſinnungen, Erziehung tüchtiger Dema⸗ 
gogen, die bei dem Ausbruche einer Revolution das Volk leiten 
könnten.?) 

Doch ſo radikale Ideen zur Grundlage des neuen Bundes zu 
machen, würde ſchon Zerboni nie eingewilligt haben. Dieſer war 
kein Republikaner, ſondern einfach ein unzufriedener Beamter, der 
mißmuthig darüber, daß 1794 ſein Gönner der Miniſter von Voß 


) Unterſuchungsakten gegen Zerboni und Genoſſen im Berliner Geh. St. A. 
R. 7 c 14 d (4) fol. 18. 
) Feßler, Aktenmäßige Aufſchlüſſe über den Bund der Evergeten S. 158. 
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in der Verwaltung Südpreußens durch den Miniſter von Hoym er- 
ſetzt worden war, durch eigne Erlebniſſe, auf die wir noch zurückzu— 
kommen haben werden, in eine Erbitterung gerathen war, bei deren 
Erzeugung verletzte Eitelkeit und wirkliche patriotiſche Empfindung 
zuſammengewirkt hatten, die aber nimmermehr ſo groß hätte werden 
können, hätte er nicht mit ſeiner raſchen Art jedem umlaufenden Ge- 
rüchte Glauben geſchenkt. Solche Gerüchte liefen in jener erregten 
Zeit viele um, und Hoyms bekannte Schwäche, vornehmlich ſeine 
Konnivenz gegen vornehme Perſönlichkeiten, wurde da in's Ungemeſſene 
vergrößert, ſo daß am Ende Zerboni ſich von Nichts als ſchändlicher 
Korruption in den Beamtenkreiſen umgeben glaubte. 

Dieſer Korruption und überhaupt der Bedrückung des Volkes 
durch die Beamten entgegenzutreten, ſollte nun nach Zerbonis Plan 
der Endzweck eines neu zu ſtiftenden Geheimbundes werden. Er 
ſelbſt präziſirt in ſeiner Vertheidigung ſeine Abſichten folgendermaßen: 
„ich glaubte, daß eine Verbindung von ausgezeichnet redlichen, un- 
beſtechlichen Männern, die ſich immer mehr auszubreiten, Leute von 
Einfluß an ſich zu ziehn, in die geheimſten Gewebe lichtſcheuer Ab— 
ſichten einzudringen und ſich der Belege verderblicher Handlungen zu 
bemächtigen ſuchten, von Wirkung ſein könnte, wenn ſie es ſich zum 
Geſchäfte machte, die Wege der Bosheit und des Betruges in öffent- 
lichen Blättern nach Bedürfniß entweder nur ahnen zu laſſen oder 
förmlich an das Publikum zu verrathen, die, wenn auch dieſes fruchtlos 
bliebe, zuletzt die Reſignation hätte, durch einen aus ihrer Mitte ge- 
wählten Repräſentanten den Verbrecher förmlich vor Gericht an— 
zuklagen.“ !) 

Der Gedanke war ſo abenteuerlich wie nur möglich. Wir mögen 
uns erinnern, wie ſchon 1795 Fehler klagte, daß Zerboni bei der 
Bundesverſammlung in Haynau ſtundenlang fie bloß von den Uebel— 
thaten der ſüdpreußiſchen Beamten unterhalten habe. Und weil nun 
in dieſer neuen Provinz, wo ein minderwerthiges Beamtenthum in⸗ 
mitten einer an Beſtechlichkeit gewöhnten polniſchen Bevölkerung unter 
einer nicht eben energiſchen Leitung wirkte, manche Unregelmäßigkeiten 
vorgekommen ſein mochten, die in dem exaltirten Kopfe des jedem Ge— 


1) Zerboni, Aktenſtücke ꝛc. 1800 S. 112. 


30 II. Das moraliſche Vehmgericht 1795/6. 


rüchte Glauben ſchenkenden Zerboni in's Ungemeſſene aufgebauſcht 
wurden, ſollte alſo nun ein über den ganzen preußiſchen Staat ſich 
verbreitender Geheimbund in's Leben treten, um die Korruption der 
Beamten aus der Welt zu ſchaffen? Und dieſes große Werk ſollten 
zunächſt die drei Männer Zerboni in Petrikau, Conteſſa in Hirſchberg 
und Leipziger in Schweidnitz in die Hand nehmen? 

Aber wie abenteuerlich die Idee auch erſcheinen mußte, ſo gingen 
die beiden Andern doch darauf ein. Conteſſa, ohnehin gewöhnt, dem 
Freunde ſich unterzuordnen und durch den Baſeler Frieden um Vieles 
milder geſtimmt, vertagte ſeine revolutionären Abſichten und wußte 
ſogar dem Zerboniſchen Plane eine höchſt romantiſche Seite abzuge— 
winnen, indem er für den neuen Bund den wohlklingenden Namen 
eines moraliſchen Vehmgerichtes erfand, der dann auch den Haupt- 
mann von Leipziger reizte, dem man außerdem verſicherte, daß der 
Bund ſich ganz wohl mit freimaureriſchen Beſtrebungen in Einklang 
bringen ließe, und deſſen politiſche Bedenken man durch die Erklärung 
beruhigte, es handle ſich einfach darum, „den großen Bedrückungen, 
welche das gemeine Volk von den Edelleuten und niedern Offizianten 
erleide, und den vielen Ungerechtigkeiten und Betrügereien, die aus— 
geübt würden, zu ſteuern und fie zu hemmen“. Da das aus der Ge- 
ſchichte bekannte Vehmgericht nicht wieder einzuführen ſei, ſo wolle 
man ein moraliſches Vehmgericht anordnen, „welches die Bedrückungen 
und pflichtwidrigen Handlungen durch anonymiſche Anzeigen rügen 
und zur öffentlichen Kenntniß bringen ſollte “.!) 

Bei den Beſprechungen in Glogau erklärte Zerboni, jo mit Be- 
rufsgeſchäften überhäuft zu fein, daß er die Ausarbeitung des Bundes— 
planes den beiden andern Freunden überlaſſen müſſe; hier wollte nun 
Conteſſa den Grund legen, die eigentliche Konſtitution entwerfen, während 
Leipziger den zweiten Grad und damit die Form für die Satzungen 
des Vehmgerichts auszuarbeiten übernahm. Leipziger verſichert, nach 
der Rückkehr in ſeine Schweidnitzer Garniſon an den ganzen Plan 
nicht weiter gedacht zu haben, aber Zerboni mahnte brieflich daran, 
und ſo begab ſich denn Mitte April 1796 Leipziger zu Conteſſa nach 


) Aus dem Verhöre Leipzigers in den ſpäteren Unterſuchungs-Akten im Geh. 
Staatsarchiv R 7 e 14 d (11) fol. 2. 
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Hirſchberg, um Weiteres zu verabreden. Darauf wanderte Conteſſas 
Ausarbeitung zu Leipziger, der Anmerkungen, vornehmlich das Formale 
betreffend, dazu machte; Leipziger wiederum ſandte ſeinen Entwurf 
des zweiten Grades zur Prüfung an Conteſſa, und das Ganze ging 
dann an Zerboni, der aber ſchließlich zur Beurtheilung der Entwürfe 
nicht die Muße gefunden hat. 

Zwiſchen Conteſſa und Leipziger war es inzwiſchen auch noch zu 
Verabredungen über verſchiedene Einzelheiten gekommen. So hielt 
man an der aus dem Illuminatenorden entlehnten Sitte von Bundes⸗ 
namen feſt; angeblich um anzudeuten, daß alle Unterſchiede, die etwa 
durch Stand, Titel und Würden gemacht werden könnten, für den 
Verkehr der Bundesbrüder untereinander fallen müßten. Leipziger 
nannte ſich Miltiades, Conteſſa Valerius, Zerboni Orion. Auch 
dachte man an Einführung einer neuen Zeitrechnung für die Bundes— 
angelegenheiten, und ſowie die Freimaurer von Erſchaffung der Welt 
an rechneten und die Evergeten vom Tode des Sokrates, ſo ſchlug 
Conteſſa eine neue Aera von der Entſtehung der alten Vehmgerichte 
vor, für die er das Jahr 772 (aus welchen Gründen bleibt unbe- 
kannt) annehmen zu dürfen glaubte.!) Doch ſcheint ihm ſelbſt das 
Jahr nicht ſo ganz ſicher, und er greift ſelbſt lieber nach einem anderen 
Vorſchlage, die Epoche von dem Beginne des Nordamerikaniſchen Frei 
heitskrieges, 18. April 1775, zu rechnen. Praktiſch iſt weder das 
Eine noch das Andere geworden. Ebenſowenig iſt das von Conteſſa 
entworfene Siegel, eine über einem griechiſchen Tempel aufgehende 
Sonne, zur Verwendung gekommen; wohl aber hat man, um die 
ſchlimmſten Dinge in den Briefen zu verhüllen, angefangen, in den 
Briefen ſich einer unter den Freunden verabredeten Chifferſprache zu 
bedienen. 


) Aus einem Briefe Conteſſas an Zerboni vom 2. Mai 1796 (Berl. Geh. 
St.⸗A. R Te 14 d fol. 30). Zur weiteren Illuſtration von Conteſſas Kenntniſſen in 
Betreff des Vehmgerichtes möge hier noch folgende Stelle über die Eröffnung 
einer Verſammlung einen Platz finden: „Oberrichter: Bruder Wachthabender, iſt 
die Verſammlung der Wiſſenden geſichert? 

Wachthabender (überzeugt ſich nochmals und antwortet ſodann): Wir ſind 
auf rother Erde. Hierzu als Anmerkung Conteſſas: rothe Erde (bekanntlich eine 
Bezeichnung für Weſtfalen, die Hauptſtätte des alten Vehmgerichtes) iſt der Aus⸗ 
druck der Vehme für ein Land, wo ihr Orden blühte und ſie geſichert waren.“ 
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Aus der Conteſſa'ſchen Denkſchrift !) möge hier zur Charakte⸗ 
riſirung der bei dem ganzen Bunde verfolgten Ideen ein Abſchnitt 
folgen. j 

„Der Bund iſt eine Vereinigung der Guten gegen die Böſen, 
gegen Laſter und Bosheit, Unrecht und Unterdrückung der Menſch— 
heit; niemals noch hat ſich der Stärkere dem Schwächeren unter- 
worfen: der Schwache iſt von Natur zur Unterwürfigkeit beſtimmet, 
weil er braucht; der Starke herrſcht, weil er nutzen und geben kann. 
Laßt den Schwachen ſtark und den Starken ſchwach werden, fo 
wechſeln ſie den Platz. 

Die Stärke der noch jetzt in der Welt herrſchenden Vorurtheile 
iſt eine conventionelle Stärke, die ſich durch den Mißbrauch finſterer 
Jahrhunderte erſtärkt und ermächtiget hat und durch den Druck der 
gefeſſelten Menſchheit im Beſitz ihrer uſurpirten Gewalt erhält. Sucht 
dieſe von den Feſſeln des Vorurtheils zu entledigen, mindert den 
Druck des Aberglaubens, einer falſchen, im Dienſte der Entwürdiger 
ſtehenden Religion, belebet und erhöhet das Gefühl ihrer Würde, 
ihrer Rechte und ihrer Kräfte, und ihr habt den Schwachen zum 
Starken erhoben, der Platz iſt gewechſelt. 

Dies zeigt uns unſern Wirkungskreis. Als Gerichte der mora⸗ 
liſchen Vehme wachen wir am Heiligthume der Menſchheit. Wir 
ſuchen thätig und ausdauernd das Gute zu befördern, das Böſe und 
Schädliche zu verhindern oder doch unſchädlich zu machen. In dieſer 
Rückſicht iſt es dem Geiſte und der Tendenz des Vehmgerichts gemäß, 
nach Einfluß zu ſtreben. Aber wehe dem, der ihn gleich den Ver— 
worfenen, die wir bekämpfen, nur zu ſeinen ſelbſtiſchen Abſichten, zu 
ſeiner Verherrlichung und nicht zum Wohle, oder wohl gar gegen das 
Beſte der Menſchheit braucht. Er hat ſich des Laſters ſchuldig ge- 
macht, das er in Andern richten wollte; ſein Verbrechen iſt doppelt 
groß, und ſeine Strafe wird doppelt ſchwer ſeyn. 

Wir beobachten beſonders den Charakter und die Handlungen 
ſolcher Menſchen, von denen das Wohl oder Wehe ihrer Brüder ab- 
hängt. Wir ſuchen ihnen Weg zu bahnen oder ihnen durch die ganze 
Kraft unſerer Verbindung entgegenzuwirken, je nachdem ihre Grund- 


) Berl. Geh. St-W. R 7 c 14 d (15). 
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ſätze und Handlungen der guten Sache hold oder zuwider ſind. Wir 
forſchen ihren Triebfedern nach, ſuchen die geheimen Belege ihrer 
Thaten in die Hände zu bekommen und verwenden dieſe Mittel nach 
den Vorſchriften und dem Geheiß des V., in deſſen Mittelpunkt 
ſich alle dieſe Lichter und Kenntniſſe ſammeln müſſen. Der Geiſt 
der Zeit hat uns eine treffliche Waffe gegen die Verworfenheit der 
Böſen gegeben, und wir müßten ihre Furcht vor derſelben immer- 
mehr vergrößern, denn manches unterbleibt oder geſchieht dann aus 
Furcht, was nach Grundſätzen nicht unterblieben oder geſchehen wäre. 

Dieſe Waffe iſt die Publicität. Mit ihrem Dolche bewaffnet 
richten wir unter dem Mantel der Anonymität den Frevler, wo wir 
auf dem Wege der Gegenwirkung zu ſchwach ſind oder unſere Sicher⸗ 
heit und künftige Wirkſamkeit vergeblich compromittiren würden. 

Der Kampf gegen Aberglauben und Vorurteile aller Art, ſo wie 
die Verbreitung der Aufklärung einer reinen Gottesverehrung, ge⸗ 
läuterter Religionsbegriffe, und Achtung der bürgerlichen Geſetze iſt 
unſer heiligſtes Geſchäfte. Wir ſuchen es auf allen Wegen auszuüben, 
die die Gelegenheit und der Augenblick nach unſrer jedesmaligen Lage 
zeigt, und die unſre Vernünftigkeit und Moralität uns zu gehen 
erlaubt. 

Deshalb und zu dieſen Zwecken müſſen die Wiſſenden: 

1. Ein Journal führen, worin fie alles Merkwürdige verzeichnen, 
zu deſſen Kenntniß ſie gelangen, und welches den Geiſt der Zeit und ihrer 
Mitbürger, ſo wie den Grad ihres Fortſchreitens bezeichnet. Charakte⸗ 
riſtiſche Außerungen und Handlungen von Menſchen, die entweder 
durch perſönliche Talente, oder durch politiſchen Einfluß wichtig ſind, 
ſo wie ſolche, die den Zuſtand und die Denkart des Bürgers und 
der Menge ſchildern, gehören vorzüglich hierher. Anzeigen von merk 
würdigen Büchern und Schriften, Auszüge, Aufſätze eignes Nach⸗ 
denkens ꝛc. ſind hier ebenfalls ſehr an ihrem Orte und empfehlen 
bei den Vätern des Bundes vorzüglich. 

2. Sie müſſen ſich ferner möglichſt genaue Kenntniſſe über das 
Weſen der Geſellſchaft, ihre Einrichtungen, Verfaſſungen, Geſetze, 
Einkünfte, Hülfsquellen ꝛc. zu verſchaffen ſuchen, um durch weiſe 
Rathſchläge, Einſicht und zweckmäßige Einwirkung zur Glückſeligkeit 
der Menſchen beitragen zu können; wie denn überhaupt litterariſche, 

C. Grünhagen, Zerboni und Held. 3 
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moraliſche und politiſche Ausbildung die erſte unerläßlichſte Pflicht 
jedes Wiſſenden iſt, der dieſen Namen, ohne vor ſich ſelbſt zu erröthen, 
führen und ſich würdig machen will, ein Werkzeug zur Verbeſſerung 
und zur Beglückung ſeines Gleichen zu werden. 

3. Sie müſſen dem Vorſteher ihres Stuhls wenigſtens viertel⸗ 
jährig einmal ſchreiben und ihm einen Auszug ihrer Erfahrungen 
und Beobachtungen mittheilen, welcher die Reſultate der eingegangenen 
Berichte und die wichtigſten Aktenſtücke an den Provinzial-Obern ein⸗ 
zuſenden hat. 

4. Sie entwürfen zu dieſem vierteljährigen Bericht womöglich alle⸗ 
mal wenigſtens eine Charakteriſtik eines guten oder böſen, brauchbaren 
oder unſern Zwecken beſonders hinderlichen ausgezeichneten Menſchen. 

5. Jährlich wenigſtens einmal ſchreiben ſie an den, Brovinzial- 
Obern und theilen ihm das wichtigſte ihrer Erfahrungen und Be⸗ 
obachtungen directe mit. Auf dieſem Wege ergehen auch die Be⸗ 
ſchwerden, die fie gegen ihre Local⸗Obern haben könnten. Sie ſind 
ſogar verpflichtet, die Handlungen und Schritte dieſer Brüder genau 
zu beobachten, um dem Provinzial⸗Obern ihre Bemerkungen darüber 
mitzutheilen. 

6. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, und jeder Wiſſender hat 
ſich ſchon vor dem Eintritt dazu verpflichtet, jede Arbeit, die ihm zu⸗ 
getheilt wird, willig zu übernehmen und nach ſeinen Kräften, Kennt⸗ 
niſſen und Fähigkeiten auszurichten.“ 

Von der Ausarbeitung Leipzigers über den zweiten Grad!) können 
uns die in ſehr allgemeinen Redensarten gehaltenen anfänglichen 
Zwieſprachen kaum intereſſiren, ſondern höchſtens die Form, in der 
ſich unſer Verfaſſer wirklich ein derartiges moraliſches Vehmgericht 
vollzogen gedacht hat, und zwar den Theil, in welchem es ſich um 
die Beſtrafung des Laſters handelt. Nachdem hier die Tagesordnung 
vom Präſidenten feſtgeſetzt worden, alſo entſchieden iſt, über welche 
der vorher von den Einzelnen berichteten „ſchlechten Handlungen“ zu 
Recht geſeſſen werden ſoll, erklärt der Präſident: 

„Richter des heimlichen Gerichts, ihr habt aus dem Vortrage des 
Richter N. die ſchlechten Handlungen des Profanen N. gehört; es iſt 


) In demſelben Aktenſtück. 
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zum Wohl der Menſchheit nöthig ihn über ſeine Verhältniſſe zu be⸗ 


richtigen, ihn wo möglich zum Menſchen zu machen; erkennt ihr mit 


mir die angezeigten Handlungen für ſchlecht? 
Die Brüder antworten nach ihrer Ueberzeugung entweder ja! — 


oder wenn einer glaubt, daß dieſe Handlungen ſich entſchuldigen 


laſſen, ſo ſagt er ſeine Meinung. Wenn alle Brüder ja ſagen, ſo 
braucht nicht geſtimmt zu werden, wenn aber ein Bruder Einwen⸗ 
dungen macht, ſo muß eine Büchſe herumgehen, in welche jeder Richter 
ſeine Stimme wirft. Der Präſident eröffnet ſie, und die Pluralität 
entſcheidet. 

Präſident 
an den Richter, aus welchem Sprengel der Verurtheilte iſt: Bruder, 


die Handlungen des Profanen N. ſind als ſchlecht anerkannt, gieb 


uns nun die Mittel an, wie dieſer Böſewicht zu beſſern iſt. 

Der Richter ſchlägt nun die Mittel vor. Der Präſident läßt 
die Büchſe wieder herumgehen, und die Pluralität entſcheidet über 
die zu ergreifenden Mittel. 

Präſident. 

Brüder, die Pluralität entſcheidet für dies N. Mittel. Ich trage 
dir, Bruder N., daher im Namen der Menfchheit, auf, binnen vier 
Wochen dies Mittel anzuwenden, den Erfolg zu bemerken und uns 
bei unſerer nächſten Verſammlung davon zu benachrichtigen, damit 
wir uns entweder über ſeine Beſſerung freuen oder ſchärfere Mittel 
anwenden können. 


Ueber die eventuell zur Beſtrafung einer ſchlechten Handlung. 


anzuwendenden Mittel giebt der Verfaſſer folgende Auskunft: 

1. wird der Profane in einem anonymen Briefe gewarnt, in 
welchem das Schändliche der Handlung im gehörigen. Lichte gezeigt 
werden muß. Im Falle er ſich nicht beſſert, muß ihm mit der 
Publicität gedroht werden. 

2. durch Bekanntmachung in Journalen, überhaupt der Weg der 
Publicität, 

3. wenn die Handlungen zu großen Einfluß aufs Wohl der 
Menſchheit haben, ſo müſſen Aktenſtücke davon geſammelt und die 


Regierung anonym davon unterrichtet werden.“ 
3* 
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Im September 1796 hatte Zerboni bei Gelegenheit einer Dienſt⸗ 
reiſe in Schleſien wiederholte Beſprechungen mit Leipziger in Schweid— 
nitz, zu denen dann auch Conteſſa aus Hirſchberg herüberkam. 
Leipziger hat nun bei ſeinen nachmaligen Verhören wiederholt und 
auf das Beſtimmteſte verſichert, bei jenen Zuſammenkünften in 
Schweidnitz immer wieder in ſeine Freunde gedrungen zu ſein, den 
ganzen Plan fallen zu laſſen, da derſelbe unausführbar ſei und ſonſt 
ſie Alle früher oder ſpäter in Unannehmlichkeiten bringen werde. 
Zerboni ſchwächt in feinen Ausſagen die Bedeutung dieſer Verſiche— 
rungen nicht unerheblich ab, indem er Leipziger wie Conteſſa ſich von 
dem Bunde erſt losſagen läßt, nachdem Beide von dem kompro— 
mittirenden Briefe Zerbonis an den Miniſter Hoym Kunde erhalten 
hatten !), wo dann allerdings es ſehr nahe lag, ein Eingreifen der 
Staatsgewalten zu fürchten; bei dem auch das Vehmgericht als 
gravirend angeſehn werden konnte. Doch mochte andererſeits ſelbſt 
Zerboni die Wahrnehmung, daß alle Verſuche den Bund zu erweitern 
fruchtlos blieben, wohl entmuthigen. 

Wir erfahren, daß z. B. ein in Breslau wohlbekannter Arzt 
Dr. Mogalla hat in das Geheimniß gezogen werden ſollen, desgleichen 
ein Major Nothard und ein Baron Vogten auf Alt-Schönau, aber 
Keiner Derſelben ließ ſich gewinnen. Nothard z. B. erklärte, der 
Zweck des Bundes ſei ja ein ganz guter, aber ausführbar ſei die 
Sache nicht, die Anonymität würde nicht lange aufrecht erhalten 
werden können, und dann ſetze man ſich ganz unnöthig den Ver— 
folgungen der Machthaber aus.?) Nur Einer fand ſich ſchließlich, 
der in der That in den Bund aufgenommen zu werden wünſchte; 
es war dies Karl Zerboni, der Bruder des Kriegsraths, ein Bürſch⸗ 
lein von nicht 24 Jahren, den ſein Vater, als er 14 Jahr alt war, 
nach Trieſt geſandt hatte, um dort die Handlung zu erlernen. Nach 
Abſolvirung einer dreijährigen Lehrzeit war er 1790 in ein Geſchäft 
zu Marſeille eingetreten, wo er ſich dann geradezu gezwungen ſah, 
nicht nur in die Nationalgarde einzutreten, ſondern auch die Sitzungen 
des Jakobinerklubs häufig zu beſuchen. Es war nicht zu verwundern, 


) Zerboni, Aktenſtücke S. 116. 
) Daß die in Zerbonis Aktenſtücken S. 116 vorgefundene Aeußerung auf 
Nothard ſich bezieht, erhellt aus Conteſſas Verhören. 
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daß er auf dieſem Wege zu einem eifrigen Anhänger der Revolution 
wurde. Mit ſolcher Geſinnung kehrte er 1792, angeſichts des Krieges 
mit Frankreich von ſeinem Vater heimgerufen, nach Breslau zurück, 
wo allerdings, wie er wenigſtens in ſeinem Verhöre verſichert hat, 
ſein Bruder ſich bemüht hat, den revolutionären Enthuſiasmus durch 
Vernunftgründe zu bekämpfen. Sein Bruder hat ihn dann auch 
und zwar anſcheinend kurz nach feiner Heimkehr!) zum Eintritt in 
die Freimaurerloge zu Glogau bewogen, in der es jedoch dem jungen 
Manne, der noch die aufregenden Eindrücke des Jakobinerklubs zu 
Marſeille in lebhafter Erinnerung hatte, wenig behagte. Karl Zerboni 
bemerkt darüber, ſeit er in Glogau wie in Breslau wahrgenommen, 
daß angeſehene Freimaurer bei den üblichen Sammlungen für die 
Armen 1 höchſtens 2 Sgr. geſpendet hätten, habe er ſich geſchämt 
ein Freimaurer zu ſein und nicht weiter eine Loge beſucht.?) Dagegen 
lockte ihn die Kunde von einem politiſchen Bunde, an dem, wie er in 
Erfahrung gebracht, ſein Bruder und der Kaufmann Conteſſa betheiligt 
ſein ſollten, und da ihm Conteſſa als erſten Schritt zur Aufnahme die 
Einreichung einer Selbſtcharakteriſtik (auch eine aus dem Illuminaten⸗ 
orden herübergenommene Einrichtung) angegeben hatte, ſandte er eine 
ſolche im Sommer 1795 an Conteſſa ein. Wenn er bei ſeinem 
ſpäteren Verhöre glauben machen will, daß er über die Ziele des 
Bundes ganz ohne Kenntniß geweſen ſei und nur im Vertrauen 
darauf, daß zwei von ihm ſo hochgehaltene Perſönlichkeiten wie ſein 
Bruder und Conteſſa daran betheiligt ſeien, den Eintritt erſehnt habe, 
ſo zeigt dagegen der Inhalt jener Selbſtbekenntniſſe, daß er für dieſen 
Bund doch durch ſehr radikale Aeußerungen ſich empfehlen zu können 
gemeint hat. Er ſpricht hier u. A. Folgendes aus: „ich haſſe im 
ganzen Sinne unbegrenzt Alles, was ſich über feine Mitbrüder ev- 
heben und tyranniſiren will; ich verabſcheue die Könige und ihre 
Knechte und werde ihnen dann erſt verzeihen, wenn ihre Scepter auf 
immer werden gebrochen ſein. Ich bin keinem der herrſchenden 
Religionsſyſteme zugethan; ich haſſe ſie alle, weil ſie ſich auf Betrug 
gründen, — ich glaube, daß ich würdig bin ein Republikaner zu 
1) Der ältere Zerboni verläßt ja bereits 1793 Glogau. 


2) In ſeiner noch zu erwähnenden Selbſtcharakteriſtik Berliner Geh. St.-W. 
R 7e 14 d (J). 


ſein; denn auch nach der genaueſten Prüfung finde ich, daß ich für 
das Wohl der Menſchheit und meiner Mitbürger all' meine Habe 
und mein Leben hingeben würde.“ An einer andern Stelle verwirft 
er jedes Nationalgefühl. — „Die Menſchen bleiben überall Menſchen, 
und gegen Jeden habe ich gleiche Pflichten, ſowohl gegen den thätigen 
und denkenden Franzoſen als gegen die kriechende, niederträchtige, 
gemeine Sorte Schleſier.“ 

Weiteres erfahren wir von der Sache nicht, da Conteſſa die auf 
den Bund bezüglichen Briefe nach Zerbonis Verhaftung vernichtet 
hat. Als die beiden Freunde im September 1796 wieder zuſammen⸗ 
kamen, haben vermuthlich Beide ihre höchſt perſönlichen Angelegen⸗ 
heiten, ihre galanten Abenteuer und Reiſeprojekte weit mehr in An⸗ 
ſpruch genommen als jener politiſche Bund, und der letztere würde 
aller Wahrſcheinlichkeit nach der Welt ganz und gar verborgen ge⸗ 
blieben ſein, hätte es nicht Zerboni gelüſtet, plötzlich einmal auf eigne 
Hand Vehmrichter zu ſpielen. 

Ihm hatte das Vertrauen des Miniſters von Voß die einfluß⸗ 
reiche Stellung eines Juſtiziars, alſo des juriſtiſchen Beiraths bei der 
Kriegs- und Domänenkammer zu Petrikau verſchafft, und über ſeine 
amtliche Stellung ſpeciell auch in der Zeit des Ueberganges der ſüd⸗ 
preußiſchen Verwaltung von Voß an Hoym (1794) äußert er ſich in 
eimem Briefe an ſeinen Freund Conteſſa vom 21. Mürz 1796.5) 
Hier heißt es: „Der Gedanke auf die Organiſation einer ganzen 
Provinz von Einfluß zu ſein, Ideen, die ich als fromme patriotiſche 
Träume umhergetragen hatte, realiſiren zu können, mich von einem 
Manne, der das unumſchränkte Vertrauen des Königs, die Bewunde⸗ 
rung aller Geſchäftsmänner genoß, von Andern unterſchieden, geſchätzt 
und ſogar oft zu Rath gezogen zu ſehn, hätte einen Mann von 
reiferen Jahren, von mehrerer Reſignation als ich bezaubern und ihn 
eine Zeitlang jedes andere Bedürfniß vergeſſen machen müſſen. Voß 
ſiel, mit ihm mein mit meinem Poſten nicht weſentlich verbunden 
geweſener Einfluß auf die Geſchäfte. Meine Stimme im Collegio, 
die bisher faſt entſcheidend geweſen war, befand ſich in Gefahr, auf die 
gewöhnliche Stimme eines Raths herabzuſinken; der neue Departements- 


) Berliner Geh. St. -A. R 7 c 14 d (15). 
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Chef, durch die Offenheit des Tones meiner Berichte beleidiget, glaubte 
mich durch kränkende Belehrungen zurechtweiſen zu dürfen. Das 
Demüthigende dieſer meiner neuen Verhältniſſe traf mich hart. Durch 
Voß waren mir über ſo mancherley Gegenſtände die Augen geöffnet 
worden. Dieſer Umſtand enthüllte mir an meinen Gegnern Nach⸗ 
theile, die ich mit vielem Vortheil und Strenge benutzte. Ich trotzte 
dem Miniſter eine Achtung ab, die ſich Keiner meiner Mitwerber er⸗ 
bettelt hat, machte meine Stimme im Collegio entſcheidender, als ſie je 
war und konnte durch dieſen Sieg nicht anders als geſchmeichelt werden.“ 

Ohne nun dieſe Darſtellung bei der Art des Briefſchreibers in 
allen Einzelheiten als zutreffend hinſtellen zu wollen, werden wir ihr 
doch ſoviel entnehmen können, daß Zerboni damals im Frühling 1796 
mit dem Miniſter von Hoym auf nicht ſchlechtem Fuße zu ſtehen 
meint. Nach des Letzteren Angaben) habe Zerboni ſogar eben 
damals direkte ausnahmsweiſe Gunſtbezeugungen begehrt, nämlich in 
Hoyms unmittelbare Nähe, in die ſchleſiſch⸗ſüdpreußiſche Miniſterial⸗ 
verwaltung gezogen zu werden und wohl im Zuſammenhange damit 
die Feſtlichkeiten der Huldigung in Warſchau (am 6. Juli 1796) mit⸗ 
machen zu können, ferner auch ſeinen alten italieniſchen Adel erneuern 
zu dürfen, Angaben, die ſich Hoym ſchwerlich erfunden hat, und von 
denen auch die letzte trotz alles Eiferns von Zerboni gegen die Adels- 
vorrechte ſchon deshalb uns nicht überraſchen kann, da Derſelbe ja 
thatſächlich in einer ſpäteren Lebensperiode ?) dieſe Adelserneuerung 
wirklich angeſtrebt und durchgeſetzt hat. Damals hat ihm Hoym alle 
jene Wünſche einfach abgeſchlagen, da er ihn dazu nicht für geeignet 
gehalten, und es iſt leicht zu ermeſſen, wie ſehr ſich das überaus 
ſtark entwickelte Selbſtgefühl Zerbonis dadurch gekränkt gefühlt hat, 
wenngleich Hoym in feiner konzilianten Art durch den an Jenen 
ertheilten Auftrag zur Bereiſung der Strafanſtalten in Schleſien, denen 
die in Südpreußen nachgebildet werden ſollten, ihn zu beſchwichtigen 
ſich bemüht hat. 

Was Zerboni ſelbſt in ſeiner ſpäter gedruckten Vertheidigungs⸗ 
schrift über den Anlaß der zwiſchen ihm und ſeinem Höchften Vor⸗ 


) In einem weiter unten ganz mitzutheilenden undatirten kurzen zur An⸗ 
klage Zerbonis von Hoym verfaßten Promemoria. 
2) Wie noch auszuführen ſein wird. 
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geſetzten entſtandenen Mißhelligkeiten angiebt!), läuft nun darauf 
hinaus, patriotiſche Motive an die Stelle der perſönlichen zu ſetzen. 

Zerboni berichtet, es habe ſich ihm die Ueberzeugung aufgedrängt, 
bei einer im November 1794 von dem ſüdpreußiſchen Feldkriegs⸗ 
kommiſſariat ausgeſchriebenen Lieferung für Kriegszwecke ſei die Staats⸗ 
kaſſe dadurch, daß man ein vortheilhaftes Mindergebot unberückſichtigt 
gelaſſen, um eine große Summe geſchädigt worden, und ſein Einfluß 
habe die Petrikauer Kammer bewogen, darüber an das Breslauer 
Finanzdepartement zu berichten, doch habe Hoym dieſe Einmiſchung in 
Dinge, die nicht zur Kompetenz der Kammer gehörten, ungnädig als 
„dienſtwidrig und vorſchnell“ zurückgewieſen, und als Zerboni in 
ſeinem patriotiſchen Eifer noch einmal perſönlich dem Miniſter ge— 
ſchrieben, habe dieſer ihn in geradezu beleidigender Weiſe zurück 
gewieſen, nämlich ihm angedeutet, man wiſſe, daß er ſelbſt an 
jenem unberückſichtigt gebliebenen Mindergebot ein pekuniäres Intereſſe 
habe. 2) 

Auf dieſen Gegenſtand, der anſcheinend vom November 1794 bis 
in den Herbſt 1796 fortgewirkt hat und ſicherlich nur eins der Motive 
darſtellt, die Zerboni gegen Hoym aufgebracht haben, werden wir 
noch einmal zurückzukommen Veranlaſſung haben. Hier genügt es 
feſtzuſtellen, daß Zerboni ſich von dem Miniſter ſchlecht und unwürdig 
behandelt glaubte. Sich dafür zu rächen hat er dann eine ſeltſame 
Form gewählt. 

Am 6. Oktober dieſes Jahres war es in Breslau zu einem 
übrigens ſehr unbedeutenden Tumult gekommen, infolge der brutalen 
Mißhandlung eines alten Fiſchers in Morgenau durch einen trunkenen 
Offizier wegen angeblichen Mangels an Willfährigkeit zur Aufgreifung 
eines Deſerteurs. Da die Militärbehörde bald bereit war, den 
Schuldigen zu beſtrafen, ſo kann das übrigens ſchnell und ohne Blut⸗ 
vergießen geſtillte tumultuirende Treiben auf dem Ringe und einigen 


) Zerboni, Aktenſtücke ꝛc. S. 93, 94. 

) Dieſe Inſinuation findet ſich in der von Hoym inſpirirten Schrift (Schummel): 
Unterſuchung, ob dem Kriegsrath Zerboni zuviel geſchehen. Leipzig, 1801, und die 
Erklärung findet ihre Beſtätigung darin, daß Zerboni in ſeinem gleich mitzu- 
theilenden Brief an Hoym des Letzteren Schreiben an ihn in jener Angelegenheit 
als beleidigend bezeichnet. 
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Nebenſtraßen nur auf Rechnung eines ſkandalſüchtigen Pöbels ge- 
ſetzt werden, und den Miniſter Hoym traf dabei nicht die mindeſte 
Schuld. 

Nach Petrikau aber kam die Kunde von dem Vorgefallenen in 
ſehr entſtellter Form, und während es in Wahrheit feſtſteht, daß 
Hoym am 6. Oktober ſich unter Ablehnung jeder militäriſchen Be⸗ 
gleitung unter die Tumultuirenden begeben und ihnen gütlich zuge⸗ 
ſprochen hatte, ohne dabei Inſulten erfahren zu haben, ſo verſichert 
dagegen Zerboni, man habe ihm erzählt, ein ſtarkes militäriſches 
Commando habe den Staatsminiſter Grafen von Hoym in dem Augen- 
blick aus den Händen des Pöbels gerettet, in dem für ſein Leben 
zu beſorgen geſtanden“. !) 

War nun wirklich Hoym, der erſt wenige Jahre vorher in 
Breslau eine ſehr widerwärtige aufſtändiſche Bewegung durchzumachen 
gehabt, durch einen neuen Tumult, wie die Nachrichten umliefen, in 
ſo klägliche Umſtände gebracht worden, ſo lag die Vermuthung nahe, 
er werde ſich jetzt wohl unmöglich gemacht haben, und ſtand in der 
That der Rücktritt oder die Amtsenthebung des Miniſters bevor, ſo 
mochte es einen Mann wie Zerboni, der gerade damals voll Er— 
bitterung wegen mehrfacher Zurechtweiſungen war, wohl locken, ohne 
allzugroßes Riſiko ſeinem Vorgeſetzten noch einmal kräftig die Wahr⸗ 
heit zu ſagen. 

Er konnte dabei zugleich ſich wieder einmal jo recht als mora- 
liſcher Vehmrichter fühlen und gegenüber den Menſchen, „deren matte 
Seele (wie er ſich beklagte?) vor jedem Opfer des Patriotismus 
zurückbebte“, ſich als den unerſchrockenen Vaterlandsfreund zeigen. 

Wenn ein Andrer vielleicht vorgezogen haben würde, doch erſt 
die Beſtätigung der ihm zu Ohren gekommenen Gerüchte und der 
dadurch angeblich geſchaffenen Situation abzuwarten, ſo ließ ihn ſeine 
exzentriſche Natur und ſeine Neigung zu plötzlichen Entſchlüſſen von 
derartigen Rückſichten der Klugheit abſehn. Kurz, wenige Tage, nach⸗ 
dem die Nachrichten über die angebliche große Revolution in Breslau 
in Petrikau eingetroffen, am 12. Oktober 1796 ſetzte er ſich nieder, 


) Aktenſtiicke S. 63. 
2) Zerboni, Aktenſtücke ꝛc. S 116. 
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um an ſeinen Chef das nachfolgende merkwürdige Schreiben abzu⸗ 
faſſen !): 


„Ew. Exc. verdanken das gegenwärtige Blatt einer leidenſchaft⸗ 
lichen Anhänglichkeit an Ihre Perſon, einer Anhänglichkeit, die bei 
dem erſten Augenblicke meiner Belanntſchaft mit Ihnen entſtand, 
bei den dringendſten Veranlaſſungen zum Gegentheile täglich wuchs, 
über die ich mir durchaus keine Rechenſchaft zu geben vermag. 

„Es ſind den 6. d. M. Auftritte in der Hauptſtadt Schleſiens 
vorgefallen, die in einem wohlregierten Staate nicht erhört ſind. 
Unſere Staatsverfaſſung iſt gut, unſere Geſetze ſind weiſe; wo kann 
alſo der Fehler anders liegen als in der Ausübung der letzteren? 

„Was hiervon auf die große Schuldrechnung Ew. Exc. kommt, hat 
Ihnen Ihr Gewiſſen in der Nacht vom 6. zum 7. d. M. geſagt. 
Wehe Ihnen, wenn die guten Vorſätze, die Sie da faßten, das 
Schickſal aller Ihrer bisherigen Entſchlüſſe haben; Ihre letzten 
Jahre werden dann unrühmlich und Ihr Andenken verhaßt ſein! 

„Das Volk hat bei dem vorgeweſenen Auftritte eine Energie 
gezeigt, die mich an meinen Landsleuten überraſcht. Ein einziger 
entſchloſſener Böſewicht von Kopf, der ſich an die Spitze des 
jährenden Haufens geworfen, ſeine regelloſen Bewegungen nach 
einem Plane geleitet hätte, und es wären Auftritte erfolgt, über 
die Sie jetzt mit der ohnmächtigen Verzweiflung eines Weibes die 
Hände rängen.“ 

„Sie wollen das Gute, aber Sie haben nicht die Kraft es zu 
vollbringen. Sie leben nur für die Empfindung des Augenblickes. 
Ueber dem Jammer eines Einzelnen überſehn Sie das Elend der 
ganzen Generation. Um eine vor Ihren Augen geweinte Thräne 
zu trocknen, laſſen Sie Ströme ungeſehner Thränen fließen. 

„Sie beugen Ihr Knie vor der Konvenienz und huldigen der 
Laune des Moments, Sie ſchätzen den Stein nur um der Folie 
willen. Der Mann von Kenntniſſen ohne Ahnen, der denkende 
Kopf ohne geſellige Abgeſchliffenheit hat für Sie keinen Werth. 
Ihre buntſcheckigten ignorirenden Herrchen von Ahnen und Ton 
drängen beide nicht nur aus Ihren Geſellſchaften, ſondern, was be— 


) Zerboni, Aktenſtücke S. 1. 
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deutender iſt, aus öffentlichen Poſten, die keine Ahnen aber 
Kenntniſſe und Rechtſchaffenheit erfordern. 

„Sie haben das Vorurtheil der Geburt, das man ſonſt ertrug, 
zu einer Zeit, wo man ſo dreiſt jedem grauen Wahne in die 
Augen leuchtet, durch die kleinlich ſtrengen Gränzlinien, die Sie in 
Ihren Cirkeln ziehn, unausſtehlich und ſich dem gebildeteren Bürger⸗ 
ſtande unerträglich gemacht.“ 

„Ueber den durch tauſend bedenkliche Begünſtigungen erkauften 
Bücklingen Ihrer ſouperfähigen Herren überſehen Sie die Achtung 


edler Männer, die im Sturme um Sie treten und Ihnen mit Rath 


und Entſchloſſenheit aushelfen könnten, wenn der Inſektenſchwarm, 
der nur im Sonnenblick Ihrer glänzenden Epoche zu dauern ver⸗ 
mag, verjagt iſt. 

„Mit Wehmuth habe ich es bei meiner kürzlichen Anweſenheit 
in Schleſien bemerkt, es iſt weit gekommen. Männer von Kopf 
und Herzen haſſen Sie nicht mehr; ſie verachten Sie. Ihre Gunſt 
iſt der Stempel geworden, an dem man einen zweideutigen charakter⸗ 
loſen Menſchen erkennt. Man arbeitet daran, Ihre Periode zu 
beſchleunigen.“ 

„Die Natur hat für die ganze Schöpfung, für alle ihre Kinder 
nur einerlei Geſetze. Eine gute Staatsverfaſſung iſt in ihrer 
Oekonomie das Symbol der Natur. Sie erliegen der vergeblichen 
Arbeit weiſer zu ſein als die letztere. Sie wollen Alle verbinden 
und verbinden nicht Einen. Armer Mann, bei ſo vielen Opfern 
ohne Freund! Warum genügt es Ihnen nicht, die Neigung edler 
Menſchen und die Achtung Aller zu erhalten? Die letztere wird 
Ihnen ſelbſt der Verbrecher nicht verſagen können, wenn Sie ſein 
Urtheil unterzeichnen, ſobald ſich ihm die Ueberzeugung aufdrängt, 
daß ihn nicht Ihre Willkür, daß ihn das Geſetz verdammt. 

„Das Schickſal hat Wenigen ſeiner Lieblinge einen Wirkungs⸗ 
kreis angewieſen, den es Ihnen ſo früh gab. Auf dem Orte, wo 
Sie ſtehen, was könnten Sie für Schleſien und Südpreußen, was 
durch dieſe Provinzen für den ganzen Staat thun? Und was ge⸗ 
ſchieht durch Sie? 

„Unglücklicher Mann mit ſo unendlichen Talenten zu eigner 
und zur Glückſeligkeit Anderer. Sie verhandeln gegen die erkauften 
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albernen Schmeicheleien weniger charakterloſer Menſchen, die Sie 
umgeben, die Vergötterung einer großen Nation, die Ehrenſäulen 
der folgenden Jahrhunderte und — was mehr als dies Alles iſt, 
ein großes edles Herz, das Sie über alle Zufälligkeiten des Schid- 
ſals erheben könnte. .. 

„Ich ſpreche in dieſem nur für Sie exiſtirenden Blatte eine 
Sprache mit Ihnen, die Sie vielleicht überraſcht, aber es hat auch 
noch nie einem Sterblichen Ihre Erdenſeligkeit wärmer als mir 
am Herzen gelegen. Wie hätte ich auch ſonſt bei meiner Denkart 
pflichtwidrig den Aufforderungen widerſtehen können, unſre für 
mich jo beleidigende Korreſpondenz über die Diebereien des Feld⸗ 
kriegskommiſſariates!) dem Thronfolger vorzulegen. 

„Sie ſind von Ihren geiſtloſen Schreibern, die mit wenig Ge⸗ 
ſchicklichkeit für jede Laune Sr. Hofgräflichen Excellenz eine geſetz⸗ 
liche Formel zu finden befliſſen find, nur die Ausdrücke der Livrse 
gewöhnt. Aber — Sie bedürfen nackter Wahrheit, und dieſe iſt 
nicht gefälliger, als ich ſie vortrage. 

„Nehmen Sie dies Blatt auf, wie Sie wollen. Ich befürchte 
Nichts. Mein Schickſal iſt außer der Gewalt jedes Menſchen, nur 
von meinem eignen Kopf und Herzen abhängig. 

„Antworten Sie mir, was Sie wollen; antworten Sie mir auch 
gar nicht. Wollen Sie mich aber kränken, ſo laſſen Sie mir durch 
einen Ihrer Schreiber eine mit verbrauchten ſchaalen Huldverſiche⸗ 
rungen angefüllte Antwort aufſetzen. Ueberzeugen Sie mich, daß 
meine unbegreifliche Anhänglichkeit an Sie nicht nur leidenſchaftlich, 
ſondern auch blind iſt. Ich habe einem ſehr edlen Triebe meines 
Herzens gefolgt. Ich kann mich in das Bewußtſein einer guten 
Abſicht hüllen und trete dann mit deſto größerer Beruhigung und 
Energie auf die Ihnen gegenüberſtehende Seite. Ich bin mit den 


Geſinnungen, welche mir meine abſichtsloſe, innige perſönliche 


) In dem Abdrucke (Zerboni, Aktenſtücke S. 6) find nur Anfangsbuchſtaben 


gegeben, doch verſichert der Herausgeber in einer Anmerkung, daß in dem Schreiben 
ſelbſt die volle Bezeichnung geſtanden habe, und da er ſpäter in feiner Ver⸗ 
theidigung (S. 93, 94) noch einmal auf die Sache zurückkommt und dabei die 
Worte ausſchreibt, ſo kann ſeinen Leſern kein Zweifel bleiben, welche Behörde er 
der Diebereien beſchuldigt. 
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Neigung gegen Sie einflößt, und der Verehrung, welche das 
zwiſchen uns beſtehende Dienſtverhältniß nothwendig macht, 


Ew. Excellenz 
Peterkau, ganz gehorſamer treuer 
d. 12. Okt. 1796. Diener 


Zerboni.“ 

Dieſer Brief, der einzige Akt des moraliſchen Vehmgerichtes 
nach außen hin, gehört der Geſchichte an; er hat mächtigen Staub 
aufgewirbelt und hat, als er an die Oeffentlichkeit kam, einen Wieder⸗ 
hall gefunden, von deſſen Stärke nur der ſich eine Vorſtellung machen 
kann, der die Litteratur jener Zeit genauer kennt. Noch viele Jahr⸗ 
zehnte ſpäter begegnet man Citaten aus jenem Schreiben. Den 
mächtigen Günſtling Friedrich Wilhelms II., den Vicekönig von Schleſien 
und Südpreußen, wie man ihn wohl nannte, Hoym von einem ſeiner 
Beamten ſo abgekanzelt zu ſehn, war für die unter dem Einfluß der 
Freiheitsideen ſehr oppoſitionell gewordene Stimmung der gebildeten 
Kreiſe Preußens eine lebhafte Genugthuung; die volltönenden an das 
Pathos der Klaſſiker jener Zeit anklingenden Phraſen wurden als 
der Mahnruf eines unerſchrockenen Patrioten bewundert, als Etwas 
wie „Mannesſtolz vor Fürſtenthronen, wie Marquis Poſa vor König 
Philipp“. Wie geſagt, noch ſpätere Generationen haben ſich von dem 
Schwunge des Briefes blenden laſſen, ohne an den bis zum Unſinn 
geſteigerten Uebertreibungen, an dem mangelnden Zuſammenhange 
zwiſchen dem Breslauer Tumulte und der Begünſtigung des Adels 
beſonderen Anſtoß zu nehmen. Wir dürfen hier von einer Kritik des 
Briefes im Einzelnen, wie ſie nachmals ein Breslauer Gelehrter, 
Profeſſor Schummel!), mit nicht geringem Scharfſinn durchgeführt hat, 
um ſo eher Abſtand nehmen, da wir auf einige Stellen deſſelben 
ſpäter noch werden zurückgreifen müſſen. Allerdings werden wir nicht 
zugeben können, es ſei, wie noch in jüngſter Zeit ausgeſprochen ift?), 
die Verfolgung, die Zerboni infolge dieſes Briefes erlitten, darauf zu⸗ 
rückzuführen, daß er „hochherzig und freimüthig eine ſchamloſe Korrup⸗ 
tion enthüllt“ habe. 


* (Schummel) Unterſuchung, ob dem Kriegsrath Zerboni zuviel geſchehn. 
Leipzig 1801. 
2) Qiuiddes Zeitſchrift für Geſchichtswiſſenſchaft. 1893 S. 90. 
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Daß das injuriöſe Schreiben eines Mannes, den Hoym ſich zu 
Dank verpflichtet zu haben glaubte, dieſen ſchwer gekränkt hat, dafür 
haben wir ein beſtimmtes Zeugniß.!) Aber wie der Miniſter dem 
gegenüber ſich verhalten ſollte, war nicht ohne Schwierigkeit zu ent⸗ 
ſcheiden. Jedes Kundwerden des Briefes, die bloße Thatſache, daß 
Jemand ſich unterſtanden hatte, in ſolchem Tone an den Miniſter 
von Hoym zu ſchreiben, that deſſen Anſehn Eintrag, und für einen 
Mann von Hoyms Denkart, der allen Eclat und Aufſehn machen⸗ 
den Schritten ſo gern aus dem Wege ging, mußte es äußerſt 
widerwärtig ſein, ſolchen emphatiſch geſchriebenen Brief an die große 
Glocke zu hängen. Wohl aber durfte Derſelbe erwägen, einmal daß 
er hier allein der Beleidigte war, und ferner, daß mehrere Stellen 
des Briefes den Eindruck machen konnten, als ſei der Verfaſſer bei 
der Konzeption kaum in einem ganz normalen Geiſteszuſtande ge⸗ 
weſen, zu welchen Stellen man die rechnen kann, daß Zerboni alles 
Ernſtes ſich eine banale Anerkennung für ein ſolches Schreiben ver⸗ 
bittet, daß er mit Beſtimmtheit angeben zu können glaubt, was der 
Miniſter in der Nacht vom 6. zum 7. Oktober für Gedanken gehabt, 
daß er endlich wiederum in vollem Ernſte behauptet, es hätte „noch 
nie einem Sterblichen Hoyms Erdenſeligkeit wärmer am Herzen ge⸗ 
legen“ als dem Schreiber jenes Briefes. In Erwägung alles deſſen 
konnte dann der Miniſter wohl zu dem Entſchluſſe kommen, den 
ganzen Brief als nicht empfangen anzuſehn, ihn großmüthig als 


eine Uebereilung, die ihr Urheber ſelbſt bald einſehen werde, zu 
ignoriren.?) 


) Schummel a. a. O. S. 97. 

) Zur Erklärung des höchſt auffallenden Umſtandes, daß der Miniſter erſt 
nach Ablauf eines vollen Monats überhaupt auf den Brief reagirt, hat der nad)» 
mals in Hoyms Auftrage ſchreibende Profeſſor Schummel nur die Erklärung, es 
ſchiene, als ob der Miniſter ungewiß geweſen wäre, was er mit dem Briefe be⸗ 
ginnen ſolle (S. 45); dieſe Erklärung könnte vielleicht befriedigen, wenn es 
ſich um einige Tage handelte; 4 Wochen hindurch aber kann dieſe Ungewißheit 
doch nicht wohl gedauert haben. Wer einen ſolchen Brief einen ganzen Monat 
liegen läßt, ohne darauf etwas zu thun, der erweckt die Vermuthung, daß er 
überhaupt nicht habe darauf reagiren wollen, und daß erſt ein weiteres Ereigniß 
ihn zur Aenderung ſeines Entſchluſſes bewogen habe. Damit ſtimmt es ganz zu⸗ 
ſammen, wenn der bekannte nachmalige Kabinetsrath Mencken in einem Briefe 
an Zerboni vom 3. Februar 1799 ausſpricht, Zerboni müſſe doch ſelbſt einſehen, 
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Die ſtillſchweigende Vorausſetzung bei dieſem erſten Entſchluſſe 
des Miniſters war, daß Zerboni in ſich gehen, den Brief als eine 
Uebereilung anſehen und Hoyms Schweigen dankbar als großen 
Edelmuth anerkennen werde. Das war nun aber thatſächlich nicht 
der Fall. Davon daß der Breslauer Tumult, weit entfernt Hoyms 
Stellung zu erſchüttern, dieſelbe vielmehr nur noch befeſtigt habe, jo 
daß Derſelbe infolge deſſen die Befugniſſe der Breslauer Bürger⸗ 
vertretung auf's Neue einzuſchränken unternehmen konnte, ſcheint man 
in Petrikau Nichts erfahren zu haben. Zerboni faßte das Schweigen 
des Miniſters einfach als Zeichen ſeiner Schwäche auf, er ſchrieb 
nachmals in ſeiner extravaganten Art, „der verdiene als raſend in 
Ketten gelegt zu werden, der glauben könne, daß der Miniſter je 
wagen würde, den Brief vor die Augen des Königs zu bringen“. “) 

Zerboni hat notoriſch Abſchriften jenes Briefes an ſeinen 
Freund Conteſſa, anſcheinend auch an Leipziger, geſchickt, und als 
Conteſſa darauf augenſcheinlich erſchreckt noch im Oktober 1796 ſchrieb 
und gewiſſe Papiere ihm abverlangte ), hat er ganz unbeſorgt an 
keine Vernichtung etwa kompromittirender Briefſchaften gedacht. Er 
hat ja noch unter dem 12. Januar 1798 an König Friedrich 
Wilhelm III. mit Beziehung auf jenen Brief die Worte geſchrieben. 
„Der Erfolg meines Schreibens ſchien eine Zeit lang meine Erwar⸗ 
tungen zu rechtfertigen. Ich träumte von einem guten Werke u. ſ. w.“ 
— da ſei plötzlich ſeine Verhaftung erfolgt.“) Und noch deutlicher 
ſprach er ſich damals 1796 in einem Briefe an einen unbekannten 
Adreſſaten aus: 

„Die Wirkung des Briefes ſchien meine exaltirteſten Erwartungen 
zu überfliegen. Mit dem Tage ſeines Eingangs in Breslau er⸗ 
daß er Hoym gezwungen habe, ihn zu verfolgen. Die nächſtliegende Deutung 
dieſer Ausdrucksweiſe geht dahin, daß Zerboni durch ſein ferneres Verhalten es 
dem Miniſter unmöglich gemacht habe, etwa den Brief ganz einfach zu ignoriren. 

) Anführung bei Schummel a. a. O. S. 96. 

2) Aktenſtücke S. 117. 

3) Als Bekenntniß des Kriegsraths Zerboni abgedruckt in den „Annalen 
der leidenden Menſchheit“ Altona (herausgegeben von Hennings) 1801 Bd. V 
Heft 10. In den gedruckten Aktenſtücken findet ſich zwar ein Schreiben Zerbonis 
an den König vom 12. Januar 1798 vor, aber nicht die Denlſchrift, die als bei⸗ 


liegend bezeichnet wird; dieſer, die wenigſtens theilweiſe in den Annalen d. leid. 
M. a. a. O. ſich abgedruckt findet, müſſen dann jene Worte angehört haben. 
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hielten alle nach Petrikau gelangten Reſcripte eine andre Geſtalt; die 
Antworten auf die von mir gefertigten Berichte beſonders verloren 
mit einemmale alles Schwankende, wurden beſtimmt, erſchöpfend, geſetz⸗ 
lich. Der Tumult in Breslau wurde (und ſoviel ich weiß auf H—s 
Antrag) unterſucht u. ſ. w.“ 1) 


Es iſt ſehr möglich, daß Zerboni in ſeiner unvorſichtigen Art 
den Brief, in dem dieſe Stelle vorkommt, an einen Bekannten und 
Kollegen in Breslau geſchrieben hat, um durch Dieſen Etwas über 
die Aufnahme, die das ominöſe Schreiben vom 12. Oktober 1796 
gefunden, zu erfahren. Wenn dieſer Brief dann in Hoyms Hände 
gelangte, konnte er wohl den Miniſter überzeugen, daß Zerboni weit 
entfernt, ſeine That als Uebereilung anzuerkennen, ſich vielmehr mit 
derſelben brüſte, und daß daher Demſelben eine gewiſſe Lektion nicht 
zu erſparen ſein würde. Was er darauf gethan, erzählt der Miniſter 
ſelbſt in einem gleich anzuführenden Briefe in folgender Weiſe: „er 
habe, da die Beleidigung ihn ſelbſt betroffen von einem Untergebenen, 
für deſſen Wohl und Verſorgung im königlichen Dienſte er Alles gethan, 
Jemandem, der über dergleichen Dienſtvergehungen zu urtheilen berechtigt 
ſei, das Schriftſtück zugeſandt, um deſſen Rath darüber einzuholen ?); 
Dieſer aber habe den Brief ohne Weiteres dem 


Könige vorgelegt.“ 


) Schummel a. a. O. S. 44 mit dem Bemerken: „Herr Z. frage mich 
nicht, woher ich dieſe Worte habe; genug ſie können ihm nach allem dem, was 
geſchehen ift, nicht ſchaden; fie dienen zur Geſchichtserzählung und deshalb iſt es 
erlaubt, fie drucken zu laſſen.“ Daß Schummel dieſe Anführung von Hoym er⸗ 
halten hat, wird Niemand bezweifeln. In den Unterſuchungsakten unter den 
zahlreichen bei Zerboni und ſeinen Mitangeklagten mit Beſchlag belegten Papieren 
befindet ſich der Brief nicht; vergleiche dazu die Klage Zerbonis über das Fehlen 
gewiſſer Papiere, Aktenſtücke 117. Wäre der Brief an Conteſſa oder Leipziger ge⸗ 
richtet, ſo würde er vermuthlich ſo gut wie andere Briefe Zerbonis von jenen 
auf die Nachricht von deſſen Verhaftung vernichtet worden ſein, und jedenfalls 
würde Hoym, falls er den Brief aus den beſchlagnahmten Papieren eigenmächtig 
zurückbehalten hätte, ſehr unvorſichtig gehandelt haben, wenn er dies dann implieite 
eingeftanden hätte, indem er eine Stelle aus ſolchem Briefe in ein von ihm 
inſpirirtes Buch hätte einrücken laſſen. Es iſt daher unter allen Umſtänden wahr⸗ 
ſcheinlich, daß dieſer Brief nicht zu den mit Beſchlag belegten Papieren gehört hat. 
Daß derſelbe vor Zerbonis Verhaftung abgeſendet worden ift, wird wohl ange⸗ 


nommen werden dürfen, da nach dieſem Ereigniſſe Zerboni ſchwerlich in ſo zuver⸗ 
ſichtlichem Tone geſchrieben haben würde. 
) Aktenſtlicke S. 11. 
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Dieſe Angabe iſt nun nicht genau, vielmehr hat Hoym das 
Schriftſtück mit einem undatirten, aber den Präſentationsvermerk des 
11. November 1796 tragenden Begleitſchreiben direkt an den König 
geſandt.!) Das Letztere lautet: 

„P. M. In der Petrikauſchen Kriegs- u. Dom.⸗Kammer iſt ein 
junger Menſch, eines hieſigen Italieners Sohn, Namens Zerboni 
als K. u. D.⸗Rath angeſtellt, den ich dorten gefunden, ein Menſch 
voll Stolz und republikaniſchen Geſinnungen. Er wollte bey mir 
arbeiten, ein Edelmann werden, in Warſchau der Huldigung bei- 
wohnen. Dieſes Alles konnte ich ihm, da ich ihn kannte und nicht 
dazu qualifizirt fand, nicht bewilligen.“ 

„Wahrſcheinlich hat ſich nun derſelbe durch die Beilagen rächen 
wollen, und noch wahrſcheinlicher hat er dies feiner Gemüths⸗ 
Art gemäß bekannt gemacht. Da mich die Sache perſönlich betrifft, 
ſo finde ich Bedenken ihn zu ſtrafen, indes bin ich überzeugt, 
S. Maj. werden dies um der Folge willen nicht ungeahndet laſſen. 

a Hoym.“ 

Daneben hat dann der König eigenhändig mit Blauſtift die 
Worte geſchrieben: „Dem Großkanzler. Ich würde dieſen Kerl auf 
die Feſtung ſchicken, und ſchickte ihm dieſe Sache, daß er davon 
unterrichtet wäre.“ f 

Die Ausfertigung dieſes Beſcheides (17. November 1796) enthält 
dann noch den Namen der Feſtung, nämlich Glatz, und die Angabe, 
daß ſeine Haft dort ſolange dauern ſolle, bis der König andere Ent⸗ 
ſchließungen faſſen werde.) 

Für den König würde es eines Strafantrags kaum bedurft, ſondern 
die Ueberſendung dieſes impertinenten Briefes mit dem Bemerken, daß 
der Schreiber republikaniſche Geſinnungen hege, wohl ſchon hingereicht 
haben, um Friedrich Wilhelm II. zum Einſchreiten zu bewegen. Außer- 
dem gab es in jenem Briefe eine Stelle, die ihn perſönlich aufbringen 
konnte, inſofern hier einer feiner Beamten ſich ſelbſt einer Pflicht- 
widrigkeit anklagt, weil er die „Diebereien des ſüdpreußiſchen Feld⸗ 
triegskommiſſariates“ nicht dem Thronfolger angezeigt habe. In der 


) Berliner Geh. St.⸗A. R 96 227 8. 
2) Zerboni, Aktenſtücke 8. 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 4 
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That, mochte Friedrich Wilhelm II. auch in dieſem Punkte minder 
ſtreng denken als ſein Großvater, der einen ſeiner Offiziere ſchon 
deshalb, weil er „mit der künftigen Sonne tramirt“ habe, des Todes 
ſchuldig fand, ſo lag doch darin, daß ein königlicher Beamter von 
ſeiner Pflicht gegen den Kronprinzen ſprach, in einem Falle, wo es 
ſich darum handelte, ein wahrgenommenes Unrecht anzuzeigen, ein fo 
eklatantes Hinweggehen über den gegenwärtigen Herrſcher, daß das dieſem 
Letzteren wohl als ſchwere Verletzung einer beſchworenen Pflicht er— 
ſcheinen und auch einen auf fein königliches Anſehen minder eifer- 
ſüchtigen Fürſten, als Friedrich Wilhelm war, aufbringen konnte; 
ganz abgeſehen davon, daß dabei der ganze Ton des Briefes die Be— 
zeichnung ſubordinationswidrig, die der König auf denſelben anwendet, 
wohl verdient. 

Hoym ſeinerſeits beabſichtigte augenſcheinlich nicht mehr, als ſeinem 
übermüthigen Beamten einen kleinen Denkzettel zu ertheilen oder den- 
ſelben, wie es der von ihm inſpirirte Profeſſor Schummel ausdrückt 1), 
„nur etwas anlaufen zu laſſen und ſodann wieder in ſeine vorige 
Lage zu verſetzen“. Ganz dieſer Geſinnung entſprechend ſchrieb er 
am 18. November 1796, alſo noch ehe er von der erfolgten Ver— 
haftung Zerbonis Nachricht haben konnte, an des Letzteren Vater, 
den Breslauer Kaufmann, ſein Sohn habe ſich durch einen an ihn, 
den Miniſter, geſchickten Brief einer ſo zügelloſen Inſubordination 
ſchuldig gemacht, daß Se. Majeſtät befohlen habe, Jenen auf die Feſtung 
Glatz zu ſchicken und dort ſitzen zu laſſen, bis der König es für gut 
finden werde, ihn wieder zu begnadigen. Doch verſichere er zur 
Beruhigung des Adreſſaten, er werde bemüht ſein, deſſen Sohn „im 
Dienſte zu konſerviren und für ihn die königliche Gnade zu erbitten, 
in der Hoffnung und Vorausſetzung, daß derſelbe ſich für die Zukunft 
hüten werde, des Königs Unzufriedenheit weiter zu erregen.“) In 
gleichem Sinne und wahrſcheinlich gleichzeitig ſchrieb er auch einem 
nicht genannten Edelmann, vielleicht dem Hauptmann von Leipziger, 
der ſich ebenfalls beeilt hatte, den Miniſter durch einen Brief zu 
beſänftigen, hier noch die bereits oben?) angeführten Worte bei— 


) (Schummel,) Unterſuchung ꝛc. S. 50. 
) Aktenſtücke S. 10. 
) S. 46. 
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fügend zur Erklärung, wie der Brief in des Königs Hände ge- 
kommen ſei.!) 

Am 17. war Zerboni in Petrikau verhaftet und von da nach 
Glatz geführt worden. 

Gleichzeitig hat nun aber Hoym noch einen weiteren Schritt 
gethan. An den Oberamtsrath von Reibnitz zu Petrikau, den Schwager 
Zerbonis, kam direkt oder indirekt von dem Miniſter eine Eröffnung, 
dahin gehend, der Letztere würde für eine Begnadigung Zerbonis um 
ſo erfolgreicher ſich bemühen können, wenn erwieſen werden könnte, 
daß Jener ſich ſtreng an das Wort ſeines Briefes vom 12. Oktober, 
daß dieſes Blatt nur für den Miniſter exiſtire, gehalten habe, und 
Reibnitz hat darauf ſich beeilt, Conteſſa deſſen Abſchrift abzufordern, 
welche dann von dem Letzteren per Stafette eingeſchickt worden ift.?) 
Eine etwas dunkle Stelle eines Zerboniſchen Briefes an Conteſſa 
über eine von ſeiner Frau unwiſſentlich erfolgte Schädigung ſeiner 
Intereſſen läßt ſich vielleicht ſo erklären, daß Reibnitz in Verfolgung 
jener Angelegenheit ſich an ſeine Schweſter gewandt und von dieſer 
erſt an Conteſſa gewieſen worden iſt. 

In die ganze Sache ſpielten nun aber bald weitere und ſchwerer 
wiegende Momente hinein. Wie wir ſahen, hatte die Kabinetsordre 


1) Aktenſtücke S. 11. Der Brief trägt hier weder ein Datum noch eine Adreſſe. 
Auf die Gleichzeitigkeit mit dem vorſtehenden, vom 18. November datirten läßt die 
Gleichheit des Inhalts ſchließen und ferner die Thatſache, daß in der bei den 
Akten befindlichen Abſchrift die angefangene Kabinetsordre als vom 11. huj us 
datirt bezeichnet wird, während im Abdrucke 11. November ſteht, ſo daß wenigſtens 
darüber kein Zweifel obwalten kann, daß der Brief noch in den November 1796 
gehört. Daß der Brief an Leipziger gerichtet war, wird dadurch wahrſcheinlich, 
daß eine Abſchrift ſich in den beſchlagnahmten Papieren gefunden hat, und daß 
Leipziger in dem Verhör ausſagt, er habe zur Beſänftigung des Miniſters an 
dieſen geſchrieben. 

2) Wir erfahren von der Sache nur durch einen Brief Conteſſas an Leipziger 
vom 23. November 1796 (Berliner Geh. St. A. R. Te 14d (12) mit dem Er⸗ 
ſuchen an Letzteren, falls er gleichfalls eine Kopie beſitze, dieſelbe ſchleunigſt an 
Reibnitz einzuſenden. 

3) Die betr. Stelle des Briefes vom 23. November in Berl. Geh. St. A. R. 76 
14d (15) lautet: „iſt mein gutes Weib, wie es ſcheint, hier mit im Spiele ge⸗ 
weſen, jo hat fie im Nebel das mörderische Geſchütz ihrer Batterien auf ihr eignes 
Heer abgebrannt und wird vor Entſetzen ſtarren, wenn ſie im Sonnenlichte die 


zerriſſenen Reihen im Blute liegen ſieht“. 
4* 


II. Das moraliſche Vehmgericht 1795/6. 


vom 11. November die zeitweilige Einſperrung Zerbonis wegen eines 
beleidigenden Briefes an ſeinen oberſten Chef verfügt, und kein Wort 
deſſelben läßt uns annehmen, daß da noch weitere ſtrafbare Hand⸗ 
lungen hätten in Frage kommen können, ja noch mehr: der Miniſter 
von Hoym ſpricht in zwei Schreiben ſeine beſtimmte Abſicht aus, ſich 
um die Begnadigung Zerbonis bemühen zu wollen, ohne irgend welche 
Klauſel anzuhängen, etwa des Inhalts, falls nicht etwa anderweitige 
ſtrafbare Vergehungen noch an den Tag kommen ſollten. 

Das Auffallende an der Sache iſt, daß der Miniſter zu jenen 
unbeſchränkten Zuſicherungen ganz aus eigenem Antriebe am 18. No- 
vember 1796 ſich hat bewegen laſſen, nachdem er bereits drei Tage 
früher unter dem 15. November dem Kammerdirektor Reinbeck zu 
Petrikau die ſtrengſte Beſchlagnahme und Unterſuchung der Papiere 
Zerbonis aufgetragen hatte mit folgender Motivirung: „da unter 
ſeinem ſubordinationswidrigem Betragen andere Abſichten zum Grunde 
liegen ſollen und man ihn mir mit großer Wahrſcheinlichkeit als ein 
Mitglied einer geheimen über Staatszerrüttung brütenden Geſellſchaft 
geſchildert hat.“!) 

Zur Erklärung dieſes Widerſpruchs genügt es nicht, etwa bei 
Hoym die Ueberzeugung vorauszuſetzen, die Beſchlagnahme der Zer⸗ 
boniſchen Papiere werde unter allen Umſtänden reſultatlos bleiben, da 
der Letztere hinreichend Zeit gehabt habe, um alle Papiere, die ihn 
etwa hätten kompromittiren können, zu vernichten. Denn auch ſpäter 
noch, als Hoym bereits davon unterrichtet ſein mußte, daß Zerboni 
in ſeiner maßloſen Verblendung von jener ihm gebotenen Gelegenheit 
keinen Gebrauch gemacht, und daß infolgedeſſen die Hausſuchung bei 
ihm manches Gravirende an's Licht gefördert hatte, hat Hoym ſich 
ſelbſt als an weiteren Schritten unbetheiligt hingeſtellt, und er hat 
auf einen Brief Leipzigers hin, der ihn durch den Breslauer Kammer— 
rath von Prittwitz bitten ließ, die in den bei Zerboni beſchlagnahmten 
Papieren enthaltenen Zeugniſſe für die Exiſtenz jenes Geheimbundes 
nicht zu ſeinem (Leipzigers) Schaden zu verwenden, durch jenen Rath 
von Prittwitz ſagen laſſen, es ſei nicht ſeine Abſicht, hier außer Zerboni 


) Aktenſtücke S. 147. 
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noch Andre mit hineinzuziehen, und wenn die Freunde Zerbonis 
ſchwiegen, würde auch er ſchweigen.!) 

Wohl aber iſt es nicht nur möglich, ſondern ſogar wahrſcheinlich, 
daß Hoym ſeinerſeits in der That zu einem Hinausgehn über ſeine an⸗ 
fängliche Intention bezüglich Zerbonis, alſo ſchon zu der Verfügung einer 
Beſchlagnahme von deſſen Papieren, ſich erſt von Berlin aus hat drängen 
laſſen.?) Er nun, zu deſſen guten Eigenſchaften große Entſchloſſen⸗ 
heit nie gehört hat, und der dagegen gern auch ſeinen Gegnern ſich 
großmüthig und wohlwollend zeigte, hat bei der ganzen Sache augen⸗ 
ſcheinlich für ſeine Perſon ſeine Hände in Unſchuld zu waſchen und 
für die weiteren Verwickelungen die Verantwortlichkeit möglichſt von 
ſich abzuwälzen ſich bemüht. 

Inzwiſchen war nun alſo Zerboni nach Glatz auf die Feſtung 
gebracht worden, ohne daß er beſonders ſtreng gehalten worden wäre. 
Schon vom Transporte aus hatte er am 20. November eine Nachricht 
über das, was ihm widerfahren, an Leipziger nach Schweidnitz geſandt. 
In Glatz durfte er Briefe ſchreiben und empfangen, Conteſſa und 
Leipziger haben ihn dort beſucht. Er ſelbſt beginnt bereits am zweiten 
Tage ſeiner Glatzer Haft, am 22. November, den Miniſter von Hoym mit 
Bitten um ſeine Befreiung zu beſtürmen, und man wird ausſprechen 
dürfen, daß, wenn Zerboni in ſeine ſpätere Druckſchrift zwiſchen jenen 
beleidigenden Brief vom 12. Oktober und die dort gleichfalls befindliche 
Bezeichnung Hoyms als „eines unwürdigen Satrapen“ auch jenen 
Brief vom 22. November eingerückt hätte, er ſchwerlich als der 
Märtyrer des freien Manneswortes würde gefeiert worden ſein. Hier“) 
ſchreibt er u. A.: „ich wähnte einen Mann, den ich anbetete, in 
Gefahr, ſeinen Ruf, ſein Glück zu verlieren, ihn ſeine Wünſche verfehlen 
zu ſehn und faßte in einer Leidenſchaft für ihn den Entſchluß, ihm 
einen Dienſt zu erweiſen, den ihm Jeder verſagte. — — Meine Ab- 
ſicht wird verkannt. — Der von mir jo ausſch weifend geliebte 


) Dies hat Leipziger in ſeinem Verhöre angegeben (Berl. Geh. St. A. 
R 7 e 14 d (11) unter Berufung auf den Brief P.s, der bei den Akten ſein müſſe, 
doch in Wahrheit dort nicht vorhanden iſt. 

2) Der Beginn von Hoyms Bericht vom 8. Februar 1797 (Zerboni, Akten⸗ 
ſtücke S. 14) deutet auf eine ihm von Berlin (jedenfalls von Goldbecks Seite) 
entgegengetragene Vermuthung hin. 

3) Alle dieſe Briefe finden ſich Berl. Geh. St. A. R Te 14 d (J). 
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Mann findet in einem Privatſchreiben ein Subordinationsvergehen — 
und ich bin auf der Feſtung.“ .. Kaum minder widerwärtig erſcheint 
der zweite Brief vom 26. November, wo dann Zerboni nach fünftägiger 
Haft das Herz des Miniſters dadurch zu erweichen ſucht, daß er ſich 
ſelbſt als einen durch das erlittene Ungemach gebrochenen Mann hin⸗ 
ſtellt, der, auch wenn ſeine Befreiung bald erfolgte, kaum mehr hoffen 
dürfte Glatz lebendig zu verlaſſen und auch bezüglich ſeiner Frau 
aus „den entſtellten zitternden Schriftzügen ihres Briefes“ das 
Schlimmſte beſorgt. 

Hoym in ſeiner höflichen Art quittirt über beide Briefe (den 
29. November), er werde ſich freuen, wenn Zerboni ſich ſo betrage, 
daß er ſich für ihn bei dem Könige verwenden könne. Darauf frägt 
Zerboni unter dem 3. Dezember, was er thun ſolle; es gäbe keine Ge⸗ 
nugthuung, durch welche er den kleinen Platz, den er ſonſt in der 
Gunſt eines von ihm angebeteten Mannes beſeſſen, zu theuer 
erkauft finden würde. Allerdings durfte Hoym hierbei nicht an die 
Stelle des Briefes vom 12. Oktober denken: „Ihre Gunſt iſt der 
Stempel geworden, an dem man einen zweideutigen charakterloſen 
Menſchen erkennt.“ Es folgt dann eine Schlauheit, auf deren Er⸗ 
ſinnen Zerboni ſicher nicht wenig ſtolz geweſen iſt. Er erinnere ſich 
gehört zu haben, daß ſeine Papiere mit Beſchlag belegt ſeien, 
Hoym möge ſich dieſelben doch kommen laſſen; ſeine freundſchaft⸗ 
liche Korreſpondenz ſei nirgends vor Profanation ſicherer als in 
Sr. Excellenz Händen. Zwei Tage ſpäter, 5. Dezember, folgt ein 
neuer Brief, offenbar angeregt durch eine Nachricht von Reibnitz, 
die Abſchrift jenes fatalen Briefes betreffend. Zerboni räumt die 
Mittheilung an zwei verſchwiegene Freunde ein, und nun erhält er 
eine vom 8. Dezember datirte Antwort: 

„ich kann nicht bergen, daß ich Ihrer Verſicherung zuwider doch 
zwei Abſchriften von dem Briefe (vom 12. Oktober) beſitze, durch 
deren Verbreitung Sie wohl keine löbliche Abſicht können gehabt 
haben.“ 5 

Zerboni replizirt unter dem 11. Dezember per Stafette, hier 
müſſe ein Mißverſtändniß obwalten, beſchwört den Miniſter für ſeine 
Frau zu ſorgen, falls die Haft ihm das Leben koſte. Nun wird 
Hoym ungeduldig, erwidert den 15. Dezember, Zerboni möge ihn 


a VVV c 
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nicht länger mit Schreiben ermüden; er werde ſeiner Zeit, wie er 
es verſprochen, ſich für ihn verwenden, doch müßten Zeit und Um⸗ 
ſtände abgewartet werden. Seine Haft in Glatz ſolle ihm jo erträg- 
lich als möglich gemacht werden, er habe deshalb an den dortigen 
Gouverneur v. Favrat geſchrieben. Hiernach mußte Zerboni die 
Hoffnung auf ſchleunige Befreiung aufgeben. Hatte doch inzwiſchen 
auch ſeine Gemahlin gemeldet, ein von ihr unter dem 26. November 
an den König gerichtetes Gnadengeſuch ſei unter dem 6. Dezember 
ohne beſondere Motivirung abgelehnt worden.!) 

Inzwiſchen hatte das zu Hamburg erſcheinende politiſche Journal 
in einem Berliner Briefe d. d. 16. Dezember 1796 folgende Notiz 
gebracht: „Ein gewiſſer, durch einige kleine Gedichte bekannter Kriegs⸗ 
und Domainenrath in dem ſüdpreußiſchen Departement, welcher aus 
einer anfänglich gelehrten Societät eine Art geheimer Geſellſchaft 
ſtiftete, die auf dem Grunde der kantiſchen Philoſophie Revolutions⸗ 
Grundſätze verbreiten und eine neue Propaganda werden ſollte, iſt 
infolge eines mit Invectiven angefüllten Briefes an einen hohen 
Staatsbeamten und der darauf geſchehenen Unterſuchung in Verhaft 
genommen und auf die Veſtung Glatz geſetzt wurden.“) 

Es iſt zu vermuthen, daß dieſe Mittheilung in der That aus 
Berlin ihren Weg in das politiſche Journal gefunden hat, und zwar 
aus den Kreiſen des Großkanzlers Goldbeck, an welchen Letzteren 
Hoym zunächſt eine vorläufige, vertrauliche Mittheilung über die bei 
Zerboni gefundenen Papiere geſendet haben dürfte; andererſeits kann 
ſehr wohl von Hoym auch eine Anregung ausgegangen ſein, eine 
Notiz über die Urſache der Verhaftung Zerbonis in die Oeffentlichkeit 
gelangen zu laſſen. Mit der Art aber, wie das geſchehen war, iſt 
ſicher auch Hoym ſehr unzufrieden geweſen. Denn ſtatt einfach die 
Inhaftnahme des Betreffenden wegen eines beleidigenden Briefes an 
einen hohen Staatsbeamten zu konſtatiren und daran vielleicht das 
Gerücht von angeblich bei demſelben gefundenen Papieren über einen 
revolutionären Geheimbund zu knüpfen, ſpricht der Zeitungsſchreiber 
wahrheitswidrig von einer geſchehenen Unterſuchung und ſtellt die 


) Aktenſtücke S. 31. 
2) Aktenſtücke S. 13. 
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Stiftung der Geſellſchaft zum Zwecke der Verbreitung von Revolutions⸗ 
grundſätzen auf dem Grunde der Kantſchen Philoſophie (!) bereits 
als erwieſen hin. 

Zerboni und ſeine Freunde mußte die ganze Nachricht aufs Höchſte 
erſchrecken als ein Zeichen, daß die Staatsgewalten gewillt ſeien, die 
bei Zerboni gefundenen Zeugniſſe für die Exiſtenz ihres Geheim— 
bundes ernſter zu nehmen. 

Zerboni richtet unter dem 24. Januar 1797 unter Bezugnahme 
auf jene Zeitungsnotiz an Hoym die Bitte, entweder jene bösliche 
Verleumdung thatſächlich durch Erwirkung ſeiner Freilaſſung zu 
widerlegen oder, falls das nicht thunlich ſchiene, ihm zu geſtatten, 
gegen die Zeitung im Wege rechtens vorzugehn. Der Brief blieb 
jedoch unbeantwortet, während inzwiſchen Hoym unter dem 20. Januar 
1797 von Berlin aus, alſo nach Rückſprache mit dem Könige, dem 
Vater des Kriegsrathes mittheilt, der König habe es als nicht ſeiner 
Abſicht gemäß bezeichnet, den Letzteren anjetzo gleich auf freien Fuß 
zu ſtellen. 

Zerboni aber hält an der Ueberzeugung feſt, daß Hoym es ganz 
in ſeiner Hand habe, ihm Begnadigung zu verſchaffen. Unter dem 
29. Januar beſchwört er noch einmal den Miniſter in den beweglichſten 
Ausdrücken, mit einem Worte das Leben zweier Menſchen außer 
Gefahr zu bringen und einem Unglücklichen in dem Schooße ſeiner 
Familie ſeinen Himmel wiederzugeben. Das Bewußtſein ſolcher 
That „werde ihm einſt ſeine Sterbeſtunde leichter machen“. Er ſchicke 
dies Schreiben per Stafette, ſende ihm der Miniſter ſeine Begnadigung 
auf demſelben Wege, ſo würde er ſich trotz ſeines vom Gram zer⸗ 
nagten Körpers auf Courierpferde werfen und vielleicht noch zeitig 
genug in Breslau und Petrikau ſein, das Leben eines Vaters und 
eines Weibes zu erhalten, ohne das das ſeinige ohne Werth ſei. 
Weigere ſich aber der Miniſter das Wort zu ſprechen, ſo werden 
„künftige Schritte“ in Ausſicht geſtellt, deren Rechtfertigung dem 
ſanften edlen Herzen Sr. Excellenz überlaſſen bleibe; „denn“, ſchreibt 
er, „es iſt heut das erſte Mal, daß mich die Ahnung durchſchauert, 
daß das Maß des Guten, welches die Natur in uns arme Sterbliche 
gelegt hat, endlich iſt, und daß es eine Grenze giebt, welche keine 
Prüfung überſchreiten darf, um nicht jede menſchliche Tugend zur 
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Chimäre zu machen und die Sanftmuth ſelbſt aus dem Arſenal der 
Verzweiflung zu bewaffnen.“ 

Einige Tage nach dieſer ſtarken Beſchwörung ſchreibt Zerboni 
an Conteſſa: „ich wünſchte, daß der Miniſter auf mein letztes Be— 
gnadigungsgeſuch nicht weiter reflektirte, ſondern ſogleich eine Unter⸗ 
ſuchung gegen mich verhänge.“ In der That beſchäftigte ihn fort- 
während der Gedanke, im Falle eines Prozeſſes durch eine glänzende Ver⸗ 
theidigung über alle Gegner zu triumphiren. Bereits am 29. Dezember 
ſpricht er gegen ſeinen Freund Leipziger aus, er wolle noch bis zum 
17. kommenden Monats warten, ob die Poſſe bis dahin ausgeſpielt 
ſei. Wenn ſie es nicht, ſo würde er den erſten Akt durch einen 
zweiten unterbrechen, den er für das Auditorium intereſſant zu machen 
wiſſen werde ꝛc. !) 

In dem bereits angeführten Briefe an Conteſſa vom 4. Februar 
führt er dann feinen Plan noch weiter aus. „Der ganze Plan,“ ſchreibt 
er „ſelbſt meine Defenſionsſchrift liegt ſchon faſt ganz ausgearbeitet 
in meinem Kopfe. Ich werde mich auf eine höchſt überraſchende Art 
zu vertheidigen wiſſen. Meinen Prozeß laſſe ich drucken und lege das 
erſte Exemplar davon am Throne nieder. Vielleicht daß Se. König⸗ 
liche Majeſtät alsdann etwas vortheilhaftere Aufſchlüſſe über mich 
erhalten, als die gegenwärtigen ſein mögen. Sieh dich doch inmittelſt 
nach einem Verleger um. Ich thue auf alles Honoriren Verzicht, 
aber verlange guten Druck und wohlfeilen Preis, damit das Buch 
die ſchnelleſte vollſtändigſte Publizität erhält.“ 

Es thäte ihm leid, wenn er jetzt etwas thun müſſe, was der 
Miniſter nicht gerne ſähe, aber er habe doch auch Pflichten gegen ſich 
ſelbſt und werde ja überdieß mit Gewalt genöthigt, ſeine Befreiung 
auf einem andern Wege zu ſuchen, als der bisherige war. Er kommt 
ſich ſelbſt wie Leonidas an den Thermopylen vor, oder wie Miltiades 
vor Marathon, der „die reizende Alternative vor ſich ſehe, den glänzend 
ſten Sieg zu erfechten oder den ſchönſten Tod zu ſterben.“ 

Und während er nun ſo ſelbſt im Gefängniſſe von Triumphen 
für ſeine Eitelkeit träumt, hat er in ſeinem Briefwechſel für ſeine 

) Die Briefe an Leipziger haben die Signatur 12, die an Conteſſa 15 
(Berl. Geh. St. A. R 7 e 14 J). 
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Freunde, welche ſeine Thorheit in Gefahren zu ſtürzen droht, die 
doch ſchon jene Zeitungsnotiz ahnen laſſen konnte, kaum ein Wort 
der Reue und des Bedauerns. In der That, wenn der im Grunde 
wirklich gutherzige Conteſſa an Leipziger über Zerboni ſchreibt: „Das 
Gefühl, ſeine Familie durch ſeine nicht zu entſchuldigende Unbeſonnen⸗ 
heit und Tollkühnheit unglücklich gemacht und durch ſeine unkluge 
Sicherheit ſeine Freunde compromittirt zu haben, muß ihm ein Hölle 
ſein“ ), ſo vermiſſen wir einen Ausdruck dieſer Empfindungen in den 
uns erhaltenen Briefen. Und es ſcheint faſt, als hätte ſich ſchließlich 
auch der Freunde, je mehr die Sache ſich hinzog, ein Gefühl trüg⸗ 
licher Sicherheit bemächtigt, das ſich namentlich bei Conteſſa ſchwer 
gerächt hat. Wohl klagen fie über den „vermaledeiten Brief“ 
Zerbonis an Hoym, aber fie trauen doch auf die beruhigenden Nach— 
richten, die, wie wir ſahen, Leipziger aus Breslau erhalten hatte, ohne 
auf die Warnungen zu hören, die Reibnitz aus Petrikau ſandte, als 
würde „von Staatsvergehen“ geſprochen, welche die Mitglieder des 
Bundes begangen hätten. 

Schließlich ſcheint es fie Beide wie ein Blitzſchlag aus heiterem 
Himmel getroffen zu haben, als ſie Mitte Februar 1797 unter der 
Anklage der Theilnahme an einem hochverrätheriſchen Bunde verhaftet 
wurden. 
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Gerade für den Anfang der Unterſuchung, ſo lange noch Hoym 
ſelbſt mit derſelben zu thun hatte, ſind unſere amtlichen Quellen ſehr 
unzulänglich und zeigen von den Protokollen über die Beſchlagnahme 
der Papiere Zerbonis vom 18. reſp. 20. November 1796 bis in den 
Anfang Februar 1797 eine große Lücke. Wir vermögen daher nicht 
zu erkennen, ob Hoym mit bewußter Argliſt, um die Mitſchuldigen 
Zerbonis ſicher zu machen, Denſelben beruhigende Verſicherungen hat 
zukommen laſſen, oder ob er erſt ſelbſt nach und nach aus dem ein— 
gehenderen Studium der beſchlagnahmten Papiere zu der Ueberzeugung 
einer ſchwereren Schuld, die nicht ungeahndet bleiben dürfe, gekommen 


) Nr. 12 der agf. Akten. 
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iſt. Genug, er hat unter dem 8. Februar 1797 eine Auswahl der 
bei Zerboni gefundenen Papiere an den König eingeſandt mit einem 
Berichte folgenden Inhalts: 

„Es habe ſich die Vermuthung, daß hinter dem unſinnigen 
Betragen des Kriegsraths Zerboni (deſſen Brief an Hoym vom 
12. Oktober 1796) mehr verborgen liege, durch feine in Beſchlag ge— 
nommenen Papiere völlig beſtätigt. Der König werde ſich aus den 
beifolgenden Briefen überzeugen, daß eine ſchon ſeit mehreren Jahren 
exiſtirende Ordens-Verbindung in einen förmlichen Revolutions⸗Club 
habe verwandelt werden ſollen. Deshalb ſei eine neue Zeitrechnung, 
Bundesnamen für die Mitglieder, Chiffern, Geſetze für verſchiedene 
Grade, Rituale bei der Aufnahme und der Bundeseid projektirt wor⸗ 
den, das Alles dem Zerboni zur Prüfung und Verbeſſerung vorge⸗ 
legen habe. Durch des Letzteren Arretirung ſei dieſe auf völlig demo⸗ 
tratiſcher Grundlage beruhende Verbindung entdeckt und zerſtört 
worden. Da es jedoch hier nicht auf gemeine Verbrechen, ſondern 
eine landesverderbliche Staatsumwälzung ankomme, ſo ſtelle er 
Sr. Majeſtät weiſem Ermeſſen anheim, das Departement der aus 
wärtigen Angelegenheiten mit der weiteren Verhandlung zu chargiren, 
während er inzwiſchen Anſtalten getroffen habe, um auf die verdäch⸗ 
tigen Subjekte in der Stille vigiliven zu laſſen.“ !) 

Aus dieſem Berichte intereſſirt uns weniger des Miniſters jub- 
jektives mit der Charakteriſirung des Bundes als Revolutions-Club 
offenbar weit über das Ziel hinausſchießendes Urtheil als die Art 
der Behandlung, welche er anräth. 

Indem er hier anheimſtellt, die weiteren Maßregeln dem aus- 
wärtigen Amte zu übertragen, iſt ſeine Meinung offenbar die, daß 
das Letztere zunächſt feſtſtellen ſolle, ob hier der Verdacht des Hoc 
verrathes vorliege, in welchem Falle dem Landesherrn nach der 
Kriminal- Ordnung inſoweit eine Abweichung von den ſonſt durch das 
Geſetz vorgeſchriebenen Rechtsformen zuſtand, daß der Landesherr 
dann die Beſtimmung des einzuſchlagenden Verfahrens und das Recht 
das Erkenntniß abzufaſſen ſich vorbehielt.?) Jener Vorſchlag Hoyms 

1) Zerboni, Aktenſtücke S. 14. 


2) So bemerkt die Strafmilderungs Kommiſſion unter dem 14. März 1798. 
Berl. Geh. St.⸗A. R. 89 63 V. fol. 8. 
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war nun, wie hervorgehoben zu werden verdient, das Letzte, was er 
in der Sache that. Die ganze Angelegenheit entgleitet fortan voll- 
ſtändig ſeiner Hand und zwar ſoweit, daß wir Grund zu der An- 
nahme haben, er habe auch nicht einmal durch gelegentlichen Beirath 
ſich an derſelben weiter betheiligt.!) 

Der König ging nun auf jenen Antrag Hoyms inſoweit ein, daß 
er den Miniſter des Auswärtigen Haugwitz und den Großkanzler 
Goldbeck bevollmächtigte, eine Kommiſſion zur Unterſuchung der Sache 
zu beſtellen, auf deren Bericht hin er dann das Urtheil zu fällen ſich 
vorbehielt, unzweifelhaft in dem guten Glauben, daß es ſich hier um 
ein hochverrätheriſches Unternehmen handle, welches daher eine aus— 
nahmsweiſe Behandlung erheiſche.“) 

Die beiden Miniſter erwirkten nun zunächſt unter dem 13. Februar 
vom Könige einen Verhaftsbefehl gegen drei Männer, welche auf 
Grund der bei Zerboni gefundenen Papiere als an der geheimen 
Verbindung beſonders betheiligt erſchienen; es waren dies Conteſſa, 
Leipziger und der Kreisphyſikus Dr. Kauſch zu Militſch, Schwager 
Zerbonis. Die Drei wurden durch dazu requirirte Militärperſonen 
am 16. Februar verhaftet und und ihre Papiere mit Beſchlag belegt. 
Bei Conteſſa wurde hier deſſen Entwurf für das Ritual des Vehm⸗ 
gerichts, ſowie das Leipzigers über den zweiten Grad vorgefunden. 
Dieſe Hefte hatten ſich unter andere Papiere verſchoben, ſo daß 
Conteſſa, als er nach der Verhaftung Zerbonis alle irgend gravirenden 
Papiere vernichtete, ſie nicht auffand und ſich mit den Gedanken 
tröſtete, er werde ſie wohl bereits wieder fortgeſchickt haben.?) Die 
Gefangenen wurden dann ſämmtlich nach der Feſtung Spandau ge⸗ 
bracht, wohin auch Zerboni ſchon am 17. Februar übergeführt worden 
war, und zwei Kriminalbeamte, der Kriegsrath und Oberauditeur 
Pitſchel ſowie der Kriminalrath Otto, erhielten durch eine Kabinets- 
ordre vom 19. Februar den Auftrag, die Arreſtaten, welche im Ver- 
dachte ſtänden „als die bekannteren thätigſten Mitglieder einer ge- 


) Ein Schreiben Goldbecks an Hoym vom 3. November 1797 beginnt mit 
den Worten: Ew. Exc. wird vielleicht ſchon bekannt ſein, daß u. ſ. w. (daß der 
König die Inkulpaten verurtheilt hat). 

) Wir werden auf dieſen Punkt noch einmal zurückkommen. 
) Anführung in Pitſchels Bericht vom 31. März 1797. 
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heimen Geſellſchaft Pläne zum Umſturze der Staatsverfaſſung, Ver⸗ 
leitung der Unterthanen zum Aufruhr und Empörung ſchmieden zu 
wollen, zum Verhöre und zur Unterſuchung zu ziehen und ſie zur 
näheren Angabe ihres Planes, der eigentlichen Mittel, welcher ſie ſich 
zu deſſen Ausführung bedienen wollten, und der noch unbekannten 
Theilnehmer und Complicen anzuhalten.“ Die beiden Beamten ſollten 
„alle erſinnliche Mühe anwenden, damit dieſes Geheimniß der Bos⸗ 
heit ſo vollſtändig als möglich an's Licht gebracht werde“. ) 

Wie wir ſchon aus der Faſſung dieſer Inſtruktion zu erkennen ver- 
mögen, faßte man die ganze Sache überaus ernſt auf. In der That 
war ja der ſonſt ſo mild geſinnte König Friedrich Wilhelm II. in 
einem Punkte zur größten Strenge und Härte geneigt, wofern es ſich 
nämlich um revolutionäre Ideen handelte; die furchtbaren Ereigniſſe 
der franzöſiſchen Revolution, die er mit erlebt, hatten es bei ihm zum 
Prinzipe werden laſſen, ſowie er Spuren jakobiniſcher Geſinnungen 
wahrnahm, dieſen gleich von vornherein mit größter Energie entgegen⸗ 
zutreten. Bei all' den aufſtändiſchen Bewegungen, die ſich auch in 
Schleſien, z. B. im Jahre 1793 in Breslau, in einigen Weber⸗ 
diftriften und auch ſonſt unter dem Landvolfe gezeigt hatten, war 
immer des Königs erſte Frage geweſen, ob dabei jakobiniſche Grund— 
ſätze oder wohl gar Spuren einer jakobiniſchen Propaganda ſich nach⸗ 
weiſen ließen. Nun hatten ſich, wie ja bereits angeführt ward, in 
den bei Zerboni gefundenen Briefen verſchiedene Aeußerungen ge— 
funden, welche wohl als revolutionäre angeſehen werden konnten, und 
die Thatſache eines projektirten Geheimbundes begünſtigte den Argwohn, 
daß es ſich hier um eine für den Staat bedrohliche Verſchwörung 
gehandelt habe. Soviel iſt gewiß, daß der König ſelbſt an der ganzen 
Angelegenheit ein ungewöhnliches Intereſſe nahm. 

Der Beginn der Unterſuchung verzögerte ſich noch einige Wochen 
dadurch, daß zur Deutung einiger in Chiffern geſchriebenen Stellen 
der Korreſpondenzen erſt der Beiſtand eines Sachverſtändigen in der 
Perſon des Geh. Rath Seegebart hatte in Anſpruch genommen wer- 
den müſſen, aber ſeit Anfang März 1797 die Verhöre begonnen 
hatten, mußten über deren Ergebniſſe die Kommiſſare immer ſofort 


1) Zerboni, Aktenſtücke S. 17. 
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Berichte an den Großkanzler von Goldbeck einſenden, wo dann Dieſer 
oder der Generaladjutant von Zaſtrow dem Könige Vortrag zu 
halten hatten. Eine ganze Anzahl derartiger Berichte liegen in den 
Akten vor. 

Einem Eingehen auf dieſe Verhöre wird nun aber ein Wort 
über die in Haft geſetzten Perſonen voranzuſchicken ſein. Auf der 
Liſte der durch die Korreſpondenz Belaſteten hatte urſprünglich auch 
Feßlers Name geſtanden, aber dieſer war, wie General Rüchel ſelbſt 
Feßler verſichert hat, auf des Königs Aeußerung hin, er habe aus 
dem Marc-Aurel von Feßler erkannt, daß dieſer kein Schwindelkopf 
ſei, geſtrichen worden.“) 

Andererſeits kann es uns überraſchen, unter den Verhafteten 
einen Mann zu treffen, den wir unter den Freunden Zerbonis über⸗ 
haupt noch nicht kennen gelernt haben, nämlich den Kreisphyſikus 
Kauſch aus Militſch. Derſelbe war auch in der That, wie wir an— 
nehmen dürfen, nur durch ein Mißverſtändniß in die Geſellſchaft des 
moraliſchen Vehmgerichtes gekommen. Ihn, der neben ſeiner ärztlichen 
Praxis eine rege ſchriftſtelleriſche Thätigkeit entfaltete, hatte ſein 1795 
erſchienenes Buch: „Ausführliche Nachrichten über Schleſien“, das ſich 
von ſcharfen Angriffen auf die katholiſche Geiſtlichkeit nicht freihielt, in 
einen fiskaliſchen Prozeß verwickelt, und in dieſem ſuchte er den 
juriſtiſchen Beirath Zerbonis, des Stiefbruders ſeiner erſten verſtorbenen 
Frau. Unter Zerbonis Papieren hatte ſich nun ein Brief vorge- 
funden, in welchem Kauſch ſeinen Schwager bittet, bei Gelegenheit 
von deſſen Reiſe nach Breslau im Sommer 1795 mit ihm in Groß— 
Wartenberg zuſammenzukommen im Hauſe eines dortigen Freundes, 
über den er die Worte beifügte: „Der Herr Erzprieſter Libor iſt ein 
heller Kopf, ganz auf'm rechten Wege, dort können wir frei konfabu⸗ 
liren, ohne daß Sie zu befürchten haben, daß von Ihrem Antheil 
etwas ruchbar werden könnte.“ 2) 

Wenn Kauſch hiermit nur beabſichtigt hatte, Zerboni die be— 
ruhigende Verſicherung zu geben, es ſolle nicht an die Oeffentlichkeit 
kommen, daß dieſer als königlicher Beamter den Rechtsbeiſtand eines 


Feßlers Rückblicke auf feine 70 jährige Pilgerfahrt S. 276. 
) Kauſch, Schickſale, Leipzig 1797 S. 213. 
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von Staats wegen Angeklagten geſpielt habe, ſo konnten jene Worte 
doch auch leicht anders gedeutet werden und den Schwager Zerbonis 
als den Mitwiſſer von Dingen, welche das Licht zu ſcheuen hatten, 
erſcheinen laſſen und feine Verhaftung erklärlich machen. 

Zu den Arretirten kam dann noch hinzu der bereits bekannt 
gewordene jüngere Bruder des Kriegsraths Zerboni, deſſen Verhaftung 
unter dem 13. März von dem Könige verfügt ward. 

Was das in Spandau gegen die Verhafteten angewendete Verfahren 
anbetrifft, ſo ward ja bereits erwähnt, welche Vorſchriften für daſſelbe 
die beiden Kommiſſare, unter denen wiederum Pitſchel neben ſeinem 
ſchweigſameren Kollegen Otto die Hauptrolle ſpielt, erhalten hatten. 
Die Beiden haben nun die Angeklagten wiederholten Verhören unter- 
worfen, ihnen eine große Menge Fragen vorgelegt, einmal um den 
Thatbeſtand ſelbſt feſtzuſtellen, ferner um über die etwaige Mitſchuld 
weiterer Perſönlichkeiten, die in der Korreſpondenz erwähnt waren, 
ſich unterrichten zu laſſen und endlich auch, um von den Angeklagten 
Eingeſtändniſſe eines gewiſſen Bewußtſeins ihrer Strafbarkeit zu 
erlangen. Die Art, wie dieſe Fragen z. Th. gefaßt waren, find nach⸗ 
mals, wie wir weiter unten näher ſehen werden, von Juriſten als 
juggeftiv und deshalb vorſchriftswidrig angeſehen werden.!) 

Daß der Unterſuchungsrichter Pitſchel wirklich, wie Zerboni 
einmal geäußert hat?), ihn „bald durch Bedrohungen, bald durch 
Umarmungen und Küſſe zum Geſtändniſſe zu bringen verſucht habe“, 
erſcheint als eine unglaubwürdige Uebertreibung ſchon deshalb, weil 
Zerboni in ſeinen nachmals gedruckten Aktenſtücken, die ſich ſonſt durch 
große Rückſichtsloſigkeit auszeichnen und ja ſpeziell auch zur Be- 
laſtung Pitſchels Verſchiedenes anführen, davon Nichts meldet. 


1) Bericht der Strafmilderungskommiſſion vom 14. Mai 1798, Berl. Geh. 
St.⸗A. R. 89 63. D. Beil. 4. 

2) Nach dem Berichte der Strafmilderungskommiſſion vom 14. Mai 1798 
fand ſich die Aeußerung „in einem weitläuftigen Promemoria“ Zerbonis, offenbar 
dem, welches Derſelbe in den gedruckten Aktenſtücken S. 44 mit Strichen andeutet, 
und als hier weggelaſſen bezeichnet, da daſſelbe in ſeiner dann ebendaſelbſt von 
S. 59 an abgedruckten Vertheidigung vollſtändiger enthalten ſei. Er würde 
dort ſicher nicht eine den Unterſuchungsrichter jo gravirende Stelle weggelaſſen 
haben, wenn er deren Wahrheit vertreten zu können geglaubt hätte. 
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Zerboni als der Hauptangeklagte hat hier in Spandau 10 Ver⸗ 
höre durchzumachen gehabt am 5.— 7. und dann wieder den 15. und 
16. März, jedesmal durchſchnittlich in der Dauer von 4 Stunden 
vormittags und ebenſoviel nachmittags. Die Protokolle dieſer Ver— 
höre!) zeigen, daß Zerboni hier nun ausgeführt hat, wie das Nad)- 
denken über die Urſachen der furchtbaren Umwälzungen in Frankreich 
ihn zu der Ueberzeugung geführt, daß in dem letzteren Lande zum 
großen Theile die ſchlechte Verwaltung der Offizianten die finanzielle 
Zerrüttung herbeigeführt und die vielen Rechtsverweigerungen und 
Bedrückungen die Maſſe des Volkes tief erregt hätten. Um nun 
ähnlichen Uebeln in unſerem Staate vorzubeugen, habe er an eine 
Verbindung patriotiſch geſinnter Männer gedacht, welche gleichſam als 
eine Fortbildung des Freimaurerordens ſich zum Zwecke einer ſtrengen 
Handhabung der Geſetze und Verhütung pflichtwidriger Handlungen 
vereinen ſollten. Seine Idee habe er nur zwei Freunden mitgetheilt, 
Conteſſa und Leipziger, Andere wie ſein Bruder, der Kapitän Nothard 
und der Dr. Mogalla hätten nur ganz allgemeine und unbeſtimmte 
Kenntniß davon gehabt. Die Idee hätte dann Conteſſa zu einem 
moraliſchen Vehmgerichte auszugeſtalten verſucht, und auch Leipziger 
habe eine Ausarbeitung über den zweiten Grad geliefert, doch ſei keins 
von Beiden nach ſeinem (Zerbonis) Sinne geweſen. In dem Entwurfe 
Conteſſas habe er verſchiedene hier ausgeſprochene Meinungen nicht 
zu billigen vermocht, und Leipziger habe in ſeiner Arbeit auf Aeußer⸗ 
lichkeiten zu großen Werth gelegt. Wenn er es unterlaſſen habe, den 
Beiden ſeine abweichende Meinung auszuſprechen, ſo ſei das deshalb 
geſchehen, weil er der Anſicht geweſen ſei, die ganze Idee als un- 
ausführbar fallen zu laſſen, wie er auch Leipziger geſchrieben zu haben 
glaube. Bei der Beantwortung der ihm vorgelegten über 100 Fragen 
ſucht er ſeine Freunde, namentlich Conteſſa, zu entſchuldigen, indem 
er die dem Letzteren zur Laſt fallenden Aeußerungen einer damaligen 
gereizten Stimmung zuſchreibt, von der Derſelbe längſt zurückgekommen 
ſei, und ſeine eigne Schuld betreffend bekennt er, das Strafbare der 
Stiftung eines Geheimbundes und des damit beabſichtigten Eingriffs 
in die Rechte der Majeſtät einzuſehn, verwahrt ſich aber gegen jede 


) Berl. Geh. St. -A. R 7 k 14 d (Nr. 6). 
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revolutionäre Abſicht und glaubt darauf beſonderen Nachdruck legen 
zu dürfen, daß das Ganze doch eben nur ein Entwurf geblieben ſei. 
Bezüglich „ſeiner gewiſſenhaften Pflichterfüllung und ſeines ausge⸗ 
zeichneten Eifers für Sr. Kgl. Majeſtät Intereſſe“ beruft er ſich auf 
das Zeugniß der Miniſter von Hoym und von Voß. Die Protokolle 
ſchließen mit der Erklärung, daß, wenn er „aus Leichtſinn und Un⸗ 
beſonnenheit gefehlt und dadurch den Verdacht widriger und gehäſſiger 
Abſichten gegen den Staat ſich zugezogen habe, er dieſerhalb der Gnade 
des Königs ſich unterwerfe. Falls aber der König in dieſer Sache 
rechtlich erkennen laſſen wolle, bäte er darum, eine ſchriftliche Ver⸗ 
theidigung einreichen zu dürfen.“ 

Genau ebenſovielen Verhören wie Zerboni ward auch Conteſſa 
unterworfen, gegen den allerdings die gravirendſten brieflichen Aeuße⸗ 
rungen vorlagen, wie z. B. der ſchon angeführte Wunſch, es möge 
doch bald ſoweit ſein, „daß wir das blutige Hazardſpiel mit unſern 
Köpfen beginnen könnten“. Kaum minder wichtig erſchien dann eine 
von ihm herrührende Erklärung ſeiner Sympathie für die damals in 
Ungarn und Oeſterreich hingerichteten Empörer. Die in ſeiner 
Korreſpondenz mit Zerboni wiederholt berührten Projekte von Reiſen 
nach Wien und Frankreich konnten damit in Verbindung gebracht 
werden, und angeknüpfte Verbindungen mit dem Auslande zu 
revolutionären Zwecken hätten dann erſt recht die ganze Sache zum 
Hochverrathe geſtempelt. Aber nach dieſer Seite hin ergab die Unter⸗ 
ſuchung um ſo weniger, als keins der Reiſeprojekte zur Ausführung 
gekommen war, und im Uebrigen zeigte ſich Conteſſa bei den Verhören 
durchaus als ein reuiger Sünder. Jenen ihn beſonders belaſtenden 
Brief vom Februar 1795 habe er in einer Stunde heftigſter Auf⸗ 
regung, in welche ihn die durch den noch immer andauernden Krieg 
mit Frankreich hervorgerufenen ſchweren Schädigungen feiner Handels- 
geſchäfte verſetzt, geſchrieben und dabei im vertrauten Briefwechfel mit 
einem Freunde, deſſen Heftigkeit auch ihn dazu hingeriſſen habe, Dinge 
auszusprechen, die er eigentlich ſelbſt nicht jo empfunden habe. Er 
ſei wenigſtens jetzt feſt überzeugt, daß er ſowohl als Menſch wie als 
Kaufmann in keinem Lande und unter keiner Regierung glücklicher 
und ſicherer leben könne als gerade in Preußen; jeder Blick auf die 


Grenznachbarn unſres ſchleſiſchen Gebirges zeige das deutlich, „und 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 5 
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ſelbſt in den ſogenannten Freiſtaaten ſei der Kaufmann bei der ge⸗ 
ringſten volksbewegenden Veranlaſſung den größten Gefahren und dem 
Ruin ausgeſetzt, wie dieſes in Frankreich am Tage liege, weil man 
ſodann immer ſuche, ſich ihres Vermögens und Wohlſtandes, welcher 
der Gegenſtand der Mißgunſt geweſen, zu bemächtigen.“ Auf alle 
die verfänglichen Fragen des Inquirenten, ob er nicht ſelbſt einſehe, 
daß er ſich ſchwer gegen den Staat vergangen, die Majeſtät beleidigt 
habe ꝛc., bekennt er ſich vollkommen ſchuldig, verſichert aber unter 
Thränen, aus Unbeſonnenheit gehandelt zu haben und die tiefſte Reue 
darüber zu empfinden. *) 

Kürzer war das Verhör des jüngeren Zerboni, der ja von dem 
Geheimbunde ſelbſt noch kaum etwas Rechtes wußte, und deſſen 
gravirende Aeußerungen in ſeiner Selbſtcharakteriſtik mit ſeiner großen 
Jugend entſchuldigt werden konnten ſowie damit, daß dieſe Aeuße⸗ 
rungen vor zwei Jahren gethan worden waren, als er erſt kürz⸗ 
lich von längerem Aufenthalte in Frankreich, wo ihn ſein Prinzipal 
ſelbſt zu fleißigem Beſuche des Jakobinerklubs angehalten hatte, 
zurückgekehrt war. Derſelbe verſicherte übrigens, ſein Bruder, der 
Kriegsrath habe ſeine damaligen Anſichten wiederholt rektifizirt und 
widerlegt und ihn auch überzeugt, daß allgemeine Gleichheit der 
Menſchen ein Unding ſei und es nur auf die Gleichheit Aller vor 
dem Geſetze ankomme, die ja auch in Preußen gewährleiſtet ſei. Bei 
den Geſinnungen, die fein Bruder ihm gegenüber wiederholt aus- 
geſprochen, ſei es für ihn unfaßbar, wie dieſer auf politiſche Abwege 
habe kommen können.“) 

Bei Kauſch ergab die Unterſuchung nur die Wahrſcheinlichkeit 
jener bereits angeführten harmloſen Deutung der ihn belaſtenden Stelle 
aus ſeinem Briefe an Zerboni, wonach dann ſeine Theilnahme an 
dem Geheimbunde nur als auf einem Mißverſtändniß beruhend ange⸗ 
ſehen werden konnte. 

Was endlich den Kapitän von Leipziger anbetraf, ſo konnte ſich 
Dieſer auf Stellen feiner Ausarbeitung berufen, welche ſtrengſte Ge⸗ 
ſetzlichkeit von den Theilnehmern des Bundes verlangten und jede 


) Berliner Geh. St.⸗A. R Tec 14 d (14). 
) Ebendaſelbſt (10). 
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Empörung verwarfen, ſowie darauf, daß er ſelbſt ſchließlich den ganzen 
Bundesplan als unausführbar aufzugeben wiederholt angerathen habe. 
Von den gravirenden Stellen in dem Briefwechſel zwiſchen Conteſſa 
und Zerboni ſowie in der Selbſtcharakteriſtik des jüngeren Zerboni 
verſicherte er keine Kenntniß zu haben und ebenſo, daß auch Conteſſa 
nie ihm gegenüber revolutionäre Anſichten ausgeſprochen habe. Auf 
ihn ſelbſt, der von früher Jugend an eifriger Freimaurer geweſen, 
habe nur eben das Geheimnißvolle des Bundes mit feinen Förm— 
lichkeiten und Ceremonien eine mächtige Anziehungskraft geübt. Was 
ihn belaſtete, war der Umſtand, daß trotz der bedenklichen Stellen, 
welche der Conteſſaſche Entwurf enthielt, er, dem ſeine Eigenſchaft 
als Offizier noch ſtrengere Pflichten auferlegte, in eine ſtrafbare ge- 
heime Verbindung mit Perſonen von zum Theil radikalen Grundſätzen 
getreten war. 

Die Verhöre, welche durch die erſt nachträglich vorgenommene 
Verhaftung des jüngern Zerboni etwas aufgehalten worden, waren 
mit Ende März 1797 zum Abſchluſſe gekommen, und vom 31. März 
datirt bereits der ausführliche von den beiden Kommiſſaren Pitſchel 
und Otto an den Großkanzler abgeſtattete Bericht. 

Von den Gefangenen konnte der Hauptmann von Leipziger darauf 
gefaßt ſein, daß er als Offizier vor ein Kriegsgericht kommen würde; 
was Conteſſa anbetrifft, ſo hat er, wie bereits angeführt ward, in 
reumüthigem Bekenntniſſe ſein Heil von der Gnade des Königs er- 
wartet, und auch der jüngere Zerboni hat ſicher nach dieſer Seite 
hin ſeine Hoffnungen gerichtet. Etwas anders lag die Sache doch 
bei dem ſelbſt rechtskundigen Zerboni, und über ſein Verhalten 
in Spandau erhalten wir aus ſeiner ſpäteren Vertheidigungsſchrift 
wenigſtens einige Andeutungen, welche die vorliegenden Protokolle er⸗ 
gänzen, aber allerdings nicht ohne eine gewiſſe Vorſicht zu benutzen 
find. Denn wenn er hier angiebt !), man habe ihn im Widerſpruche 
mit den ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmungen über die gegen ihn 
angebrachte Denunziation nicht unterrichtet, ſo daß ihm nichts übrig⸗ 
geblieben ſei als, wie er ſagt: „mein Vergehn zu errathen und mich 
wie in der santa casa ſelbſt anzuklagen“, ſo wird das durch die von 


) Zerboni, Aktenſtücke S. 78. 
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Zerboni eigenhändig unterſchriebenen Protokolle nicht ganz beſtätigt, 
denen zufolge er auf die Forderung, ſich über ſein Herkommen, ſeine 
Familienverhältniſſe ſowie darüber zu äußern, mit welchen Perſonen 
er in genauer Verbindung geſtanden, und welches der Endzweck und 
Gegenſtand jener Verbindung geweſen, nach kurzem Berichte über die 
Generalien ſich über die von ihm in der Maurerei, der Vereinigung 
mit Feßler und endlich in dem moraliſchen Vehmgerichte erſtrebten 
Ziele in einer Rede von ſolcher Länge verbreitet, daß dieſelbe durch 
die Mittagspauſe unterbrochen und Nachmittags fortgeſetzt werden muß. 
Erſt nach dieſer Rede, die von den Inquirenten nicht gehemmt 
wird, beginnen Letztere die Verhörsfragen. Zerboni giebt ferner an, 
es ſei ihm der Wunſch, ſich an den Staatsrath wenden zu dürfen, 
ebenſo wie die Einreichung einer ſchriftlichen Vertheidigung abgeſchlagen 
worden, und nachdem er auf wiederholtes Drängen ein Exemplar des 
Landrechtes zur Einſicht erhalten habe, ſei man auf ſeine Frage, gegen 
welchen Paragraphen dieſes Geſetzbuches er ſich vergangen habe, die 
Antwort ſchuldig geblieben. Ueberhaupt habe der Inquirent erklärt, 
die Unterſuchung ſei an keine rechtlichen Formen gebunden, ſondern 
die Kommiſſion habe einfach die ihr von Sr. Majeſtät aufgetragenen 
Ermittelungen vorzunehmen. Zerboni habe wahrſcheinlich kein vichter- 
liches Erkenntniß, ſondern einen unmittelbaren Ausſpruch Sr. Majeſtät 
zu erwarten.!) 

Daß dem gegenüber der ſonſt ſo unbedenkliche Zerboni nicht den 
Muth gefunden hat, ruhig und entſchieden bei dem Miniſter und 
eventuell bei dem Könige ein richterliches Urtheil in ſeiner Sache 
zu erbitten, iſt ihm nicht ohne Grund nachmals vorgeworfen wor⸗ 
den. 2) Er hätte ſich jagen können, daß, wenn erſt der ihm an⸗ 
gekündigte unmittelbare Ausſpruch des Königs erfolgt wäre, eine 
Reparation viel ſchwieriger ſein würde, während, wie die Sachen 
damals lagen, ein folder Antrag, ſchwerlich zu Ungunſten der Ange⸗ 
klagten, eine prinzipielle Erörterung und Entſcheidung der Frage, ob 
denn wirklich hierbei von einer richterlichen Entſcheidung abgeſehn 
werden könnte, worüber man, wie wir ſehen werden, dann leichter 


1) Aktenſtücke S. 78, 79. 
2) Vgl. die Anführung, Aktenftüde 152, 153 und (Schummel) Unterſuchung, 
ob dem K. R. Zerboni zu viel geſchah S. 87. 
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hinweggegangen iſt, zur Nothwendigkeit gemacht haben würde. Zerboni 
hätte ja dabei auch Gelegenheit gefunden, ſich auf die für die Ge⸗ 
ſchichte des preußiſchen Beamtenthums intereſſante Stelle ſeines 
Rathspatentes (gegengezeichnet von dem Miniſter von Voß) zu be⸗ 
rufen, welche die Zuſicherung enthielt, daß, falls er bei Sr. Majeſtät 
verklagt werden ſollte, Hochdieſelbe nicht nur nichts Nachtheiliges gegen 
ihn verfügen, ſondern auch nicht eine Ungnade auf ihn werfen wolle, 
bis ihn Se. Majeſtät zuvörderſt mit ſeiner rechtlichen Vertheidigung 
gehört habe.!) Aber wie es ſcheint, hat er den Stand ſeiner An⸗ 
gelegenheit für minder ungünſtig angeſehen, als er thatſächlich war, 
und in der ganzen Sache, wie bereits angeführt ward, Alles der 
der Gnade des König anheimgeſtellt. 

Wenn wir nun zu dem Berichte der beiden Unterſuchungs⸗ 
kommiſſare kommen, ſo wird hier vorauszuſchicken ſein, daß der 
exzeptionelle Charakter, der nach dem bereits Angeführten dem ganzen 
Verfahren anhaftete, nun auch in der Handlungsweiſe der beiden 
Kommiſſare zum Ausdruck kommt. Denn wenn ſonſt ein Unter⸗ 
ſuchungsrichter einfach die Verpflichtung hat, den Thatbeſtand eines 
vorliegenden Verbrechens feſtzuſtellen und durch Verhöre und Zeugen⸗ 
vernehmungen zu ermitteln, ob und inwieweit beſtimmte verdächtige 
Perſonen an jenem Verbrechen Schuld tragen, ſo gewinnt es hier 
den Anſchein, als hätten die Kommiſſare den beſtimmten Auftrag ge⸗ 
habt, durch ihre Unterſuchung es dahin zu bringen, daß gewiſſe, von 
vornherein als ſchuldig angeſehene Perſonen mit der ihnen gebühren⸗ 
den Strafe belegt werden könnten, wie denn gleich der ihnen unter 
dem 19. Februar 1797 ertheilte Auftrag dahin geht, daß „ſie die 
Angeklagten auf alle Weiſe zum Geſtändniß der Wahrheit zu bringen 
ſuchen, damit dieſes Geheimniß der Bosheit jo vollſtändig als mög- 
lich ans Licht gebracht werde.“ 

Es ward bereits erwähnt, daß ſie wiederholt im Laufe der Unter⸗ 
ſuchung an den Großkanzler zu berichten hatten. Von Dieſem 
empfangen fie nun auch Weiſungen, worauf fie ihr beſonderes Augen- 
merk zu lenken hätten, und die letzte derſelben vom 14. März iſt zu 
charakteriſtiſch, um nicht hier eingereiht zu werden. Sie ſollten, ſchreibt 


) Zerboni, Aktenſtücke S. 72 Anm. 
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hier Goldbeck, „vorzüglich aufmerkſam fein, den ganzen Plan ins 
Licht zu ſetzen und beſonders aus den mündlichen Aeußerungen ſo⸗ 
wohl als aus den Datis, welche die Papiere an die Hand geben, 
Alles zu entwickeln, was zu Majeſtätsverbrechen gehört. Die Ar⸗ 
reſtaten wollen nicht an ſich kommen laſſen, daß ſie politiſche End⸗ 
zwecke gehabt, wenigſtens wollen ſie nur die Abſicht gehabt haben, 
ſich moraliſcher Mittel zu bedienen. Sie vom Gegentheile zu über⸗ 
führen, als wozu ſo viele Gründe zum Verdacht vorhanden ſind, iſt 
der Hauptgrund der Unterſuchung, indem allein hierauf eine Straf⸗ 
barkeit gegründet werden kann.“!) 

Es ward nun den Kommiſſaren nicht ſchwer, in ihrem Berichte 
aus den vorliegenden ſchriftlichen Aeußerungen der Angeklagten über 
die Abſichten ihres Bundes nachzuweiſen, daß die politiſche Reform 
und überhaupt Aenderungen der bisherigen Staatsverfaſſung ange⸗ 
ſtrebt worden ſeien; daß die Angeklagten aber zur Durchführung jener 
Reformen hätten gewaltſame Mittel anwenden wollen, deſſen hätten 
ſie, wie der Bericht eingeſtand, nicht überführt werden können, eben⸗ 
ſowenig daß ſie zu dieſem Zwecke Verbindungen außer Landes an⸗ 
geknüpft hätten; auch eine bereits erfolgte Aufnahme von Mitgliedern 
in ihren Bund hätte ſich nicht nachweiſen laſſen, noch daß Eide ge⸗ 
ſchworen reſp. abgenommen worden wären. Dagegen hebt der Bericht 
hervor, wie ſehr gefährlich die ganze Verbindung, wenn ſie ins 
Leben getreten, für den Staat hätte werden können, „um ſo gefähr⸗ 
licher, weil Meinungen ſchwerer zu unterdrücken ſind als Handlungen 
und jene immer dieſen zuvorgehen.“ 

Mit dem Eintreffen des Berichtes der Inquirenten hatte nun 
die Thätigkeit der beiden ſpeziell mit der ganzen Angelegenheit be⸗ 
trauten Miniſter, des für die auswärtigen Angelegenheiten, Grafen 
Haugwitz, und des Großkanzlers, Freiherrn von Goldbeck, einzuſetzen. 
Namentlich der Letztere, welcher die Sache juriſtiſch zu vertreten hatte, 
hat ſich wahrſcheinlich in einer gewiſſen Verlegenheit befunden; denn 
wie bereits angeführt ward, ließ ſich die exzeptionelle Behandlung der 
ganzen Sache nur dann rechtfertigen, wenn es ſich um Hochverrath 
oder Landesverrath handelte. Vom Landesverrath konnte nun hier, 


1) Berliner Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (5) fol. 56. 
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wo auswärtige Mächte nicht ins Spiel kamen, unter keinen Um⸗ 
ſtänden die Rede ſein, und die Definition des Landrechts für Hoch⸗ 
verrath, als „ein Unternehmen, welches auf eine gewaltſame Umwälzung 
der Verfaſſung des Staats oder gegen das Leben oder die Freiheit 
ſeines Oberhauptes abzielt“, ) auf die Beſtrebungen der hier Ange⸗ 
klagten anzuwenden, durfte als unthunlich angeſehen werden. Denn 
wenn Jemand auch hätte ſoweit gehen wollen, eine Umwälzung des 
Staates als Konſequenz der von den Angeklagen verſuchten Be⸗ 
ſtrebungen anſehen zu wollen, ſo würde doch immer das weſentliche 
Requiſit der Gewaltſamkeit gefehlt haben, inſofern die Inquirenten 
teinen Zweifel darüber gelaſſen hatten, daß die Abſicht der Anwen⸗ 
dung gewaltſamer Mittel den Angeklagten nicht hatte nachgewieſen 
werden können. Daß auch Goldbeck darüber ſich klar geweſen, beweiſt 
deutlich ſein bereits oben angeführter Brief an die Inquirenten vom 
15. Februar 1797, in welchem er ausſpricht, daß allein auf die nach⸗ 
weisliche Abſicht, auch gewaltſame Mittel anzuwenden, eine Strafbar⸗ 
keit gegründet werden könne. 

Unter ſo bewandten Umſtänden hätte es den Miniſtern wohl 
als das Korrekteſte erſcheinen mögen, dem Könige zu erklären: da 
die Unterſuchung dieſer Sache herausgeſtellt habe, daß hier Hochver⸗ 
rath nicht angenommen werden könne, ſo falle auch der Grund weg, 
dieſelbe dem gerichtlichen Spruche zu entziehen, und ſie beantragten 
deshalb, alles Weitere den ordentlichen Gerichten zu überlaſſen. 

Dieſen Weg haben nun die beiden Miniſter nicht eingeſchlagen 
und zwar, wie wir annehmen dürfen, deshalb nicht, weil dies gegen 
den Wunſch des Königs geweſen wäre, der bei ſeinem tiefgehenden 
Haſſe gegen revolutionäre Geſinnungen ſolche Leute ſelbſt gehörig 
abſtrafen zu können lebhaft begehrte und ſehr enttäuſcht geweſen ſein 
würde, hätte er jetzt die ganze Sache aus der Hand und an die 
Gerichte abgeben müſſen. Zu den Männern aber, die eher die Gunſt 
des Königs, Amt und Stellung aufs Spiel geſetzt hätten, als daß 
ſie einen Schritt vom geſetzlichen Wege abgegangen wären, hatte 
Goldbeck nie gehört, und da der Miniſter des Auswärtigen natur⸗ 
gemäß weniger bedenklich war, im Rechtspunkte ſich nach der höchſten 
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juriſtiſchen Autorität im Staate Preußen zu richten, ſo unterſchrieb 
er unter dem 8. April 1797 einen Bericht an den König, der im 
Weſentlichen Folgendes enthielt: Zerboni und ſeine Genoſſen hätten 
unter dem Namen eines moraliſchen Vehmgerichtes eine politiſche 
Geſellſchaft gründen wollen zu dem eingeſtandenen Zwecke, den Zu⸗ 
ſtand der niederen Volksklaſſen zu verbeſſern, die denſelben nach- 
theiligen Prärogative der privilegirten Stände mehr einzuſchränken, 
die Bedrückungen und Betrügereien der öffentlichen Beamten zu 
hindern. Sie hätten zu dieſem Zwecke Leute von Rang und Anſehn 
in ihren Bund ziehen wollen, um mit dem dadurch verſchafften Ein- 
fluſſe den Anordnungen der Staatsbeamten, je nachdem dieſelben den 
von dem Bunde verfolgten Intereſſen gemäß oder zuwider wären, 
förderlich zu ſein oder entgegenzuarbeiten, Letzteres vornehmlich durch 
die Preſſe, grobe Vergehungen von Beamten der Regierung zu 
denunziren und auf jede Weiſe mehr Einſicht und Kenntniß unter 
den niederen Klaſſen zu verbreiten. Wenn nun gleich die Angeklagten 
eigentlicher revolutionärer Abſichten gegen den Staat ſo wenig als auf 
Empörung und Aufruhr abzielender Pläne hätten überführt werden 
können, auch von auswärtigen Verbindungen nicht die leiſeſte Spur 
vorhanden ſei, ſo bleibe ihr Unternehmen doch immer unerlaubt und 
gefährlich. 

Unerlaubt, inſofern jede geheime Verbindung, die auf den 
Staat Einfluß haben ſolle, verboten ſei; indem die Angeklagten ſich 
eigenmächtig zu Reformatoren der inneren Staatsverfaſſung, zu 
Richtern über die Handlungen ihrer Mitbürger, zu Kontrolleurs der 
Staatsbeamten aufgeworfen, hätten ſie ſich Rechte angemaßt, die nur 
dem höchſten Landesherrn gebührten. 

Gefährlich, weil die Ausbreitung einer ſolchen Geſellſchaft, 
welche ihre Mitglieder zum unbedingten Gehorſam gegen die Ordens 
obern verpflichtete, einen Staat im Staate formirt haben würde und 
bei Ausführung des Planes in den Händen ehrgeiziger, boshafter und 
intriganter Demagogen, vielleicht gegen ihre urſprünglichen Abſichten, 
zum ſchädlichen Werkzeuge wirklicher Empörungen und Revolutionen 
hätte gemißbraucht werden können. N 

Daß der ganze Plan nur Projekt geblieben und Aufnahmen in 
den Bund noch nicht erfolgt ſeien, könne die Strafbarkeit der Ange- 
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klagten mindern, aber nicht ganz aufheben. Doch ſei der Grad der 
Strafbarkeit bei den Einzelnen verſchieden. 

I. Der geweſene Kriegsrath Zerboni ſei der Stifter des 
Bundes und wahrſcheinlich zu deſſen Oberhaupte beſtimmt geweſen. 
In feinen Briefen zeigten ſich unverkennbare Spuren demokratiſcher 
Geſinnungen, und fein Betragen gegen den Miniſter von Hoym be- 
weiſe ſeinen Hang, aus Stolz und Eigendünkel alle Geſetze der 
bürgerlichen Ordnung zu verletzen und alle Schranken der Sub- 
ordination zu durchbrechen. 

II. Der Kaufmann Conteſſa aus Hirſchberg habe den 
Plan mit großer Lebhaftigkeit betrieben und die meiſte Neigung 
zu violenten Mitteln gegen die vermeinten Mißbräuche bewieſen. In 
einem Briefe an Zerboni vom 28. Februar 1795 äußere er den 
Wunſch, daß die damaligen Maßregeln der Regierung bei dem Volke 
Reſiſtenz finden möchten, ſowie Bewunderung und Bedauern über 
die damals in Wien beſtraften Neuerer, Alles in Ausdrücken, die, 
wenn dieſe Außerungen öffentlich geſchehen wären, ihn des Majeſtäts⸗ 
verbrechens ohne allen Zweifel ſchuldig erklären würden. 

III. Der Hauptmann von Leipziger habe zwar ſich un⸗ 
beſonnen bewieſen, indem er ſich mit ſolchen Leuten in geheime 
Verbindungen eingelaſſen, doch zeigte ſich bei ihm keine Spur 
empöreriſcher oder ſonſt ſtrafbarer Geſinnungen. Auch habe er mit 
großer Wahrſcheinlichkeit behauptet, daß er bereits vor der Verhaftung 
Zerbonis entſchloſſen geweſen ſei, ſich von der Verbindung ganz los— 
zumachen. 


IV. Der Kaufmann Zerboni aus Breslau ſei noch kein 
Mitglied des Bundes geweſen, habe aber zum Zwecke feiner Auf- 
nahme eine Selbſtcharakteriſtik geliefert, in der über Staatsgewalt und 
Rechte des Souveräns Aeußerungen vorkämen, die der enragirteſte 
Jakobiner nicht ſtärker ausdrücken könnte. 


V. Der Dr. Kauſch aus Militſch habe an der Verbindung 
nicht theilgenommen und nicht einmal von deren Exiſtenz gewußt. 
Nur ſeine Intimität mit Zerboni und eine vertrauliche Aeußerung, 
die aber, wie ſich nunmehr zeige, ſeinen Prozeß betreffe, habe ihn in 
die Unterſuchung mit verwickelt. 
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Nach dieſen thatſächlichen Feſtſtellungen fährt der Bericht fort: 
„Bei dieſen Umſtänden ſcheint die ganze Sache ſich nicht ſowohl zu 
einem förmlichen Straferkenntniſſe durch die Gerichte zu qualifiziren 
als vielmehr zu Sicherheitsmaßregeln, wodurch bei der im Publiko 
hin und wieder noch herrſchenden unruhigen Stimmung Andere von 
ähnlichen gefährlichen Unternehmungen abgeſchröckt werden könnten.“ 

In dieſer Rückſicht ſubmittiren die beiden Miniſter, den Kriegs⸗ 
rath Zerboni, Conteſſa und Zerboni jun. in Feſtungsarreſten zu 
behalten bis auf Sr. Majeſtät Befinden; die Kommandanten ſollten 
dann bei den beiden Erſtgenannten nach Jahresfriſt, bei dem Letzteren 
nach ſechs Monaten anfragen, wie es mit dieſen weiter gehalten werden 
ſolle. Wegen Leipziger würde, da er Offizier ſei, kein Antrag geſtellt, 
ſondern Alles der Königlichen Dispoſition überlaſſen. Bei Kauſch 
wird zwar Freilaſſung beantragt, doch gleichzeitig eine ernſtliche 
Mahnung zu mehrerer Vorſicht und Behutſamkeit in ſeinem Benehmen 
und ſeinen Verbindungen ſowie ein Auftrag an Graf Hoym, Denſelben 
beſonders beobachten zu laſſen. Der Bericht ſchließt dann mit einem 
Hinweis auf die Thatſache, daß Conteſſa in ſeinem Geſchäfte eine 
beträchtliche Anzahl Menſchen im Gebirge beſchäftige, die durch deſſen 
längere Abweſenheit außer Brod kommen könnten, weshalb anheim⸗ 
geſtellt wird, von dem Miniſter Grafen Hoym beſonderen Bericht und 
Vorſchläge zu fordern.!) 

Die in dieſem Berichte von dem oberſten Wächter der Geſetze 
vertretene Rechtsanſchauung kann nun wohl überraſchen. Ohne die 
Behauptung, daß hier ein intendirter Hochverrath vorliege, aufrecht 
zu erhalten, ohne auch den vielleicht nicht ganz hoffnungsloſen Ver⸗ 
ſuch zu machen, auf Grund der in Schleſien noch geltenden 
peinlichen Hals-Gerichts-Ordnung Kaiſer Joſephs I. von 1709 aus 
Artikel XIX 8 6?) eine Befugniß des Landesherrn herzuleiten, nicht 
bloß bei Hochverrath, ſondern überhaupt bei allen Verbrechen, durch 
welche der Staat irgendwie gefährdet werden könnte, ſelbſt das 
Urtheil zu fällen, ja ohne irgend zu erörtern, mit welchem Rechte 
hier Angeklagte ihrem ordentlichen Richter entzogen würden, begnügt 


) Berl. Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (a). 
) Brachvogelſche Ediktenſammlung IV 1391. 
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liegende Sache ſich nicht ſowohl zu einem förmlichen Straferkenntniſſe, 
als vielmehr zu Sicherheitsmaßregeln eigne, und räth dem Landes⸗ 
herrn an, einige Perſonen auf unbeſtimmte Zeit im Feſtungsarreſte 
zu behalten. 

Wenn ſolches Verfahren zur Praxis wurde, dann konnte in der 
That von dem Rechtsſtaate Preußen, von einer Herrſchaft der Ge⸗ 
ſetze, von einer Rechtsſicherheit der Unterthanen nicht mehr die Rede 
ſein. Wenn auf den Vorſchlag eines Miniſters der Landesherr ohne 
weitere Angabe von Gründen erklären konnte, irgend ein Prozeß 
„eigne ſich nicht zu einem richterlichen Erkenntniſſe“, dann bedrohte 
abſolute Willkür die Freiheit jedes preußiſchen Unterthans, und das 
neue große Geſetzbuch des allgemeinen Landrechtes war bloß be- 
dingungsweiſe da für den Fall, daß nicht etwa der Landesherr vor- 
zog, nach freiem Ermeſſen ſeinen Spruch zu thun. 

Und unſere Meinung über den von Goldbeck eingeſchlagenen 
Weg kann nicht günſtiger werden, wenn wir von einem Briefe 
deſſelben Kenntniß nehmen, der bei den Akten liegt!), und den Jener 
unter dem 29. Juni 1800 an einen unbekannten Adreſſaten ſchrieb, 
als damals die Sache, wie wir noch kennen lernen werden, von 
Neuem beſprochen wurde. Gerade der näher intereſſirende An— 
fang lautet: 

„Euer Hochwohlgeb. gefällige Aeußerung in der Zerboniſchen 
Sache habe ich lange im Stillen erwartet. Ich glaubte mich zurüd- 
halten zu müſſen, weil ich in dieſer Sache ſehr wunderbar beurtheilt 
worden bin. Im Anfang ſagte mir der Herr Miniſter von Reck 
geradezu, daß ich ſchwach handle, daß der Staat in Gefahr geriethe, 
wenn ſolche Kerle ihre Köpfe behielten. Und hernach hieß es, daß 
ich leidenſchaftlich verfahren wäre. Die Akten mögen mich oder 
vielmehr den ſeligen Svarez rechtfertigen, ohne den ich Nichts 
gethan habe.“ 

Das Intereſſante an dieſem Briefe iſt offenbar das Beſtreben 
Goldbecks, für fein damaliges Verfahren den gefeierten Svarez, den 
eigentlichen Schöpfer des preußiſchen Landrechts, als ſeinen Beirath, 
ohne den er Nichts gethan habe, mit verantwortlich zu machen. 


1) Berl. Geh. St.- A. R. 89, 63 D. fol. 25. 
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Allerdings war Svarez bereits am 14. Mai 1798 geſtorben, alſo 
außer Stande, ſich hier zu vertheidigen; doch da der gegen Goldbeck 
bei der in Rede ſtehenden Gelegenheit erhobene Vorwurf ſich ganz 
beſonders darauf richtete, daß er ſeinen Landesherrn zu einem geſetz⸗ 
widrigen Uebergriff in die richterliche Sphäre, zu einem Machtſpruch 
an Stelle eines Rechtsſpruches verleitet habe, fo hat es etwas Merk⸗ 
würdiges, der Mitſchuld daran gerade den Mann angeklagt zu ſehn, 
der mehr als irgend ein anderer Sterblicher dafür gewirkt hat, 
Machtſprüche überhaupt aus der Praxis der preußiſchen Herrſcher 
grundſätzlich auszuſchließen. Svarez war es, der in ſeinen dem 
Kronprinzen gehaltenen Vorträgen ausgeführt hatte: „Machtſprüche 
bewirken weder Rechte noch Verbindlichkeiten; es kann alſo weder 
irgend ein Miniſter noch ein Souverän ſelbſt Machtſprüche thun. 
Dieſe Sätze ſind die Schutzwehr der bürgerlichen Freiheit eines 
preußiſchen Unterthanen. Sie unterſcheiden den Bürger der preußiſchen 
Monarchie von dem Sklaven eines orientaliſchen Deſpoten.“ !) Es 
hat ja die rückſichtsloſe Entſchiedenheit, mit der er, Svarez, in dem 
allgemeinen Geſetzbuche die grundſätzliche Ausſchließung von Macht⸗ 
ſprüchen forderte, zu einem ſchweren Konflikte und ſchließlich zur 
zeitweiſen Suspendirung des Geſetzbuches geführt. Daß bei ſolchen 
Geſinnungen Svarez dem Großkanzler Goldbeck dazu gerathen haben 
ſolle, dem Könige einen unzweifelhaften Machtſpruch vorzuſchlagen, 
dies für wahr zu halten wird man auch dem Zeugniſſe Goldbecks 
gegenüber ablehnen müſſen. 

Daß die ganze Prinzipienfrage, ob hier die Umgehung eines 
richterlichen Spruches geſetzlich ſei, auch den König ſelbſt beſchäftigt 
habe, dafür ſpricht kein Zeugniß, und es iſt im Grunde nicht unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß der Letztere ganz in gutem Glauben in der als Aus⸗ 
nahmefall an ihn gebrachten Sache ſeinen Spruch gefällt habe. Er 
ſeinerſeits war bei ſeiner ganzen Denkungsart gegen Leute, von denen 
direkt revolutionäre Aeußerungen vorlagen, auf das Lebhafteſte einge- 
nommen und hatte dieſe Geſinnung bereits während der Unterſuchung 
bei verſchiedenen Anläſſen gezeigt. Schon auf den erſten Bericht der 
Inquirenten hin, über den der Generaladjutant von Zaſtrow dem 


) Angeführt bei Stölzel, Svarez S. 313. 
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Könige Vortrag zu halten hatte, war von dieſem befohlen worden, 
„die Sache ſehr ſerieus zu nehmen, um alle Diejenigen, welche noch 
zu dem Bunde gehörten und nicht entdeckt wären, zu intimidiren“. 
Friedrich Wilhelm II. zeigt ſich ſo ſtreng, daß auf ſeine beſtimmte 
Weiſung hin den Angeklagten jegliche Korreſpondenz abgeſchnitten 
bleibt und der Inquirent Pitſchel die für Conteſſas Geſchäft uner⸗ 
läßlich ſcheinenden Anordnungen ſelber nach Hirſchberg mitzutheilen ſich 
genöthigt ſieht.) Friedrich Wilhelm II. hat ſicher keinen Augenblick 
daran gezweifelt, daß ihm als König hier Strenge zur Pflicht 
werde, und daß ſo übelgeſinnte Leute unſchädlich gemacht werden 
müßten. 

Sein Spruch erfolgt im Wege eines an den Großkanzler ge⸗ 
richteten eigenhändigen Schreibens, vom 16. April 17972), das denn 
nun auf eine durchgängige Verſchärfung der in dem Miniſterial⸗ 
berichte beantragten Strafen hinausläuft. Folgende Worte leiten die 
Willensmeinung des Königs ein: 

„Nicht ohne genaue Prüfung habe Ich in einer Sache ent- 
ſcheiden wollen, wovon Glück und Unglück mancher Leute abhänget. 
Hier iſt nun Meine Sentenz hierüber, von welcher Ich keinen Finger 
breit und das aus guten Gründen abgehen werde.“ 

Es mag hierzu gleich bemerkt werden, wie für die Genauigkeit, 
mit der der König die Akten ſtudirt haben muß, der Umſtand Zeug⸗ 
niß ablegt, daß die Stelle aus einem Briefe Conteſſas an Zerboni, 
auf die er ſich, wie gleich anzuführen ſein wird, beruft, weder in dem 
Berichte der Inquirenten noch in dem der Miniſter angeführt erſcheint, 
ſo daß der König ſelbſt in den Briefen Conteſſas deſſen Sehnſucht 
nach Frankreich („mein Herz und mein Sinn ſteht dahin“ oder an 
einer anderen Stelle „das heilige Gebiet der freien Republik“) heraus⸗ 
gefunden und hervorgehoben haben muß. 

Wenn wir nun die in dem königlichen Schreiben etwas aphoriſtiſch 
durch einander geworfenen Sätze zu einer logiſchen Begründung zu⸗ 
ſammenfaſſen dürfen, ſo ergiebt ſich für das Votum des Königs 
Folgendes: 


1) Berl. Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (a). 
) In den angeführten Akten. 
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Der Bericht der Miniſter erkennt ſelbſt an, daß die Beſtrebungen 
der Angeklagten für den Staat hätten gefährlich werden müſſen, wenn 
der Bund eine weitere Verbreitung erlangte; an dieſer Letzteren hat 
nur die mit Gottes Hülfe gelungene Entdeckung gehindert, um ſo 
weniger kann man ihnen die bisher noch nicht erfolgten Aufnahmen 
von Mitgliedern zur Tugend und zur Minderung ihres Verbrechens 
anrechnen. Und wenn es in dem Berichte heißt, man habe keine 
Korreſpondenz der Angeklagten mit fremden Mächten gefunden, ſo 
zeigen jene Briefe doch klar deren lebhaften Wunſch, mit dem glüd- 
lichen Lande der Freiheit (wie ſie ſich ausdrücken) anzuknüpfen. 
Zerboni hatte ganz die Abſicht alle Geſetze mit Füßen zu treten, und 
er und Conteſſa ſind von einem Gelichter. Wollte man ſolche Leute 
dem Miniſterialberichte entſprechend bald wieder freilaſſen, ſo riskirt 
man beſonders bei jetzigen Umſtänden!) Folgen, die ſich bei'm 
beſten Willen nicht vorausſehen laſſen. Eine kurze Haft würde ſie 
nicht beſſern, ſondern nur klüger machen, und der Wunſch für das 
Erlittene Rache zu nehmen würde dann noch hinzukommen. Es 
ſollen daher Conteſſa und die beiden Zerbonis auf des Königs 
Gnade in verſchiedenen Feſtungen ſitzen; kein Gedanke von Los— 
laſſung findet hier ſtatt. Bei Leipziger iſt es am beſten, wenn 
das Militär über ihn Urtheil ſpricht, er als Offizier, der den Staat 
vertheidigen ſoll, flammt ihn an zum Verbrechen. Was Dr. Kauſch 
betrifft, ſo ſchließt der König aus der für ihn in dem Berichte 
vorgeſchlagenen Ueberwachung durch den Miniſter von Hoym, daß 
auch Goldbeck nicht von ſeiner Unſchuld überzeugt ſei; über dergleichen 
Leute zu wachen, iſt der Miniſter Graf von Hoym nicht im Stande; 
er ſoll des Landes verwieſen werden. 

Bezüglich des Dr. Kauſch, ſo wäre ja allerdings, nachdem, wie 
wir ſahen, die ihn belaſtende Aeußerung eine ſo unverfängliche 
und dabei höchſt wahrſcheinliche Erklärung gefunden hatte, eine voll- 
kommen freiſprechende Sentenz zu erwarten geweſen, doch erfahren 
wir, daß ſchon die Miniſter wenigſtens eine Warnung und eine 
Aufforderung an den Miniſter Hoym zur Ueberwachung beantragt 
hatten. Der Grund hierfür lag unzweifelhaft darin, daß Kauſch 


) Die Worte find im Original unterſtrichen. 


III. Der Machtſpruch über die Vehmrichter 1797. 79 


in ſeinem kürzlich erſchienenen Buche über Schleſien ſcharfe Urtheile 
nicht nur gegen die Fatholifche Kirche, ſondern auch über Regie⸗ 
rungsmaßregeln ausgeſprochen hatte, wie z. B. über die auf des 
Königs dringendes Verlangen von Hoym vermittelte jährliche Zahlung 
an zwei preußiſche Univerſitäten aus ſchleſiſchen Fonds, ſo daß Hoym 
von Amts wegen den Fiskal gegen ihn hatte einſchreiten laſſen. Es 
konnte da naheliegen, in ihm, dem Schwager Zerbonis, trotz der 
gelungenen Vertheidigung, noch einen heimlichen Geſinnungsgenoſſen 
des Letzteren zu erblicken, und der König, der ohnehin, wie wir weiter 
ſehen werden, der Meinung war, daß noch verſchiedene Mitſchuldige 
Jenes nur durch die Vernichtung fo vieler Briefe der Strafe ent- 
gangen wären, hat dann jenen Verdacht noch ſchärfer zum Ausdrucke 
gebracht. Dem Dr. Kauſch iſt nachmals in Berlin erzählt worden, 
er ſei von dem Collegium mixtum, das über die ganze Angelegenheit 
zu entſcheiden gehabt, ganz freigeſprochen worden, doch zwei Tage 
ſpäter habe aus Süden ein nachtheiliger Sirokko geweht und das 
ungünſtige Urtheil herbeigeführt.!) Wenn hierin ein Körnchen Wahr⸗ 
heit enthalten iſt, ſo müßte man annehmen, daß eine jetzt natürlich 
kaum mehr zu errathende Nachricht aus Süden des Königs Beſorgniß 
vor revolutionären Umtrieben auf's Neue geweckt und ihn zu größerer 
Strenge geſtimmt habe. Man könnte dann damit den von Friedrich 
Wilhelm ſelbſt hervorgehobenen Hinblick auf die jetzigen Umſtände 
in Zuſammenhang bringen. 

Dagegen wird man nicht allzugroßes Gewicht auf die Wirkſam⸗ 
keit der bekannten Gräfin Lichtenau in der ganzen Sache legen 
dürfen. Es hat damit folgende Bewandtniß. Als nach dem Tode 
Friedrich Wilhelms II. auf das Andrängen der öffentlichen Meinung 
eine Unterſuchung gegen die Gräfin Lichtenau eröffnet und deren 
Papiere mit Beſchlag belegt worden waren, fand ſich unter dieſen 
auch einer der Berichte, welchen die Spandauer Unterſuchungs⸗ 
kommiſſare Pitſchel und Otto in der Zerboniſchen Sache die Woche 
zweimal an den Großkanzler eingereicht hatten. Der Letztere darüber 
befragt erklärte, er habe der Gräfin den Bericht nicht kommunizirt; 
er wiſſe nur, daß der Generaladjutant von Zaſtrow über dieſe Be⸗ 


) Kauſch, Briefe a. d. Einſiedler Gerund, Berlin 1798 S. 348. 
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richte dem Könige Vortrag zu halten gehabt habe.!) Es iſt uns 
nun nicht überliefert, wie dieſer eine Bericht unter die Papiere der 
Gräfin gerathen, doch folgerte man aus dieſem Umſtande eine Mit⸗ 
wiſſenſchaft der Gräfin, und Dieſelbe hat in ihren Verhören am 25. 
und 26. Januar 1798 eingeſtanden, dem Könige zu ſtrengerer Be⸗ 
ſtrafung des Zerboni gerathen zu haben, ohne ſich im Uebrigen weiter 
über die Sache auszulaſſen. Im Grunde kann es nun kaum be⸗ 
fremden, daß der König von einer Sache, die ſo vieles Merkwürdige 
an ſich hatte, und die dabei ihn ſelbſt in ſo hohem Maße beſchäftigte, 
feiner bekanntlich nichts weniger als urtheilsloſen Freundin Mit- 
theilung gemacht hat. Und wenn die Gräfin dann zugeſtimmt hat, 
daß Zerboni für ſein Verhalten eine ernſtliche Strafe verdiene, ſo 
wird darin billiger Weiſe weder ein verſuchtes Einmiſchen in Staats⸗ 
angelegenheiten erblickt, noch ohne Weiteres ein Vorwurf für die 
Gräfin daraus hergeleitet werden können. Jene Zeit freilich urtheilte 
anders. Das Publikum, wahrhaft enttäuſcht darüber, daß bei der 
Unterſuchung gegen die Gräfin ſo gar Nichts herauskommen wollte, 
war um ſo geſchäftiger, ſolche Einzelheiten, die ſchnell aus den Akten 
an die Oeffentlichkeit drangen ?), aufzubauſchen, und der Miniſter 
von der Reck, der Vorſitzende der Lichtenauiſchen Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion, der ja als ein Gönner Zerbonis angeſehen werden darf, 
hat, wie noch anzuführen ſein wird, von jenem Zwiſchenfalle zu 
Gunſten ſeines Schützlings ſpäter einen ausgiebigen Gebrauch gemacht. 
In keinem Falle wird der ganzen Sache aber ein irgendwie be- 
deutender Einfluß zugeſchrieben werden können. 

Zur Vervollſtändigung der Strafſentenz, welche jo über die An- 
geklagten ausgeſprochen ward, werden wir nun noch den Spruch des 
Kriegsgerichtes anzuführen haben, das auf Grund einer Kabinets- 
ordre vom 15. April 1797 zum Urtheile über den Hauptmann 
von Leipziger unter dem Vorſitze des vom Könige dafür auserſehenen 
Oberſtlieutenants von Schierſtaedt am 18. April 1797 in Berlin zu⸗ 
ſammentrat. Es beſtand daſſelbe reglementsmäßig aus vier Rang⸗ 
klaſſen, nämlich je drei Fähnrichen, drei Lieutenants, drei Kapitänen 

) Berl. Geh. St. A. R 7 c 14 d (a) fol. 106. 


2) Wie denn Zerboni von dem Umſtande im Sommer 1798 in Schleſien 
ſprechen hörte, Aktenſtücke S. 190. 
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und drei Oberſtwachtmeiſtern, welche hierzu ſeitens des Berliner 
Gouverneurs Generalfeldmarſchalls von Möllendorf kommandirt wor⸗ 
den waren. Jede der vier Rangklaſſen hatte eine Kollektivſtimme 
abzugeben, wozu dann noch eine Einzelſtimme des Vorſitzenden als 
fünfte hinzutrat. Dem Angeklagten war als Vertheidiger der Kapi⸗ 
tän von Förſter zugeordnet worden, die eigentliche Abhaltung des 
Kriegsgerichtes lag dem Oberauditeur Pitſchel ob. Nachdem dem 
Kriegsgerichte Kunde gegeben worden von der gegen den Kapitän 
von Leipziger erhobenen Anklage, ſich in eine geheime Verbindung zu 
dem höchſt ſtraffälligen Zwecke, Veränderungen in der Staatsverfaſſung 
Sr. Majeſtät zu bewirken, eingelaſſen zu haben und vom Vorſitzenden, 
ſowie von den Beiſitzern eine den Geſetzen entſprechende unparteiiſche 
Rechtsſprechung gelobt worden war, erfolgte eine Verleſung der Unter⸗ 
ſuchungsakten wider Leipziger, Zerboni und Conteſſa nebſt den dazu 
gehörigen Briefen und Papieren, welche den ganzen Tag ausfüllte 
und am nächſten Tage fortgeſetzt werden mußte. Nach Beendigung 
dieſer Verleſung erklärte der Hauptmann von Förſter, er habe Nichts 
weiter hinzuzufügen, da in den vorgeleſenen Protokollen bereits Alles 
enthalten ſei, was ſeitens des Kapitäns von Leipziger zu ſeiner Ver⸗ 
theidigung habe angeführt werden können. 

Darauf zog ſich das Gericht zur Berathung und Abgabe der 
Stimmen zurück. Nach ſeinem Wiedereintritt ergab ſich als Reſultat 
der Abſtimmung, daß Leipziger der Theilnahme an einer für die Ruhe 
des Staates gefährlichen Verbindung ſchuldig befunden werde und 
deshalb mit Kaſſation, Verluſt des Ordens pour le mérite und 
lebenswieriger Feſtungshaft zu beſtrafen ſei; nur zwei der fünf Stim⸗ 
men, die des Vorſitzenden und die der Rangklaſſe der Lieutenants 
hatten bezüglich des Strafmaßes für eine mildere Form, Feſtungs⸗ 
arreſt auf königliche Gnade votirt. Der König beſtätigte unter dem 
21. April die Sentenz und beſtimmte die Feſtung Graudenz zum 
Haftorte.!) 

Für die übrigen Verurtheilten waren verſchiedene Feſtungen von 
dem Könige beſtimmt worden, für Zerboni sen. Magdeburg, für 
Conteſſa Stettin, für Zerboni jun. Spandau. 


) Berl. Geh. St.⸗A. 7 c 14 d (13). 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 6 
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Dem König würde es im Grunde willkommen geweſen ſein, hätte 
er noch gegen Manche, die ihm wegen revolutionärer Geſinnungen ver⸗ 
dächtig ſchienen, als Mitſchuldige Zerbonis vorgehen können. Es er⸗ 
hellt dies aus einer Kabinetsordre vom 16. Mai 1797, die Disziplinar⸗ 
maßregeln gegen zwei weitere Perſönlichkeiten verfügt, nämlich gegen 
den Rath Hirſch von der Breslauer Kriegs- und Domänenkammer 
und den Schweidnitzer Stadtdirektor Streit. Ueber den Erſteren er⸗ 
geben die Unterſuchungsakten ſoviel, daß er mit Zerboni und Leipziger 
noch von deren Glogauer Aufenthalte her befreundet war, und daß 
Zerboni ſich im Anfange des Jahres 1797 an ihn brieflich gewendet 
hat, um durch ihn womöglich Etwas über Hoyms Abſichten zu er⸗ 
fahren. Daß er an dem moraliſchen Vehmgerichte betheiligt geweſen, 
ſtellen die Angeſchuldigten auf das Beſtimmteſte in Abrede, und ſelbſt 
die ihm in der Kabinetsordre ſchuldgegebene Kenntniß von dem Bunde 
würde ſich aus den Verhören nicht wohl erweiſen laſſen. Streit da⸗ 
gegen wird in den Akten gar nicht erwähnt und daraus, daß er 
trotzdem in die Angelegenheit mit hineingezogen wird, dürfen wir 
ſchließen, daß doch dann noch weitere Nachforſchungen über Perſonen, 
die mit den Angeklagten in irgend welcher Verbindung geſtanden 
haben, vorgenommen worden ſind.!) 

Der uns erhaltene Auszug aus jener Kabinetsordre?) lautet: 

„Da der kaſſirte Kapitän von Leipziger bei Arretirung des 
Kriegsraths Zerboni alle auf die hochverrätheriſche Verbindung 
Bezug habenden Schriften vertilgt hätte, ſo wären zwar nicht alle 
ſeine Complicen gehörig ausgemittelt worden, indeſſen ſei doch 
ſoviel gewiß, daß der Kriegsrath Hirſch bei der Breslauer Kammer 
Kenntniß von der Verſchwörung gehabt, und daß zweitens der Stadt⸗ 
direktor Streit zu Schweidnitz durch mehrere Aeußerungen Ge⸗ 
ſinnungen an den Tag gelegt hätte, welche ſeinen Hang zum Demo⸗ 
kratismus außer Zweifel ſtellten. Beide Perſonen verdienten bei 
einer ſtrengen Unterſuchung nicht in Sr. Majeſtät Dienſten zu 
bleiben; da Höchſtdieſelbe ſie aber nicht unglücklich machen wollten 


1) Die bei dem ſchleſiſchen Miniſterium vorhanden geweſenen beſonderen 
Unterſuchungsakten % Zerboni, auf welche in dem gleich anzuführenden Rotulus 
Bezug genommen wird, ſcheinen ſpäter kaſſirt worden zur fein. 
2) Rotulus der Kabinetsordres im Bresl. St.⸗A. VI 229. 
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und ſie doch in ihren bisherigen Verhältniſſen nicht bleiben könnten, 
ſo trügen Se. Majeſtät Sr. Excellenz (Hoym) hiermit auf, den 
Kriegsrath Hirſch mit geringerem Gehalt anderwärts, jedoch nicht 
nach Südpreußen, zu verſorgen und den Stadtdirektor Streit zu 
Schweidnitz mit dem zu Liegnitz dergeſtalt tauſchen zu laſſen, daß 
Einer in den Platz des Andern träte, ihnen auch hierbei zu er- 
öffnen, daß Solches in Betreff des Hirſch zur Beſtrafung, weil 
er die ihm bekannt gewordene Verbindung nicht angezeigt, in Be: 
treff des Streit aber wegen ſeiner jakobiniſchen Aeußerungen geſchähe, 
und daß daher, wenn ſie durch ihre künftige Aufführung nicht 
beſſere Geſinnungen zeigen würden, ſie zu einem öffentlichen Amte 
nicht mehr brauchbar zu halten wären, ſondern nach Befinden der 
Umſtände zur geſetzlichen Strafe gezogen werden ſollten. Den 
Hirſch müßte Se. Excellenz an einen ſolchen Poſten ſetzen, daß 
er genau beobachtet werden könnte. Da der Poſten des Kriegs- 
raths Zerboni durch deſſen Feſtungsarreſt erledigt worden, ſo 
könnten Se. Excellenz zu deſſen Wiederbeſetzung den Vorſchlag 
einreichen.“ !) 

Es iſt charakteriſtiſch genug, daß jene Kabinetsordre von Hoym 
doch nur zur Hälfte ausgeführt worden iſt, inſofern allerdings Streit 
als Stadtdirektor nach Liegnitz verſetzt ward !), aber Hirſch in ſeiner 
Stellung als Rath bei der Breslauer Kammer geblieben und hier 
1805 geſtorben iſt. Offenbar hat Hoym die Ausführung des ihm 
unwillkommenen Auftrages zunächſt aufgeſchoben und dann nach dem 
Ableben Friedrich Wilhelms II. ganz fallen laſſen. 

Es war nun ſehr erklärlich, daß Hoym, als er den eben ange 
führten Auftrag erhielt, daran Anſtoß nahm, daß er zwei ſchleſiſche 
Beamte als Geſinnungsgenoſſen Zerbonis und Leipzigers diszipliniren 
ſollte, während über Jene, ihre Verſchuldung und Strafe noch gar 
keine authentiſche Nachricht an die Oeffentlichkeit gelangt war. Er 
ſchrieb deshalb dem Großkanzler, „es werde doch von großem Nutzen 
ſein, wenn das Publikum durch ein öffentliches Avertiſſement von der 


) Dieſer Streit iſt doch wohl identiſch mit dem, der 1809 — 24 Polizei⸗ 
präſident von Breslau geweſen iſt. Allerdings geben ihm die Inſtanziennotizen 
1797 die Vornamen Arnold Chriſtian, 1798 Karl, 1799 und dann weiter Heinrich 
Wilhelm. 

6* 


84 III. Der Machtſpruch über die Vehmrichter 1797. 


Beſtrafung dieſer Hochverräther informirt würde.“!) Und ganz den⸗ 
ſelben Wunſch ſprach gegen Goldbeck der Generaladjutant des Königs 
von Zaſtrow aus, gerade im Intereſſe „des gutdenkenden Theils des 
Publikums“, „der Vertheidiger der Gerechtigkeit des Königs“, und 
damit ähnliche Schwindelköpfe ſich den Ausgang zur Warnung dienen 
ließen.?) Aber der Großkanzler, der als Juriſt bei der ganzen 
Sache ſehr erklärliche Bedenken hatte, ſuchte unter allerlei Vorwänden 
die Veröffentlichung abzuwenden, bis der König endlich direkt befahl, 
die beiden Miniſter, welche die Sache zu behandeln gehabt, ſollten 
mit ihrer Namensunterſchrift eine öffentliche Bekanntmachung be 
glaubigen, dahin lautend, daß „die Verurtheilten wegen Hochverraths 
rechtlich auf Königliche Gnade nach der und der Feſtung als Arreſtaten 
gebracht worden wären.“) So las man denn in den Berliner Nach⸗ 
richten von Staats- und gelehrten Sachen vom 30. Mai 1797 eine 
von Goldbeck und Haugwitz unterzeichnete Bekanntmachung vom 
26. Mai 1797, daß die uns bekannten Perſönlichkeiten „wegen Majeſtäts⸗ 
verbrechen und gefährlicher auf Zerrüttung der Ruhe und Ordnung 
abzielender Verbindungen zur rechtlichen Unterſuchung gezogen, dieſer 
Verbrechen durch Beweis und Geſtändniß überführt und demzufolge 
zur Vollziehung der nach den Geſetzen verwirkten Strafe als Ar- 
reſtaten nach verſchiedenen Feſtungen auf Königliche Gnade abge- 
liefert worden ſeien,““) ein Avertiſſement, das dem oberſten Juriſten 
des preußiſchen Staates nicht eben Ehre macht, inſofern die Haupt⸗ 
ſache, nämlich daß die Betreffenden überhaupt verurtheilt worden 
ſeien, ganz fehlt und andererſeits weder von einer „rechtlichen Unter⸗ 
ſuchung“ geſprochen werden konnte in einem Falle, wo die Inquirenten 
ausdrücklich erklärt hatten, an rechtliche Formen nicht gebunden zu 
ſein, noch von einer durch die Geſetze verwirkten Strafe mit Bezug 
auf den in keinem Geſetze vorgeſehenen Feſtungsarreſt „auf des 
Königs Gnade“. 

Was hier als das Thatſächliche des zur Beſtrafung gekommenen 
Verbrechens angeführt wird, lautete übrigens immer noch unbeſtimmt 


) 1797, Mai 10., Berl. Geh. St.⸗A., R 7 c 14 d (a) fol. 86. 
2) 1797, Mai 16., ebendaſelbſt fol. 90. 

) Mitth. Zaſtrows, vom 27. Mai 1797, a. a. O. fol. 92. 

+) Abgedruckt auch in Zerbonis Aktenſtücken S. 85. 
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genug, um allerlei Vermuthungen Raum zu laſſen, und ſo brachte 
denn auch die Nationalzeitung der Deutſchen im Auguſt 1797 ein 
über die Maßen abenteuerliches Gerücht dahin lautend, der Haupt⸗ 
mann von Leipziger habe aus Unzufriedenheit darüber, daß er nicht 
zur königlichen Suite gezogen worden, dem Kaiſer von Rußland einen 
Plan zugeſandt zu einem Ueberfall der preußiſchen Lande im Vereine 
mit Oeſterreich, wo dann Leipziger von Breslau aus das Militär 
zum Abfalle habe bewegen wollen, während Zerboni das Volk aufzu⸗ 
wiegeln ſich bemühen und „der Millionär Conteſſa“ das Geld dazu 
vorſtrecken ſollte. Den Plan habe aber der Kaiſer von Rußland dem 
Könige zugeſandt!). Daß das Ganze eine bloße unſinnige Erfindung 
war, braucht kaum geſagt zu werden, Zerboni hat es im Januar 
1799 mit Entrüſtung in derſelben Zeitung dementirt. 

Nur wenig ſpäter 2) ſpricht der Kabinetsrath Friedrich Wil⸗ 
helms III., Mencken in einem Briefe an Zerboni, auf den wir noch 
zurückkommen werden, aus, er müſſe freimüthig bekennen, daß die 
Regierung bei der damaligen Lage der Dinge nicht wohl anders ge- 
konnt habe, als Sicherheitsmaßregeln gegen einen Mann zu ergreifen, 
deſſen Handlungsweiſe ihr habe gefährlich erſcheinen müſſen. Doch 
daß die übertriebene Furcht vor der Revolution zu einer geſetzloſen 
Behandlung geführt habe, könne er wohl erklären, aber nicht recht⸗ 
fertigen. Und in der That kann darüber kaum ein Zweifel obwalten, 
daß, indem der König das Urtheil über Zerboni und deſſen Mit⸗ 
ſchuldige den Gerichten entzog und ſelbſt fällte, alſo einen Akt der 
Kabinetsjuſtiz, einen Machtſpruch an die Stelle eines Rechtsſpruches 
ſetzte, er Etwas that, was die öffentliche Meinung durchaus miß⸗ 
billigte. 

Schon Friedrich der Große hatte im Prinzipe ſich gegen Macht⸗ 
ſprüche erklärt, wenn er gleich in praxi einige Male (wie z. B. in 
dem bekannten Müller Arnoldſchen Prozeſſe) jenem Prinzipe untreu 
geworden war. Unter ſeinem Nachfolger ſchien dann die Ausſchließung 
der Machtſprüche noch entſchiedener zum Ausdrucke kommen zu ſollen. 


) Dem Verfaſſer iſt das Ganze nur aus einer Anmerkung der in Altona 
erſchienenen Annalen der leidenden Menſchheit, Jahrgang 1798 Heft 5 bekannt 
gew orden. 

2) 1799, Februar 3. 
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1791 hatte Friedrich Wilhelm dem von Carmer und Svarez ausge⸗ 
arbeiteten allgemeinen Geſetzbuche ſeine Sanktion ertheilt, welches in 
der denkbar ſchärfſten Weiſe einem landesherrlichen Machtſpruche jede 
rechtliche Wirkung abſprach. Aber ehe noch der Termin des Inkraft⸗ 
tretens herangekommen war, hatte ſich ein Konflikt ereignet, der den 
König bedauern ließ, ſich jedes Einfluſſes auf die Rechtſprechung ent⸗ 
äußert zu haben. In einem Falle, wo das Berliner Kammergericht 
bei der Fällung eines Urtheils ein vom Könige ſanktionirtes Geſetz, 
das bekannte Wöllnerſche Religionsedikt, faſt gefliſſentlich ignorirt zu 
haben ſchien, entſchloß ſich Friedrich Wilhelm das Urtheil durch einen 
Machtſpruch zu ändern und ſuspendirte dann das neue Geſetzbuch. 
Bevor dieſe Suspenſion nachmals wieder aufgehoben und das Geſetz⸗ 
buch unter dem neuen Titel Allgemeines preußiſches Landrecht 1794 
publizirt wurde, mußte eine Ausmerzung einer Anzahl von Para- 
graphen, die dem Könige anſtößig erſchienen waren, vorgenommen 
werden, darunter auch derjenigen, welche die rechtliche Ungiltigkeit 
von Machtſprüchen feſtſetzten. Es entſprach in der That den An⸗ 
ſchauungen des Königs, der auf die Machtvollkommenheit ſeiner 
ſouveränen Herrſchergewalt ſehr ſtreng zu halten gewöhnt war, einer 
prinzipiellen Einſchränkung derſelben ſich zu widerſetzen, wenn er 
gleich gern bereit war, ein Eingreifen in die richterliche Thätigkeit 
nur für den äußerſten Nothfall aufzuſparen. 

Ihn in dieſer Geſinnung feſtzuhalten und zu verhüten, daß er 
bei ſeiner Erregbarkeit im Affekte allzuſchnell damit bei der Hand 
war, ſeine Souveränetät in die Wagſchale zu werfen, dazu waren 
ſeine oberſten Rathgeber da. Allerdings entbehrte der Mann, welcher 
1795 in Carmers Stelle als Großkanzler, alſo als der oberſte 
juriſtiſche Rathgeber des Königs, getreten war, Heinrich Julius 
Freiherr von Goldbeck und Reinhart trotz mancher guten Eigenſchaften 
zu ſehr der Charakterfeſtigkeit, um gerade nach dieſer Seite hin ſeine 
Stelle ganz auszufüllen, und wenn es leicht fällt, ein Verſtändniß 
und damit auch ein Wort der Entſchuldigung zu finden für den 
König, der in erregter Zeit es als ſeine Regentenpflicht anſah, Leute, 
welche revolutionäre Ideen geäußert, kurzer Hand durch Einſchließung 
unſchädlich zu machen, ſo erſcheint dagegen der Großkanzler ſchwerer 
belaſtet, der feinem königlichen Herrn ſolches Verfahren anräth, ob- 
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wohl ihm unmöglich verborgen ſein konnte, daß das allgemeine Rechts⸗ 
bewußtſein an derartiger Willkür Aergerniß und Anſtoß nahm und es 
auf der Hand liegen mußte, daß die ſo erregte Unzufriedenheit ein 
ungleich größeres Uebel ſei, als ſich je hätte ergeben können, wenn 
man die Sache nach dem Ausfall der Unterſuchung 3 den Ge⸗ 
richten überlaſſen hätte. 

In der That wird man den Großkanzler von Goldbec dafür 
verantwortlich machen müſſen, daß in den Augen des Publikums 
Zerboni zum Märtyrer geworden iſt, und daß der König durch ſeinen 
Machtſpruch in dieſer Sache Etwas gethan hat, was keineswegs bloß 
von den Anhängern der neuen freiheitlichen Ideen, ſondern ganz 
allgemein und rückhaltslos gemißbilligt worden iſt. In welchem Um⸗ 
fange dies geſchehen iſt, dafür werden noch im weiteren Verlauf 
dieſer Darſtellung Belege beizubringen ſein, aber ein recht in die 
Augen fallendes Beiſpiel möge gleich an dieſer Stelle angeführt 
werden. 

In demſelben Jahre 1797, wo der königliche Machtſpruch in 
der Zerboniſchen Sache erfolgte, ſchrieb der ſchleſiſche Philoſoph 
Garve, ein Konfervativer vom reinſten Waſſer, für die ſchleſiſchen 
Provinzialblätter einen längeren Aufſatz unter dem Titel „Bruchſtücke 
einzelner Gedanken über verſchiedene Gegenſtände“, in dem er unter 
Andern auch die vornehmlich durch die franzöſiſche Revolution in 
Umlauf gebrachten neuen ſtaatsrechtlichen Grundſätze einer ſcharf⸗ 
ſinnigen Kritik unterwirft. Von ſeinem konſervativen Geſichtspunkte 
aus glaubt er nun hier den eigentlichen konſtitutionellen Maximen, 
z. B. daß zu den Auflagen, welche der Staat von ſeinen Bürgern 
fordere, deren Einwilligung unentbehrlich ſei, und daß das Volk das 
Recht habe, ich durch feine Repräſentanten ſelbſt zu regieren, inſoweit 
entgegentreten zu müſſen, daß er den erſten dieſer beiden Sätze nur 
ſehr bedingt anerkennt, den zweiten grundſätzlich verwirft und be- 
kämpft. Derſelbe Mann aber erklärt den Satz von der Nothwendigkeit 
Machtſprüche des Fürſten auszuſchließen allgemein für feſtſtehend. 
Er ſchreibt!): „Heut zu Tage iſt man allgemein überzeugt, und 
ſeit Montesquieu iſt es gleichſam zu einem Glaubensartikel aller 


1) S. 528. 
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Politiker geworden, daß die gute Organiſation eines Staates und 
die Freiheit und Glückſeligkeit der Völker davon abhänge, daß die 
geſetzgeberiſche von der richterlichen Gewalt in der Ausübung getrennt 
ſei, daß der, welcher die Vorſchriften zur Beſtrafung von Verbrechen 
und zur Entſcheidung der Streitigkeiten über das Eigenthum giebt, 
nicht zugleich über die Kriminal- und Zivilprozeſſe ſelbſt im Einzelnen 
den Ausſpruch thun dürfe. In der That, wenn dieſe Ausſprüche 
nicht willkürliche Machtſprüche ſein, wenn ſie nach allgemeinen zuvor 
bekannten Geſetzen geſchehen ſollen, ſo darf nicht Derjenige Richter 
fein, welcher alle Augenblicke das Recht hat, das Geſetz ſelbſt, wo⸗ 
nach er richten ſoll, zu ändern.“ 

Was nun den Hauptangeklagten Zerboni betrifft, zu dem wir 
uns jetzt zurückwenden, ſo berichtet er ſelbſt, der Inquirent Pitſchel 
habe am 21. April 1797 ihm das vom Könige unterſchriebene Urtheil 
vorgezeigt, doch nur den ihn ſelbſt betreffenden Paſſus leſen laſſen, 
während das Uebrige verdeckt geblieben ſei. Auf ſeine Frage, ob 
gegen den Ausſpruch keine Vorſtellung weder direkt noch durch irgend 
eine Inſtanz möglich ſei, habe er eine verneinende Antwort erhalten, 
und ebenſo habe man ſeine Bitte, ihm und ſeinen Mitangeklagten 
doch ſo gut wie irgend einem andern Verbrecher den förmlichen 
Kriminalprozeß zu machen, mit dem Bedeuten, daß dieſe Angelegenheit 
nicht als eine Juſtiz⸗, ſondern als eine Staatsangelegenheit zu be- 
trachten ſei, abgelehnt. Auf ſeine Frage wegen ſeines künftigen 
Dienſtverhältniſſes ward ihm erwidert, er würde in der höchſten Ordre 
„der geweſene Kriegsrath“ genannt. Als einzigen Troſt durfte er 
die Bemerkung anſehn, er werde ja nicht auf Lebenszeit eingeſperrt 
und möge bedenken, daß es ihm unter ähnlichen Umſtänden anderswo, 
in Rußland oder in Frankreich unter Robespierre noch übler ergangen 
fein würde.!) 

Am 22. April ward er durch einen von bewaffneter Mannſchaft 
begleiteten Offizier zu Wagen nach Magdeburg transportirt, und hier 
iſt er in einem ſteingepflaſterten, feuchten Souterrain der Citadelle, 
unter dem der alle Unreinigkeiten der Baugefangenen abführende Kanal 
hinging, in einer Art von Haft gehalten worden, die man nach der 


) Zerboni, Aktenſtücke S. 79ff. 
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beſonders für Zerboni von dem Kommandanten unter dem 24. April 
1797 aufgeſetzten Inſtruktion, die ſich Zerboni nachmals zu verſchaffen 
gewußt hat!), zu urtheilen, als exzeſſiv hart bezeichnen muß, inſofern 
fie dem Gefangenen niemals und unter keinen Umſtänden ein Ver⸗ 
laſſen ſeiner Zelle geſtattete, ihm jeglichen, auch den kürzeſten münd⸗ 
lichen Verkehr mit Jemandem, alles Leſen, Schreiben, jede Beſchäftigung 
verbot. Bei der großen Härte dieſer Beſtimmungen, zu der die 
Ueberweiſungsordre an den Kommandanten?), welche bloß von „genauer 
Verwahrung“ ſpricht, kaum rechten Grund gegeben hat, an ein Miß⸗ 
verſtändniß des Kommandanten zu denken, ſieht man ſich um ſo mehr 
veranlaßt, als ein großer Theil der Beſtimmungen jener Inſtruktion 
einem Ausbrechen des Gefangenen vorbeugen will. Der Kommandant 
hat anſcheinend die Gefährlichkeit, die man Zerbonis Ideen nad) 
geſagt haben mochte, auf mehr mechaniſchem Gebiete geſucht. 

Daß Zerboni bei ſeinem heftigen Temperamente durch die ganze 
Kette ſeiner Erlebniſſe in die größte Erregung und Erbitterung ge— 
kommen iſt, wird erklärlich ſcheinen, und auch das iſt bei ſeiner ganzen 
Denkart natürlich, daß er ſich als ein Opfer ſchwerer Rechtsver— 
letzungen anſah. Doch griff er ganz beſonders darin fehl, daß er als 
die eigentliche Urſache der Härte, mit der er behandelt wurde, die 
Kabalen ſeiner Feinde, vornehmlich des Miniſters von Hoym, anſah, 
während in Wahrheit, wie wir ſahen, des Königs Todfeindſchaft gegen 
Alles, was nach Revolution ſchmeckte, fein und feiner Genoſſen Schickſal 
ſo hart geſtaltet hatte. 

Die hier Verurtheilten insgeſammt durften aber ſich Hoffnung 
machen begnadigt zu werden, als am 16. November 1797 Friedrich 
Wilhelm die Augen ſchloß. 

In der That hat der Thronwechſel einen weſentlichen Einfluß 
auf ihre Schickſale geübt und am ſchnellſten in Betreff des Dr. Kauſch. 
Dieſer hatte nach der Landesverweiſung, die ihn, einen geborenen 
Schleſier (aus Löwenberg), äußerſt ſchwer traf, ſich nach Leipzig ge⸗ 
wendet, wo in Folge der Meßfreiheit die Fremdenkontrole minder 
ſtreng gehandhabt zu werden pflegte und er daher hoffen konnte, bis 


) Ebendaſelbſt S. 24 ff. 
) Ebendaſelbſt. 
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zum Eintreffen von Legitimationen, die er bei dem Miniſter von 
Hoym erbeten hatte, unbehelligt zu bleiben. Dieſe Hoffnung erfüllte 
ſich, und auf Grund der von dem Miniſter ihm zugeſandten günſtigen 
Atteſte ward ihm der Aufenthalt in Leipzig geſtattet, wo er dann, 
wenngleich ſchon wegen feines katholiſchen Bekenntniſſes von der 
Ausübung ſeines ärztlichen Berufs ausgeſchloſſen, doch als Schrift⸗ 
ſteller thätig ſein zu können erwarten durfte. Unmittelbar nach dem 
Thronwechſel brachte Kauſch ein an den jungen König Friedrich 
Wilhelm III. gerichtetes Begnadigungsgeſuch unter dem 27. November 
1797 die Erlaubniß zur Rückkehr, und er empfing nun von Hoym 
Freundlichkeiten, die er als der Verfaſſer der Nachrichten über 
Schleſien, in denen er den ſchleſiſchen Juſtizminiſter von Danckelmann 
auf Koſten Hoyms über die Gebühr geprieſen hatte, kaum recht er- 
warten konnte. 

Ueberhaupt hat Hoym, wenn er, was, obſchon nicht erwieſen, fo 
doch wohl möglich iſt, 1797 durch einen vielleicht nicht eben günſtigen 
Bericht über Kauſch deſſen Landesverweiſung mit herbeigeführt hat, 
dies wieder gutzumachen ſich eifrig beſtrebt, er hat nicht nur die Neu— 
beſetzung des Militſcher Kreisphyſikats, zu der er aufgefordert war, 
immer wieder hinausgeſchoben, ſo daß Kauſch nach ſeiner Begnadigung 
ohne Weiteres hier wieder eintreten konnte, ſondern auch demſelben 
geſchrieben, er wolle, was im Bereich ſeiner Kräfte liege, thun, um 
ihn ſein Unglück vergeſſen zu machen.!) Kauſch erhielt eine perſönliche 
Zulage, ward nachmals in das Medizinalkollegium zu Liegnitz berufen 
und iſt hochbetagt daſelbſt 1825 als Regierungsmedizinalrath geſtorben. 

Auch für Conteſſas Freilaſſung hat ſich Hoym unter dem 
6. Februar 1798 bei dem Könige verwandt, und unter dem 
13. Februar meldet der Kabinetsrath Mencken an den Miniſter, der 
König, der wegen ſeiner durch die Maſern hervorgerufenen Schwäche 
und Empfindlichkeit ſeiner Augen nicht ſchreiben und nicht einmal 
unterſchreiben dürfe, habe ihm aufgetragen, die Entlaſſung Conteſſas 
aus ſeinem Feſtungsarreſte herbeizuführen.?) Um dieſelbe Zeit dürfte 
dann auch der jüngere Zerboni freigelaſſen worden ſein.“) 

1) Kauſch, Briefe a. d. Einſiedler Gerund S. 254. 


2) Breslauer St.⸗A. Rotulus der Kabinetsordres VI 79. 
) Es erhellt das aus Zerbonis Akten, wenngleich das Datum nicht feſtſteht. 
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Von Conteſſa erfahren wir, daß er nachmals in ſeiner Vaterſtadt 
Hirſchberg nach vielen Seiten hin eine gemeinnützige und patriotiſche 
Thätigkeit entfaltet, die ihm auch den Titel eines Kommerzienrathes 
eintrug, auch die Freundſchaft mit Feßler wieder erneuert hat. Nach 
1814 gab er die Handlung auf und lebte literariſchen Beſchäftigungen 
und ſchönwiſſenſchaftlicher Schriftſtellerei. Zahlreiche Gedichte, z. Th. 
auch in ſchleſiſcher Mundart, Erzählungen, Elegien ſind von ihm 
vorhanden.!) Er iſt 1825 auf ſeinem Gute Liebenthal geſtorben. 

Wenn ſo die Sonne der Gnade früher, als zu erwarten war, 
der Mehrzahl der 1797 Verurtheilten aufging, ſo vermochte der Haupt⸗ 
mann von Leipziger ſich der gleichen Wohlthat nicht zu erfreuen, weil 
er als Offizier ſchwerer belaſtet erſchien, und für den Kriegsrath 
Zerboni, deſſen anmaßende Unbedachtſamkeit den ganzen Sturm 
eigentlich heraufbeſchworen hatte, trat ſein Konflikt mit den öffent⸗ 
lichen Gewalten jetzt erſt in ein neues Stadium, welches eine beſondere 
Darſtellung erheiſcht. 
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Trotz der harten Haft, in der Zerboni zu Magdeburg gehalten 
ward, muß es ihm doch möglich geworden ſein, an ſeine Frau die 
Aufforderung gelangen zu laſſen, gleich nach dem erfolgten Thron⸗ 
wechſel (den 16. November 1797) an den neuen Herrſcher die Bitte 
um Begnadigung, eventuell wenigſtens um eine rechtliche Unter⸗ 
ſuchung zu richten. Aber Friedrich Wilhelm erwiderte unter dem 
6. Dezember gänzlich ablehnend, das Verbrechen ihres Ehemannes 
ſei hinlänglich unterſucht worden, ſo daß es keiner neuen Unterſuchung 
bedürfe, und die Bitte um Begnadigung könne der König nicht ge⸗ 
währen, „indem dieſer und ähnliche Gegenſtände die Beſtimmung 
allgemeiner Maßregeln nothwendig machen, es auch überdem darauf 


) In der allgemeinen deutſchen Biographie, Bd. VI S. 453, wird ihm das 
ſeiner Zeit viel geſungene Lied: „Das waren mir ſelige Tage“ u. ſ. w. zuge⸗ 
ſchrieben. Doch wird als deſſen Verfaſſer in (Wuſtmanns) ſorgſam bearbeiteter 
Sammlung unter den Titel: „Als der Großvater die Großmutter nahm“ 2. Auf- 
lage S. 311 Overbeck angeführt mit dem Bemerken (S. 580), es ſtehe das Lied 
zuerſt in Fritzchens Liedern 1781. 
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ankommen wird, inwiefern ihr Ehemann Neigung zur Beſſerung 
zeige.“) Und wenn an dieſen Beſcheid die Hoffnung geknüpft wer⸗ 
den konnte, es würde bei den größeren Gnadenerlaſſen, wie ſie ein 
Thronwechſel mit ſich zu bringen pflegt, Zerboni mit einbegriffen ſein, 
ſo erfüllte ſich dieſe Hoffnung nicht.?) 

Dagegen ließ ſich der Gouverneur von Magdeburg General 
von Hülſen bereit finden, unter dem 1. Januar 1798 bei dem Könige 
anzufragen, ob es dem Gefangenen geſtattet ſein ſolle, an Se. Majeſtät 
zu ſchreiben, da derſelbe angeblich in ſeiner Sache „annoch wichtige 
Aufſchlüſſe zu eröffnen habe“.“) Auf die erfolgte Genehmigung richtete 
Zerboni unter dem 12. Januar 1798 die Bitte an den König um 
Begnadigung und Rückkehr auf ſeinen Poſten oder, falls er ihn „noch 
für einen der öffentlichen Ruhe und Wohlfahrt gefährlichen Nichts⸗ 
würdigen halten ſollte“, um „die Wohlthat, der ſich in Preußen der 
ehrloſeſte Böſewicht erfreue, die Wohlthat eines ſchnellen förmlichen 
Kriminalprozeſſes“.“) Den Beſcheid hierauf brachte ihm der theil⸗ 
nehmende Gouverneur ſelbſt in ſeine Zelle, indem er ihm eine könig⸗ 
liche Kabinetsordre zeigte mit dem Beſcheide, der König werde ſich 
ſeiner erinnern und ſein Schickſal zu feiner Zeit beftimmen.>) 

Es iſt nicht wahrſcheinlich, daß der König in dem Zerboniſchen 
Geſuche die verheißenen „wichtigen Aufſchlüſſe“ gefunden hat, noch 
daß er von dem Tone deſſelben, den ſchwülſtigen Phraſen und der Art, 
wie Zerboni ſich immer nur als das Opfer von Kabalen darſtellte 
und die vermeinten Urheber ſeiner Leiden kurzweg als ſeine Mörder 
bezeichnete, ſich angemuthet gefühlt hat, wohl aber kann die gewiſſe 
Formloſigkeit des in der ganzen Sache angewendeten Verfahrens 
Friedrich Wilhelms Gerechtigkeitsgefühle zuwider geweſen fein. Ge- 
wiß iſt, daß er unter dem 30. Januar den Großkanzler anwies, bei 
den Vorſchlägen zu Strafmilderungen und Begnadigungen auch auf 
den geweſenen Kriegsrath Zerboni und feine Mitangeklagten die er- 


1) Zerboni, Aktenſtücke 31, 32. 
2) Die beiden a. a. O. 32 Anmerkung citirten Geſuche der Frau Zerboni 
datiren vom Ende Februar 1797 und 29. März, Berliner Geh. St.⸗A. R 89, 63 D. 
) Berliner Geh. St.⸗A. R 89, 63 D fol. 1. 
) Zerboni, Aktenſtücke S. 34. 
5) Ebendaſelbſt S. 39. 
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forderliche Rückſicht zu nehmen.!) Er verfügte auch gleichzeitig eine 
Erleichterung von Zerbonis Haft, welche Demſelben täglich einen 
zweiſtündigen Spaziergang in freier Luft und den Gebrauch von 
Schreibmaterialien ficherte.?) 

Augenſcheinlich verbeſſerten ſich die Chancen für ihn von Tag 
zu Tage. Denn wie fern es auch dem Sinne Friedrich Wilhelms III. 
lag, bei feiner Thronbeſteigung mit den Traditionen feines Vor⸗ 
gängers gewaltſam zu brechen, ſo mußte doch ſchon die Thatſache, 
daß er von anders geſinnten Männern als ſein Vater berathen wurde, 
gewiſſe Konſequenzen haben. 


Friedrich Wilhelm II. war von der Ueberzeugung durchdrungen 
geweſen, daß alle Gräuel der Revolution, die ſich in Frankreich 
ereignet, durch die Umſturzideen verſchuldet worden ſeien, und daß es 
für ihn eine Herrſcherpflicht ſei, dieſe zugleich das Chriſtenthum und 
die monarchiſche Verfaſſung bedrohenden Ideen nach Kräften von ſeinen 
Staaten abzuwehren. Aber dieſe Feindſchaft gegen die neuen Ideen 
war doch ſo weit gegangen, daß Friedrich Wilhelm in einen ge⸗ 
wiſſen Gegenſatz gegen die öffentliche Meinung auch der Gebildeten 
feines Volkes gekommen war. In dem damals alle Gemüther be- 
herrſchenden Streben nach Aufklärung ſteckte viel von jenen „neuen 
Ideen“, welche der König verabſcheute; thatſächlich waren bis in die 
höchſten Beamtenkreiſe hinauf Strömungen des Zeitgeiſtes gedrungen, 
und die Männer des beſonderen königlichen Vertrauens, Wöllner und 
Goldbeck, fanden ſich ſelbſt unter den Miniſtern in einer gewiſſen 
Iſolirung. Denn wie wenig revolutionär man auch in den hohen Be⸗ 
amtenkreiſen geſinnt war, ſo ließ man ſich hier doch nicht überzeugen, 
daß man, um der Revolution Widerſtand leiſten zu können, nach dem 
Rezepte des Wöllnerſchen Religionsediktes zu den ſtarren Glaubens⸗ 
formen des XVI. Jahrhunderts zurückgreifen oder auf das Ideal von 
Svarez, welcher, um den Rechtsſtaat auszubauen, ſelbſt der königlichen 
Machtvollkommenheit durch das Geſetz gewiſſe Schranken gezogen 
ſehen wollte, verzichten müſſe. Jetzt hatte nun ein junger Herrſcher 
den Thron beſtiegen, den ſein verehrter Lehrer Svarez überzeugt 


) Berliner Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (12) fol. 3. 
2) Zerboni, Aktenſtücke S. 85. 
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hatte, er thue direkt Unrecht, wenn er feinen Unterthanen beſtimmte 
Glaubensnormen vorſchreibe, und nicht minder, wenn er, ohne ſich mit 
der Ausübung der ihm als Herrſcher unbeſchränkt zuſtehenden geſetz⸗ 
geberiſchen Gewalt genügen zu laſſen, auch noch in die Sphäre 
der Rechtſprechung hinübergreife. Seitdem dieſe Anſchauungen an 
höchſter Stelle maßgebend waren, war Wöllner ſeines Miniſterſtuhles 
nicht mehr recht ſicher, und auch dem Großkanzler Goldbeck, deſſen 
Geſchmeidigkeit ja allerdings auch veränderten Anſchauungen ji an⸗ 
zubequemen bereit war, mußte es zum Vorwurf gereichen, daß er 
wiederholt dem verſtorbenen König zu Schritten, die von der öffent⸗ 
lichen Meinung gemißbilligt wurden, gerathen hatte. Daß dieſes 
auch in dem Zerboniſchen Falle geſchehen war, fiel zu des Letzteren 
Gunſten ſchon in die Wagſchale und nicht minder auch die uns 
bereits bekannte gewiſſe Mitwirkung der Gräfin Lichtenau bei dem 
königlichen Machtſpruche. Um ſo mehr erklärt ſich für uns die bereits 
angeführte Aufforderung an den Großkanzler zu nochmaligem Bericht 
in jener Sache und die gleich darauf erfolgte Freilaſſung von Conteſſa 
und Zerboni jun. Daß es bezüglich des älteren Zerboni, wie wir 
ſahen, für jetzt noch bei einer Erleichterung ſeiner Haft bewenden 
blieb, hing unzweifelhaft damit zuſammen, daß doch auch Friedrich 
Wilhelm III. Zerboni für einen gefährlichen Menſchen hielt, der zwar 
Talent und Geiſt beſitze, aber keine Schranken anerkenne und ſich nicht 
in die Formen der Staatsverfaſſung fügen wolle.“) 

Zerboni begann nun, nachdem ihm wieder ein Vierteljahr im 
Kerker dahingegangen, ohne daß die ihm neuerdings erregten Hoffnungen 
ſich erfüllt hatten, und durch die Nachricht von der Befreiung ſeiner 
Schickſalsgenoſſen noch mehr aufgeregt, Anfang April neue An⸗ 
ſtrengungen. Er beſchwor den König, wenn er ihn ſelbſt weder der 
Rückkehr in ſein Amt, noch einer richterlichen Entſcheidung für würdig 
erachtete, ihm doch wenigſtens die Freiheit wieder zu geben, und 
gleichzeitig bat er den Juſtizminiſter v. d. Reck und den Kabinets⸗ 
rath Menden um ihre Fürſprache.“) 


1) So ſchreibt unter den 3. Februar 1799 der Kabinetsrath Menden. Schlichte ⸗ 
groll, Nekrolog der Teutſchen für das XIX. Jahrhundert I 333. 

2) Die drei Schreiben vom 9. reſp. 20. April 1798 in Zerbonis Aktenſtücken 
S. 39, 44, 51. 
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Es ſei der letzte mögliche Schritt, ſchrieb er damals (d. 16. April)!) 
an ſeinen alten Freund Held, den er thun könne, und er hoffe, daß 
der Miniſter v. d. Reck, den er als einen würdigen Mann kenne, 
ſeinen Brief dem vollen Inhalte nach an den König bringen werde, 
in welchem Falle die Genehmigung ſeines Geſuches „unausbleiblich“ 
ſei. Wenn Held acht Tage nach dem Empfange dieſes Briefes weder 
von einem Prozeſſe Zerbonis noch von deſſen Befreiung höre, dann 
möge er ſeine Freundſchaft dadurch beweiſen, daß er die Sache 
Zerbonis in den Annalen der leidenden Menſchheit oder dem Genius 
der Zeit, zwei in Altona erſcheinenden Zeitſchriften, zur Sprache und 
dort auch Papiere, die er ihm überſende, vornehmlich jene pathetiſche 
Bittſchrift an den König vom 12. Januar 1798, zum Abdrucke bringe. 
Dieſer Brief an Held enthält, wie bei dieſer Gelegenheit bemerkt 
werden mag, noch folgende bemerkenswerthe Stelle: „ſollte man die 
Unredlichkeit ſoweit treiben, bloße Privatſachen, die man in meinem 
Büreau fand, ins Publikum zu bringen, ſo wirſt du gewiß eine ſolche 
Ehrloſigkeit mit den Geißelhieben rügen, die ſie verdient.“ Es bezieht 
ſich dieſe Stelle wohl nur auf die Zeugniſſe für ein galantes Ver⸗ 
hältniß, das auch in den Verhören gelegentlich geſtreift wird, inſofern 
Conteſſa gewiſſe geheimnißvoll klingende Anſpielungen in den Briefen 
durch Beziehungen auf jenes Verhältniß erklärt, welches im Uebrigen 
höchſtens inſoweit intereſſiren kann, als es den überſchwenglichen Ton, 
in dem Zerboni ſeine Zärtlichkeit für die eigne Gattin betheuert, 
etwas herabſtimmt. 


Von der Reck hat es übrigens nicht an ſich fehlen laſſen. Unter 
dem 14. April ſchrieb er dem Könige, er wolle, weil er die ganze 
Angelegenheit nicht genug kenne, über die Schuld Zerbonis kein 
Urtheil wagen, aber doch daran erinnern, daß deſſen Schickſal ſeiner 
Zeit nicht durch ein richterliches Erkenntniß, ſondern, wie ſich der König 
aus dem Kommiſſionsbericht in der Lichtenauiſchen Sache erinnern 
werde, nach den Eingebungen der gedachten Gräfin Lichtenau be- 
ſtimmt worden ſei.?) 


) Bei Varnhagen, Leben Hs. von Held von S. 66 an, mit dem irrigen 
Datum Auguſt 16. ſtatt April 16. 
2) Berl. Geh. St.⸗A. 89, 63 D fol. 4. 
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Aber der König ließ ſich noch immer nicht beſtimmen, er werde, 
erwiderte er dem Juſtizminiſter, über Zerbonis Schickſal bei Gelegen⸗ 
heit der Huldigung entſcheiden; bis dahin müſſe ſich Derſelbe ge- 
dulden.“) 

Für den Gefangenen bedeutete das eine neue Verzögerung von 
mehreren Monaten. Aber früher noch trat an den König die Ent⸗ 
ſcheidung heran, inſofern unter dem 14. Mai 1798 die Straf⸗ 
milderungskommiſſion ihren Bericht einreicht auf Grund jenes mehrfach 
erwähnten Auftrags an den Großkanzler vom 30. Januar 1798. 

Augenſcheinlich war das Mandat dieſer Kommiſſion ein um⸗ 
faſſenderes, als es etwa einer Rechtsinſtanz, die über den Zerboniſchen 
Fall zu ſprechen gehabt hätte, nothwendig zugekommen wäre. Denn 
da es ſich darum handelte feſtzuſtellen, ob die Beſtraften einen An⸗ 
ſpruch auf Begnadigung hätten, ſo konnte dieſe Kommiſſion einer⸗ 
ſeits z. B. den zu dem Prozeſſe wegen der heimlichen Verbindung 
nicht gehörigen, oft genannten Brief Zerbonis an den Miniſter 
von Hoym in Betracht ziehen, andererſeits aber auch das bis⸗ 
her gegen die Angeklagten angewendete Verfahren mit vollſter Frei⸗ 
heit einer Kritik unterziehen. In welchem Geiſte die Kommiſſion 
dies ausführen würde, war bei dem bekannten Charakter des Kammer⸗ 
gerichtspräſidenten Kircheiſen, der in Gemeinſchaft mit einem ſeiner 
Räthe, von Bömke den Bericht unterzeichnet hat, beſtimmt voraus⸗ 
zuſehen, des Mannes, der ſchon im Jahre 1792 bei Gelegenheit des 
Prediger Schulzſchen Prozeſſes mit der rückſichtsloſeſten Schärfe gegen 
Alles, was nach Kabinetsjuſtiz und Machtſpruch ſchmeckte, aufge⸗ 
treten war.?) 

Der Bericht zerfällt naturgemäß in zwei Theile, deren erſter 
eben den Kriegsrath Zerboni angeht. Bezüglich deſſen wird unter 
Zuſammenfaſſung des Thatſächlichen feſtgeſtellt, daß Dieſer für den 
von ihm unter dem 12. Oktober 1796 an ſeinen Chef, den Miniſter 
von Hoym geſchriebenen „äußerſt beleidigenden und reſpektwidrigen 
Brief“, wenn derſelbe gleich, wie hier angenommen wird, eine Be⸗ 
leidigung „in und bei Ausübung ſeines Amtes nicht enthalten“, 


) Zerboni, Aktenſtücke S. 53. 
2) Stölzel, Svarez S. 332 ff. 
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nach den Geſetzen unbedenklich drei Monate Feſtungsarreſt verwirkt 
habe, und geht dann über zur Unterſuchung der Frage, inwieweit er 
ſich durch ſeinen beabſichtigten Geheimbund ſtrafbar gemacht habe. 
Es ſei klar, daß die vom allgemeinen Landrecht für Hochverrath auf- 
geſtellte Definition ſich auf den Fall nicht anwenden laſſe; Verletzung 
der Ehrfurcht gegen den Landesherrn, die vielleicht gegen Conteſſa 
und den jüngeren Zerboni hätten angenommen werden können, träfen 
den Angeklagten gleichfalls nicht; wohl aber ſei die Stiftung einer 
geheimen Verbindung ohne vorher nachgeſuchte ſtaatliche Erlaubniß 
unter allen Umſtänden ſtrafbar, und da die Möglichkeit, daß dieſe 
Verbindung für den Staat hätte gefährlich werden können, nicht zu 
leugnen ſei, ſo würde deshalb Zerboni, der als Rechtskundiger ſelbſt 
noch ſchwerer belaſtet erſcheine, auf Grund des Landrechts ) mit 
weiteren 9 Monaten Feſtung wohl zu beſtrafen geweſen ſein, wenn, 
wie es der betreffende Paragraph des Landrechts vorausſetze, das 
Verbrechen bereits konſumirt geweſen wäre. Doch dies ſei fraglich. 
Denn einmal ſeien die dem Inkulpaten zugeſendeten Entwürfe einer 
Bundesverfaſſung ohne jede Bemerkung von ihm vorgefunden worden, 
ein Zeichen, daß ſie von ihm noch nicht acceptirt worden ſeien, ferner 
liege keine Kunde vor, daß Jemand in den Bund aufgenommen wor⸗ 
den ſei, und endlich ſei auch das projektirte Bundesſiegel noch nicht 
angefertigt geweſen. 5 

In ſolchem Falle aber käme dem Angeklagten der folgende Para⸗ 
graph des Landrechts zugute ?), „wer aus eigner Bewegung von der 
Ausführung des Verbrechens abſieht und dabei ſolche Anſtalten trifft, 
daß die geſetzwidrige Wirkung gar nicht erfolgen kann, — kann auf 
Begnadigung Anſpruch machen“. Dieſe Begnadigung könne der In⸗ 
kulpat beanſpruchen, nachdem er ſeit länger als einem Jahre ſeiner 
Freiheit beraubt geweſen ſei; und wenn er ſelbſt einer dergleichen 
Begnadigung nicht würdig wäre, ſo wäre ſein Vergehen ſchon dadurch 
gemildert, daß daſſelbe nicht vollbracht worden ſei. Wenn man nun 
auch erwöge, daß der früher citirte Paragraph des Landrechts“) betref⸗ 
fend die geheimen Verbindungen kein beſtimmtes Strafmaß feſtſetze und 


) Thl. II Tit. 20 8 119. 
2) Thl. II Tit. 20 8 43. “ 
„) A. a. O. 8 119. 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 7 
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andrerſeits in dem Umſtande, daß Zerboni der notoriſche Stifter des 
Bundes geweſen ſei, eine Erhöhung ſeiner Strafbarkeit finden könne, 
fo müſſe doch ausgeſprochen werden, daß der Inkulpat durch den be- 
reits erlittenen fünfvierteljährigen Arreſt Alles erduldet habe, was 
ihm im Wege Rechtens zukomme, und es trage deshalb die Kom- 
miſſion darauf an: 

„den Inkulpaten ſeines Arreſtes zu entlaſſen oder aber, falls 

der König dies noch für bedenklich erachte, 
ihm wenigſtens eine ſchriftliche Vertheidigung und eine Ent⸗ 
ſcheidung in den angeordneten Inſtanzen durch Urtheil und Recht zu 
gewähren.“ 

Dieſen Antrag zu ſtellen habe die Kommiſſion um jo mehr Ver— 
anlaſſung, „da dem Inkulpaten, obſchon deſſen Vergehen ſich aus keinen 
überwiegenden Gründen eines Staatsintereſſes zu irgend einer Occul— 
tation eignete, ein rechtliches Erkenntniß, wie es doch auch der größte 
Verbrecher nach Sr. Majeſtät wiederholten Zuſagen zu fordern ein 
Recht habe, verſagt worden ſei und außerdem bei der Unterſuchung 
fo weſentliche Fehler vorgekommen ſeien“, daß darauf kein Straf- 
erkenntniß hätte erfolgen können, inſofern der Inquirent verfäng⸗ 
liche und ſuggeſtive Fragen geſtellt, dem Angeklagten die von ihm 
begehrte ſchriftliche Vertheidigung nicht geſtattet und überhaupt die 
von Demſelben vorgebrachten Anführungen nicht hinreichend be— 
achtet habe. 

Für den Hauptmann von Leipziger werden dann im Grunde die- 
ſelben Gründe angeführt, wie für Zerboni. Gravirende Aeußerungen 
fielen Leipziger nicht zur Laſt, und da deſſen Vergehen nur darin 
beſtände, daß er einer unerlaubten Verbindung angehört habe, die 
möglicherweiſe ohne Abſicht ihrer Stifter dem Staat habe gefährlich 
werden können, ſo ſei es mit den Geſetzen nicht zu vereinen, wenn 
das Kriegsgericht auf Kaſſation und lebenswierige Feſtungshaft erkannt 
habe. Die Kriegsartikel vom 18. November 1787 und vom 20. März 
1797 enthielten Nichts, was dieſe Strafe rechtfertigen könne, und das 
Landrecht, das mit größerer Strenge als die älteren Geſetze jedes 
Verbrechen eines Staatsdieners ahnde ), ſetze dabei doch voraus, daß 


) Thl. II Tit. 20 $ 338. 
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das Verbrechen fich bereits in feinen Wirkungen geäußert habe, und 
daß der Angeklagte deſſelben rechtlich überführt ſei, was Beides hier 
nicht der Fall ſei. Da nun außerdem nach dem einſtimmigen Zeug⸗ 
niß ſeiner Mitangeklagten Leipziger allzeit die gemäßigtſten Anſichten 
geäußert habe, ſo hätte er, wenn man auch ſeinen Charakter als 
Offizier als erſchwerenden Umſtand anſähe, doch keinesfalls mehr als 
6 Monate Feſtung an Strafe erhalten können, und da er nun bereits 
ein Jahr in harter Haft ſitze, ſo habe er bereits mehr geduldet, als 
er von rechtswegen verdient, und die Kommiſſion fühle ſich verpflichtet, 
bei dem Könige auf ſeine baldige Entlaſſung anzutragen. 

Was nun die in dem Berichte enthaltene Beurtheilung der 
Strafbarkeit von Zerboni und Genoſſen anbetrifft, ſo ſtellt ſich nur 
noch deutlicher heraus, daß die weſentlichſte Frage die iſt, ob die An⸗ 
geklagten den als ſtaatsgefährlich anzuſehenden Bund bereits geſtiftet 
hatten und von der Ausführung ihrer Abſichten, der Aufnahme weiterer 
Mitglieder ꝛc. nur durch äußere Umſtände gehindert worden ſind, oder 
ob das Ganze nur ein Projekt geblieben iſt. Die erſtere Meinung 
hatte, wie wir wiſſen, ſeiner Zeit König Friedrich Wilhelm II. ver⸗ 
treten, der überzeugt war, daß, wenn nicht die Verhaftung Zerbonis 
und die Beſchlagnahme ſeiner Papiere dazwiſchen gekommen wäre, 
der Bund in volle Wirkſamkeit getreten ſein würde. Gerade das aber 
beſtritt die Kommiſſion; ihr Hauptargument war, daß Zerboni die ihm 
als dem eigentlichen Stifter obliegende Prüfung der von Conteſſa und 
Leipziger ausgearbeiteten Bundesverfaſſung noch nicht vorgenommen 
habe; und aus der Thatſache, daß dieſe Bundesurkunden ſich ohne 
jede Bemerkung Zerbonis vorgefunden hätten, glaubte die Kommiſſion 
ſchließen zu dürfen, daß dieſe Angelegenheit noch nicht erledigt, alſo 
der Bund noch nicht perfekt geworden ſei. Doch werden wir ſagen 
müſſen, daß dieſes Argument, um für beweiskräftig gelten zu können, 
der Vorausſetzung bedürfte, daß ſich jene Konſtitutionsentwürfe als un⸗ 
erledigte Sachen unter Zerbonis Papieren vorgefunden hätten; doch 
gerade dieſe Vorausſetzung trifft thatſächlich nicht zu; die Schriftſtücke 
haben ſich bei Conteſſa gefunden, ſie ſind von Zerboni weitergeſchickt, 
alſo thatſächlich erledigt worden, wenngleich das Begleitſchreiben wie 
die übrigen auf den Bund bezüglichen Papiere mit Ausnahme eben 
der beiden zufällig verſchobenen Ausarbeitungen, wie wir wiſſen, von 

7* 
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Conteſſa auf die Nachricht von Zerbonis Arretirung vernichtet 
worden ſind. 

Aber dieſen Mangel in der Argumentation der Kommiſſion hat 
der Großkanzler, der nun über den Bericht dem König vorzutragen 
hatte, nicht hervorgehoben, iſt auch über die ſcharfe Kritik, welche der 
Bericht an dem von ihm dem ſeligen König angerathenen Verfahren 
übte, leicht hinweggegangen und hat mit der ihm eignen Geſchmeidig⸗ 
keit ſich ſchließlich deren Antrage angeſchloſſen. Er macht einfach 
geltend, er habe ſeiner Zeit in Uebereinſtimmung mit dem Grafen 
Haugwitz zwar die geheime Verbindung als höchſt unerlaubt und 
gefährlich angeſehn, aber in Anbetracht, daß zu ihrer Ausführung 
keine Wahrſcheinlichkeit vorhanden geweſen und auch ſo wenig Mittel 
und wirkliche Schritte angewendet worden ſeien, erkannt, daß das 
ganze Vergehen ſich nicht ſowohl zu einem Strafurtheile durch die 
Gerichte als vielmehr zu Sicherheitsmaßregeln gegen die Ausbreitung 
derartiger Geſinnungen eigne, und daher nur eine zeitweilige Haft vor- 
geſchlagen, bei Leipziger aber als einer Militärperſon ſich jedes Antrags 
enthalten. Bezüglich des Letzteren thue er das auch jetzt noch, bei 
Zerboni aber glaube er, daß Gründe dafür, ihn länger in Haft zu halten, 
nicht vorhanden ſeien, und trete dem Urtheile der Kommiſſion bei.“) 

Auf dieſen Bericht entſchied der König unter dem 24. Mai, 
Zerboni ſolle „durch die Magdeburger Regierung (d. h. nach der 
damaligen Bezeichnung den dortigen Gerichtshof) über ſeine Ver⸗ 
theidigungsgründe vernommen, zur ſchriftlichen Defenſion verſtattet 
und demnächſt über feine Strafbarkeit in den angeordneten Inſtanzen 
durch Urtheil und Recht erkannt, das Erkenntniß aber möglichſt be- 
ſchleunigt werden.“ Was aber den durch ein förmliches Kriegsrecht 
verurtheilten von Leipziger beträfe, ſo ſei der König zwar ebenfalls 
nicht abgeneigt ihn zu begnadigen, und es ſei in dieſer Hinſicht ſein 
Wille, daß deſſen bisheriger ſchwerer Arreſt erleichtert werden ſolle; 
er behalte ſich indeſſen vor, ſowohl den eigentlichen Zeitpunkt als die 
Art und Weiſe ſeiner Begnadigung noch näher zu beſtimmen, und 
es ſollte bis dahin alle drei Monate von dem Kommandanten über ſein 
Betragen Bericht erſtattet werden.?) 


) 1798 Mai 18., Berl. Geh. St.⸗A. R 89, 63 D fol. 7. 
2) Zerboni, Aktenſtücke S. 54. 
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Nun wieder zu Zerboni zurückkehrend bemerken wir, daß an den 
Magdeburger Gerichtshof, der offenbar nur deshalb zur Fällung des 
Spruches auserſehn war, weil ſich der Angeklagte gerade hier in Haft 
befand, nun eitissime der Auftrag erging, den Zerboni zu befragen, 
ob er ſich ſelbſt vertheidigen oder einen Defenſor zugeordnet haben 
wolle, in welch letzterem Falle das Gericht einen zuverläſſigen und 
fleißigen Anwalt auswählen, dieſem und Zerboni die Einſicht der 
Akten geſtatten und Beſchleunigung angelegentlich empfehlen ſollte.!) 


Zerboni, dem am 31. Mai 1798 die Entſcheidung des Königs 
mitgetheilt worden war, hatte darauf erklärt, ſeine Vertheidigung ſelbſt 
ausarbeiten zu wollen und nach erhaltener Einſicht der Akten die 
Arbeit ſo gefördert, daß ſie bereits am 15. Juni fertig vorlag. Dieſelbe 
umfaßt im Druck 80 Seiten?) und trägt als Motto den Ausſpruch 
Friedrichs des Großen: „Qu'on s'imprime bien, que la conser- 
vation des lois fut unique raison, qui engagea les hommes à 
se donner des superieurs, puisque c'est la vraie origine de la 
souveraineté.“ Die Anſchuldigungen, gegen welche ſie ſich vertheidigt, 
bezeichnet ſie nach dem amtlichen Zeitungsaviſe vom 26. Mai 1797 
als Verbrechen der beleidigten Majeſtät und gefährliche auf Zerrüttung 
der Ruhe und Ordnung im Lande abzielende Verbindungen. Ihr 
erſtes Drittheil enthält eine Darſtellung des gegen Zerboni angewandten 
Verfahrens, das er einfach als eine Reihe von Rechtswidrigkeiten be- 
zeichnet, zu denen ſeine Feinde, vornehmlich der Miniſter von Hoym, 
den verſtorbenen König verleitet hätten. Seinen beleidigenden Brief 
an den Miniſter, den Ausgangspunkt des Ganzen, glaubt er recht⸗ 
fertigen zu können, einmal verſichert er, „jeden Buchſtaben deſſelben 
mit Beweiſen aufwiegen zu können“, und dann nimmt er das Recht, 
ſolche Vorhaltungen zu machen, für jeden Patrioten in Anſpruch, „da 
der Vortheil der Regierer und der Regierten die regſte lebendigſte 
Theilnahme jedes Mitglieds der Geſellſchaft an ihrem gemeinſchaft— 
lichen Zwecke erheiſche.“ Sein Brief, meint er, habe bei dem König 
unmöglich einen andern Verdacht erregen können als den „einer un— 
eigennützigen Rechtſchaffenheit, die in ihren lebhaften Ausbrüchen in 


) Berl. Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (7) fol. 3. 
2) Zerboni, Aktenſtücke S. 61ff. 
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Gefahr kommt, die Grenzen der Klugheit zu überſpringen“. Erſt 
mitten in dem Buche kommt der Verfaſſer auf den eigentlichen Gegen⸗ 
ſtand der Anklage, den Geheimbund. Nachdem er denſelben in dem 
erſten Theile kurzweg als „ein maureriſches Spielwerk müßiger Stunden, 
das nie Wirklichkeit hatte und erlangen konnte“, bezeichnet hat, ſchildert 
er nun eingehender die Geneſis dieſes Planes, er ſei 1789 Maurer 
geworden, habe aber bald das Vertrauen zu dieſem Orden verloren, 
ſeit dieſer ſich „zu das Licht fliehenden Beſtrebungen habe mißbrauchen“ 
laſſen. „Das ebenſo boshafte als verächtliche Complot,“ ſchreibt er!), 
„welches dies bewirkte, und das ſoweit ging, ſelbſt durch erſchlichene 
landesherrliche Verordnungen ſich mit dem Verſuche zu beſchäftigen, 
das Reich der Finſterniß wieder zu gebähren, iſt nun bereits ge⸗ 
richtet.“ Dieſen Beſtrebungen, unter denen Zerboni offenbar die der 
Roſenkreuzer verſtanden wiſſen will, habe er nun eine Vereinigung 
der beſſeren Mitglieder des Freimaurerordens entgegenſetzen wollen 
im Bunde mit dem Profeſſor Feßler, der in ſeinem Buche Marc 
Aurel für die gute Sache bereits eingetreten ſei. Inzwiſchen habe 
die franzöſiſche Staatsumwälzung begonnen und nach der von Schrift- 
ſtellern erſten Ranges ausgeſprochenen und von der öffentlichen Mei- 
nung getheilten Anſicht eine unausbleibliche allgemeine Umwandlung 
der öffentlichen Meinung erwarten laſſen. Auch er bekenne, ſich den 
Gedanken angeeignet zu haben, die unbeſchränkte Monarchie könne 
in Preußen immer nur als ein vorbereitender, nicht als ein definitiver 
Zuſtand angeſehen werden, und das Volk habe den Anſpruch, auch 
hier der Mündigkeit entgegengeführt zu werden. Für dieſe politiſchen 
Ideen habe er nun aber bei dem Profeſſor Feßler kein Verſtändniß 
gefunden und ſei deshalb mit ſeinen Freunden Conteſſa und Leipziger 
von dem beabſichtigten (Evergeten-) Bunde zurückgetreten. 


Inzwiſchen habe er nun aber im preußiſchen Staate eine arge 
Mißregierung wahrgenommen, die „zum ohnfehlbaren allgemeinen 
Untergange“ habe führen müſſen. Was er da geſehen haben will, 
klingt ja allerdings ſchrecklich genug, ein Paar Proben mögen ange- 
führt werden: „ich ſah den Staat auf eine über alle Beſchreibung 
ſchaamloſe Art von ehr- und pflichtvergeſſenen Beamten um Millionen 


) S. 98. 
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verkürzt, ich ſah Beſitzungen von Korporationen und Gemeinden von 
ihrer vormundſchaftlichen Inſtanz unter dem Werthe durch einſeitige 
Refkripte verſchleudert, mit öffentlichen Geldern wuchern und Kaſſen⸗ 
defekte durch neue Betrügereien gedeckt. — — Ich ſah Menſchen nicht 
ohnerachtet, ſondern wegen infamirender Verbrechen befördert u. ſ. w.“ 
Um dieſen Zuſtänden entgegenzutreten und manche Reformen durch⸗ 
zuführen, wie z. B. die Beſeitigung der in dem drückenden Verhält⸗ 
niſſe zwiſchen Bauern und Gutsbeſitzern liegenden groben Beleidigung 
der Vernunft und ihres Sittengeſetzes, habe er einen Geheimbund ins 
Leben rufen wollen, den dann ſeine Freunde Conteſſa und Leipziger 
„in die Idee eines moraliſchen Vehmgerichtes gekleidet,“ den er aber, 
weil er überall, „wo er Theilnahme für ſeine Gedanken geſucht, nur 
matte, vor jedem Opfer des Patriotismus zurückbebende Seelen“ ge⸗ 
funden, bei der letzten Rückſprache mit ſeinen beiden Freunden (am 
Ausgange des Sommers 1796) vorerſt auf ſich beruhen zu laſſen be⸗ 
ſchloſſen habe. Die Unſträflichkeit dieſer von ihm beabſichtigten ge⸗ 
heimen Geſellſchaft erſt durch eine Deduktion beweiſen zu wollen, 
würde eine Abſurdität fein.) Er erwartet mit Zuverſicht ein voll⸗ 
ſtändig freiſprechendes Erkenntniß, eine feierliche Wiedereinfeguug in 
ſeine bisherigen Dienſtverhältniſſe und endlich auch Genugthuung 
gegenüber ſeinen Feinden.“) 

Wir werden uns einer gewiſſen Kritik dieſer Vertheidigung nicht 
entziehen können, die wohl als einzig in ihrer Art daſteht und recht 
eigentlich zur signatura temporis gehört. Wenn wir in Betracht 
ziehen, daß Zerboni die letzten Monate ſeiner Gefangenſchaft, wo 
ihm der Gebrauch von Dinte und Feder geſtattet war, zur Aus⸗ 
arbeitung einer nachmals gedruckten Schrift: „Einige Gedanken über 
das Bildungsgeſchäft in Südpreußen“ benutzt hat, und daß dieſe 
Arbeit, auf die wir noch zurückzukommen Veranlaſſung haben werden, 
ein gedankenreiches, trotz mancher praktiſch nicht durchführbarer Ideen 
bedeutſames Produkt iſt, ſo mögen wir ſtaunen, denſelben Mann 
dann in einer Angelegenheit, die fein eigenſtes Lebensintereſſe betraf, 
bei einer Veranlaſſung, wo ſeine Leſer kritiſch prüfende Juriſten und 


1) Zerboni, Aktenſtücke S. 125. 
2) Ebendaſelbſt S. 134. 
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in weiterer Folge vielleicht die Staatsbehörden waren, ſich fort und 
fort in überaus unlogiſchen und zweckwidrigen Phraſen ergehen 
zu ſehn. 

Gleich der Anfang zeigt das. Offenbar ſtand Zerboni frei, 
jenen ominöſen Brief an Hoym entweder ganz unberückſichtigt zu 
laſſen oder als eine abgebüßte Uebereilung kurz abzufertigen. Statt 
deſſen machte er ſich hier vor feinen Richtern feierlich anheiſchig, jeden 
Buchſtaben dieſes Briefes durch Beweiſe aufzuwiegen, eines Briefes, 
der doch nach feinem eignen Eingeſtändniſſe n) durch ein falſches 
Gerücht veranlaßt worden war, wo alſo Konſequenzen aus That⸗ 
ſachen gezogen wurden, die, wie Zerboni ſelbſt wußte, unhiſtoriſch 
waren.?) Und jetzt vermaß ſich Zerboni, feine Angaben über die 
Entſchlüſſe Hoyms in einer Situation, in die Derſelbe nie gekommen 
war, zu erweiſen. 

Aber wie ſoll man denn überhaupt Beweiſe beibringen für ein 
Schriftſtück, das nicht greifbare Thatſachen, ſondern allgemeine ſchmä⸗ 
hende Urtheile enthält? Man denke ſich Zerboni veranlaßt, Beweiſe 
beizubringen für die damals ſeinem höchſten Chef gewidmeten Worte: 
„Männer von Kopf und Herzen haſſen Sie nicht mehr, ſie verachten 
Sie. Ihre Gunſt iſt der Stempel geworden, an dem man einen 
zweideutigen charakterloſen Menſchen erkennt. Man arbeitet daran, 
Ihre Periode zu beſchleunigen.“ Oder will er vielleicht für den in 
jenem Briefe enthaltenen geradezu unvernünftigen Satz: „mein Schick⸗ 
ſal iſt außer der Gewalt jedes Menſchen, nur von meinem eignen 
Kopf und Herzen abhängig“, die zahlloſen Briefe, in denen er um 
Befreiung aus dem Gefängniſſe jammert, als Beweiſe anführen? 
Die einzige Stelle ſeiner Vertheidigungsſchrift, wo er einmal wirklich 
Thatſächliches anzuführen einen Anlauf nimmt, der oben?) bereits 
kurz beſprochene Paſſus über die ſüdpreußiſche Kriegslieferung, wird in 
einem ſpäteren Abſchnitte, wo die von Zerboni und Held gegen 
Hoym vorgebrachten Anklagen näher erörtert werden ſollen, ihre 
Beſprechung finden. Ein Zuſammenhang dieſer Kriegslieferungsſache 
mit Zerbonis Briefe iſt überhaupt kaum wahrzunehmen. 


) Aktenſtücke, S. 63. 
) Oben S. 45. 
) S. 42 Anm. und S. 47. 
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Wenn nun Zerboni, der doch ſeine Erfahrungen bisher eigent⸗ 
lich nur unter Hoyms Verwaltung zu machen Gelegenheit gefunden 
hatte, hier wirklich ſo Entſetzliches beobachtet hat, wie er in ſeiner 
Vertheidigungsſchrift anführt, ſo verſteht man ſeinen Brief vom 
12. Oktober 1796 erſt recht nicht. Wenn ein Beamter das Unglück 
hat unter einem Miniſter zu ſtehen, der den Staat um Millionen be⸗ 
trügt, der Beamte anſtellt nicht ohnerachtet, ſondern wegen infamirender 
Verbrechen u. ſ. w. und nun endlich einmal ſich das Herz faßt, 
Dieſem rückſichtslos die Wahrheit zu jagen, da hätte man doch er⸗ 
warten dürfen, daß der Patriot ſolchem Böſewichte etwas mehr zu 
ſagen wüßte, als die allerdings in ſehr unhöflicher Form vorgetragenen 
Bemerkungen, daß der Miniſter zwar das Gute wolle, aber zu 
ſchwach ſei, daß er den Adel zu ſehr begünſtige und dergleichen. Da 
hatte allerdings Zerbonis Geſinnungsgenoſſe Hans von Held ſehr 
Recht, von jenem Briefe zu ſagen, derſelbe ſei „eine unſelige Ver⸗ 
bindung von Schmeichelei und Grobheit, eigentlich mehr kränkend und 
neckend abgefaßt als der Ausbruch eines von der Unordnung, Zweck⸗ 
widrigkeit und Unmoralität in der inneren Verwaltung empörten 
Gemüthes“. Nun wie wir ſehen, hat Zerboni in ſeiner ſpäter ja 
auch veröffentlichten Vertheidigungsſchrift Manches von jener hier 
vermißten Empörung nachgeholt, dazwiſchen allerdings auch wiederum, 
wie wir wiſſen, Hoym jene wiederholten ſchriftlichen Verſicherungen 
ausgeſtellt, daß er ihn anbete.?) 

Daß alle die Schmähungen eines noch in voller Amtsthätigkeit 
ſtehenden Miniſters ebenſowenig wie die von Zerboni als ein all- 
gemeines Menſchenrecht in Anſpruch genommene Befugniß, aus 
patriotiſcher Theilnahme jeglichem hohen Beamten ungeſtraft jede Art 
von Injurien ſagen zu dürfen, für die weitere Staatslaufbahn, in 
welche der Verfaſſer ſofort wiedereintreten zu können verlangt, förder⸗ 
lich ſein konnten, lag auf der Hand; und andererſeits hatte es ſich 
Zerboni mit der eigentlichen Vertheidigung ſehr bequem gemacht. 
Seine ganze politiſche Auseinanderſetzung war wenig dazu geeignet, 
die Tendenzen ſeines Geheimbundes als durchaus harmlos erſcheinen 


1) Angeführt bei Varnhagen von Enſe, Haus von Held S. 45. 
2) S. o. S. 53, 54. 
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zu laſſen, und daß er den allerwichtigften Punkt, nämlich ob die An⸗ 
geklagten aus eignem Entſchluſſe den Plan fallen gelaſſen, zu ſeinen 
Gunſten zu erweiſen ſich große Mühe gegeben habe, wird Niemand 
nach der Leſung ſeiner Vertheidigung behaupten wollen. Wohl aber 
bieten ſich einleuchtende Gründe dar, weshalb er ſeine Vertheidigung 
ſo merkwürdig und ſcheinbar ſo zweckwidrig angelegt hatte. 

Der eine iſt, daß Zerboni, wie hier wiederholt werden muß, 
tief durchdrungen war von der Ueberzeugung, daß nach den Be— 
ſtimmungen des Landrechts eine Verurtheilung für ihn ganz aus- 
geſchloſſen ſei. Dieſe Ueberzeugung war ſo ſtark, daß er, als ſich die 
Publikation des Urtheils noch um einige Tage verzögerte, unter dem 
19. Juli an den König ſchrieb, er, „das Opfer einer Geſellſchaft 
öffentlicher Beamten, deren Abſichten aufgehört hätten zweideutig 
zu fein” — und die „vielleicht nicht ohne Grund fürchteten, von 
Sr. Majeſtät erkannt zu ſein und ihre Exiſtenz gegen ihn (Zerboni) 
erkämpfen zu müſſen“, bäte, da doch das Urtheil nicht zweifelhaft ſein 
könne, inzwiſchen freigelaſſen zu werden.!) Da dies Schreiben durch 
die Magdeburger Regierung ging, ſo benachrichtigte ihn dieſe unter 
dem 24. Juli, daß das bereits gefällte Urtheil in den nächſten Tagen 
nach Berlin zur Konfirmation abgehen würde, übrigens aber die Ver⸗ 
fügung ſeiner ſofortigen Freilaſſung nicht in ihrer Befugniß läge.) 

Dieſe Ueberzeugung Zerbonis, daß er ſeines Erfolgs ſicher ſich 
ſeinen Richtern gegenüber mit der Vertheidigung nicht eben beſonders 
anzuſtrengen brauche, iſt aber nur das eine mehr negative Reſultat 
einer Betrachtung der Vertheidigungsſchrift. Zu dem andern kommen 
wir, wenn wir uns erinnern, wie er bereits kurz nach ſeiner Ver— 
haftung von der Feſtung Glatz aus an Conteſſa geſchrieben, er habe 
bereits den ganzen Plan ſeiner Vertheidigung, die er ſehr originell 
zu geſtalten gedenke, im Kopfe; er wolle dieſelbe dann gleich drucken 
laſſen, ſein Freund ſolle ſich nach einem Verleger umſehen. Wir 
ſprechen jetzt wohl von Parlamentsreden, die zum Fenſter hinausge⸗ 
halten würden, d. h. die mehr für das Publikum außerhalb des 
Parlaments als für die Hörer drinnen berechnet ſeien. Hier haben 


) Dieſen Brief hat Zerboni nicht mit abgedruckt, er ſteht in den Akten des 
Berl. Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (7) fol. 136. 
2) Ebendaſelbſt fol. 138. 
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wir das Beiſpiel einer zum Fenſter hinaus gehaltenen Vertheidigung, 
von der er, der Verfaſſer, wenn ſie erſt zu allgemeiner Kenntniß ge⸗ 
langte, bei ſeiner excentriſchen und verblendeten Art ſicherlich die 
größten Erfolge, Rache an ſeinen Feinden und deren Sturz erwartet 
hat. Alle dieſe tönenden Phraſen, dieſe ſchwülſtigen Uebertreibungen 
waren für das Publikum draußen und für eine agitatoriſche Wirkung 
auf dieſes berechnet. 5 
Aber er ſollte wiederum eine ſchlimme Enttäuſchung erleben. 
| In einer vom 21. Juli 1798 datirten Sentenz erkannte der Kriminal⸗ 
ſenat zu Magdeburg, daß der Kriegsrath Zerboni wegen intendirter 
Stiftung einer geheimen, der inneren Ruhe und Sicherheit des 
preußiſchen Staats gefährlichen Geſellſchaft dergeſtalt zu beſtrafen ſei, 
daß ihm der ſeit dem 17. November 1796 bisher erlittene Feſtungs⸗ 
arreſt als wohlverdiente Strafe anzurechnen, es auch, da nach den 
Geſetzen eine Feſtungsſtrafe Kaſſation in ſich ſchließe, bei der vor⸗ 
läufig verfügten Dienſtentlaſſung Deſſelben zu belaſſen ſei, bis er durch 
Proben gebeſſerter Geſinnungen und Denkensart ſich des Vertrauens 
ſeines Landesherrn wieder würdig gemacht haben würde. Auch die 
Koſten fielen ihm zur Laft.!) 

In der Motivirung des Urtheils wird es als außer Zweifel 
ſtehend bezeichnet, daß der beabſichtigte Geheimbund für den Staat 
gefährlich geweſen, und daß Zerboni als der eigentliche Stifter dafür 
und für die Verbindung mit Männern von ausgeſprochen demo⸗ 
kratiſchen Grundſätzen verantwortlich zu machen ſei. Man ſei „mit 
dieſer Ordensſtiftung der Wirklichkeit ſchon ſehr nahe gekommen“; 
Zerboni habe ſeinen Bruder zur Aufnahme vorgeſchlagen und bei 
andern Perſonen, Lieutenant Nothard, Dr. Mogalla, den Eintritt in 
den Orden betrieben; nicht eigne Reue, ſondern äußere Umſtände 
hätten weitere Schritte verhindert. Daß die Angeklagten aus eignem 
Antriebe von ihrem Vorhaben abgeſtanden wären, ſei von ihnen in 
keiner Weiſe nachgewieſen worden, im Gegentheile erſcheine der von 
Zerboni an den Miniſter von Hoym geſchriebene Brief als aus den 

| Grundſätzen des Vehmgerichtes gefloſſen, wie derſelbe ja auch ab- 
ſchriftlich den Genoſſen mitgetheilt worden ſei. Der Angeklagte habe 
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daher dem Geſetz entſprechend wegen Erregung von Mißvergnügen 
und Anmaßung von Hoheitsrechten !) eine mehrjährige Gefängnif- 
ſtrafe verdient. Da er indeſſen bereits ſeit dem 17. November 1796 
auf den Feſtungen Glatz, Spandau und Magdeburg geſeſſen und 
einigermaßen die verletzte gefegliche Form und gewaltſame Bemächtigung 
ſeiner Papiere, ſowie auch die Koſtentragung ſammt erlittenem Schaden 
als ein Theil der Strafe wohl mit angeſehen werden könne, ſo werde 
dies Alles ihm hiermit angerechnet. 

Unter dem 7. Auguſt eröffnete dann der Großkanzler auf könig⸗ 
lichen Spezialbefehl der Magdeburger Regierung, daß der König 
vorſtehende Sentenz, obſchon ihm die erkannte Strafe nicht mit der 
Größe und Gefährlichkeit des Verbrechens in einem richtigen Ver⸗ 
hältniſſe zu ſtehen ſchiene, doch aus landesväterlicher Milde beſtätigt 
und Zerbonis Entlaſſung verfügt habe. Es ſolle dies Zerboni er— 
öffnet und, falls Derſelbe wider Erwarten appelliren wolle, weiter 
berichtet werden.?) 

Dieſe Eröffnung ſowie die Ankündigung der Freilaſſung erfolgte 
am 11. Auguſt, und der ſchwer enttäuſchte Zerboni fand ſoviel 
Faſſung, um ſich eine ſchriftliche Erklärung darüber, ob er ſich bei 
dem Inhalt dieſes Urtheils beruhigen wolle, vorzubehalten. Drei 
Tage ſpäter?) legte Zerboni gegen das Urtheil Berufung ein mit 
Rückſicht darauf, daß daſſelbe 

1. nicht eine Erklärung ſeiner Schuldloſigkeit und eine förmliche 
Einſetzung in ſeine bisherigen Dienſtverhältniſſe enthalte, 

2. ihm nicht eine Regreßklage gegen ſeinen Denunzianten er— 
halten werde, 

3. weil er zur Uebernahme der Koſten verurtheilt werde, und 
er erwartet das Appellationsurtheil von dem zweiten Senate des 
Magdeburger Gerichtshofes (Landesregierung). 

Bezüglich des letzteren Punktes änderte dann Zerboni ſeine 
Meinung und bat, da der Magdeburger erſte Senat bei Abfaſſung 
ſeines Urtheils bereits das dortige Kriminalkolleg zugezogen habe und 


) Allg. Ldr. II Tit. 20 88 151 und 233—235. 
) Zerboni, Altenſtücke S. 182. 
) Ebendaſelbſt S. 184. Das Datum Auguſt 14. aus den Akten ergänzt. 
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infolge deſſen das Urtheil zweiter Inſtanz nur von 5 Perſonen gefällt 
werden würde, und da andererſeits der Gerichtshof zu Petrikau, der 
ſeinen eigentlichen Gerichtsſtand bilde, nicht wohl in Betracht kommen 
könnte, inſofern in dieſem ein naher Verwandter (ſein Schwager 
von Reibnitz) und einige perſönliche Freunde ſäßen, dem Appellations⸗ 
ſenat des Berliner Kammergerichtes die Sache zu übertragen !), was 
ihm dann auch bewilligt wurde. 

Dagegen entſpann ſich eine lebhafte Korreſpondenz über die 
Schriftſtücke, von denen Zerboni Abſchriften begehrte und zwar in 
dem ihm nun einmal eignen, überaus leidenſchaftlichen Tone. Eine 
Probe deſſelben entnehmen wir einer Eingabe d. d. Petrikau, den 
11. Oktober 1798: „Gewiß werde ich einen Gegenſtand, auf den die 
Augen des gebildeteren, ſowie des minder gebildeten Publikums ge- 
richtet ſind, von dem vielleicht das Glück meines Lebens und, was 
mir wahrlich noch mehr als dieſes am Herzen liegt, die Entſcheidung 
der Frage abhängt, ob auch die verfeinertſte Juſtizverfaſſung von 
Europa immer noch unwirkſam genug iſt, um eine ganze Reihe 
Familien das Opfer der ſtaatsverderblichen Abſichten einer boshaften 
dummdreiſten Kabale werden zu laſſen, mit der erforderlichen Aufmerk— 
ſamkeit behandeln zc.?) . 

Unter dem Berliner Publikum war das unkontrolirbare und durch 
die Mittheilung in einem von Unrichtigkeiten wimmelnden Briefe?) 
nicht gerade empfohlene Gerücht verbreitet, bei der Fällung des Urtheils 
im Magdeburger Gerichtshofe ſei nur gegen eine Stimme eine 
Minorität unterlegen, welche für Zerboni vollkommene Freiſprechung, 
Wiedereinſetzung in ſeinen Poſten und Regreß gegen den Denunzianten 
beantragt habe. 

In dieſem Zuſammenhange wird auch von einem charakteriſtiſchen 
Schreiben, das Zerboni unter dem 3. November 1798 an den Grof- 
kanzler von Goldbeck geſandt hat, zu berichten ſein. Zerboni erklärt 
hier, Goldbeck habe ſich fortwährend und namentlich in dem Publi- 
kandum vom 26. Mai 1797 (dem oben erwähnten von Goldbeck und 


) Zerbonis Schreiben d. d. Berlin, den 31. Auguſt 1798 im Berl. Geh. 
St.⸗A. R 7 e 14 d (7) fol. 158. 
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Haugwitz unterſchriebenen Zeitungsinſerat) und dem Reſkripte vom 
7. Auguſt 1798 (der Verkündigung des Magdeburger Urtheils) auf 
eine für ihn ſehr unvortheilhafte Art geäußert. Da nun auch die 
Richter nur Menſchen ſeien, auf die das Urtheil des Mannes, von 
dem ihre Beförderung abhänge, wohl Einfluß üben könne, und andrer⸗ 
ſeits von dem Ausgange ſeines Prozeſſes nicht nur das Glück mehrerer 
Familien, ſondern auch ein Theil des öffentlichen Vertrauens auf die 
Juſtizpflege abhänge, ſo bitte er gehorſamſt, der Großkanzler wolle 
ſeiner (Zerbonis) Angelegenheit ſeinen (des Großkanzlers) Einfluß 
entziehen, um den Lauf der Gerechtigkeit gegen die leiſeſte Beſorgniß 
einer ſelbſt unwillkürlichen Parteilichkeit ſicher zu ſtellen.“) 

Der Großkanzler hat den Brief einfach ad acta geſchrieben, 
und wir müſſen bekennen, daß die in den Akten enthaltenen, an die 
richterlichen Inſtanzen erlaſſenen amtlichen Schreiben den Vorwurf 
einer Beeinfluſſung, wie er in der Anwendung des Wortes fort- 
während wohl liegen ſoll, in keiner Weiſe begründen. Daß aber 
auf die beiden ſpeziell angeführten Schreiben dieſer Vorwurf nicht zu 
baſiren iſt, liegt auf der Hand. Bei beiden war der Großlanzler 
nur das Sprachrohr des Königs, und während in dem letzteren wohl 
Niemand den Zuſatz einer eignen Meinung erkennen wird, ſteht es 
ja von dem erſteren feſt, daß damals der Großkanzler der Meinung 
des Königs, welche ſtrenger war als die eigne, Ausdruck zu geben 
direkt angewieſen worden iſt. 

Die Vorlegung der für Zerbonis weitere Vertheidigung erforder⸗ 
lichen Papiere war bereits unter dem 19. Auguſt zugeſtanden worden, 
aber als Jener, der offenbar die Abſicht hatte, feine zweite Ver⸗ 
theidigung in noch höherem Grade zu einer Anklage wegen des unter 
der vorigen Regierung gegen ihn angewendeten Verfahrens zu geſtalten, 
alle Schriftſtücke, die ſich hierauf bezögen, vorgelegt zu haben begehrte, 
darunter auch die Inſtruktion des Kommandanten von Magdeburg 
bezüglich der Form ſeiner Haft und ebenſo Alles, was über die ihm 
gerüchtweiſe zugetragene, aus den Papieren der Gräfin Lichtenau ſich 
etwa ergebende Einmiſchung dieſer Letzteren in ſeine Angelegenheit 
vorfände, weigerte ſich deſſen der Magdeburger Gerichtshof, da der 


1) Zerboni, Aktenſtücke S. 202. 
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Angeklagte das Alles zu ſeiner Vertheidigung nicht benöthige, und ein 
von ſämmtlichen fünf Juſtizminiſtern unterſchriebener, vom Könige ge⸗ 
nehmigter Staatsrathsbeſchluß nahm von der Mittheilung aus „die 
Veranlaſſungen, welche die zur Sicherheit des Staates erforderlich 
erachteten Maßregeln nothwendig gemacht haben und keiner Privat- 
kritik unterworfen werden können.““) 

Vom 6. April 1799 aus Kaliſch iſt datirt: „Die weitere Ver⸗ 
theidigung des Kriegsraths Zerboni gegen das ihm zur Laſt gelegte 
Verbrechen der intendirten Stiftung einer geheimen, der innern Ruhe 
und Sicherheit des preußiſchen Staates gefährlichen Geſellſchaft.“ ?) 
Auch in dieſer nimmt wiederum Zerbonis Beſchwerde über die ihm 
1797 widerfahrene Behandlung, für deren Begründung man ihm die 
Einſicht wichtiger Belege zu Unrecht vorenthalte, den bei weitem 
größten Theil des Raumes ein, wobei er ſeinen vom erſten Richter 
urgirten freiwilligen Verzicht auf ein richterliches Erkenntniß (zu 
Spandau im März 1797) dadurch zu entkräften ſucht, daß er aus- 
ſpricht, der Monarch wie der Chef der Juſtiz ſei an die Geſetze 
gebunden und brauche nicht erſt an dieſelben gemahnt zu werden. 

Nur zwei Seiten (im Abdrucke) wenden ſich direkt gegen die 
in dem Urtheile gemachte Anwendung der Landrechtsparagraphen über 
Anmaßung von Hoheitsrechten, inſofern hier behauptet wird, daß, wenn 
die durch Belehrung verſuchte Abſtellung bisheriger Irrthümer als ein 
Eingriff in das Hoheitsrecht angeſehen werden könnte, allen unſern 
Schriftſtellern der Kriminalprozeß gemacht werden müßte, um jo mehr, 
da dieſe in öffentlichen Blättern Wahrheiten beſprechen, die er 
(Zerboni) „nur im engen Zirkel von gebildeten Männern vorzutragen 
wünſchte, bei denen kein vorſchneller Gebrauch zu beſorgen ſtand“. 
Dieſes Argument muß eigentlich eine gewiſſe Ueberraſchung hervor- 
rufen, da doch das moraliſche Vehmgericht niemals ſich auf Vorträge 
„im engen Zirkel von gebildeten Männern“ zu beſchränken beabſichtigt 
hat. Aber auch Zerboni begnügt ſich mit der kurzen Andeutung, um 
gleich darauf wieder in dem herabſetzenden Tone, den er für Jeden, 
der anderer Anſicht iſt als er, bereit hat, fortzufahren: „Doch ich 

1) Zerboni, Aktenſtücke S. 225. 
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) S. 266, 267. 


112 IV. Zerboni vor feinen Richtern 1798/9. 


würde meine gegenwärtigen Richter beleidigen, wenn ich mich auf 
eine umſtändlichere Diskuſſion ſolcher Argumente einlaſſen wollte.“ 
Mit der ihm eignen Unbedenklichkeit giebt er ſeinen Richtern zu ver— 
ſtehen, daß ihn nur der ſchuldig und ſtrafbar finden könne, für den 
nicht das Recht, ſondern der Gedanke, daß das Verfahren des ver— 
ſtorbenen Königs nicht desavouirt werden dürfe, maßgebend ſei. „Iſt 
jeder unſrer Thronfolger nebſt ſeinen eigenen menſchlichen Schwächen 
auch noch zur unerläßlichen Erbſchaft der Irrthümer ſeiner Vorfahren 
verdammt, dann iſt es ein thränenwerthes Schickſal, das in der 
Folge der Zeit einſt unſrer Nachkommenden harrt.“ 

Das Stärkſte aber in dieſer zweiten Vertheidigung iſt die Art, 
wie er von ſeiner Beſſerung ſpricht, die, wie wir uns erinnern mögen, 
in dem Urtheile gleichſam als Bedingung einer möglichen Wieder⸗ 
anſtellung erwartet wird. Er verſichert, daß es ihm damit ſehr Ernſt 
ſei, und daß er es als „eine ohnmächtige Vermeſſenheit erkenne, mit 
den Kräften eines Einzelnen einem Strome entgegenzutreten, deſſen 
verwüſtende Folgen im unenthüllbaren Plane der Vorſicht zu liegen 
ſcheinen und ſich mithin einſt gewiß wieder in Harmonie auflöſen 
werden.“ Dann fährt er fort 1): „Nur im Verborgenen ſollen künftig 
meine patriotiſchen Thränen fließen, wenn durch ein ſtaatsverderbliches 
Verfahren ſelbſtſüchtiger Beamten eine gebildete biedere Nation von 
dem väterlichen Herzen eines guten Fürſten gedrängt wird, und kein 
lauter Ausbruch meines Schmerzes ſoll den unwürdigen Satrapen 
mehr ſtören, wenn ich in ſeinen Händen den in einzelnen Tropfen 
geſammelten Schweiß eines armen arbeitſamen Volkes zerrinnen ſehe. 
Wird indeſſen unter meiner Beſſerung eine völlige Erſtorbenheit alles 
Gemeingeiſtes, eine ſtumpfe Reſignation in jeden Akt des Despotis⸗ 
mus verſtanden, den ſich die Partei, von der ich gehaßt zu werden 
die Auszeichnung habe, noch künftig gegen mich erlauben möchte; ſo 
betheure ich, von dieſer Beſſerung mehr als jemals entfernt zu ſein.“ 

Neu und von einer gewiſſen Bedeutung für das Urtheil zweiter 
Juſtanz waren die von Zerboni beigebrachten Zeugniſſe. Obenan 
ſteht Zerbonis früherer Vorgeſetzter der Miniſter von Voß, der unter 
dem 30. Auguſt 1798 bekundet, daß Zerboni ſeine Amtspflichten mit 
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vorzüglichen Talenten und gehöriger Dienſtkenntniß jederzeit treu und 
fleißig erfüllt und ſich ſowohl gegen den Staat als gegen ſeine 
Vorgeſetzten rechtſchaffen und anſtändig geführt und betragen hat.!) 
C. Chr. Nenke, zweiter Direktor der früheren Petrikauer Kammer, ver⸗ 
ſichert, bei den vielfachen, gerade bei der Organiſation einer neuen 
Provinz nöthig werdenden Geſprächen über zeitgemäße Reformen 
nicht bemerkt zu haben, „daß Zerboni die beſtehende Regierungsform 
untergrabende, die öffentliche Ruhe fährdende und dem Geiſte der 
Monarchie zuwiderlaufende Grundſätze geäußert. Vielmehr habe der— 
ſelbe oft über Maßregeln, die den Aberglauben in Harniſch bringen, 
die Nation erbittern können, mit Nachdruck geſprochen, und wo es 
ſchien, daß mit dem Staatsvermögen nicht haushälteriſch, ſondern ver⸗ 
ſchwenderiſch gewirthſchaftet werde, patriotiſch geeifert.“?) Die Theil⸗ 
nahme Zerbonis für Ruhe und Ordnung und ſeine aufrichtige Er⸗ 
gebenheit an die Regierung beſcheinigen Reuß und Mötter, Beide 
von der ehemaligen Petrikauer Regierung, Letzterer deren Direktor.“) 
Ebenſo bezeugen die Räthe von Oppeln-Bronikowski und Reinbeck von 
demſelben Kollegium, daß ſpeziell auch bei Gelegenheit der Unruhen 
in Südpreußen in Zerbonis offiziellen Arbeiten keine Spur ſich fände, 
welche ſeinen Sinn für Ruhe und Ordnung verdächtig machen oder 
zu einem Zweifel an feinem Patriotismus Anlaß geben könnte“). Der 
zuletzt genannte Kammerdirektor Reinbeck hat noch ein beſonderes 
Zeugniß für Zerbonis patriotiſchen Eifer beigefügt, dahin gehend, daß 
derſelbe ſeinen Eifer für das Staatsintereſſe auch dadurch bekundet, 
daß, wo er durch einen vermeinten Druck Unordnungen verbreitet 
und mit dem Vermögen des Staates nicht haushälteriſch verfahren 
glaubte, Zerboni ſeine diesfällige Mißbilligung ſichtlich an den Tag 
gelegt habe.“) Auch der Staatsminiſter von Buchholtz, früherer Ober⸗ 
präſident von Südpreußen, erklärt, Zerboni habe ſich allzeit als ein 
treuer, eifriger Diener und Arbeiter gezeigt, deſſen Fähigkeiten und 
Dienſtkenntniſſe den vollkommenſten Beifall verdient hätten.“) 
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Das unter dem 26. September 1799 vom Berliner Kammer⸗ 
gericht gefällte Appellationsurtheil!) wies zunächſt die Beſchwerden 
Zerbonis bezüglich der ihm vorenthaltenen Papiere als unbegründet 
zurück und wandte ſich dann zu einer Kritik des Urtheils erſter 
Inſtanz. Daſſelbe habe die Sache zu ſehr von der nachtheiligen 
Seite betrachtet, den Plan zu dem Vehmgerichte unvollſtändig dar⸗ 
geſtellt und den wichtigen Umſtand, daß die Sache noch ein bloßes 
Projekt geblieben ſei, nicht gehörig erwogen; dem ohnerachtet läge 
kein hinlänglicher Grund vor das Urtheil abzuändern. 

Es müſſe feſtgeſtellt werden, daß Zerbonis Arreſt vom November 
1796 bis zur königlichen Entſcheidung vom 16. April 1797 eine 
Sicherheitsmaßregel geweſen ſei, zu welcher Zerboni durch verdächtiges 
Betragen den gegründeten Anlaß gegeben. Seine Feſtungshaft habe 
alſo thatſächlich vom 16. April 1797 bis zum 11. Auguſt 1798 d. h. 
etwa 16 Monate gedauert, und dieſe Strafe habe er rechtlich verwirkt. 

Die Strafbarkeit gründet das Kammergericht auf den Aufruhr- 
paragraphen des Landrechtes?), welcher lautete: „wer eine Klaſſe des 
Volkes oder Mitglieder einer Stadt⸗ oder Dorfgemeinde ganz oder 
zum Theil zuſammenbringt, um ſich der Ausführung obrigkeitlicher 
Verfügungen mit vereinigter Gewalt zu widerſetzen oder Etwas von 
der Obrigkeit zu erzwingen, der macht ſich eines Aufruhrs ſchuldig.“ 

Denn wenngleich nach den Geſetzen des Ordens deſſen Wirk— 
ſamkeit ſich nicht gegen den Regenten, ſondern nur gegen die ver- 
meinten Mißbräuche und Ungerechtigkeiten der Staatsbeamten richten 
ſollte, ſo daß die Annahme des Hochverraths ausgeſchloſſen erſcheine, 
ſo nähere ſich doch die ausdrücklich ausgeſprochene Abſicht, „den 
Anſtalten und Maßregeln der höhern Staatsbeamten, wenn ſie dem 
Zwecke des Ordens zuwider wären, entgegenzuarbeiten, dem Begriffe 
des Aufruhrs, inſofern ein Orden, welcher ſich über den ganzen 
preußiſchen Staat verbreiten und den obrigkeitlichen Verfügungen, wo⸗ 
fern ſie ſeinen Abſichten zuwider wären, mit vereinigter Kraft ent⸗ 
gegenarbeiten ſollte, unfehlbar gewaltſame Bewegungen erregt haben 
würde“. Wohl iſt das Verbrechen nicht zur Ausführung gekommen, 
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doch war daſſelbe bereits der Ausführung nahe gebracht und dieſe 
nur durch einen Zufall (Zerbonis Verhaftung) verhindert, weshalb 
eine Minderung der ordentlichen Strafe auf die Hälfte den darüber 
vorhandenen geſetzlichen Beſtimmungen !) entſprechen würde. Aber 
die Strafbarkeit Zerbonis, der noch dazu für den Stifter des Bundes 
gelten dürfe, werde auch noch dadurch erhöht, daß er als erſter 
Juſtiziar der Petrikauer Kammer das Ungeſetzliche ſeines Beginnens 
ſehr wohl einſehen mußte und mit einem Manne der, wie Conteſſa 
gethan, mit Ruhe und Ordnung im Staate unvereinbare Grund⸗ 
ſätze geäußert hatte, nimmermehr eine geheime Verbindung eingehen 
durfte. Seine verwirkte Feſtungshaft ſchließt ſeine Kaſſation in ſich, 
die aber auch abgeſehen davon ſchon daraus gefolgert werden mußte, 
daß er durch die Stiftung eines geheimen Ordens, wie das Vehm⸗ 
gericht ſein ſollte, im Sinne des Landrechts ?) den Amtsvorſchriften 
eines Kammerjuſtiziarius vorſätzlich zuwider gehandelt hat. Wohl 
können die von ihm beigebrachten ſehr vortheilhaften Zeugniſſe einen 
Grund an die Hand geben, ihn wieder anzuſtellen, doch hat er kein 
Recht dieſe Anſtellung zu fordern, ſondern dieſes hängt vom Gut⸗ 
befinden des Regenten ab.“ 

Dieſes Urtheil hat dann noch eine Beſchwerde des Magdeburger 
Gerichtes über das Kammergericht vom 21. November 1799 hervor⸗ 
gerufen, inſofern das Letztere eine beleidigende Kritik über das erſte 
Urtheil ausgeſprochen habe, die noch dazu ganz unzutreffend ſei. Denn 
wenn ihnen vorgeworfen werde, daß ſie die Sache zu ſehr von der 
nachtheiligen Seite aufgefaßt hätten, ſo ſtände dem einmal die That⸗ 
ſache entgegen, daß der König den Zerboni zu gelinde beurtheilt ge- 
funden habe, und nicht minder der Umſtand, daß doch das Kammer⸗ 
gericht das Urtheil beſtätigt habe, alſo wohl die Sache nicht von einer 
minder nachtheiligen Seite angeſehen haben könne. Der weitere Vor⸗ 
wurf, daß der Plan des Vehmgerichtes unvollſtändig dargeſtellt worden, 
ſei um ſo weniger berechtigt, als die Darſtellung in den Gründen 
des zweiten Erkenntniſſes um nichts vollſtändiger erſcheine, und wie 
wenig man den „wichtigen Umſtand“, daß die ganze Sache nur 
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Projekt geblieben ſei, überſehen habe, erhelle ſchon aus dem Straf- 
maße, das doch ſonſt weſentlich höher hätte ausfallen müſſen. Der 
Richter einer höheren Inſtanz dürfe ſich nicht anmaßen, feinen Ge— 
ſichtspunkt als den allein richtigen dem früheren Richter vorzurücken, 
und ganz beſonders werde Derartiges empfindlich in einer Sache, 
welche die Aufmerkſamkeit des Publikums beſchäftige und in öffent⸗ 
lichen Blättern beſprochen werde.!) Dem Antrage, dies dem Kammer⸗ 
gericht zu erkennen zu geben, hatte der König inſoweit entſprochen, 
als er dem Letzteren unter dem 5. Dezember 1799 eine Rüge ertheilt 
über die Form der geübten Kritik, die eine Herabwürdigung der Ein⸗ 
ſicht des erſten Urtheilsfaſſers in ſich ſchließe, welche künftig zu ver— 
meiden ſein werde.“) 

Das Kammergericht reichte mit dem Urtheile zugleich einen auf 
die von Zerboni beigebrachten vortheilhaften Zeugniſſe gegründeten 
Antrag ein, Denſelben auf eine angemeſſene Art wieder im Dienſte 
des Staates anzuſtellen.“) Ueber dieſen Antrag hatte zunächſt die 
Juſtizabtheilung des Staatsraths zu berathen, und der Großkanzler 
erklärte hierauf ſogleich, er wolle an der Abſtimmung ſelbſt nicht 
theilnehmen. Bei einer ſchriftlichen Votirung, die ſich wegen der 
zufälligen Abweſenheit des Juſtizminiſters v. Arnim verſchob, drang 
die Meinung des Miniſters von der Reck durch, keine Behörde ſei 
berechtigt, „den Weg der Gnade zu verſchränken.““) Aber auf dieſen 
Antrag entſchied der König unter dem 2. September 1799, die vor- 
theilhaften Zeugniſſe könnten ihn nicht beſtimmen, Zerboni ſogleich 
wieder in Dienſt zu nehmen. Gerechtigkeit ſei ihm nunmehr wider— 
fahren, und auf beſondere Gnade habe Derſelbe ſich keine Anſprüche 
erworben. Wenn ihm inzwiſchen (auf feine Bitte, wie noch darzu- 
ſtellen ſein wird) auch das ſüdpreußiſche Inkolat verliehen worden 
ſei, ſo habe man ihm bereits mehr Gnade erwieſen, als er verdient habe.“) 

Zerboni hat, wie wir noch im Folgenden ſehen werden, feinen 
Richtern den Vorwurf gemacht, nicht aus Rechtsgründen, ſondern 


1) Berl. Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (2) fol. 68. 
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aus Konnivenz gegen die Meinung des Königs die Verurtheilung 
beſtätigt zu haben. In Wahrheit aber gehörte damals ein höheres 
Maß von unabhängiger Geſinnung auf Seite der Richter dazu, 
Zerboni ſchuldig zu finden als ihn freizuſprechen. 


V. Berufung an die Oeffentlichkeit 1800. 


In dem vorhergehenden Abſchnitte ward die Darſtellung bis zu 
dem Urtheile zweiter Inſtanz geführt (September 1799), doch werden 
wir nun noch einmal zu dem Zeitpunkt zurückkehren müſſen, wo 
Zerboni aus ſeiner Haft zu Magdeburg entlaſſen ward, am 
11. Auguſt 1798. 

Indem er ſich zur Reife nach feiner ſchleſiſchen Heimath anſchickte, 
verweilte er zunächſt in Brandenburg bei dem Oberzollrathe Hans 
von Held, ſeinem ſchleſiſchen Landsmanne, bei dem die alte aus der 
Zeit des Glogauer Aufenthaltes und des Evergetenbundes ſtammende 
Freundſchaft ) durch die Theilnahme an Zerbonis Verfolgungen noch 
verſtärkt worden war. 

Held war eine noch exzentriſchere Natur als Zerboni, dabei auf⸗ 
opferungsfähiger für ſeine Freunde und auch für patriotiſche Intereſſen 
ſelbſtloſer zugänglich als Jener, aber auch gefährlicher wegen der alles 
Maß überſteigenden Rückſichtsloſigkeit, mit der er gegen ſeine Gegner 
vorging, denen er alles Schlechte zutraute und auch öffentlich nach⸗ 
ſagte, jedem ihm zugetragenen Gerüchte kritiklos Glauben ſchenkend. 

Held hatte ſchon längſt zu der nicht geringen Zahl von Beamten 
gehört, welche den Miniſter von Hoym für alle in Südpreußen, 
wo er bis vor Kurzem amtlich thätig geweſen war, fühlbar gewordenen 
Uebelſtände verantwortlich machten; aber in neueſter Zeit war zu der 
politiſchen Gegnerſchaft ein perſönlicher Haß hinzugetreten, ſeit ſeiner 
Strafverſetzung von Poſen nach Brandenburg. 

Zu dieſer Verſetzung hatte thatſächlich ein Gedicht den Anlaß 
gegeben, das Held in Poſen 1797 zur Feier des königlichen Geburts⸗ 
tages (25. September) verfaßt hatte. Dieſes Gedicht hatte unzweifel- 
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haft ſeine oppoſitionellen Spitzen, es fanden ſich darin die Adels— 
vorrechte angegriffen: 
„Edel iſt ein jedes Blut, das die Tugend fühlet, 
Hochgeboren jeder Muth, der nach Wahrheit zielet, 
Nur Verdienſt giebt echten Werth, nicht Geburt noch Güter, 
Sklav iſt, wer die Laune ehrt frecher Volksgebieter. 

Dem folgten allerlei Verwünſchungen gegen Leute, die ſtatt nach 
Tugendlohn bloß nach Gütern ſtrebten, gegen Wahrheitsfeinde, Ver⸗ 
nunftverdreher, Phariſäer und Heuchler, raubluſtige Staatsbetrüger. 
Ihnen ward mit kaum mißzuverſtehender Anſpielung von dem bald 
vorauszuſehenden Thronwechſel ſchwere Strafe angedroht: 

„Später Rache heißer Tag dräut aus fernen Wettern, 

Sie mit einem großen Schlag in den Staub zu ſchmettern.“ 

Aber als nun der Thronwechſel wirklich nicht lange, nachdem 
jenes Gedicht unter Muſikbegleitung geſungen worden war, am 
16. November 1797 eintrat, brachte er dem Dichter jenes Liedes nur 
ſchweres Ungemach. Bei Held hat ſich darüber die Meinung feſt⸗ 
geſetzt, Hoym habe durch jenes Gedicht ſich ſo getroffen gefühlt, daß 
er, um bei König Friedrich Wilhelm eine Maßregelung des Dichters 
durchzuſetzen, alle Hebel in Bewegung geſetzt habe. Aber eine Kabinets⸗ 
ordre vom 19. November 1797 läßt doch die Sache in etwas anderem 
Lichte erſcheinen. !) 

In dieſer heißt es, das Gedicht ſei von ſehr zweideutigem In⸗ 
halte und wenigſtens zur Feier des Geburtstages Sr. hochſeligen 
Majeſtät nicht paſſend, man habe ihm daher mit Recht das Im- 
primatur verweigert. Trotzdem habe Held das Gedicht drucken und 
ſogar in Muſik ſetzen laſſen, um es ſo gleichſam zu einem Volksliede 
zu machen. Wegen dieſer geſetzwidrigen Handlung habe der König 
dem Großkanzler aufgetragen, Held zur Verantwortung und Strafe 
zu ziehen, und da Derſelbe ſchon längſt wegen ſeiner demokratiſchen Ge⸗ 
ſinnungen bekannt ſei, ſo trage der König dem Miniſter von Struenſee 
auf, Held in eine kleine Stadt „hieſiger Gegend“ (alſo nach der 
Mark) zu verſetzen und demſelben anzuzeigen, daß, wenn er ſeiner 
Feder und Zunge wie bisher ungezügelten Lauf ließe, er ſich härtere 
Maßregeln ſelbſt zuzuſchreiben haben werde. Man ſieht, der Denun⸗ 


) Berl. Geh. St.⸗A. Acciſeakten des Gen. Direkt. Südpreußen. II. 7 fol. 3. 


V. Berufung an die Oeffentlichkeit 1800. 119 


ziant war der Cenſor zu Poſen, Polizeidirektor von Bredow, der eine 
offenbare Ungeſetzlichkeit, den Abdruck eines von der Cenſur be⸗ 
anſtandeten Liedes, zur Anzeige gebracht hat. 

Held traf die Verſetzung beſonders hart. Er war ſeit drei 
Monaten verheirathet und durfte hoffen, durch die Ehe mit einer für 
wohlhabend geltenden Kaufmannswittwe ſeine ſehr zerrütteten Ver⸗ 
mögensverhältniſſe etwas aufzubeſſern. Aber das Vermögen der 
Letzteren beſtand in Grundſtücken, Waarenvorräthen, ausſtehenden 
Forderungen und dergleichen, und ſie konnte, ohne die größten Ver⸗ 
luſte zu riskiren, für längere Zeit nicht daran denken, aus Poſen 
fortzugehen; unter dieſen Umſtänden, wo eine koſtſpielige doppelte 
Wirthſchaft an zwei Orten zur Nothwendigkeit wurde, mußten natür⸗ 
lich alle Hoffnungen auf Beſſerung der finanziellen Verhältniſſe auf⸗ 
gegeben werden. 

Damals habe, berichtet Held ſelbſt, der Miniſter von Hoym auf 
die Nachricht von den ſchweren Verluſten, welche die Verſetzung Jenem 
verurſachte, ſich geneigt gezeigt, demſelben 3000 Thaler gleichſam als 
Schmerzensgeld zu verſchaffen. Held habe ſich bereit erklärt, das 
Geld dankbar anzunehmen, doch nur in der Abſicht, wenn er die 
Summe habe, dieſelbe bei der Regierung zu Poſen zu deponiren und 
die ganze Angelegenheit dem Könige anzuzeigen als Beweis, welcher 
Mittel ſich Hoym bediene. Da er jedoch von der ganzen Angelegen⸗ 
heit unvorſichtig zu Andern geſprochen, habe Hoym ſich zurückgezogen 
und von dem Ganzen Nichts weiter wiſſen wollen.!) Demgegenüber 
wird man ſagen müſſen, daß, wenngleich es nicht eben leicht iſt, 
über die Glaubwürdigkeit dieſer Geſchichte zu urtheilen, und anderer⸗ 
ſeits Hoym, der eine gewiſſe Neigung hatte, Alles möglichſt in Güte 
abzumachen, wahrſcheinlich zu einem Geldopfer gern bereit geweſen 
ſein würde, um einen federgewandten „Rumorgeiſt“ ſich zu Dank zu 
verpflichten, es ſich doch aller Wahrſcheinlichkeit nur um eine hinge⸗ 
worfene Aeußerung des Bedauerns von ſeiten Hoyms handelt. 

) Die Geſchichte findet ſich eingereiht in ein Schreiben Helds an den 
Kabinetsrath Beyme vom 10. Oktober 1801, in dem er den Letzteren um ſeine 
Verwendung bittet, damit er die Feſtungshaft nicht in dem entlegenen Colberg 
abſitzen dürfe. Berl. Geh. St.⸗A. R. 89. 56 fol. 56. Held benutzt dieſe Gelegen⸗ 


heit, um einige über ihn kurſirende Gerüchte richtig zu ſtellen, darunter auch das, 
daß er 1797 von Hoym Geld anzunehmen bereit geweſen fei. 
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Für Held aber war es charakteriſtiſch, daß er, wie er bei dieſer 
Gelegenheit ganz offen eingeſteht, ernſtlich für wahrſcheinlich gehalten 
hat, der König werde ſich durch die Enthüllung des vermeintlichen 
Hoymſchen Beſtechungsverſuchs ſogleich veranlaßt ſehen, ſeine Ver⸗ 
ſetzung nach Brandenburg zurückzunehmen. 

Und darüber hat er die Gelegenheit verſäumt geltend zu machen, 
daß er durch den Drucker in dem Glauben erhalten worden, der 
Präſident von Danckelmann habe als höhere Cenſurinſtanz den Druck 
des Gedichtes geſtattet, ja er war ſogar zu einer neuen Provokation 
vorgeſchritten, indem er in einer Eingabe an den König ſich erbot, 
wenn man ihn vor eine Zivilkommiſſion unter dem Vorſitze des 
Miniſters von der Reck oder vor einen Militär, der ſich keine Güter 
habe ſchenken laſſen, ſtellen wolle, nachzuweiſen, wie ſehr berechtigt 
die in dem Gedichte ausgeſprochenen Geſinnungen ſeien. Eine zweite 
in ähnlichem Sinne abgefaßte, nur noch mehr ausgeführte Eingabe 
ließ Struenſee im Intereſſe Helds gar nicht erſt an den König ge⸗ 
langen, ſondern wies vielmehr Jenen darauf hin, einzig und allein 
wegen des Imprimatur ſeine Unſchuld darzuthun. Aber ſchon die 
erſte Eingabe hatte hingereicht, um Alles zu verderben; Held mußte 
eben nach Brandenburg überſiedeln mit der Ueberzeugung, daß dies 
das Unglück ſeines Lebens ſei, und da er keinen Augenblick zweifelte, 
daß eine Denunziation Hoyms ihm dieſes furchtbare Geſchick bereitet, 
ſo war er von jetzt an thatſächlich bereit, mit Zerboni ſich in der 
Ueberzeugung zu vereinen, daß, wer gegen Hoym die Waffen erhebe, 
ſich um das preußiſche Vaterland verdient mache, daß der Miniſter 
mit ſeiner moraliſchen Verworfenheit ſo recht eigentlich das Verhäng⸗ 
niß Preußens in ſich darſtelle, und daß der Staat dieſen zunächſt um 
jeden Preis von ſich abſchütteln müſſe. 

Der Beſuch Zerbonis bei Held befeſtigte Beide in derartigen 
Ueberzeugungen. Und daß Zerboni auch in Berlin in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als politiſcher Märtyrer bei Verehrern und Geſinnungsgenoſſen 
freundliche und gaſtliche Aufnahme gefunden, dafür ſpricht ſein auf 
drei bis vier Wochen ausgedehnter Aufenthalt.!) Es hatte ſich eben 

) Zerboni hat vor Mitte Auguſt 1798 Magdeburg verlaſſen, dann drei Tage 


in Brandenburg verweilt (Varnhagen, Leben Helds S. 71), und ein im Genius 
der Zeit ed. Hennings Bd. XVI S. 412 abgedruckter Brief aus Berlin vom 
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über ihn bereits eine beſondere Legende gebildet, die, der Wahrheit 
allerdings wenig entſprechend, für ihn günſtig lautete, und die kennen 
zu lernen, ſo wie ſie einem unbekannten Berichterſtatter in Berlin 
entgegengetragen worden war, vielleicht von Intereſſe iſt. Jener 
Berichterſtatter ſchreibt!): 

„Zerbonis Arretirung entſprang daraus, daß er gewiſſe unge— 
heure Staatsverſchwendungen und Ungerechtigkeiten, die während der 
Inſurrektion im Jahre 94 in Südpreußen vorfielen, unabläſſig zur 
Sprache brachte und unterſucht haben wollte, auch drohte, er würde 
ſich endlich damit an den Kronprinzen, jetzigen König wenden. Dieſer 
ſein für eine ganze Reihe befangener Menſchen beſchwerlicher Eifer 
wurde als ein Subordinationsverbrechen behandelt und bekam ihm 
ſelbſt ſo übel. Bei der Durchſuchung ſeiner Papiere in Petrikau, 
unter welchen man eigentlich eine zwiſchen dem damaligen Kronprinzen 
und ihm bereits obwaltende Korreſpondenz zu finden hoffte, fand man 
dann ganz unerwartet ein altes zwiſchen ihm, Leipziger und Conteſſa 
ehemals verhandeltes Projekt zu einer Reform in der Magonnerie, 
und das mußte in Geſchwindigkeit hiernächſt als Hochverrath gelten.“ 
— „Auf Zerboni hat eigentlich nur die Pointe gelegen, die andern, 
nämlich der Kaufmann Conteſſa aus Hirſchberg und Leipziger, wurden 
von der gegen Zerboni erbitterten Kabale bloß darum mit in die 
Sache gezogen, damit die angebliche Hochverrätherei, die doch, ohne 
ſich gar zu lächerlich zu machen, aus einem einzelnen Verſchwörer 
nicht beſtehen durfte, glaubwürdig ward.“)“ 

Bei der Weiterreiſe Zerbonis hat derſelbe dann wiederum in 
Breslau Freunde und Geſinnungsgenoſſen gefunden, die ihm ihre 
Sympathien entgegenbrachten. Er berichtet ja ſelbſt, daß er hier über 
die Mitwirkung der Gräfin Lichtenau an dem Machtſpruche Friedrich 


6. Oktober 1798 erklärt, Zerboni ſei vor wenig Tagen hier durch zu ſeinen Eltern 
nach Breslau gereiſt. Wenn nun gleich die Zeitbeſtimmung „vor wenig Tagen“ 
nicht wörtlich gemeint ſein kann, da ein von Zerboni an den König gerichtetes 
Schreiben Petrikau den 4. Oktober 1798 datirt iſt (Zerboni, Aktenſtücke S. 190), 
ſo ergiebt ſich doch immer ein längerer Aufenthalt in Berlin als wahrſcheinlich. 

) Hennings, Genius der Zeit XVI, S. 414. 

2) Ebendaſelbſt; die zuletzt mitgetheilte Stelle ſteht in dem Briefe vor 
der andern. Den Sinn lann die hier erfolgte Umſtellung unmöglich irgendwie 
ändern. 
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Wilhelms II. unterrichtet worden ſei.!) Wohl mögen wir davon Ab- 
ſtand nehmen, all' die verkehrten Gerüchte, welche über den Zerboniſchen 
Fall gerade in Breslau dem nachmaligen Miniſter von Schön, der 
damals als junger Aſſeſſor hier auf einer Studienreiſe verweilte, 
zugetragen worden ſind?), zu verzeichnen, um fo mehr, da dabei nur 
das erſte Stadium der Angelegenheit (Frühling 1797) in Betracht 
kommt und inzwiſchen doch auch zuverläſſigere Kunde von dem Vor⸗ 
gefallenen ins Publikum gedrungen ſein konnte, aber ſoviel erkennt 
man deutlich aus Allem, daß auch in Breslau ſelbſt unter den Be⸗ 
amten Viele waren, die unzufrieden mit Hoym und beſonders mit 
deſſen Bevorzugung des Adels ſchnell bereit waren zu glauben, daß 
Zerboni unter ſeinen Papieren Dokumente gehabt habe, aus denen 
„ſchändliche Handlungen Hoyms hervorgegangen ſeien“, und deren ſich 
der Miniſter habe bemächtigen wollen.?) Gerüchte von allerlei Un- 
gehörigkeiten, um keinen ſchlimmeren Ausdruck zu gebrauchen, die 
ſpeziell in Südpreußen vorgekommen ſeien, liefen ja im Publikum 
überall um und ſchienen ihre Beſtätigung zu finden, als im April 
1798 König Friedrich Wilhelm III. den Rücktritt des Grafen Hoym 
von der Verwaltung Südpreußens, wenngleich unter den gnädigſten 
Huldverſicherungen, annahm. Auch davon wußte man im Publikum, 
daß verſchiedene der Miniſter für Gegner Hoyms gelten konnten, 
vornehmlich Struenſee, Schulenburg, Alvensleben, von der Reck, denen 
ih noch andere Namen anreihen ließen, inſofern unter Friedrich 
Wilhelm II. es kaum einen Miniſter gegeben hat, der ganz frei ge- 
blieben wäre von einem gewiſſen eiferſüchtigen Neide auf den über 
zwei große Provinzen faſt unbeſchränkt ſchaltenden Miniſter Hoym. 
Daß dieſe Gegnerſchaften nun auch in der Zerboniſchen Angelegenheit 
gelegentlich ihren Einfluß geübt haben, gewahrt man wiederholt. 
Allerdings hätte man in den höheren eingeweihteren Kreiſen ja un- 
möglich, wie unter dem Einfluſſe von Zerbonis maßloſen Ausfällen 
das Publikum that, für das, was in der ganzen Angelegenheit zu 
mißbilligen ſchien, gerade Hoym verantwortlich machen können, da 


) Zerboni, Aktenſtücke S. 190. 

2) Studienreiſen eines jungen Staatswirths. Leipzig, 1879 S. 315 ff. 
und 632. 
) A. a. O. S. 318. 
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in Wahrheit die inkorrekte Behandlung der Sache an erſter Stelle 
auf des Großkanzlers Goldbeck Rechnung zu ſetzen iſt. 

Aber auch ganz abgeſehen von den Antipathien, die ſich Hoym 
eben ſchon als einer der Vertrauensmänner des alten Regimes zu⸗ 
gezogen, hatte Zerbonis Schickſal in weiten Kreiſen Theilnahme erregt, 
und es darf doch als bedeutſam hervorgehoben werden, daß ihm die 
Aeußerung einer ſolchen Theilnahme einige Monate nach ſeiner Frei⸗ 
laſſung direkt aus der Umgebung des Königs zugegangen iſt, in jenem 
bereits einmal!) angeführten Briefe des Kabinetsraths Mencken vom 
3. Februar 1799. 

Wie wir wiſſen, hatte Zerboni in der letzten Zeit ſeiner Magde⸗ 
burger Haft eine Schrift verfaßt unter dem Titel „Einige Gedanken 
über das Bildungsgeſchäft von Südpreußen“ und das Manufkript 
jenem einflußreichen Manne, bei dem er ein näheres Intereſſe an 
Südpreußen und gleichzeitig eine Mißbilligung des unter der früheren 
Regierung beobachteten Verfahrens vorausſetzen durfte, eingeſendet. 

Was nun das Schriftchen ſelbſt anbetrifft, welches bald nachher 
1800 im Verlage des inzwiſchen nach Jena übergeſiedelten Buch- 
händlers Frommann, des ehemaligen Evergeten, erſchienen iſt, ſo 
wird Jemand, der Zerboni bisher nur aus feinen Briefen und Streit- 
ſchriften kennen gelernt hat, angenehm überraſcht durch die Wahr⸗ 
nehmung, daß man hier eine verdienſtliche Arbeit vor ſich hat, die auf 
eigenen Beobachtungen baſirt und mit Scharfſinn durchgeführt für die 
Organiſation von Südpreußen mancherlei ſchätzenswerthe Winke giebt 
und unzweifelhaft ein günſtiges Zeugniß ablegt für die Befähigung 
ihres Verfaſſers, in ſtaatswiſſenſchaftlichen Fragen mitzureden ebenſo 
wie für ſeine patriotiſchen Intentionen. 

Das Büchlein ſucht die Haupturſache, weshalb Südpreußen in 
ſeiner Kultur ſo zurückgeblieben ſei, in dem Umſtande, daß hier eigent⸗ 
lich nur zwei Volksklaſſen beſtänden, nämlich die urſprünglichen Ein⸗ 
geborenen und ein fremdes, wahrſcheinlich pannoniſches Volk, das jene 
vor langen Jahrhunderten unterjocht und in eine Sklaverei gebracht 
habe, die noch fortdauere. Die erſte Bedingung einer Kulturförderung 
würde hier eine behutſame Löſung dieſer Sklavenfeſſeln der Ein⸗ 


) Oben S. 85. 
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geborenen ſein und zugleich eine Erleichterung der Anſiedlung von 
Elementen aus den weſtlichen Provinzen, die eine beſſere Art des 
Ackerbaus einführen könnten, auch müßte eine Aenderung bezüglich 
des jetzigen an die Geiſtlichkeit zu entrichtenden Garbenzehnten ein— 
treten. Ferner müßte der Neigung des ſüdpreußiſchen Volles zum 
Branntweingenuß durch Einbürgerung eines minder ſchädlichen geiſtigen 
Getränkes, des Bieres, entgegengewirkt werden. Ganz im Sinne der 
Aufklärung wird dann in weitläufiger Ausführung begehrt, den 
Klerus durch eine rationellere Erziehung zu einem Helfer bei dem 
Werke der Volksbildung zu machen, überflüſſige Klöſter aufzuheben 
u. ſ. w. Einige Winke über die Form der Beſteuerung machen den 
Schluß, dem dann noch eine gegen die Irrthümer des phyſiokratiſchen 
Syſtems gerichtete größere „Anmerkung“ beigegeben iſt. 

Ueber dieſe Schrift äußert nun Mencken die allerlebhafteſte 
Anerkennung, wenn er gleich nicht Alles für praktiſch ausführbar 
hält. Er findet in der Schrift im Weſentlichen die Ideen wieder, 
die er ſelbſt in einer 1796 von ihm im Verein mit dem Miniſter 
von Struenſee und Svarez, königlichem Auftrag entſprechend, ausge⸗ 
arbeiteten Inſtruktion für die Einrichtung von Südpreußen ausge⸗ 
ſprochen habe. Von jener Inſtruktion ſagt er in dieſem Briefe, die⸗ 
jelbe ſei „mit Enthuſiasmus aufgenommen und gebilligt, von dem 
Könige perſönlich in pleno eingeſchärft, hiernächſt mit Stumpfſinn 
beherzigt, mit Einſeitigkeit debattirt, mit Ränken eludirt und ſchließlich 
mit keiner Sylbe erfüllt worden.! )“ 

Mencken bedauert ſehr, „daß ſolche Talente (wie die Zerbonis) 
durch Mangel eines ſchicklichen Wirkungskreiſes ungenutzt für ihren 
Beſitzer und für den Staat, der ihrer ſo bedürftig iſt, vergraben 
bleiben ſollen.“ Hieran ſchließt nun aber Mencken eine intereſſante 
Aeußerung über Zerbonis jetzige Lage. 

„Erlauben Sie mir zunächſt mit der Freimüthigkeit eines ehrlichen 
Mannes, der durch ſeinen Rath nützen, nicht ſchmeicheln will, zu ge- 
ſtehen, daß ich es im Herzen nie habe mißbilligen können, daß unſere 
vorige Regierung bei der damaligen Lage der Dinge und Stimmung 
der Menſchen, welche überdem die am Ruder Sitzenden nicht mit 


) H. Hüffer, Die Kabinetsregierung in Preußen und Joh. W. Lombard S. 69. 
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den hellen Blicken der Philoſophie, ſondern nur nach den Eingebungen 
einer exaltirten Einbildungskraft zu beurtheilen im Stande waren, 
Sicherheitsmaßregeln gegen einen Mann ergriffen, deſſen Handlungs- 
weiſe ihnen gefährlich ſcheinen mußte. Daß dieſe Maßregeln in 
bittere Verfolgung, in geſetzloſe und barbariſche Behandlung aus: 
arteten, das kann ich mir erklären, wiewohl Ihre Verfolger eben leine 
Teufel waren, aber nimmermehr entſchuldigen. Verfolgungsgeiſt, Un- 
menſchlichkeit und die übertriebene Furcht vor Revolution find keines- 
wegs auf die jetzige Regierung übergegangen, wohl aber der Glaube, 
daß Ihr nicht unerkanntes Genie keine Schranken anerkennen, ſich 
nicht in die Formen unſerer Staatsverfaſſung zwingen laſſen will. 
Glaube oder Vorurtheil, es gründet ſich auf Ihre Handlungen, und 
nur Handlungen, die einen entgegenſtehenden Sinn von Ihrer Seite 
bezeichnen, können der Meinung über Sie eine andere Richtung 
geben. Alſo je ruhiger Sie ſich verhalten, deſto mehr werden Sie 
das Mißtrauen gegen Sie vermindern und Männern, die Ihnen 
wohlwollen, Veranlaſſung und Muth geben, für Sie nach Mög⸗ 
lichkeit zu wirken. Ich glaube ſelbſt, daß Sie den Mann, den Sie 
gewiſſermaßen zu Ihrer Verfolgung gezwungen haben (Hoym), durch 
einige Avancen in Ihr Intereſſe ziehen könnten. Bey einiger Selbſt⸗ 
verleugnung, bey Ihrer Menſchenkenntniß kann eine ſolche Operation 
nicht mißlingen. 

„Verſtehn Sie mich übrigens nicht unrecht. Ich habe unter ſehr 
entgegengeſetzten Verhältniſſen jederzeit meine Selbſtſtändigkeit zu be⸗ 
haupten und mich in dem Gefühl meiner eigenen Würde zu erhalten 
gewußt; ich bin alſo unfähig, irgend Jemandem, am wenigſten einem 
Manne Ihres Charakters einen Rath zu geben, vor welchem der 
Geber und der Empfänger zu erröthen hätten. Das Mehr und das 
Weniger und die Art entſcheiden hier. Ich bin nie gekrochen, habe 
mich nie weggeworfen, allein ich habe mich in Rückſicht meiner poli- 
tifchen Lage immer in den Verhältniſſen eines Menſchen betrachtet, 
der als Paſſagier eine Seereiſe macht. Er wird es vermeiden können, 
mit den Matroſen zu fluchen und mit dem Schiffer zu ſaufen, auch 
dem eingebildeten Steuermanne ſeine Unwiſſenheit vorzuwerfen, was 
ihm nur Grobheiten zuziehen würde; denn er muß durchaus lernen, 
ſeine Bewegungen nach dem Schwanken des Schiffes abzupaſſen, 
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ſonſt fällt er ſicher und erregt Schadenfreude. Dies Letztere habe 
ich ſorgfältig beobachtet, und ich bin nicht gefallen. Wäre ich ge- 
fallen, ſo hätte ich ſelbſt die Hand deſſen, der mir ein Bein geſtellt, 
nicht verſchmäht, um mich daran aufzurichten; aber geküßt hätte ich 
fie nimmermehr u. ſ. w.“ !) 

Es würde Zerboni nicht ganz leicht geworden ſein, den in dieſem 
Briefe enthaltenen wohlgemeinten Rath, ſich, wofern er eine Wieder⸗ 
anſtellung wünſchte, zunächſt einmal recht ſtill zu verhalten, zur Aus⸗ 
führung zu bringen; denn ſeine Verehrer drangen in ihn, durch 
Veröffentlichung ſeiner Schickſale das gegen ihn verübte Unrecht vor 
der öffentlichen Meinung an den Pranger zu ſtellen. „Es iſt zu 
wünſchen, daß die Aktenſtücke gedruckt werden dürfen“, ſchreibt der 
erwähnte Berliner Brief.?) Es war erklärlich, daß das Publikum 
geradezu begierig war auf ein Buch, welches ſo intereſſante Enthül⸗ 
lungen verſprach, und Zerbonis Eitelkeit fühlte ſich doch nicht wenig 
geſchmeichelt durch den Gedanken, einer der Helden des Tages zu 
ſein und an ſeinen Feinden ſich rächen zu können. Er hatte ja, wie 
wir wiſſen ?), bereits kurz nach feiner Gefangenſetzung ſeine Abſicht 
kundgethan, eine glänzende und originelle Vertheidigung abzufaſſen 
und dieſe dann dem Publikum gedruckt vorzulegen und auch in der 
That, wie gleichfalls bereits hervorgehoben ward !), ſeine beiden Ver⸗ 
theidigungen ſo eingerichtet, daß ſie mehr für die Oeffentlichkeit als 
für ſeine Richter beſtimmt zu ſein ſchienen. Streitbar konnte auch 
ein von ihm verfaßter, in der Nationalzeitung der Deutſchen vom 
3. Januar 1799 abgedruckter Brief erſcheinen, in dem er nachzu⸗ 
weiſen ſich bemühte, daß das über ſeinen Freund Leipziger gefällte 
kriegsrechtliche Urtheil wegen verſchiedener Formfehler ungiltig ſei. 

Allerdings mußte ja Zerboni zunächſt noch die Entſcheidung der 
zweiten Inſtanz abwarten und konnte ſich wohl mit der Hoffnung 
ſchmeicheln, das Berliner Kammergericht, das unter „dem edlen 
Präſidenten von Kircheiſen“, wie der oft erwähnte Berliner Brief 


) Abgedruckt zuerſt im Genius der Zeit (Juli 1802) V, S. 185 ff., dann in 
Schlichtegrolls Nekrolog der Teutſchen f. d. XIX. Jahrh. I, S. 333. 

2) Genius der Zeit XVI, ©. 416. 

) Vergl. o. S. 57. 
) Oben S. 106, 107. 
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der Altonaer Zeitſchrift ihn nennt !), für die feſteſte Stütze einer un⸗ 
abhängig und freiheitlich geſinnten Rechtſprechung galt, werde ſeiner 
Unſchuld zum Siege verhelfen. 

Bei dieſer Entſcheidung handelte es ſich ja auch darum, ob 
Zerboni wieder im Staatsdienſte Beſchäftigung finden werde, alſo 
um ſeine ganze künftige Subſiſtenz. Nach dieſer Seite hin irgend 
welche Fürſorge zu treffen ſah er ſich gleich nach ſeiner Freilaſſung 
gedrängt, und er dachte wohl daran, ſich als Landwirth eine unab- 
hängige Exiſtenz zu gründen. Doch mangelte das Kapital, und ſein 
Vater ſcheint hier ausgiebige Hülfe nicht haben bieten zu können. 
Da kam ihm eine kaum erwartete Hilfe in einer annehmbaren Form. 
Sein Bruder, Major in einem öſterreichiſchen Reiterregimente, hatte, 
wie es heißt, zweimal das Glück gehabt, eine franzöſiſche Kriegs⸗ 
kaſſe zu erbeuten. Dieſer ſandte ihm jetzt (vermuthlich Anfang 1799) 
aus Italien 12000 Thaler als brüderliches Darlehn. Derſelbe hatte 
geſchrieben: „Hier bin ich täglich in Lebensgefahr. Nimm dies Geld 
und verbeſſere damit Deine Umſtände. Komme ich um, ſo iſt es 
Dein; bleibe ich leben, nun ſo werden wir uns dereinſt auch nicht 
darum zanken. Mach vor der Hand damit, was Du willſt.“?) 

Zerboni nahm das Geld an und hatte die Freude, daß faſt zur 
nämlichen Zeit auch noch von anderer Seite ihm aus dem Kreiſe 
ſeiner Verwandtſchaft ein weiteres Kapital, das wir auf 18 000 Thlr. 
veranſchlagen dürfen?), zur Verfügung geſtellt wurde. Mit den 
30 000 Thalern hoffte er bei den noch niedrigen Güterpreiſen in Süd⸗ 
preußen einen ſehr vortheilhaften Kauf machen und bei vernünftiger 
Bewirthſchaftung eine Verzinſung von 10% erzielen zu können.“) 
Allerdings bedurfte er zunächſt einer königlichen Genehmigung in der 
Form des zu ertheilenden ſüdpreußiſchen Inkolats, und als die be- 
treffende Eingabe (vom 19. April 1799) an den König kam, fragte 


1) A. a. O. S. 415. 

2) Anführung eines Heldſchen Briefes (1800 Dezember 24.) in „Korreſp. von 
Zerboni, Held und Nieter mit Hennings“, ed. Wattenbach, Abhandlungen der Schleſ. 
Geſ., philoſ.⸗hiſt. Abth. 1870 S. 6. 

3) In dem gleich anzuführenden Briefe des Miniſters von Voß beziffert dieſer 
das Kapital, welches Zerboni von Verwandten geliehen erhalten, auf in Summa 
30 000, Thlr. 

) Berl. Geh. St.⸗A. A. betr. die Inkolats⸗Verleihung a. d. KR. Zerboni 1799. 
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Dieſer bei dem derzeitigen Leiter von Südpreußen, dem Miniſter 
von Voß, an, ob es ſich wohl mehr empfehlen könnte, Zerboni lieber 
„in einer geſchäftsvollen Subalternbedienung“ anzuſtellen, als ihm 
das ſüdpreußiſche Inkolat zu ertheilen. Der Miniſter äußerte ſich 
hierauf in einer für Zerboni ſehr freundlichen Weiſe, fand, daß der— 
ſelbe, nachdem er fein Vergehen gebüßt, nunmehr eine gewiſſe Be- 
rückſichtigung verdiene, und rieth zur Ertheilung des Inkolats, da 
gerade ſeine Anſäſſigmachung eine Gewähr für ſein gutes Betragen 
biete und er bereits eine Summe von 30000 Thlr. zum An⸗ 
kauf beiſammen habe. Andererſeits werde Zerboni auch als Be— 
amter gute Dienſte leiſten, und er ſtelle anheim, ob der König 
wünſche, daß derſelbe bei der Kammer zu Kaliſch (wohin die Kammer 
wie die Regierung aus Petrikau ſeit dem Oktober 1798 verlegt 
worden waren) gegen 1 Thlr. 10 Sgr. täglicher Diäten beſchäftigt 
werde.!) 

Hierauf gewährt der König umgehend das erbetene ſüdpreußiſche 
Inkolat, d. h. die für einen Bürgerlichen beſonders ſchwer wiegende 
Erlaubniß, ein Rittergut in dieſer Provinz erwerben zu dürfen, und 
Zerboni vermag in ſeinem Dankſchreiben vom 30. Mai 1799 2) auch 
noch ſpeziell für die am Schluſſe der Kabinetsordre ihm eröffnete 
Hoffnung auf Wiederanſtellung im Staatsdienſte zu danken. Er kaufte 
nun ein großes Gut, Plugawice bei Sieradz, entſchloſſen ſich mit 
Eifer der Landwirthſchaft zu widmen und ſeine Ideen über die 
Hebung der Kultur in der neu erworbenen polniſchen Provinz auf 
ſeine Weiſe praktiſch zu bethätigen. 

Der Kauf zeigte ſich als günſtig bei den niederen Güterpreiſen 
der Gegend, und der Ertrag ließ ſich noch erheblich ſteigern, wenn 
man die billigen Arbeitslöhne benutzend, induſtrielle Unternehmungen 
hier einführte. Die Einrichtung einer Brennerei kam dann zugleich 
auch einer ausgedehnteren Viehzucht zu Gute, und die Brauerei konnte 
den Anſtoß dazu geben, dem verderblichen Branntweintrinken des 
polniſchen Landvolks entgegenzuwirken. Allerdings gehörte zu ſolchen 
Schöpfungen Kapital, aber er hoffte Kredit zu finden. 


) Berl. Geh. St.⸗A. R. 89. 67 M. Datirt Berlin, den 14. Mai 1799. 
2) Berl. Geh. St.⸗A. R. 89. 63 D. 23. 
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Während er nun aber über diefen Entwürfen brütete, traf ihn 
Ende September 1799 wie ein Donnerſchlag die Nachricht, daß auch 
die zweite Inſtanz, das Berliner Kammergericht, zu ſeinen Ungunſten 
entſchieden habe. Mächtig ſchlug jetzt wieder die Flamme des Zornes 
in ihm empor, und vor dem erneuten Durſt nach Rache an ſeinen 
Feinden traten alle andern Rückſichten zurück. Wenn jetzt, wie er 
meinte, auch die bewährteſten preußiſchen Richter nicht mehr den Muth 
fanden anzuerkennen, wie ſchweres Unrecht ihm widerfahren ſei, ſo 
wollte er an die öffentliche Meinung appelliren; vor dieſer Inſtanz 
glaubte er des endlichen Sieges ſicher zu ſein. 

Er beeilte ſich jetzt, ſein Buch, für das er in Hamburg ſich nach 
einem Verleger umgeſehen, druckfertig zu machen. Vom 3. Januar 
1800 iſt die Vorrede datirt; gleichſam als Vorläufer ſeines Buches 
wünſchte er in dem „Genius der Zeit“ die im April 1798 an den 
König und andererſeits an den Miniſter von der Reck gerichteten 
Bittſchriften gedruckt zu ſehn. Deſſen Herausgeber möge bei dieſer 
Gelegenheit „einen Blick der Menſchlichkeit auf den — von Privat⸗ 
leidenſchaften — noch immer zu Graudenz zurückgehaltenen Kapitän 
von Leipziger thun.“ !) Doch hat ſich der Abdruck immer wieder 
verzögert, und der Herausgeber von Hennings hat, nachdem bereits 
im Anfange des Jahres 1800 die Zerboniſchen Aktenſtücke an die 
Oeffentlichkeit getreten waren, erſt im Jahre 1801 und zwar nicht 
im „Genius der Zeit“ (oder wie der 1800 veränderte Titel eigentlich 
lautete, im „Genius des XIX. Jahrhunderts“), ſondern in der zweiten, 
von ihm gleichfalls in Altona herausgegebenen Zeitſchrift, den „An⸗ 
nalen der leidenden Menſchheit“, jene kleine Denkſchrift Zerbonis zum 
Drucke gebracht?), welche allerdings in den Altenſtücken fortge⸗ 
blieben war. 

In den Aktenſtücken beginnt die Vorrede folgendermaßen: 

„Der Wahrheit, den?) in mein Unglück verwebten Perſonen und 
mir ſelbſt glaube ich die Bekanntmachung der nachfolgenden Akten⸗ 
ſtücke ſchuldig zu ſein. Waren die merkwürdigen Schritte, die man 


) Zerboni an Hennings, 1800 Januar 8. Wattenbach, a. a. O. S. 3. 

2) Bd. V. Heft 10. 

3) So iſt offenbar ſtatt des ſinnloſen „der“ im Abdruck zu leſen. 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 9 
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ſich gegen mich erlaubte, rechtlich, ſo mögen Andere aus unſerem 
Schickſale eine warnende Lehre ziehen. Litten wir ſchuldlos, ſo iſt 
das Mitgefühl edler Menſchen ein Gut, auf das unſere Anſprüche 
gegründet ſind.“ 

„Ich eile mit dieſer Bekanntmachung, weil ich nicht ruhig ſterben 
würde, ohne die Urkunden über die Schuldloſigkeit des — wie es 
ſcheint — von Privatleidenſchaften noch immer im Gefängniſſe zu 
Graudenz zurückgehaltenen Herrn von Leipziger dem Publiko vor⸗ 
gelegt zu haben.“ Man darf eine weſentliche Konzeſſion in dem 
Zuſatze „wie es ſcheint“ für den letzten Satz erkennen. Das erwähnte 
Schreiben an Hennings bezeichnete, wie wir ſahen, kategoriſch als 
Grund der verzögerten Begnadigung Leipzigers „Privat⸗Leidenſchaften“ 
(von deſſen Feinden). Daß übrigens eine Vertheidigung Leipzigers 
nur nebenbei und gelegentlich in dem Buch Platz finden konnte, liegt 
auf der Hand. 

Wie ſtreitbar und kriegeriſch das Buch gemeint war, konnte ſchon 
das gewählte Motto aus Leſſings Emilia Galotti zeigen. Es lautete: 
„Gott! Gott! So iſt es denn zum Unglück Mancher noch nicht 
genug, daß Fürſten Menſchen ſind, müſſen ſich auch noch Teufel in 
ihre Freunde verſtellen!“, wobei man ſich erinnern muß, daß Mencken, 
als hätte er dieſes Citat ſchon von Zerboni vernommen, in ſeinem, 
wie wir wiſſen, am 2. Februar 1799 geſchriebenen Briefe den 
Zwiſchenſatz einſchiebt, „wiewohl Ihre Verfolger eben keine Teufel 
waren“. Und ebenſo mußte es als eine direkte Kriegserklärung 
gegen die Regierung gelten, wenn Zerboni jetzt auf der erſten Seite 
ſeiner Veröffentlichung jenen beleidigenden Brief an Hoym vom 
12. Oktober 1796 abdrucken ließ, denſelben Brief, den er ſelbſt als 
„nur für den Miniſter exiſtirend“ bezeichnet !), deſſen Heranziehung 
bei ſeinem Prozeſſe er ſeinen Richtern eifrig verwehrt hatte.?) 

Die Zerboniſche Schrift erregte natürlich wegen der argen Dinge, 
die darin der Regierung geſagt waren, ein großes Aufſehen, und > 
der Hamburger Buchhändler, der fie verlegt hatte, machte ein gutes 
Geſchäft damit. In dem erſten Bericht des Generalfiskals vom 


) Zerboni, Aktenſtücke S. 6. 
2) Ebendaſelbſt S. 238, 240. 
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6. Juli 1800 wird es geradezu ausgeſprochen, daß das Buch eins 
der vom Publikum am meiſten geleſenen jei.t) 

Aber eben wegen des Aufſehens, welches das Buch erregte, und 
wegen des darin enthaltenen Skandals mußte daſſelbe auch die Auf⸗ 
merkſamkeit der Staatsbehörden erwecken, und es hätte ſehr erklärlich 
ſcheinen können, wenn der Miniſter, den das Buch am meiſten und 
ſchwerſten verunglimpfte, Graf Hoym, auf eine Beſtrafung des Ver⸗ 
faſſers gedrungen hätte. Doch gerade er that das nicht, er folgte 
ſeinem Gegner auf das Gebiet der Publiziſtik und ließ durch einen 
Breslauer Gelehrten, den federgewandten Profeſſor Schummel?), eine 
Gegenſchrift abfaſſen unter dem Titel: „Unterſuchung, ob dem Kriegs- 
rath Zerboni zuviel geſchah, als er nach Glatz, nach Spandau und 
nach Magdeburg auf die Feſtung gebracht wurde. Nebſt Prüfung 
der von ihm herausgegebenen Aktenſtücke, Leipzig 1801.“ Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob Hoym dem Verfaſſer gerade die Summe von 
300 Thlr. zur Belohnung gezahlt hat?), aber gewiß iſt, daß er den⸗ 
ſelben mit verſchiedenen Nachrichten verſehen hat, die eben nur von 
ihm ſelbſt kommen konnten und zur Beurtheilung namentlich des 
Beginns der ganzen Sache von Bedeutung waren. Die wiederholten 
Verſicherungen Zerbonis in ſeinen Briefen nach dem 17. November 
1796, daß er Hoym „anbete“ ꝛc., abzudrucken und dieſe der in den 
Aktenſtücken enthaltenen Bezeichnung deſſelben Miniſters als „eines 
unwürdigen Satrapen, in deſſen Händen er den in einzelnen Tropfen 
geſammelten Schweiß eines arbeitſamen Volkes zerrinnen geſehn“ ), 
gegenüberzuſtellen, hat ſich Hoym verſagt. Profeſſor Schummel hat 
ſeine Aufgabe mit Scharfſinn gelöſt, und von ſeiner nachdrücklichen 
Beweisführung kann ſich ein unbefangener Leſer unſerer Zeit wohl 
überzeugen laſſen, aber das Publikum jener Zeit hat er nicht zu 
ſeiner Meinung bekehrt, und er irrte ſehr, wenn er Zerboni prophe⸗ 
zeite, Derſelbe werde „nachdem er ſeinen Prozeß vor drei Richtern 
verloren, ihn auch vor dem vierten und letzten, vor dem Publikum 
verlieren. „Alle Stimmen“, ſchreibt er, „ſind gegen ihn, und er wird 


) Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (2) fol. 22. 

) Deſſen Biogr. von Dr. Hippe in Band XXVI der ſchleſiſchen Zeitſchrift. 
) Varnhagen, H. von Held S. 102. 

9) Aktenſtücke S. 276. 
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ſchwerlich, ſelbſt unter ſeinen genauſten Freunden, Jemanden finden, 
der mit ſeinem Brief an den Miniſter, mit ſeinem Benehmen bei 
ſeiner Vertheidigung und mit der Herausgabe feiner Aktenſtücke zu⸗ 
frieden ſein kann. Er hat als Politiker und als Schriftſteller eine 
gar zu widrige Phyſiognomie.“ !) 


Doch das Publikum ging bei ſeinem Urtheile von ganz anderen 
Geſichtspunkten aus, und nicht bloß die ſkandalſüchtige Menge, ſondern 
auch beſſere Elemente ſtellten ſich auf die Seite Zerbonis. 


Zunächſt erſchien er als ein Opfer der Kabinetsjuſtiz. In 
dieſem Punkte, in der Mißbilligung der Machtſprüche, war, wie bereits 
wiederholt ausgeſprochen worden iſt, im Grunde genommen die öffent: 
liche Meinung ungetheilt, allerdings, wie man zuzuſetzen genöthigt iſt, 
außer wenn eine direkt unpopuläre Perſönlichkeit ins Spiel kam, wie 
dies z. B. 1798 bei der Gräfin Lichtenau der Fall war, deren Ver— 
urtheilung durch einen bloßen Machtſpruch man allgemein mit Be- 
friedigung aufgenommen hat.?) Als einen recht ſchlagenden Beweis 
für jene Abneigung gegen Machtſprüche vermögen wir anzuführen, 
daß der Großkanzler von Goldbeck, der, wie wir wiſſen, zu der Zeit, 
wo der Machtſpruch über Zerboni erfolgte, der oberſte juriſtiſche Rath⸗ 
geber König Friedrich Wilhelms II. geweſen war, es ruhig hinnehmen 
mußte, daß ſämmtliche vier Juſtizminiſter?) im Jahre 1799 einem 
in der Zerboniſchen Sache erlaſſenen Gutachten beitraten, in welchem 
die Meinung ausgeſprochen war, daß Zerbonis Amtsentſetzung erſt 
vom Datum des richterlichen Erkenntniſſes gerechnet werden könne, 
oder mit andern Worten, daß die durch die Kabinetsordre von 1797 
erfolgte Verurtheilung nicht als rechtsgültig anzuſehen ſei, und außer⸗ 
dem ganz direkt der Zweifel, ob damals in dieſer Sache „legaliter 
verfahren worden“, zwar angedeutet, aber, weil es ohne Belang für 
die vorliegende Frage ſei, beiſeite geſchoben wurde.“) 

Und ſogar in der von Hoym, wie wir wiſſen, inſpirirten Schrift 


1) S. 156. 
2) Stölzel, Brandenburg.-Preußiſche Rechtsverwaltung II, S. 325 ff. 
) Es gab deren damals ſoviel (außer dem Großkanzler), unter die dann die 
verſchiedenen Provinzen vertheilt waren. 
) Berliner Geh. St.⸗A. R 7c 14 D 2 fol. 59. 
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Schummels hatte man ſich begnügt „Entſchuldigungsgründe“ für jenen 
Machtſpruch anzuführen, ohne denſelben rechtfertigen zu wollen.“) 

Wenn nun gleich Friedrich Wilhelm III. dadurch, daß er Zerboni 
vichterliches Verhör gewährte, jene Verſchuldung feines Vaters wieder 
gutzumachen geſucht hatte, ſo blieb doch Zerboni in den Augen des 
Publikums ein Märtyrer der Kabinetsjuſtiz. 

Ein zweites Moment, das in den „Aktenſtücken Zerbonis“ zum 
Ausdruck kam, war das eigentlich Konſtitutionelle, die in der Richtung 
der Zeit liegende Sehnſucht nach einer Verfaſſung, welche dem Volke 
eine gewiſſe Theilnahme an der Geſetzgebung, irgend ein Recht der 
Kontrole über die Regierung und deren Handlungen namentlich im 
Finanzpunkte zugeſtehen ſollte. Bereits unter Friedrich dem Großen 
hatte der Miniſter Herzberg 1784 in einer akademiſchen Rede die 
Frage einer Heranziehung der Provinzialſtände für ſolche Zwecke an⸗ 
geregt, ein Gedanke, der allerdings bei der ariſtokratiſchen Zuſammen⸗ 
ſetzung der Letzteren der fortgeſchrittenen öffentlichen Meinung nicht 
genügt haben würde. In dem Kreiſe der Gebildeten, der denkenden 
Köpfe, beſchäftigte die politiſche Fortentwickelung des Staates und 
ſeiner Inſtitutionen die Gemüther auf das Lebhafteſte, und wenn 
der größte Rechtskundige jener Zeit, der eigentliche Schöpfer des all- 
gemeinen Landrechts, Svarez den Ausſpruch that, „daß in Staaten, 
welche einer Grundverfaſſung entbehrten, die Geſetzgebung die letztere 
gewiſſermaßen zu erſetzen habe“ ?), jo lag darin eigentlich ſchon die 
Ueberzeugung, daß hier ein Mangel obwalte, der einen Erſatz heiſche, 
wie denn ja auch Friedrich Wilhelm II. direkt den Vorwurf erhoben hat, 
feine Richter wollten das Beiſpiel der franzöſiſchen Gerichtshöfe, der 
ſogenannten Parlamente, in Preußen nachahmen. ) Svarez' Freund 
und Mitarbeiter Klein hatte in ſeinen 1790 im Druck erſchienenen 
Geſprächen über Freiheit und Eigenthum die Erziehung des Volkes 
zur Freiheit und die ſchließliche Mündigſprechung deſſelben als das 
Ziel der politiſchen Entwickelung hingeſtellt. Die Sehnſucht nach 
einer freiheitlichen Verfaſſung war in der That damals weit ver— 
breitet, und weil dieſe Wünſche unerfüllt blieben, herrſchte eine ge— 


) Schummel a. a. O. S. 74. 
2) Stölzel, Svarez S. 185. 
3) Ebendaſelbſt S. 335 und 340. 
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wiſſe Unzufriedenheit und eine den regierenden Kreiſen abgeneigte 
Stimmung. 

Wenn nun Zerboni ſich in ſeiner Vertheidigung zu derartigen 
Meinungen ſelbſt bekannte und weſentlich aus ſolcher Geſinnung die 
Konflikte herleitete, in die er mit der Staatsgewalt gerathen, durfte 
er hoffen, wenngleich nicht bei ſeinen Richtern, ſo doch im Publikum 
bei einem Abdrucke der Vertheidigung Eindruck zu machen und Sym⸗ 
pathien zu finden. Eine Sentenz wie die: „ein Verhältniß, wo auf 
der einen Seite lauter Zwangspflichten ohne Rechte, auf der andern 
lauter Rechte ohne Pflichten ſtehen, eine Vereinigung, bei der die 
hochſte Gewalt ohne alle Einſchränkung, ohne eine Urkunde, welche 
die Grenzen des empfangenen Auftrags abſticht, in den Händen eines 
einzigen verantwortungsloſen Mitgliedes liegt, ſchien mir wider⸗ 
natürlich,“!) war des Beifalls bei dem Publikum ſicher. 

Es fand die vollſte Zuſtimmung, wenn Zerboni dann weiter 
ausführte, wie dieſes abſolutiſtiſche Syſtem doch eigentlich zur Vor⸗ 
ausſetzung habe, daß „das mit der unbedingten Souveränetät be- 
kleidete Individuum das an Kopf und Herzen vollendetſte Glied der 
Geſellſchaft ſei“, ſo daß, wenn dieſe Vorausſetzung nicht zuträfe, die 
ſchwerſten Gefahren dem Staate drohen müßten. Es könne deshalb 
ein ſolches Syſtem nur als ein vorbereitender Zuſtand gedacht wer⸗ 
den. Indem Zerboni ganz in dem Sinne der angeführten Schrift 
des großen Juriſten Klein die Fortentwickelung des Volkes an dem 
Bilde eines von der Hilfloſigkeit des Kindesalters nach und nach bis 
zur vollkommenen Mündigkeit heranreifenden Menſchen darſtellt, ſchließt 
er dieſen Paſſus mit folgendem Hinweiſe: 

„Meine Ueberzeugungen ſchienen von den Schritten belegt zu 
werden, welche einſichtsvolle Fürſten damals thaten. So entäußerte 
ſich der Herzog von Braunſchweig für ſich und ſeine Nachfolger 
des Rechtes, ohne Einwilligung des Volkes Landesſchulden zu 
kontrahiren.“ ?) 

Das Recht, ſich über derartige Dinge zu äußern, nimmt Zerboni 
für ſich in Anſpruch, und wenn die Theilnahme an dem öffentlichen 


) Aktenſtücke S. 101. 
) S. 102 und 103. 
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Wohle und dem Schickſale ſeiner Mitmenſchen und die Unterſuchung 
über die Möglichkeit eines vortheilhafteren Zuſtandes der Dinge wie 
Hochverrath angeſehen werde, dann möchten ſeine Richter ihn nur 
gleich zum Tode oder ewigem Kerker verurtheilen, denn dann werde 
er nie ein guter Unterthan ſein. „Bis die Lebenskraft der letzten 
Fiber in mir erſchöpft iſt, würde ich gegen Feſſeln kämpfen, welche 
die Gottheit läſtern, die Menſchheit in uns entheiligen, und welche 
die Vernunft verabſcheut.““) 

Was vermochte aller Scharfſinn des Profeſſors Schummel gegen 
die Wucht ſolcher Kraftworte? Man freute ſich allgemein im Publikum 
derartige Dinge der Regierung geſagt zu ſehn. Dieſe Regierung, bei 
der ein ſchwacher Monarch ſich von Günſtlingen leiten laſſe, zeige 
gerade recht deutlich, wie nothwendig eine Kontrole durch das Volk 
reſp. deſſen Vertretung ſei. Nicht ohne eine gewiſſe ingrimmige 
Befriedigung las man hier bei Zerboni jene bereits oben bei 
der Charakteriſirung von Zerbonis Vertheidigung erwähnten allge— 
meinen Andeutungen über angebliche ſchwarze Thaten der Regierung 
und glaubte ſie auch ohne Beweiſe um ſo lieber, je ſchwärzer ſie 
waren. 

Zerboni hat wiederholt verſichert, Alles erweiſen zu können, was 
in ſeinem Buche ſtehe, obwohl doch ſo allgemein gehaltene Verun⸗ 
glimpfungen überhaupt nicht erweisbar ſind. Seine Anführung, er 
habe beobachtet, daß die Regierung „Menſchen nicht ohnerachtet 
ſondern wegen infamirender Verbrechen befördere“, iſt ſchwer ernſt⸗ 
haft zu nehmen; ſo Etwas beweiſen zu wollen, konnte nur Jemand 
unternehmen, der, wie wir ſchon erfuhren, alles Ernſtes behauptet 
hatte, „jeden Buchſtaben ſeines Briefes an Hoym (vom 12. Oktober 
1796) mit Beweiſen aufwiegen zu können“,) eines Briefes, in dem 
er ſich unter andern auf Vorſätze beruft, die Hoym in der Nacht 
vom 6. zum 7. Oktober gefaßt haben ſollte in einer Situation, in 
der Hoym ſich notoriſch nie befunden hatte. Daß Zerboni bei einem 
der Hauptſtücke ſeiner Beſchuldigungen der angeblichen Verkürzung 
des Staates um Millionen an die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen 


) S. 125. 
2) Zerboni, Aktenſtücke S 68. 
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gedacht hat, iſt zweifellos. Von dieſen wird im Verlaufe dieſer 
Darſtellung noch eingehender zu ſprechen ſein. 

Unter den Vorkommniſſen, die in dem Buche der Regierung 
zur Laſt gelegt werden, findet ſich ein einziges näher erörtert, das 
bereits in dem vielerwähnten Brief an Hoym geſtreift und dann als 
mit der Entwickelung der amtlichen Stellung Zerbonis zuſammen⸗ 
hängend!) wiederum erwähnt ward, nämlich das, was Zerboni mit 
der ihm eignen Unbedenklichkeit als „die Diebereien des ſüdpreußiſchen 
Feldkriegskommiſſariats“ bezeichnet.?) Hierbei läuft für eine unbe— 
fangene Kritik der gerichtlich nicht erforſchten Angelegenheit Alles 
darauf hinaus, daß jener Behörde damals allgemein nachgeſagt wor- 
den iſt, bei einer 1794 für die preußiſche Armee in Polen ausge- 
ſchriebenen großen Lieferung den Berliner Händler Herz Beer zu 
Unrecht in einer den Verdacht vorgefallener Beſtechung nahelegenden 
Weiſe begünſtigt und dadurch den Staat um anſehnliche Summen 
geſchädigt zu haben. Den Nachweis hiervon hatte ein Konkurrent 
des Beer, ein Kaufmann M. H. Cohen zu Breslau, in einer aus— 
führlichen der Breslauer Kammer eingereichten Denkſchrift geführt, 
und wenn deſſen Zeugniß nicht ohne Weiteres als unparteiiſch und 
überzeugend angeſehen werden kann, ſo darf dagegen hervorgehoben 
werden, daß ein wohlmeinender und patriotiſch geſinnter Mann, der 
ſich als „einen ehemaligen Beamten des kombinirten Fabriken und 
Kommerzialdepartements“ bezeichnet, von der Denkſchrift des Cohen, 
die ihm zu leſen vergönnt geweſen, vollkommen überzeugt worden zu 
ſein verfichert‘), und dann noch hinzufügt, die Angelegenheit ſei im 
Kollegium vorgetragen, aber hier von „einem bei der Sache unmittelbar 
innigſt intereſſirten Decernenten (ohne Berichterſtattung an den König) 
einfach ad acta geſchrieben“ worden. 


1) Vergl. o. S. 38. 

) Zerboni, Aktenſtücke S. 93. 

) In dem Briefe an Hoym (Aktenſtücke 6) läßt der Verfaſſer nur die Buch⸗ 
ſtaben F. W. C. drucken, verſichert aber in einer Anmerkung dazu, im Original 
hätten ſich die Worte ausgeſchrieben gefunden. Wen er gemeint habe, darüber klärt 
dann S. 93 zur Genüge auf. 

) Dieſer anonyme Verfaſſer einer Flugſchrift: Gründliche Widerlegung des 
vor Kurzem erſchienenen Werkes: Das geprieſene Preußen, 1804 erklärt bei Be⸗ 
ſprechung jener auch hier wiederholten Angelegenheit, S. 145 ff., es ſei dies unter 
den hier aufgetiſchten Skandalgeſchichten die einzige wahre. 
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Es kann uns nun nicht allzu ſchwer fallen, an die Möglichkeit, 
daß in ſolcher heikeln Sache wie eine Kriegslieferung Unregelmäßig⸗ 
keiten vorgekommen ſeien, zu glauben, aber es darf doch auf der 
anderen Seite auch nicht verſchwiegen werden, daß nach dem Tode 
Friedrich Wilhelms II. der Cohen ſich an deſſen Nachfolger mit einer 
neuen Beſchwerde gewendet und von dieſem wirklich eine Kabinetsordre 
erwirkt hat, die ihn autoriſirte feine Beweiſe darzulegen.!) An 
Friedrich Wilhelms III. ernſtlichem Beſtreben ſtrenge Gerechtigkeit zu 
üben iſt nicht zu zweifeln und ebenſowenig daran, daß ſeine Rath⸗ 
geber durchaus bereit waren, etwaige Sünden des alten Regime's 
ans Licht zu ziehen, ſo daß damals eine Unterdrückung und Hemmung 
der Unterſuchung nicht wohl anzunehmen iſt. Wenn nun trotzdem 
die Wiederaufnahme der ganzen Angelegenheit ohne eigentliches Er- 
gebniß verlaufen ift?), jo ſcheint doch die Sache nicht jo einfach ge— 
legen und die Schuld der Betreffenden nicht ſo evident geweſen zu 
ſein, wie die öffentliche Meinung das anſah. Natürlich bleibt es 
ſehr wohl möglich, daß bei dieſer Sache Unregelmäßigkeiten vorge— 
kommen ſind; an dieſer Stelle genügt es feſtzuſtellen, daß in dem 
einzigen Falle, wo Zerboni an Stelle allgemeiner unkontrolirbarer 
Schmähungen beſtimmte greifbare Thatſachen zu ſetzen unternimmt, 
eine unbefangene Kritik nur zu dem Urtheile führen kann, daß nach 
Lage der Dinge jener Verfaſſer kein Recht gehabt von „Diebereien 
des ſüdpreußiſchen Feldkriegskommiſſariats“ in einer an die Deffent- 
lichkeit tretenden Druckſchrift zu ſprechen. 

Gegen die Schummelſche Schrift trat der Redakteur zweier in 
Altona erſcheinenden liberalen Blätter, genannt der Genius der Zeit?) 
und die Annalen der leidenden Menſchheit, der däniſche Kammerherr 
und Amtmann von Plön, von Hennings in die Schranken, und 
nachdem er ſchon vorher in dem erſteren der genannten Blätter!) 
den Zerboniſchen Fall beſprochen und die Härte getadelt hatte, mit 


1) Annalen der leidenden Menſchheit, Bd. V Heft 10, Altona 1801, S. 165ff. 
2) In der eben erwähnten Flugſchrift „Gründliche Widerlegung ꝛc.“ wünſcht 
der Verfaſſer, der alſo von der Wiederaufnahme der Sache Nichts weiß (1804), 
daß der König die Schuldigen Andern zur Warnung beſtrafen möge. 
3) Seit 1800 umgetauft in „Genius des XIX. Jahrhunderts“. 
) Oktober 1800 S. 714. 
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der man „einen jüngeren Mann, deſſen Verſchulden doch nur aus 
Mangel an Erfahrung und einem Sichhinreißenlaſſen durch jugend- 
lichen Enthuſiasmus entſprungen ſei“, behandelt habe, da doch „Der— 
ſelbe nicht Druck ſondern nur Lenkung bedürfe“, wendet er ſich jetzt 
mit einem längeren Aufſatze in derſelben Zeitſchrift!) gegen Schummel, 
dem er vorwirft, ſehr zu Unrecht einen unglücklichen, ſchwer heim⸗ 
geſuchten Mann, der, wenn er auch gefehlt haben möge, doch von 
ehrenwerthen politiſchen Motiven geleitet erſcheine und dabei doch 
eben das Opfer einer Kabinetsjuſtiz geworden ſei, mit Spott und 
Hohn überſchüttet zu haben. 

Dank hat er dafür nicht geerntet; Zerboni wollte von dem Zu⸗ 
geſtändniſſe, daß er ſich überhaupt ſtrafbar gemacht habe, Nichts 
hören, er ſchrieb ſelbſt an Hennings, da Dieſer urſprünglich den 
Aufſatz als Broſchüre erſcheinen laſſen wollte, derſelbe könne nicht 
wohl einen Verleger finden, da Hoym darin „eine zu vortheilhafte 
Rolle ſpiele“.?) Und in der That hatte er ja auch darin Recht, daß 
die Henningsſche Vertheidigung allzu zahm erſchien für ein Publikum, 
welches lieber ſo leidenſchaftliche Anklagen las, wie ſolche in Zerbonis 
Aktenſtücken zu finden waren, wie denn dieſe auch wirklich bereits 
1801 eine 2. Auflage erlebten. 


Daß Zerboni in der That gerade durch ſeine Verfolgungen zu 
einem der Helden des Tages geworden war, zeigte recht deutlich auch 
der Empfang, der ihm im Sommer 1800 in Berlin zu Theil ward. 

Er bedurfte zu induſtriellen Anlagen auf ſeinem ſüdpreußiſchen 
Gute Kapital, und da man gerade in jener Zeit auf des Königs 
ausdrücklichen Wunſch von Berlin aus ſich ſehr geneigt finden ließ, 
zum Zwecke der Hebung jener neuen Provinz aus öffentlichen Kaſſen 
Anleihen zu gewähren, ſo erwirkte Zerboni durch Vermittelung Helds 
von deſſen Gönner, dem Miniſter von Struenſee, aus der allgemeinen 
Wittwenkaſſe ein hypothekariſches Darlehn von 30 000 Thlr., und 
als er nun, um dies Geſchäft zum Abſchluſſe zu bringen, im Juni 
1800 ſich ſelbſt in Berlin einfand, ward er gleichſam als ein 
Märtyrer des freien Manneswortes in weiten Kreiſen gefeiert. 


) November 1801 III, S. 199. 
) Hennings Briefwechſel ꝛc. ed. Wattenbach a. a. O. S. 11. 
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Held, der damals dem Freunde zu Liebe von Brandenburg 
herübergekommen war, berichtet ſelbſt hiervon !): 

„Das war eine vergnügte Zeit. Das Publikum erwies Zerboni 
überall, wo er erkannt und ſein Name genannt wurde, die größte 
Achtung, und wo wir erſchienen, betrachtete man uns beinahe als 
zwei Freunde im Stile des klaſſiſchen Alterthums. Wir konverſirten 
viel mit Struenſee, der Zerboni zu ſeiner Anleihe behülflich war, mit 
dem penſionirten Miniſter von Buchholtz, mit Fichte und ſpeiſten am 
Johannistage, von Feßler eingeladen, in der Loge Royal-Nork, wo 
ich den Profeſſor Schummel aus Breslau kennen lernte. Unter 
andern gab uns auch der Profeſſor Unger im Schulgarten ein länd— 
liches Mittagsmahl, wobei der Schriftſteller und Geh. Legationsrath 
Woltmann die Honneurs machte und ich den Geh. Juſtizrath und 
Generalfiskal von Hoff zum erſten Male ſah. Letzterer wirkte mit 
beſonderer Anziehungskraft auf mich. Sein würdiges Aeußere, ſein 
ernſtes, verſtändiges Kritiſiren und dreiſtes Sprechen über die Fehler 
der Regierung, die ſtrenge Oppoſition, die er gegen verſchiedene 
mächtige Männer verlautbarte, die vertraute Freundſchaft, die ich 
zwiſchen ihm und Fichte bemerkte, das Intereſſe, ſo er für Zerboni, 
und die Neigung zur Vertraulichkeit, die er mir bezeigte, machten, 
daß ich ihn ſofort außerordentlich lieb gewann und wünſchte, auch ihm 
etwas werth zu ſein.“ 

Die Schilderung Helds zerſplittert ſich zu ſehr in individuelle 
Begegnungen, um ein rechtes Bild von den Sympathien, die damals 
hier in Berlin Zerboni entgegengebracht worden ſind, geben zu können, 
und wir würden hier ungleich lebhaftere Farben immer noch für 
wahrheitsgetreu halten dürfen. Es hat eben doch Zeiten gegeben und 
nicht damals allein, wo die Oppoſition an ſich und ohne jeglichen 
Nachweis ihrer Begründung geſchätzt worden iſt, und zwar vornehm⸗ 
lich nach dem Maße von rückſichtsloſer Energie, mit der ſie in die 
Erſcheinung trat. Und nach dieſer Seite hin ließ ja Zerboni wenig 
zu wünſchen übrig. 


) Varnhagen, Hans von Held S. 93. 
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Ende Juni 1800 hatte Zerboni von Berlin die Heimreiſe nach 
Plugawice angetreten, voller Freude ebenſowohl über die gelungene 
Anleihe wie über die ſeiner Eitelkeit ſo ſehr ſchmeichelnde ſympathiſche 
Aufnahme, die er hier in weiten Kreiſen gefunden, und anſcheinend 
ohne jede Ahnung deſſen, was ihn aufs Neue bedrohte. Auf das 
Dringendſte hatte er ſeinen Freund Held gebeten, ihn auf ſeinem 
Landſitze zu beſuchen, und dieſer vermochte wirklich von ſeinem Gönner, 
dem Miniſter von Struenſee, einen mehrmonatlichen Urlaub wegen 
Familienangelegenheiten zu erlangen. Wie wir wiſſen, zog es ihn 
immer wieder nach Poſen, wo er ſeine Frau zurückgelaſſen hatte, 
auf deren Gunſt er bei ſeinen vielen Schulden angewieſen blieb; 
erſt nach längerem Aufenthalte daſelbſt folgte er ſeinem Freunde 
Zerboni nach Plugawice. 

Er ſchildert mit einer wahren Begeiſterung, was Zerboni hier 
bereits geſchaffen habe. „Er hat dort, ſeitdem er dieſes Gütchen, 
freilich zum größten Theil unbezahlt, gekauft hat, in kurzer Zeit ſchon 
für die ganze umliegende Gegend, hauptſächlich durch ſein Beiſpiel 
und die ihm ganz eigene Art, die rohen polniſchen Edelleute zu be— 
handeln, ungemein viel Gutes geſtiftet. Er braut ein treffliches Bier 
und entwöhnt dadurch die Bauern von dem abſtumpfenden, faul- 
machenden Branntewein. Er bauet, er verbeſſert Alles, wohin nur 
ſein Fuß tritt, und ſein raſtloſer Geiſt ſteckt ſeine Nachbarn und 
Dienſtleute mit gleicher Thätigkeit an. Wahrlich er iſt ein trefflicher 
und ein recht trefflicher Mann, in alle Sättel gerecht und durchdrungen 
von allem Guten, das von ihm auf Alles ausſtrömt, was ihn um— 
giebt. Sein Fleiß und ſeine Klugheit haben auch den beſten Erfolg, 
und er kann bey ſeiner Ordnungsliebe ſchon jetzt nothdürftig leben, 
ohne bey dem Staate zu betteln, der ihn jo ſchnöde verſtoßen hat“. 1) 
Daß es ſich bei dieſem Gute um eine weitläufige Oekonomie und 
eine anſehnliche Vieh- und beſonders Schafzucht mit engliſcher 


) Held an Hennings 24. Dezember 1800. Correſp. von * u. ſ. w. ed. 
Wattenbach, Schleſ. Geſellſch., phil.-hift. Abth. 1870 S. 6. 
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Fütterungsmethode und neben der Brauerei auch um eine große 
Brennerei handelte, erfahren wir auch noch aus einem anderen 
Schreiben.!) 

Held fand den Freund mit Frau und Schwiegermutter in einem 
ſeltſamen vieleckigen, hölzernen Hauſe wohnend, umgeben von Wald 
und Wieſen, in voller Thätigkeit, mit Bauten, Ziegelbrennereien und 
aller Art von Verbeſſerungen ſeiner Ländereien beſchäftigt. Die 
Bauern, menſchlich und ſanft behandelt, griffen gleich dem Herrn 
Alles mit munteren Kräften an. Die Freunde ſahen ſich, da an 
dem Wohnhauſe gebaut ward, genöthigt, nach einem Gartenhäuschen 
überzuſiedeln, wo ſie an einem Bache von Wald umgeben zuſammen 
ſchliefen und wohnten. Zerboni pflegte am frühen Morgen, ehe er 
an die Arbeiten ſeiner Wirthſchaft ging, einen der Geſänge Oſſians 
vorzuleſen.?) Eine große Freude bereitete Beiden eine ihnen aus 
Kaliſch zugeſandte Kabinetsordre vom 26. Juli 1800, die das Staats⸗ 
miniſterium verpflichtete, für eine Reform des Beamtenthums, unter 
dem ſich Mißbräuche aller Art, Säumigkeit im Dienſt, ſträflicher 
Eigennutz und dergleichen eingeſchlichen hätten, ſich alles Ernſtes zu 
bemühen.?) Zerboni und Held freuten ſich dieſer thatſächlich durch 
den eben an Menckens Stelle getretenen Kabinetsrath Beyme ver- 
faßten Ordre ſo ſehr, daß ſie, wie Held verſichert, dieſelbe „beinahe 
geküßt“ hätten — „wir, die man laſſirt und auf Feſtungen ſchickt, 
weil wir ſchnurgerade derſelben Meinung mit dem Könige ſind und 
dieſelbe praktiſch geltend machen.“ 

In dieſe Plugawicer Idylle ſchlug nun wie ein Blitzſtrahl die 
von dem, wie wir wiſſen, Zerboni befreundeten Philoſophen Fichte 
in Berliner Logenkreiſen vernommene Nachricht, man ſpreche allge⸗ 
mein davon, daß Zerboni wegen des Druckes ſeiner „Aktenſtücke“ 
aufs Neue unter Anklage geſtellt werden ſolle.“) Was Fichte ge⸗ 


1) Bittſchrift der Schwiegermutter Zerbonis an den König, 1801 Oktober 4., 
in den Akten des Berl. Geh. St.⸗A. R 89, 63 D fol. 32. 

2) Angeführt bei Varnhagen, Held S. 95. 

3) Abgedruckt ebendaſelbſt S. 95. 

) Bezüglich der Richtigſtellung dieſer Mittheilung vergl. ſchleſiſche Zeitſchrift 
XXX, S. 87. 
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meldet hatte, war zutreffend, die Angelegenheit beſchäftigte ſchon längere 
Zeit die Juſtizbehörden. 

Der Abdruck von Aktenſtücken war an ſich durch kein Geſetz ver- 
boten und keineswegs ungewöhnlich, ja man konnte wahrnehmen, daß 
die Cenſur ſich ſolchen Preßerzeugniſſen gegenüber auffallend zurück— 
hielt, als ſollte die Freiheit der Vertheidigung auch auf deren Ver⸗ 
vielfältigung durch die Preſſe ausgedehnt werden. Als 1792 der 
berühmteſte Anwalt Berlins Kriminalrath Amelung ſeine Vertheidigung 
des freigeiſtigen Predigers Schulz drucken ließ, paſſirte dieſelbe unge- 
fährdet die Cenſur, obwohl ſie der Tendenz des Wöllnerſchen Reli- 
gionsediktes ſo ſcharf entgegentrat, wie dies keiner andern Schrift 
wäre geſtattet worden, weshalb auch König Friedrich Wilhelm II. fand, 
daß der Cenſor hier ſeine Schuldigkeit nicht gethan hätte.!) 

Von Zerboni war es allgemein bekannt, daß derſelbe die Ver— 
öffentlichung ſeiner Prozeßakten vorhabe. Der Großkanzler Goldbeck 
ſchreibt unter dem 14. Oktober 1798, als Zerboni die Einſicht aller 
auf die öffentliche Bekanntmachung ſeiner Verurtheilung vom 26. Mai 
1797 bezüglichen Papiere begehrte, derſelbe wolle dieſe Schriftſtücke, 
die für ſeine Vertheidigung unmöglich von Belang fein könnten, augen- 
ſcheinlich „zur Kompletirung der vorhabenden Druckſchrift brauchen.“) 
Goldbeck ſieht es geradezu als eine Lücke in der preußiſchen Geſetz— 
gebung an, daß derartige Veröffentlichungen geſtattet würden. Er 
ſchreibt unter dem 29. Juni 1800: „Der Druck keines Prozeſſes 
ſollte in einem wohleingerichteten Staate verſtattet werden, weil da— 
durch ein Richterſtuhl errichtet werden ſoll, der nicht geſetzlich ift.“ 3) 

Bei Zerbonis Veröffentlichung kam die Cenſur nicht in Betracht, 
da das Buch außer Landes erſchienen war, wohl konnte man aber 
auf Seite der Regierung ebenſowohl den Vertrieb hindern als den 
Verfaſſer, falls derſelbe als in Preußen wohnhaft entdeckt würde, 
zur Verantwortung ziehen. Zu Beidem kam faſt gleichzeitig ein Anſtoß 
von verſchiedener Richtung her. 

Unter dem 26. Juni 1800 berichtete der Kammerpräſident 
von Maſſow zu Glogau an den König, es ſei ihm eine durch den 


1) Stölzel, Svarez S. 330. 
) Berl. Geh. St.⸗A. R 7 e 14 d (2) fol. 38. 
) Berl. Geh. St.⸗A. R 89. 63 D fol. 25. 
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Buchhändler Günther von der letzten Leipziger Meſſe mitgebrachte 
Schrift, eben jene Zerboniſchen Aktenſtücke, zu Händen gekommen, 
welche die ſchlimmſten Invektiven gegen die Miniſter Hoym und 
Goldbeck ſowie gegen verſchiedene Behörden enthalte, und von der er 
ein Exemplar einſende. Da er „bei der herrſchenden Stimmung jo 
mancher Köpfe um des Beiſpiels willen eine derartige Schrift bloß 
mit Verachtung anzuſehn für bedenklich halte“, ſo habe er bis auf 
weitere Ordre den Debit derſelben verboten, wenn er gleich den 
Zweck, die Publizität derſelben zu hindern, um ſo weniger zu erreichen 
hoffen dürfe, als nach der Verſicherung der (gleichfalls eingeſendeten) 
ſüdpreußiſchen Zeitung die Aktenſtücke „bereits in Jedermanns Händen 
ſeien.““) Mit Bezug hierauf erbittet der Miniſter von Alvensleben 
(2. Juli) Aufklärung über des Königs Intentionen von dem Finanz⸗ 
miniſter Grafen Schulenburg, und dieſer erklärt ſich zwar gegen ein 
Verbot des Debits der Schrift, da ein ſolches thatſächlich nur dazu 
dienen würde, auf dieſelbe recht aufmerkſam zu machen, meint aber 
wenigſtens die öffentliche Anzeige derſelben unterſagen zu ſollen und 
glaubt, daß der Cenſor zu Poſen einen Verweis verdiene, weil er 
die Ankündigung der Schrift mit der Verſicherung, daß dieſelbe ſich 
in Jedermanns Händen befinde, zum Drucke geſtattet habe. Uebrigens 
habe er vernommen, daß inzwiſchen bereits das Juſtizdepartement be- 
ſchloſſen habe, gegen den Verfaſſer gerichtlich vorzugehen.?) 

In der That hatte der Großkanzler Goldbeck, obwohl gerade er, 
wie er verſicherte, ſich lieber zurückgehalten hätte, da man ihn einer 
leidenſchaftlichen Eingenommenheit gegen Zerboni beſchuldigte, be- 
ſchloſſen, die Sache in die Hand zu nehmen, weil zur Zeit (Mitte 
Sommer 1800) die Juſtizminiſter faſt Alle von Berlin abweſend 
waren. Er ſchreibt unter dem 29. Juni 18003): „Es iſt in Wahr⸗ 
heit nicht zu dulden, daß Zerboni, der 1. wegen gröblicher Beleidigung 
ſeines Vorgeſetzten und 2. wegen beabſichtigter Verbindung gegen die 

) Die betreffende Zeitungsnotiz (Südpreußiſche Zeitung vom 11. Juni) 
dementirt die Nachricht von einer angeblichen Wiederanſtellung Zerbonis in Bran⸗ 
denburg mit dem Bemerken, derſelbe lebe ſtill und glücklich als Landmann auf 
einem Gute Plugawice. 

2) Berl. Geh. St.⸗A. R 9, F 2 a. 


) An einen nicht genannten Adreſſaten, vielleicht den Kammergerichts⸗ 
präſidenten von Schleinitz. Berl. Geh. St.⸗A. R 89. 63 D fol. 25. 
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Staatsverfaſſung geſtraft iſt, eben dieſe Vergehungen verdoppelt, (da⸗ 
durch) daß er ad 1. die Privatbeleidigung durch den Druck in eine 
öffentliche verwandelt und ad 2. durch mehrere beleidigende Aeuße— 
rungen gegen den Landesherrn und Beſchimpfungen ſeiner Richter 
den Zweck obgedachter Verbindungen auszuführen ſucht. Was ſoll 
denn daraus werden, wenn ſolche Schwindelköpfe ungeſtraft von ihrem 
Landesherrn an das ſogenannte Publikum appelliren dürfen? — — 
Ehemals, da noch Alles in Gährung war, glaubte ich, daß man das 
ohnmächtige Beſtreben Zerbonis gelinder und ihn als einen An- 
geſteckten mit Schonung behandeln müſſe. Aber da er itzo in ruhigen 
Zeiten den Aufrührer machen will, ſo iſt es wohl nothwendig, ihn zu 
verhindern, daß er andern Schwindelgeiſtern nicht Muth machen möge.“ 

Derſelbe Generalfiskal von Hoff, der ſich, wie wir wiſſen, Held 
gerade durch ſeine Freundſchaft für Zerboni ſo beſonders empfohlen 
hatte 1), erhielt jetzt den Auftrag gegen den Letzteren als Ankläger 
von Amts wegen aufzutreten. Die Anweiſung dazu erhielt Hoff unter 
dem 5. Juli 1800 durch den Juſtizminiſter von Arnim, zu deſſen 
Dezernate Südpreußen gehörte, und beantragte nun ſogleich tags 
darauf bei dem Könige die Autoriſation zur Verfolgung Zerbonis, 
jedoch nur wegen des angehängten abfälligen Urtheils über die Richter 
der zweiten Inſtanz, indem er die Mittheilung von Aktenſtücken, 
die bereits dem Richter vorgelegen hatten, als ſtraflos anfah. ?) 
Der hiernach allein inkriminirte Schlußpaſſus des Zerboniſchen Buches 
lautete: 

„Man wird von mir nicht erſt eine Widerlegung dieſes Criminal— 
Urtels erwarten. Es iſt betrübt, wenn man den Fürſten zu Gewalt⸗ 
thätigkeiten drängt und ſeine Gerichtshöfe dem Wechſelfalle ausſetzt, 
ihn oder die Wahrheit kompromittiren zu müſſen. — Bey der Ver⸗ 
theidigung offenbarer Widerrechtlichkeiten iſt auch der Mann von 
Talent nicht außer der Gefahr, Abſurditäten zu ſagen.“ 

Der Beſcheid, den der Generalfiskal unter dem 7. Auguſt auf 
ſeinen Antrag erhielt, zeigte nun, daß das Juſtizminiſterium weit 
entfernt davon war, die Anſicht des Generalfiskals zu theilen; viel- 


) Vergl. o. S. 139. 
2) Berl. Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (2) fol. 72. 
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mehr ward der Letztere angewieſen, wegen aller in dem Buche 
enthaltenen ſtrafwürdigen Aeußerungen, welche allerdings „gleich auf 
der Stelle Rüge und Ahndung verdient hätten“, und bei denen ſpeziell 
auch die völkerrechtswidrige Behauptung, Preußen ſei von zwei eifer- 
ſüchtigen, raubgierigen Nachbarn umgeben 1), hervorgehoben wurde, durch 
einen fiskaliſchen Beamten bei der Regierung (wie man damals den 
Gerichtshof nannte) zu Kaliſch anklagen zu laſſen und zu veranlaſſen, 
daß die ſpruchreif inſtruirten Akten an das Kriminal⸗Departement des 
Juſtizminiſteriums eingeſendet würden, welches Letztere dann einem 
Kollegium das Urtheil in der Sache übertragen würde.?) 

Hiervon hatte auch Zerboni Kunde erhalten und fragt nun bei 
ſeinem offiziellen Ankläger, dem Generalfiskal von Hoff, unter dem 
31. Juli brieflich an, ob es zutreffe, was im Publikum verlaute, daß 
nämlich die Abſicht vorliege, ihn ſeinem perſönlichen Gerichtsſtande 
zu entziehen und ihm willkürlich einen Richter zu beſtimmen, was 
natürlich nicht ohne Rechtsverletzung möglich ſei. Hoff beruhigt ihn, 
die Unterſuchung liege in den Händen des Kriminalraths Grimm, 
der ſicher ſich ſtreng innerhalb der geſetzlichen Vorſchriften halten 
werde; wie denn überhaupt Zerboni nicht zu beſorgen habe, daß 
er einem bloß nach Willkür zu beſtimmenden Richter unterworfen 
werde.“) 

Held gegenüber hatte Zerboni es offen ausgeſprochen, daß, wofern 
man ihn jetzt aus den Anfängen ſeiner neuen Einrichtungen heraus⸗ 
reiße, in Plugawice Alles zu Grunde gehen und er bankerott werden 
müſſe. Aber ganz leichtes Spiel ſolle man diesmal mit ihm nicht 
haben; falls die Formen der Geſetze nicht beobachtet würden, werde 
er Widerſtand leiſten, und nur ſeine Leiche werde man fortſchleppen 
können.“) 

Daß die neue Anklage ungeſetzlich ſei, darüber waren Zerboni 
und Held einig; die Veröffentlichung von Prozeßakten ſei durch kein 
Geſetz verboten, ſie müſſe geſtattet ſein als Erſatz für die allem gericht⸗ 
lichen Verfahren gebührende, durch die beſtehenden Einrichtungen zu 


1) Aktenſtücke S. 111. 
) Das zuletzt erwähnte Aktenſtück fol. 72. 
3) Berl. Geh. St.⸗A. R 104 I. 26. 
) Varnhagen, a. a. O. S. 101. 

C. Grünhagen, Zerboni und Held. 
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Unrecht verkümmerte Oeffentlichkeit.) Auch daß an dem neuen Urtheil 
wiederum nur der unverſöhnliche Haß der Gegner Zerbonis Schuld 
trage, ſchien den Freunden ausgemacht, und ſpeziell gegen Hoym 
richtete ſich der Unwille beſonders und zwar um ſo mehr, da die von 
dieſem inſpirirte, uns bereits bekannte Schrift des Breslauer Profeſſors 
Schummel mit ihrer ſcharfen Kritik der Zerboniſchen Aktenſtücke ein 
gewiſſes Aufſehen und erklärlicher Weiſe den Unwillen der beiden 
Freunde in Plugawice erregt hatte. 

Daß der Verfaſſer dieſer Schrift und zwar ſicherlich auf Hoyms 
eignen Wunſch dafür eintritt, Zerboni wegen feiner Alktenſtücke nicht 
weiter zu verfolgen, ward vollkommen ignorirt, möglicherweiſe auch 
für Heuchelei angeſehen, während es in Wahrheit der Denkungsart 
des Miniſters vollkommen entſpricht und andrerſeits die Akten nicht den 
geringſten Anhalt dafür gewähren, daß Hoym irgendwie die weitere 
Verfolgung Zerbonis oder Helds beeinflußt habe. 

Zerboni aber blieb dabei, den neuen Prozeß als gegründet auf 
eine Injurienklage des Miniſters Grafen Hoym anzuſehen, und von 
dieſem Standpunkte aus konnte es verſtändlich ſcheinen, wenn er 
eben damals im Sommer 1800 ein ihm in die Hände gekommenes 
Verzeichniß der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen von 1797 (auf welches 
wir noch zurückkommen werden), weil dasſelbe geeignet ſchien, Hoym 
zu belaſten, an den Redakteur von Hennings einſandte ?), der es dann 
auch in den von ihm herausgegebenen „Annalen der leidenden Menſch— 
heit“ zum Abdruck brachte.“) 

Wenn Zerboni an jener falſchen Vorausſetzung, daß es ſich im 
Weſentlichen um eine Injurienklage Hoyms handle, feſtgehalten hat, 
ſo trägt einen Theil der Schuld der Generalfiskal von Hoff, den wir 
überhaupt eine merkwürdige Rolle in dem Prozeſſe ſpielen ſehen. 

Es kann uns geradezu in Verwunderung ſetzen, daß der General— 
fiskal von Hoff es als unbedenklich anſah, dem Angeklagten zum 
Beweiſe deſſen, was er ſelbſt zu Gunſten Zerbonis gethan habe, 
Abſchriften ſeiner Eingaben an das Juſtizdepartement zu dem Zwecke, 
die Aburtheilung des Zerboniſchen Falles vor deſſen Forum in Kaliſch 


) Varnhagen, S. 101, 102. 
2) Korreſp. von Hennings ed. Wattenbach, a. a. O. S. 4. 
) Heft 9 oder 1801 Heft 1 S. 154 ff. 


VI. Zerbonis letzter Prozeß 1800/1. 147 


zu ſichern, und daneben der darauf erhaltenen abſchläglichen Ant⸗ 
wort zu ſenden !), bei der man ſich ja ſchon darauf berufen konnte, 
daß Zerboni ſelbſt bei ſeinem erſten Prozeſſe anerkannt habe, daß der 
Petrikauer (inzwiſchen nach Kaliſch verlegte) Gerichtshof, bei dem 
alte Freunde und ſein Schwager von Reibnitz amtirten, nicht über 
ihn zu Gericht ſitzen könnte.?) Ja noch mehr, da Zerboni der 
ganzen Sache die Wendung zu geben ſuchte, als handle es ſich um 
eine Denunziation des Staatsminiſters von Hoym, der er (Zerboni) 
dann eine Redenunziation entgegenzuſetzen und deren Wahrheit zu 
erweiſen ſich anheiſchig machte, ging Hoff hierauf wenigſtens inſofern 
ein, daß er den Kaliſcher Inquirenten, Kriminalrath Grimm, beauf- 
tragte, ſich zu informiren, inwieweit Zerboni den Beweis der Wahr- 
heit anzutreten gemeint ſei.“) Natürlich erklärte der Letztere, hierzu 
erſt das Material herbeiſchaffen zu müſſen und forderte nun aufs 
Neue Abſchriften aller der Schriftſtücke, die er ſchon bei ſeinen 
früheren Prozeſſen vergeblich verlangt hatte. Darüber verging 
geraume Zeit, und am 20. Dezember 1800 ſchrieb endlich der Groß⸗ 
kanzler an ſeinen Kollegen, den Juſtizminiſter von Arnim: 

„Man ſagt, daß die Zerboniſche Sache in Kaliſch den wunder— 
baren Gang genommen habe, daß man den Zerboni aufgefordert habe, 
die Wahrheit der gegen den Grafen Hoym vorgebrachten Beſchuldigungen 
zu beweiſen. Etwas ſo Widerſinniges kann ich kaum glauben, aber 
bedenklich iſt es doch, daß man von dieſer an ſich ſo einfachen Sache 
Nichts hört. Ich ſtelle alſo Ew. Excellenz anheim, ob Dieſelben nicht 
ex officio von dem Generalfiskal von Hoff eine Anzeige über die Lage 
der Sache fordern wollten. Man kann in dieſer Sache alle Wunder- 
barkeiten erwarten, und es iſt vielleicht möglich, ihnen noch zur rechten 
Zeit Einhalt zu thun“.“) Darauf verlangte Arnim umgehend die Ein⸗ 
ſendung der Unterſuchungsakten, prout jacent, und erließ, nachdem 
dieſelben eingetroffen, unter dem 10. Januar 1801 ſcharfe Reſkripte 
an die Regierung zu Kaliſch wie an den Generalfiskal. Die Erſtere 


) Die erwähnten Akten des Generalfiskalats im Berl. Geh. St.-⸗A. 

) Dieſen Grund enthalten die parallelen Akten des Juſtizdepartements, 
Berl. Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (2) fol. 86, 87. 

) Ebendaſelbſt und dazu noch die Akten R 7 e 14 d (2). 
) Berl. Geh. St.⸗A. R Te 14 d (2) fol. 81. 
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wurde belehrt, daß ein Zurückgreifen auf rechtskräftig abgeurtheilte 
Sachen nicht angehe, und daß die Exceptio veritatis im vorliegenden 
Falle ſo irrelevant und unſtatthaft ſei, als die Beſchuldigungen des 
Angeklagten ſelbſt inkompetent und auf das Vergehen, weshalb Jener 
beſtraft worden, ohne allen Einfluß ſeien. Dem Generalfiskal aber 
erklärte der Miniſter, er dürfe ohne einen Immediatauftrag ſich nicht als 
berechtigt anſehen, eine Unterſuchung über die Amtsverwaltung eines 
königlichen Staatsminiſters zu veranlaſſen, um ſo weniger da dieſe 
doch unter keinen Umſtänden geeignet ſei, ein integrirender Theil der 
Unterſuchung wider Zerboni zu werden.!) Nun kam die Unterſuchung 
ſchneller zu Ende. Im März ward die Sache behufs Fällung des 
Spruches dem Juſtizhofe zu Poſen überwieſen. 

In dieſem Stadium des Prozeſſes hat dann der Generalfiskal 
noch einen Brief an Zerboni geſchrieben, der doch als überaus merk⸗ 
würdig für einen Mann in Hoffs Stellung und einen Juriſten über⸗ 
haupt erwähnt zu werden verdient. Derſelbe ſchreibt unter dem 
10. März 1801 gleichſam ſich entſchuldigend an Zerboni, er habe 
nicht erſt noch einmal bei dem Juſtizminiſter remonſtrirt, es könne 
ja doch unmöglich den Richtern in zwei Inſtanzen entgehen, wie ſehr 
eine Zirkularverordnung vom 30. Dezember 1798?) zu Gunſten 
Zerbonis ſpreche. Dieſelbe beſage, daß, wenn in einer Injurienklage 
der Beklagte zu beweiſen vermöge, daß er hinlänglich Veranlaſſung 
gehabt habe, den dem Kläger gemachten ſchimpflichen Vorwurf für 
wahr zu halten, demſelben dies als Milderungsgrund zu ſtatten 
kommen müſſe.“) 

Man ſieht, der Generalfiskal ſtellt ſich ganz auf den Standpunkt 
Zerbonis, der, wie bereits erwähnt ward, annahm, es handle ſich um 
einen Injurienprozeß, wo Hoym der Kläger und Zerboni der Be⸗ 
klagte ſei. Wie der Generalfisfal Derartiges annehmen konnte, 
er, der ſelbſt ex officio gegen Zerboni Anklage erhoben hatte, und 
zwar an erſter Stelle wegen der in dem Schlußpaſſus der gedruckten 
Aktenſtücke Zerbonis enthaltenen Beleidigung des Berliner Appellations- 
ſenates, ferner wegen Beleidigung benachbarter Mächte u. ſ. w. und 


.) Berl. Geh. St. A. R 7 e 14 d (2) fol. 85. 
2) Sect. IV. 8 14. 
3) In den angeführten Akten des Generalſiskalats. 
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in einer Sache, in der von einer Injurienklage Hoyms nicht mit 
einem Worte die Rede geweſen war, bleibt im Grunde unverſtändlich.!) 

Natürlich aber mußte eine derartige Aeußerung dazu dienen, 
Zerboni in ſeiner Meinung zu beſtärken. Derſelbe erklärte, da er 
widerrechtlich dem Forum, vor das er gehöre, entzogen und zum 
Beweis der Wahrheit nicht zugelaſſen worden ſei, auch die ver- 
langten Schriftſtücke nicht ausgeliefert erhalten habe, das ganze Ver⸗ 
fahren nicht als rechtmäßig anſehn zu können und erſchien auch nicht 
zu dem zur Verhandlung angeſetzten Termine, ſo daß in contumaciam 
gegen ihn vorgegangen werden mußte. Das hier von dem Poſener 
Gerichtshofe gefällte Urtheil, zur Beſtätigung eingereicht unter dem 
4. April 18012), beſeitigt zunächſt die formellen Einwendungen 
Zerbonis, inſofern das Recht zur Beſtimmung eines Gerichtshofes 
ſowohl in der Natur des die Oberaufſicht führenden Amtes als in 
der Gerichtsordnung ?) begründet ſei und die von Zerboni bezüglich 
des Beweiſes der Wahrheit angezogenen Verordnungen“) auf fiskaliſche 
Prozeſſe keine Anwendung finden könnten. Bei der Unterſuchung 
der Strafbarkeit machen ſich nun die Richter den Grundſatz von der 
Strafloſigkeit eines Abdrucks von Aktenſtücken in vollſtem Maße zu 
eigen. Es heißt in dem Urtheile wörtlich: 

„In Abſicht der Herausgabe der Aktenſtücke ſelbſt hat Denunziat 
feine Strafe verwirkt. Alles, was dieſer Theil des Buches enthält, 
iſt zu den Kriminalakten, welche ehemals gegen Denunziaten verhandelt 
wurden, gekommen. Kein Geſetz unterſagt den Druck derſelben, den 
Denunziat zur Rettung ſeines guten Rufes beim Publikum für noth⸗ 
wendig erachtet hat. Finden ſich in dieſen Aktenſtücken Verletzungen 
der Ehrfurcht gegen den Regenten, der Ehrerbietung gegen hohe 
Staatsbeamte, Angriffe auf benachbarte Regenten und der inneren 
Ruhe und Ordnung gefährliche Aeußerungen, ſo hätten ſolche Eingaben 
des Denunziaten demſelben zurückgegeben und nicht zu den Akten ge⸗ 


) Hoff ward dann, wie wir noch ſehen werden, 1801 durch Held jo kom- 
promittirt, daß ſeine Abſetzung erfolgte. 

2) Ebendaſelbſt S. 90. 

) I. Tit. 2 8 7. 

) Zirkularverordnung vom 30. Dezember 1798 und allgemeines Landrecht II. 
Tit. 20 $ 550. 
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nommen werden ſollen. Da dies nun aber geſchehen und Denunziat 
Alles abdrucken laſſen, was für und wider ihn in den Akten befindlich 
geweſen, ſo kann ihm dieſe Handlung nicht weiter zur Laſt gelegt 
werden.“ 

Dagegen findet der Gerichtshof in den bereits angeführten Schluf- 
worten des Zerboniſchen Buches, in denen dieſer ſeine Richter einer 
Abſurdität zeiht, zu der ſie ſich durch das Beſtreben, Gewaltſamkeiten 
eines Fürſten zu vertheidigen, hätten drängen laſſen, eine „die Ehr— 
furcht gegen den Landesherrn“ verletzende Aeußerung und belegt den 
Angeklagten mit der im Landrecht!) hierfür feſtgeſetzten Strafe von 
ſechs Monaten Feſtungshaft. 

Als jedoch dieſe Sentenz zur Beſtätigung eingereicht wurde, er— 
klärte Juſtizminiſter von Arnim?), es gehe nicht an, den in dem 
Erkenntniß ausgeſprochenen ganz irrigen Grundſatz, daß der Abdruck 
von Aktenſtücken unter allen Umſtänden ſtraflos ſei, durch eine Be- 
ſtätigung gleichſam im Prinzip zu billigen, und die Poſener Regierung 
erhalte deshalb den Auftrag, die Erkenntnißgründe ſo umzuarbeiten, 
daß jener Grund in Wegfall käme, und unter dem 1. Juni 1801 
erfolgte dann auf Grund eines „im geheimen Staatsrathe gehaltenen 
Vortrags“ die königliche Beſtätigung des Urtheils in der Form, daß 
Zerboni wegen der in feinem Buche enthaltenen, gegen den Landes⸗ 
herrn und gegen Beamte des Staates gemachten unehrerbietigen und 
beleidigenden Bemerkungen, desgleichen wegen Beleidigung des Völker⸗ 
rechts gegen zwei angrenzende Staaten zu einem ſechsmonatlichen 
Feſtungsarreſt verurtheilt worden ſei.“) 

Zerboni appellirte, und der Spruch in zweiter Inſtanz ward dem 
oſtpreußiſchen Tribunal zu Königsberg übertragen. Dieſes entſchied 
nun unter dem 13. Auguſt 1802 ſich für Beſtätigung des Urtheils 
erſter Inſtanz aus folgenden Gründen: Der Abdruck von Aktenſtücken 
ſei geſetzlich nicht verboten; doch trage der Herausgeber ſo gut wie 
jeder andere Schriftſteller die volle Verantwortlichkeit für das, was 
urſprünglich nur zur Kenntniß der Gerichte und der Parteien be- 


) II. Tit. 20 88 201. 208. 
2) In den angeführten Akten fol. 93. 
3) Ebendaſelbſt fol. 95. 
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ſtimmt, lediglich durch ſein Zuthun an die Oeffentlichkeit gekommen. 
Wenn nun Zerboni zunächſt beſchuldigt werde, die Ehrfurcht vor dem 
Landesherrn durch verſchiedene Aeußerungen verletzt und zur Unzu— 
friedenheit mit der Regierung angereizt zu haben, fo ließen ſich da- 
gegen verſchiedene andere Stellen des Buches anführen, welche loyale 
Geſinnung bekundeten, ſo daß er gerade von dieſer Schuld freizu— 
ſprechen ſei. Dagegen ſeien die in dem Buche enthaltenen Beleidigungen 
der Richter Zerbonis, des Miniſters Grafen Hoym und noch ver- 
ſchiedener anderer Behörden ganz offenbar, und ebenſo enthalte die 
Bezeichnung zweier Nachbarſtaaten als raubgierig unzweifelhaft eine 
Beleidigung derſelben, ſo daß die verhängte Strafe von 6 Monaten 
Feſtungsarreſt keinem Bedenken unterliegen könne.!) 

Als es ſich um Beſtätigung dieſes Urtheils handelte, erklärte 
der Großkanzler, in dieſer Sache nicht verfügen zu wollen, übergab 
ſie vielmehr ſeinem Kollegen von der Reck, der ja bis zu einem ge— 
wiſſen Grade für einen Gönner Zerbonis gelten durfte. Der Letztere 
hatte ſich bei der zweiten Inſtanz durch einen Sachwalter, Juſtizrath 
Uhden, vertreten laſſen und ſelbſt nur eine eventuelle Bitte beigefügt, 
man möge doch wenigſtens die Gefängnißſtrafe in eine Geldſtrafe ver— 
wandeln, da ſonſt, wenn er jetzt wiederum 6 Monate von Haus und 
Hof abweſend fein müßte, ſein mühſamer Verſuch, ſich als Landwirth 
eine Exiſtenz zu gründen, ſcheitern und er ſich als zu Grunde gerichtet 
anſehen müßte. 

Das oſtpreußiſche Tribunal war hierauf nicht eingegangen; dagegen 
bemühte ſich Miniſter von der Reck den König bei der Beſtätigung 
des Urtheils zu einem Gnadenakte, wenigſtens zur Verwandlung der 
Feſtungshaft in eine Geldſtrafe zu beſtimmen. 

Der König aber war allzu ſehr gegen den widerſpenſtigen Mann 
aufgebracht; er verfügte unter dem 7. September 1802, es müſſe bei 
dem Urtheile ſein Bewenden haben; Zerboni habe es ſehr wohl vor— 
ausſehen können, wie Alles kommen werde, und durch fein ungejeß- 
mäßiges Betragen alle Anſprüche auf Gnade ſelbſt verſcherzt.“) Er 
ſolle ſeinen Arreſt auf der Feſtung Graudenz abſitzen. 


1) In den angeführten Akten fol. 105. 
2) Ebendaſelbſt fol. 119. 
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Aber die Gönner Zerbonis gaben damit die Sache noch nicht 
auf. Zunächſt gelang es, einen Aufſchub für den Antritt der Feſtungs⸗ 
ſtrafe zu erwirken, inzwiſchen faßte ſich Zerbonis Schwiegermutter, 
Frau von Reibnitz, ein Herz, den König um Begnadigung zu bitten. 
Mit einer gewiſſen Naivetät ſchrieb ſie, ſie könne das Verbrechen 
ihres Schwiegerſohns nicht beurtheilen, aber feine weitläufige, ver- 
wickelte Oekonomie kenne ſie und wiſſe, daß wenn er, der Alles 
dirigire, ſechs Monate abweſend ſei, Alles zu Grunde gehen müſſe. 
Sie könne ihrer Tochter Nichts hinterlaſſen, ihr Schwiegerſohn kränkle 
ſeit ſeiner langen Haft, der König möge ihn doch begnadigen.!) Aber 
die Hauptſache war eine Bittſchrift, welche Zerboni ſelbſt unter dem 
29. September 1802 an den König richtet, und in der er abweichend 
von ſeinen ſonſtigen Schriftſtücken in ruhiger Sprache Argumente 
vorträgt, die auf König Friedrich Wilhelm III. Eindruck machen 
konnten. Zerboni ſchreibt, er würde ſich mit Ergebung den durch 
zwei gleichlautende Urtheile beſtimmten Folgen ſeiner Handlungen 
unterwerfen, wenn nicht der beſondere Fall vorläge, daß ein ihn jetzt 
treffendes ſechsmonatliches Gefängniß höchſt wahrſcheinlich ſeinen ganzen 
noch möglichen Wohlſtand vernichtete und ihm dadurch die Mittel zu 
ſeiner künftigen honetten Subſiſtenz entzöge, Folgen, welche doch ge— 
wiß ſo wenig das Geſetz als der Richter mit der ſechsmonatlichen 
Gefängnißſtrafe beabſichtigt hätten. a 

Mit Bewilligung des Königs und mit geliehenem Kapitale habe 
er ſich in Südpreußen angekauft, habe Schweres durchzumachen ge— 
habt, ſchlimme Viehſeuchen, einen ſchrecklichen Brand und bedürfe im 
Augenblicke der möglichſten Sorgfalt, um einem in der Gegend 
graſſirenden fürchterlichen Schafſterben Einhalt zu thun. Doch hoffe 
er die erlittenen Verluſte durch den eben unternommenen Anbau eines 
wüſten Theils ſeiner Beſitzung, vermöge einer Beſiedlung mit fremden 
Koloniſten zu kompenſiren. Er bitte den König in Erwägung dieſer 
Lage und der Schwierigkeit, in ſolchem Lande einen Menſchen zu 
finden, dem er ſeine Wirthſchaft anvertrauen könne, ihm die Strafe 
zu erlaſſen oder dieſelbe ſchlimmſtenfalls in eine zu erſchwingende 
Geldſtrafe zu verwandeln. Eine ſolche würde ihn wohl zurückbringen, 


) Berl. Geh. St.⸗A. R 89, 63 D fol. 32. 


vv.. SE 


VI. Zerbonis letzter Prozeß 1800/1. 153 


aber wenigſtens nicht nothwendig ruiniren und einer künftigen Sub⸗ 
ſiſtenz berauben. Der König möge erwägen, daß er bereits 22 Monate 
gefangen geſeſſen habe und zwar ohne dabei wie ein durch Urtheils- 
ſpruch Verurtheilter wenigſtens den Troſt zu haben, mit jedem Tage 
den Zeitpunkt ſeiner Befreiung näher rücken zu ſehen. 

„Seit der Herausgabe meiner Aktenſtücke“, fährt er fort, „fällt 
mir nichts zur Laſt, was Ew. Majeſtät hätte mißfällig werden 
können. Ich habe mich in völliger Abgeſchiedenheit von aller politiſchen 
Tendenz lediglich der Kultur meiner Grundſtücke befliſſen. Durch 
mein Beyſpiel aufgemuntert haben die Bauern meiner Güter, haben 
ſelbſt die Nachbarn tauglichere Ackerwerkzeuge, eine zweckmäßigere 
Behandlung ihres Bodens, eine beſſere Pflege des Viehes und den 
Anbau von Futtergewächſen eingeführt, die bisher noch nicht gebaut 
worden ſind.“ 

„Sollten dieſe geringen Verdienſte — die einzigen, die ich mir 
in meiner Lage zu erwerben im Stande bin, — ſollte dieſe Wirk- 
ſamkeit im Stillen mir nicht Anſpruch auf die Gnade Ew. Majeſtät 
geben, die ich durch meine einzige frühere exaltirte Idee zu ver— 
ſcherzen ſo unglücklich war, ſo bitte ich Allerhöchſtdieſelben flehentlich, 
wenigſtens huldreichſt zu genehmigen, daß ich meinen Arreſt erſt nach 
Ablauf eines Jahres und nicht in der 40 Meilen von hier entfernten 
Feſtung Graudenz, ſondern in der nur 10 Meilen von Plugawice 
entfernten Feſtung Brieg antreten darf. Ich kann bis dahin meiner 
in einer großen Kriſis befindlichen Wirthſchaft mehr Selbſtſtändigkeit 
geben und von ihr von Brieg aus ſchnellere und zweckmäßigere Notiz 
nehmen.“ 

„Die Bewilligung meiner heutigen devoteſten Anträge wird mir 
neue dringende Verbindlichkeiten auflegen, mein ganzes Benehmen mit 
der ängſtlichſten Sorgfalt den Geſinnungen der tiefſten Ehrerbietung 
anzupaſſen, in der ich erſterbe u. ſ. w.“) 

Dieſe Bittſchrift gab nun dem Miniſter von der Reck den Muth, 
noch einen Sturm auf das Herz des Königs zu wagen, und, wie wir 
wahrnehmen, hat er bei ſeiner Verwendung durch die Erinnerung an 
die unnöthige Grauſamkeit, mit der Zerboni einſt in Magdeburg be- 


1) Berl. Geh. St.⸗A. R 7 c 14 d (2) fol. 126. 
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handelt worden war, auf den gerechten Sinn des Königs einen be— 
ſonderen Eindruck gemacht. Friedrich Wilhelm III. verfügte unter 
dem 9. Oktober 1802 an den Miniſter ): 

„Wenngleich das angebliche geſetzmäßige Verhalten des Kriegs- 
raths Zerboni ſeit der letzten Unterſuchung mit ihm, als worauf er 
in anliegender Vorſtellung ſein Geſuch um Begnadigung gründen will, 
dazu keine Motive enthalten kann, da es nicht einmal vollkommene 
Sicherheit für fein künftiges geſetzmäßiges Benehmen gewähret, ſon— 
dern nur Hoffnung, ſo will ich dennoch um dieſer Hoffnung willen, 
und weil deſſen für das erſte Vergehen erduldeter Arreſt ſtrenger 
geweſen ſeyn kann, als die Geſetze es mit ſich brachten, zugleich aber 
auch wegen der künftigen Sicherheit hiermit nachgeben, daß die Voll— 
ſtreckung der dem Zerboni zuerkannten Strafe jedoch nur mit der 
Maßgabe ſuspendirt werden kann, daß die Strafe bey dem erſten 
neuen ähnlichen Vergehen auf zuvor geſchehene Anzeige ohne alle 
Schonung vollſtreckt werden ſoll, und autoriſire Ich Euch daher, das 
weiter Erforderliche in Gemäßheit zu verfügen. Ich bin ꝛc.“ 

Es liegt hier ein nicht unintereſſanter Fall einer bedingten Be— 
gnadigung vor. Trotz der Limitation aber hat der Gnadenakt Zerboni 
in hohem Maße beglückt, und man wird auch in der That Friedrich 
Wilhelm III die Anerkennung nicht verſagen können, daß er und 
zwar, wie wir ſahen, mit einer gewiſſen Unabhängigkeit von ſeinen 
Rathgebern die unter ſeinem Vorgänger einigermaßen verfahrene 
Zerboniſche Angelegenheit in einer Weiſe zur Entſcheidung gebracht 
hat, die als der Gerechtigkeit und Billigkeit entſprechend bezeichnet 
werden darf. Als es ſich bei ſeiner Thronbeſteigung um eine Reviſion 
der Sache handelte, hat er das gethan, was für das Korrekteſte gelten 
durfte, nämlich die ohne zwingenden Grund ſ. 3. den zuſtändigen 
Richtern entzogene Anklage vor die ordentlichen Gerichte verwieſen. 
Wenn er dann, nachdem die Gerichte in zwei Inſtanzen das von 
Zerboni bis dahin erlittene Gefängniß als gerechte Strafe für ſeine 
Schuld erkannt hatten, annehmen durfte, es ſei demſelben nun 
die Genugthuung verſchafft worden, auf die er Anſprüche hätte, ſo 
konnte vielleicht doch immer noch geltend gemacht werden, ſtreng 
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genommen ſei die Genugthuung nicht vollſtändig, inſofern Zerbonis 
Haft in Magdeburg ſ. Z. ungleich härter geweſen wäre, als fie die 
von dem Richter verhängte Strafe nothwendig gemacht hätte; und 
um nun auch nach dieſer Seite hin ſtrengſte Gerechtigkeit zu üben, 
hat der König dann mit ausdrücklicher Hervorhebung jenes erwähnten 
Umſtandes zum Erſatz dafür eine Zerboni von den Richtern aufs 
Neue ihm zuerkannte ſechsmonatliche Feſtungsſtrafe im Gnadenwege 
erlaſſen. 

Auch Zerboni hat ſich nun damit ganz beruhigt und iſt von dem 
Augenblick ſeiner Begnadigung ganz vom Kampfplatze zurückgetreten, 
hat auch Helds weitere Schritte gemißbilligt. 


I. Held als Mann der Oppofition und die Entſtehung 
des ſchwarzen Buches. 1801. 


Zu der Zeit, wo Zerboni vom Kampfplatz abtritt, ſehen wir 
Held eine Waffenerhebung beginnen, die an Schärfe und Erbitterung 
Alles, was Jener gethan, weit hinter ſich zurückließ. Wohl gab 
den Anſtoß dazu der Gedanke, Zerboni einen Freundſchaftsdienſt zu 
erweiſen, doch was dieſen publiziſtiſchen Angriffen ein beſonderes Ge- 
präge verlieh, war thatſächlich nicht ſowohl die Freundſchaft für Zerboni, 
als vielmehr der eigne wüthende Haß gegen den Miniſter von Hoym, 
den er, wie wir wiſſen, als den Zerſtörer ſeines Lebensglücks anſah, 
und zugleich die ins Maßloſe geſteigerte Verbitterung. Zur Illu— 
ſtrirung deſſen werden hier zwei Zeugniſſe aus ſeiner Feder dienen 
können. 

Ein Konflikt mit höheren Offizieren im Sommer 1799 mag 
hier zunächſt Erwähnung finden, einmal weil er für Helds Art über— 
aus charakteriſtiſch iſt und dann, weil die Sache, um die es ſich dabei 
handelt, recht eigentlich zur signatura temporis gehört und einen 
der Beſchwerdepunkte bildet, die damals in den erſten Regierungs⸗ 
jahren Friedrich Wilhelms III. beſonders häufig erhoben wurden. 

Wir laſſen Hans von Held ſelbſt ſprechen. Unter dem 5. Sep⸗ 
tember 1799 ſchreibt er in einer Immediateingabe an den König: 

„Es geſchieht nur aus Druck der bitterſten Nothwendigkeit, daß 
ich von meinem Vorſatz, mit meiner Handſchrift Ew. Majeſtät nicht 
mehr läſtig zu fallen, eine Ausnahme mache und Allerhöchſtdero 
oberjtrichterliche Gewalt und Pflicht in einem Falle, wo die gewöhn- 
lichen Rechte ſchweigen, als ein außerordentliches Hülfmittel zu meinem 
perſönlichen Schutz hierdurch anrufe.“ 

„Ich muß nämlich den Generallieutenant von Rüchel wegen un- 
befugter und neckender Anmaßungen, den General von Puttkamer 
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wegen Brutalität und den Major von Bömcken wegen anderer Un- 
gezogenheiten gegen mich anklagen und Ew. Majeſtät bitten, dieſen 
Leuten zu befehlen, daß ſie, denen ich gewiß gern überall aus dem 
Wege gehe, mich, wo mein Unſtern mich mit ihnen von ohngefähr 
künftig wieder zuſammenführen möchte, mit ihrem lahmen Witz und 
ihren Grobheiten verſchonen und dadurch die Ruhe nicht ſtören, die 
jeder Bürger dem andern zu belaſſen ſchuldig iſt.“ 

„Vorgeſtern beſah ich in Geſellſchaft des Kammerpräſidenten 
von Harlem aus Poſen und des hieſigen Krieges-Raths Koch Nach 
mittags um 5 Uhr das hieſige Armenhaus und traf darinnen die 
vorgenannten Militär⸗-Perſonen. Der Generallieutenant von Rüchel 
erkundigte ſich, wer ich wäre, ob ich mit dem von Leipziger verwandt 
ſei, torquirte mich hiernächſt mit beleidigenden Fragen über meine 
und des von Leipzigers politiſche Grundſätze, demonſtrirte mir mit 
auffallendem Nachdruck, daß ich einen königlichen und zwar, wie er 
wiſſe, mit ſehr lukrativem Einkommen verbundenen Poſten hätte; 
ſprach von meinem Bruder, den er übrigens zu meiner wahrhaften 
Freude einen rechtſchaffenen Mann nannte, in dem Sinne, als ſei 
ich das Gegentheil, und benahm ſich überhaupt gegen mich mit der 
Arroganz eines wahren Inquiſitors; eine Rolle, die ganz außer ſeinem 
Wirkungskreiſe liegt, und ein Geſchäft, deſſentwegen Ew. Majeſtät ihn 
ſicherlich nicht nach Brandenburg beordert hatten.“ 

„Ich habe auf alle dieſe Kränkungen beſcheiden nach meinen 
Begriffen von Ehre geantwortet und dieſem unedlen Uebermuth bloß 
Gelaſſenheit entgegengeſetzt. Um aber doch an einem ſchicklicheren 
Platz mich mit der vollen Sprache der Wahrheit vor dieſem bei 
Ew. Majeſtät geltenden Manne zu rechtfertigen, bat ich ihn endlich 
um eine einzige Viertelſtunde Privataudienz in ſeinem Quartier; er 
beſtellte mich zu ſich, ließ mich aber nachher nicht vor ſich.“ 

„Der General von Puttkamer, durch dieſe Mißhandlungen des 
p. von Rüchel gleichſam angeſteckt und muthig geworden, fuhr mich 
hiernächſt auf eine grobe Weiſe mit der Frage an: ob ich ihn nicht 
kenne, und warum ich den Hut nicht abnähme, wenn ich ihm be⸗ 
gegnete? Ich antwortete ihm der Wahrheit gemäß, daß, nachdem ich 
ihn vor anderthalb Jahren mehrmals höflich gegrüßt, aber immer 
bemerkt hätte, daß er mir nicht danke, auch erfahren hätte, daß er 
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niemals einem Ziviliſten oder Bürger, ſondern nur den Mousgquetieren 
danke, ich natürlicherweiſe meine Komplimente einſtellen müſſen. 
Nichtsdeſtoweniger brach er in plumpe Schimpfworte und, wenn ich 
nicht irre, in Drohungen aus, wozu ich ſtille ſchwieg, da es dem 
p. von Puttkamer deutlich anzuſehen war, daß er ſich im Trunke 
übernommen hatte.“ 

„Der Major von Bömcken mengte ſich nunmehro in dies garſtige 
Geſpräch, dichtete mir blöde Augen an, und behauptete am Ende, 
daß man einen preußiſchen General grüßen müſſe, er möge danken 
oder nicht. Ich erwiederte hierauf, daß ich die Richtigkeit dieſer Be⸗ 
hauptung bezweifelte, und daß ja der König ſelbſt jedem Bauer danke, 
der ſeine Mütze abziehe.“ 

„Dieſe fatale Szene fiel in einer Stube und einem Gange des 
Armenhauſes in Gegenwart von zwanzig Perſonen vor und hat mich, 
deſſen Gemüthsruhe nur allmälig wiederzukehren auf dem Wege war, 
von Neuem in Schmerz und Beſorgniſſe der finſterſten Art zurückge⸗ 
worfen. Ich ſehe offenbar, daß man mir zu Leibe und mich be 
ſchimpfen will, und daß ich wüthende Feinde von Wichtigkeit habe, 
die meinen Untergang beabſichtigen. Es iſt unerträglich hart, immer⸗ 
dar der Gegenſtand von großen und kleinen Verfolgungen zu ſein 
und niemals zur Ruhe zu kommen. Wer auf dieſe Art unaufhörlich 
gequält wird, muß durchaus zuletzt an Geiſt und Körper erkranken 
und ſelbſt wüthend werden.“ 

„In ſolche Ungerechtigkeiten ſollten Ew. Majeſtät doch ein ſtrenges 
Einſehen haben. Brutale Soldaten ſchaden offenbar der Achtung 
und Liebe zum Regenten im Ganzen. Ich bin ohne irgend einen 
vernünftigen Grund in der Sphäre des Thrones recht abſichtlich ge- 
ſchmäht und verläſtert. Was der p. von Rüchel die Grundſätze des 
Leipziger nennt, weiß ich wirklich nicht, ich bleibe bei der ſimpeln 
Erinnerung der angenehmen Stunden ſtehen, die ich vor Jahren in 
Glogau unter andern klugen Männern auch mit Leipziger verlebt 
habe, und werde ſein Geſchick immer laut bedauern, wenn ich darnach 
gefragt werde. Es wäre ja niederträchtig von mir, wenn ich anders 
empfände und ſpräche und aus elender Verzagtheit die Freundſchaft 
eines Mannes, den ich ungemein hoch ſchätze, darum verleugnete, 
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„Von der berüchtigten Ordensverbindung des Leipziger weiß ich 
feine Silbe und halte fie für eine läppiſche Lüge; wohl aber hat mir 
und vielen Andern im Jahre 1793 der Profeſſor Feßler einen Plan 
zu einer Kantiſch-philoſophiſchen Geſellſchaft vorgelegt, an dem ich 
bloß darum keinen Theil nehmen mochte, weil er für praktiſche Men⸗ 
ſchen mir gar zu abſtrakt und unausführbar ſchien. Dies iſt derſelbe 
Plan, den jetzt unter mancherlei Modifikationen die Loge Royal- York 
von Feßlern bekommen und zu ihrem Syſtem angenommen hat, und 
den der p. von Rüchel kennt, falls er anders im Stande iſt, den 
Feßler zu verſtehen. Lukrativ habe ich meine dreizehnjährige Dienſt⸗ 
Carriòre mir nie gemacht, ſogar in Südpreußen nicht, wo doch rings 
um mich her ganz dreiſt geſtohlen wurde. Ich bin mit einem hart⸗ 
näckigen, aus den akademiſchen Theorieen mitgebrachten Unſchuldsſinn 
in Ew. Majeſtät Geſchäfte getreten, und es haftet auf meiner Dienſt⸗ 
ehre nicht die kleinſte Schmutzigkeit. Des p. von Rüchel's Meinung 
von mir iſt daher ganz unrichtig, und ich verſtehe gerade nichts 
weniger als das lukrative Weſen.“ 

„Ueberhaupt, was gehe ich den p. von Rüchel an, daß er meinen 
Hofmeiſter machen will? Befragte mein Chef, der Miniſter Struenſee, 
die Kapitäns des Rüchelſchen Regiments um ihre Grundſätze, ſo 
würde der p. von Rüchel das gewiß ſehr übelnehmen. Ew. Majeſtät 
allein ſind der Herr und Beurtheiler ihrer Diener, und die Männer, 
denen Allerhöchſtdieſelben ihr Vertrauen ſchenken, und von denen 
Manche ſich ſo gerne das Anſehen geben, als regierten eigentlich ſie, 
ſollten billig Jeder in ſeinem Fache ſich darauf einſchränken, kalt und 
vernünftig überall die Wahrheit zu ergründen, damit ſie in keine 
Lügen verfielen, die in der hohen Region des Throns für den Unter⸗ 
drückten, der da nicht hinkommen kann, immer wichtig und ent⸗ 
ſcheidend ſind.“ 

„Auch berechtigt das Glück, in der Suite und Ew. Majeſtät 
nahe zu ſein, den Major von Bömcken nicht, im Hauſe und am 
Tiſche ſeines hieſigen Schwiegervaters, wo er gewiſſermaßen ſelbſt 
Wirth iſt, von königlichen Räthen mit pöbelhaften und niedrigen Be⸗ 
nennungen zu ſprechen, während einer von ihnen als eingeladener 
Gaſt neben ihm zu ſitzen gezwungen iſt. Ich habe Gelegenheit ge— 
habt, in der inurbanen Geſellſchaft dieſes Menſchen Betrachtungen 
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darüber anzuſtellen, was Ew. Majeſtät wohl mit mir anfangen 
würden, wenn ich gegen die Majors der Armee in Gegenwart des 
p. von Bömcken dergleichen beſchimpfende Ausfälle machte. Wir 
Ziviliſten ſind offenbar gegen ſolche Militärs nicht geſchützt und im 
geſetzlichen Gleichgewicht; Klagen haben keinen Erfolg, und wollen 
wir uns durch eigene Kraft Reſpekt verſchaffen, ſo leiden es unſere 
Miniſter nicht, ſie kaſſiren uns, und der Fiskal fordert nach dem 
Duellmandat ſchwere Geldſtrafen ein oder verhilft uns auf die Feſtung; 
der Offizier hingegen ſitzt 14 Tage in der Wache und lacht.“ 

„Es iſt hier nicht der Ort, dieſe traurigen Verhältniſſe näher zu 
erörtern, welche Ew. Majeſtät nur dann genau einleuchten würden, 
wenn Allerhöchſtdieſelben vollkommen ſich herabdenken könnten in die 
Lage eines kleinen, engbeſchränkten Privatmanns, der nicht Soldat 
iſt. Nur dann könnten Allerhöchſtdieſelben ganz fühlen, daß auf 
Erden nichts unerträglicher und empörender iſt als militäriſche In⸗ 
ſolenz gegen den ruhigen, unbewaffneten, einheimiſchen Bürger. Jeder, 
der es hört, daß ein Generallieutenant, ein Generalmajor und ein 
Major, alle drei auf Einmal ſich über mich hermachen, um an mir, 
der ich noch obenein bekanntlich von der königlichen Ungnade betroffen 
und niedergebeugt bin, ihre Bravaden auszulaſſen, weil der eine in 
mir den Freund des Rivals ſeiner Talente haßt, der andere von 
mir gegrüßt ſein will, ohne jedoch danken zu wollen, und dem dritten 
vielleicht bloß meine Phyſiognomie zuwider iſt, kann nicht anders als 
totale Indignation gegen ein ſolches Benehmen fühlen.“ 

„Ich ſehe indeß wohl ein, daß ich gegen Männer, die im Glanze 
des Throns ſtehen, nicht aufkommen und auf keine ſattſame Genug⸗ 
thuung rechnen kann, daher wage ich bloß die allerunterthänigſte Bitte: 
Ew. Majeſtät wollen geruhen, den p. von Rüchel und von Bömcken 
zu mehrerer Klugheit, Vernunft und Beſcheidenheit wenigſtens in 
Zukunft gegen andere, vielleicht weniger geduldige und mehr rach⸗ 
gierige Männer, als ich bin, anzuweiſen; dem von Puttkamer aber 
anzubefehlen, daß er entweder danke, wenn man ihn höflich grüßt, 
oder alle ſolche wunderliche Anſprüche auf Achtungsbezeigungen fahren 
laſſe, auch ſeine anſtößigen Drohungen zurückhalte, übrigens aber des 
von Puttkamers wegen, wie hier verlauten will, mich nicht ſchon 
wieder zu verſetzen, da meine durch die letzte Verſetzung zerrüttete 
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Oekonomie dies ſchlechterdings nicht erlaubt, ſondern mich, der ich 
ſchier lebensmüde bin, an dieſem Orte meine Tage ruhig beſchließen 
zu laſſen.“ 

„Ich weiß nicht, welcher Unſtern über mich waltet, daß ich 
Ew. Majeſtät auf alle Weiſe verhaßt werden muß, das aber weiß ich 
beſtimmt, daß ich es bisher noch immer zu Allerhöchſt Dero Perſon 
ſehr gut gemeint habe. Ich erſterbe ꝛc. von Held. Brandenburg, 
den 5. September 1799.“ 1) 

Hierauf hatte des Königs Generaladjutant von Köckritz, dem 
Held ſeine Eingabe eingeſandt, im Grunde freundlich geantwortet, 
Se. Majeſtät hätte das Betragen der Offiziere nicht gebilligt, da der⸗ 
ſelbe Nichts ſehnlicher wünſche, als daß unter den verſchiedenen Stän⸗ 
den zum Wohle des Staates die beſte Harmonie herrſchen möge, doch 
ſeien Sr. Majeſtät einige Ausdrücke von Helds Schreiben ſehr auf⸗ 
gefallen. Des Letzteren Befürchtung einer abermaligen Verſetzung 
ſei übrigens unbegründet. Minder freundlich lautete der amtliche Be- 
ſcheid aus dem Kabinet, inſofern darin das Uebergehen der nächſten 
Inſtanzen gerügt wurde. 

Es iſt recht erklärlich, daß der Ton dieſer Immediateingabe dem 
Könige „ſehr aufgefallen“ iſt, aber nicht minder auch, daß derartige 
Vorkommniſſe, die ſich Held ſicherlich nicht erfunden, ſondern höchſtens 
etwas ſchroffer dargeſtellt hat, den ohnehin ſchon exaltirten Mann, 
der, fortwährend in Geldnöthen ſteckend und durch rückſichtsloſe Aeuße⸗ 
rungen in vielen Kreiſen mißliebig geworden, ſich in Brandenburg 
überaus unglücklich fühlte, in arger Weiſe aufregen mußten. Um jo 
höher ſtieg ſein Haß gegen Hoym, in dem er nun einmal, wie wir 
wiſſen, den Urheber ſeines eigentlichen Unglücks, der Verbannung nach 
Brandenburg, erblickte. 

In welchem Maße ſich Held in dieſe Idee verrannt hatte, das 
zeigt in geradezu kraſſer Form ein Bittſchreiben Deſſelben vom 
15. März 1799 an ſeinen Gönner, den Miniſter Struenſee, in dem 
er den Letzteren um einen zinsfreien Vorſchuß aus Staatsmitteln zur 
Regulirung ſeiner Geldverhältniſſe bittet.?) Hierin heißt es wörtlich: 


) Mitgetheilt bei Varnhagen, a. a. O. S. 80. 
2) Angeführt ebendaſelbſt, a. a. O. S. 73 ff. 
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„Es hat mir die angeſtrengteſte Ueberwindung gekoſtet, dieſen Brief 
abgehen zu laſſen; er iſt mein letztes Hilfsmittel, das ich kurz vor 
dem Verſinken in Unehre und Menſchenſcheu und in täglich zum Aus⸗ 
bruche fertige weinende Wuth ergreife. Denn ſo oft ich hier die Poſt 
abfahren ſehe, fällt mir ein, ob ich nicht am beſten thäte, um meine 
Mitwelt zu zwingen, mich wieder zu achten, wenn ich mich aufſetzte 
und zum Wohle des Staats, zur Rächung ſo mancher Thränen den 
ſchlechten Schwächling aus der Welt jagte, der durch ſeine kindiſch 
boshafte Denunziation auch mich noch zuletzt ſo unglücklich gemacht 
hat“. Aus den Folgen, meint er, würde er ſich ſo viel nicht machen 
und fährt dann fort: „Seit ich mit dem Haß eines ſchlechten Miniſters 
und der Ungnade des Königs behaftet bin, ſchlägt ohnehin jeder Ejel 
im Lande nach mir Hilfloſen aus, beurtheilt jede Frau Baſe, neckt 
jede Vettel mich und ſchändet nach Belieben meine Ehre, Namen und 
Ruf, und ich bin wirklich nicht poetiſches Genie genug, um gegen 
Schmach und Schande fühllos ſein zu können. Jenen Eumeniden⸗ 
beſuch hätte ich auch wahrhaftig bei Seiner Excellenz in Breslau 
ſchon abgeſtattet, wenn ich meinen Gläubigern nicht für mein Leben 
verantwortlich wäre, als welches, ſo lange ich einen Groſchen ſchuldig 
bin, nicht mir, ſondern ihnen gehört.“ 

Struenſee hat hierauf in einem eigenhändigen Briefe die Staats⸗ 
hülfe abgeſchlagen und Held dringend gerathen, ſeine Gläubiger durch 
ein jährliche Abzahlung von 500 Thalern zufriedenzuſtellen. Daß er 
die eingeſtandene Abſicht Helds, Hoym zu ermorden, wenn er gleich 
die Sache nicht ganz ernſt nehmen mochte, ebenſo wie die Schmähungen 
dieſes ſeines Kollegen vollkommen ignorirt, das mit dem Biographen 
Helds !) als ein Zeichen feiner Einſicht und Billigkeit zu preiſen, wird 
nicht Jedem anſtehen, da Manche doch an die verſchiedenen Miniſter 
eines und deſſelben Herrſchers die Anforderung ſtellen werden, nach 
außen hin eine einmüthige Haltung des Miniſteriums oder zum 
Wenigſten den Schein einer ſolchen zu zeigen. 

Wenn Held nun im Jahre 1800 durch den längeren ihm ge— 
währten Urlaub für eine Zeit lang ſeinen trüben und rachedurſtigen 
Gedanken entrückt worden und ſogar durch die glänzende Aufnahme, 


) Varnhagen, a. a. O. S. 76. 
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die er und Zerboni in Berlin gefunden, froher geſtimmt worden war, 
ſo loderten der alte Zorn und Groll doch wieder ſofort in ihm mächtig 
auf, als er auf dem Landgut ſeines Freundes die Nachricht von der 
neuen Verfolgung erhielt, die dem Letzteren drohte, und die natürlich 
wiederum Hoym zur Laſt gelegt ward. 

Er empfand auf das Tiefſte das Unglück des Freundes mit. 
Noch voll von dem Rauſche der Berliner Tage wäre er mit ſeiner 
enthuſiaſtiſchen Art ganz bereit geweſen zu einem Märtyrerthum der 
Freundſchaft, und ſeine Empfindung ſpricht ſich in einem damals ent— 
ſtandenen, nachmals auch gedruckten Gedichte „Ergebung“ an Zerboni 
aus, dem es an mancherlei Invektiven gegen „die Gauner, die den 
Staat beſtehlen“ u. ſ. w., nicht fehlt, und wo ihm nur der Troſt zu 
bleiben ſcheint: 

Was wir litten, wird verfliegen 
Gleich dem Schall in freier Luft, 
Doch der Stolz, daß nie ein Schuft 
Konnte unſern Sinn beſiegen, 

Steht — ob wir auch unterliegen, 
Trotzig über unſrer Gruft. 

Das Gedicht klingt dann in dem Wunſche aus, ein gütiges Geſchick 
möge es fügen, daß er, der der Leiden Zerbonis trauernder Gefährte 
ward, mit ihm vereint durch einen Blitz, einen Todesſtoß aus dieſen 
Körperbanden fliehen könnte. 

Held ſchied aus Plugawice mit dem angekündigten Entſchluſſe, 
auch ſeinerſeits einen nachdrücklichen Angriff gegen Hoym zu ver- 
ſuchen. Denn darin ſtimmten die beiden Freunde überein, daß, wenn 
es gelänge, dem Könige über Hoyms Verworfenheit die Augen zu 
öffnen und dieſen zu Falle zu bringen, von Zerbonis Verſchuldung 
kaum mehr ernſtlich die Rede ſein würde. Das Unternehmen ſchien 
Erfolg zu verſprechen, wenn man erwog, daß Hoym in der Umgebung 
des Königs einflußreiche Gegner habe, daß unter den Miniſtern ſich 
Mehrere fanden, die ein tiefgewurzeltes Mißtrauen gegen jenen Ver— 
trauensmann der verfloſſenen Regierung fühlten und vielleicht nur 
einer Gelegenheit harrten, um an deſſen Sturze mitzuarbeiten. 

Während nun alſo Zerboni zum Zwecke einer Dieskreditirung 
Hoyms, wie im vorigen Abſchnitte berichtet ward, ein in ſeine Hände 
gelangtes Verzeichniß der unter dem Beirathe dieſes Miniſters an- 
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geblich verſchenkten ſüdpreußiſchen Güter zum Drucke beförderte, ge- 
dachte Held eine andre Seite der Hoymſchen Regierungsthätigkeit in 
Südpreußen an den Pranger zu ſtellen. Hierzu ſollten ihm die 
Akten eines Rechtsſtreites dienen, der mit Unterbrechungen in den 
Jahren 1792—1798 über die Pachtung der bereits in polniſcher Zeit 
von der Seehandlung zu Berlin erworbenen ſüdpreußiſchen Herrſchaft 
Krotoſchin geführt worden war. 

Von Plugawice zu längerem Aufenthalte nach Poſen zurückgekehrt, 
hatte ſich Held hier durch Ueberredung und Schlauheit Abſchriften 
der einſchlägigen Aktenſtücke verſchafft, von wem, wiſſen wir nicht ), 
denn jo ſehr die bisher feſtgehaltene Meinung?), es habe der 
Poſener Juſtizkommiſſar Früſon, der Sohn des bei jenem Prozeſſe 
in erſter Stelle betheiligten Krotoſchiner Domänenpächters, Helds Freund 
und zugleich der Vormund von deſſen angeheiratheten Kindern, ſeine 
Akten Jenem mitgetheilt, naheliegen konnte, ſo ſprechen doch ver— 
ſchiedene Stellen ſeiner ſpäteren Vertheidigungsſchrift ganz entſchieden 
gegen jene Annahme und zeigen vielmehr, daß Früſon von Helds 
Vorhaben Nichts hat wiſſen und daſſelbe nicht unterſtützen mögen?), 
und daß Held Jenen als von Hoym mit Geld abgefunden und dadurch 
zur Ruhe gebracht anſieht.“) 


1) Wenn Held bei ſeiner Unterſuchung den verſtorbenen Kriegsrath Waſſerſch⸗ 
leben genannt hat, ſo zeigt dagegen eine Erklärung in der Vertheidigungsſchrift 
(Berliner Geh. St.⸗A. R 7 C 17 fol. 118/9), daß es Held eben nur darauf ankam, 
Jemand zu nennen, „den die Rache von Hoym und Goldbeck nicht mehr er— 
reichen konnte“. 

2) So z. B. bei Schück, Die Güterverſchleuderungen in Südpreußen (Abhand- 
lungen der ſchleſiſchen Geſellſch. 1866), S. 52, wo auch der Irrthum, daß es ſich 
um den Neffen, nicht den Sohn des Domänenpächters handle, zu berichtigen iſt. 

3) Vergl. die von Hennings herausgegebene Zeitſchrift Genius des XIX. Jahrh. 
1802, Heft 6 S. 210. 

+) Held verlangt in feiner Vertheidigungsſchrift fol. 162 und noch wieder» 
holentlich geradezu, Früſon ſolle zur Herausgabe ſeiner Akten und zur Ausſage 
über die angeblich von Hoym empfangene Abfindungsſumme gezwungen werden. Held 
berichtet auch (a. a. O. fol. 99), der jüngere Früſon habe auf die Nachricht von 
Helds Verhaftung gegenüber dem Kriegsrath Buchholtz zu Poſen geäußert, Held 
ſei ein rechthaberiſcher Thor, der Alles am unrechten Ende anfaſſe und deshalb 
nie durchdringen werde. Wenn er mit ſeinen Enthüllungen ſich an Hoym ſelbſt 
gewandt hätte, würde er eine hübſche Summe Geldes und außerdem auch noch 
Vortheile für ſeinen Freund Zerboni haben herausſchlagen können, und dann 
würde auch er (Früſon) ihm beigeſtanden haben. Erfunden hat ſich das Held 
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Die abgeſchriebenen Aktenſtücke hatte er dann während des 
Auguſt und September 1800) für den Druck zuſammengeſtellt und 
zwar, wie er bemerkt, etwas haſtig, damit das Buch noch auf den 
eben eingeleiteten Prozeß Zerbonis einen Einfluß zu üben vermöge. 

Am liebſten, ſchreibt er nachmals in ſeiner Vertheidigungsſchrift, 
würde er dem Könige perſönlich ſeine Beſchuldigungen Hoyms vor⸗ 
getragen haben, aber er habe doch nimmermehr hoffen dürfen, eine 
Audienz zu erlangen; ſo habe er ſich zugleich in Erinnerung daran, 
daß der König eine große Abneigung hege, dickleibige Manufkripte 
durchzuleſen, entſchloſſen, die Schriftſtücke, auf die es beſonders ankäme, 
demſelben in bequemem Drucke vorzulegen.?) Er ſagt in feiner Ver⸗ 
theidigung, es ließen ſich zwar ſchlimmere Thaten Hoyms nachweiſen, 
doch er habe bei andern nicht ſo vollſtändig die aktenmäßigen Be⸗ 
weiſe beizubringen vermocht. Deshalb ſei er bei dieſen geblieben in 
der Hoffnung, daß auch ſie dazu hinreichen würden, den König zu 
überzeugen, daß Hoym in dieſer Angelegenheit pflichtwidrig gehandelt 
habe und ebenſo der Großkanzler Goldbeck, der den Rechtsweg in 
dieſer Angelegenheit gehemmt habe. 

Auf ſeiner Rückreiſe nach Brandenburg verweilte dann Held 
noch einige Zeit in Berlin, wo er bei ſeinem alten Gönner, dem 
Miniſter von Struenſee, eine Audienz hatte. Nach ſeiner Angabe 
habe er dieſem auch ſein Manuſkript gezeigt und ſogar zu bequemer 
Durchſicht überlaſſen.?) Falls dies zutrifft, jo hat ſicherlich das 
Manuſkript noch nicht die Form gehabt, in der es jetzt gedruckt vorliegt. 
Wäre dies der Fall geweſen, ſo hätte Struenſee, mochte er auch 
immer ein Gegner Hoyms ſein, die alles Maß überſteigenden und 


ſchwerlich ganz; ob jedoch die ihm zugetragenen Aeußerungen urſprünglich ſo ge⸗ 
lautet haben, wie ſie Derſelbe wiedergiebt, bleibt zweifelhaft, da er notoriſch (wie 
wir das z. B. bei den angeblich von Struenſee geſprochenen, unten anzuführenden 
Worten deutlich wahrnehmen), vielleicht ohne ſich recht deſſen bewußt zu werden, 
Gehörtes den eignen Anſchauungen entſprechend umformt und ſchärfer zuſpitzt. So 
bleibt es auch ungewiß, ob Früſon wirklich ſo ſchmähende Ausdrücke über Hoym 
gebraucht hat, wie Held hier und da in ſeiner Vertheidigungsſchrift anführt 
(3. B. fol. 97). 

1) Vertheidigungsſchrift S. 98. 

2) Brief an Hennings vom 14. März 1801, in deſſen Korreſp. ed. Watten⸗ 
bach a. a. O. S. 14. 

) Angeführt bei Varnhagen, H. von Held S. 104. 
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außer jedem Verhältniſſe zu dem Inhalte der Aktenſtücke ſtehenden 
Schmähungen ſeines Kollegen nimmermehr ohne ein Wort ernſter 
Mißbilligung hingehen laſſen und noch weniger es wenigſtens als 
möglich bezeichnen können, daß mit einer ſo unfläthigen Sprache bei 
dem ſchlichten, gerechtigkeitsliebenden, allem exzentriſchen Weſen gründ— 
lich abgeneigten Könige ein Erfolg zu erzielen ſein werde. Nach Held 
ſoll Struenſee bei dem Zurückgeben des Manuffriptes geäußert haben, 
die Thatſachen ſeien richtig, doch noch bei Weitem nicht vollſtändig 
genug, er der Miniſter kenne den tieferen Zuſammenhang und das 
dabei mitſpielende Geheimniß. „Indeß“, fuhr er fort, „enthält das 
Buch Stoff genug, um dem Könige aufzufallen. Sie wagen damit 
viel. Entweder wird damit etwas recht Gutes oder etwas recht 
Schlimmes geſtiftet, und Sie können ſich dadurch recht glücklich oder 
noch unglücklicher machen, als Sie ſchon ſind. Abrathen will ich 
Ihnen nicht, mich davon meliren kann und will ich aber auch nicht. 
Die Zugänge ſind zu ſehr verriegelt. Nachdem dieſe Sache unter 
Mitwiſſen des jetzigen Königs beendigt und zu Grabe getragen worden, 
darf ich, ohne die ſeltſamſten Verdachte perſönlicher Animoſität gegen 
Hoym mir zuzuziehen, ſie nicht neuerdings zur Sprache bringen. 
Werde ich befragt, ob die in dem Buche vorkommenden Briefe echt 
ſind, ſo werde ich, wie es wahr iſt, Ja ſagen. Uebrigens hoffe ich, 
werden Sie, ſolange ich lebe, es verſchweigen, daß Sie mir das 
Manuſkript gezeigt haben. Jetzt weiß ich Nichts von Ihrem Vor⸗ 
ſatze. Handeln Sie nach Gutdünken. Gelingt es, ſo kann die beſte 
Wirkung erfolgen.“) 

Struenſee, berichtet Held, habe noch weitere Aeußerungen daran 
geknüpft über die allgemeine Lage des Staates und die Schwierigkeit 
durchgreifender Reformen, was aber für Held „anſtatt ihn ab— 
zuſchrecken nur zur ſtärkeren Anreizung wurde.“ Wir mögen hieraus 
den Schluß ziehen, daß die Tendenz der Struenſeeſchen Aeußerungen 
doch dahin gegangen iſt, Held von der Herausgabe ſeines Buches 
abzurathen. Darf das aber angenommen werden, dann kann der 
Miniſter unmöglich Worte geäußert haben, wie ſie ihm Held in den 
Mund legt, Worte, die doch für des Letzteren Vorhaben größere Chancen 


) Angeführt bei Varnhagen, a. a. O. S. 104, 5. 
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verſprachen, als uns denkbar erſcheinen will. Zu dieſer Meinung, 
daß Held, als er nachmals aus ſeinem Gedächtniſſe die Aeußerungen 
Struenſees niederſchrieb, dieſelben in einem dem Vorhaben günſtigeren 
Sinne wiedergegeben hat, als ſie wirklich geſprochen wurden, werden 
wir dann auch noch durch den Hinblick auf das gedrängt, was Held 
ſelbſt in feiner unmittelbar nach dem Tode Struenſees (1805) ver- 
faßten Charakteriſtik deſſelben ſchreibt. Wenn er demſelben hier eine 
ſtarke peſſimiſtiſche Ader zuſchreibt, jo ſteht es damit doch in direktem 
Widerſpruche, daß der Miniſter ihm alles Ernſtes die Möglichkeit er— 
öffnet haben ſollte, es könne durch die hier beabſichtigte Veröffentlichung 
etwas „recht Gutes“ geſtiftet werden. Man braucht nur die hier 
von Held mit geſperrten Lettern gedruckten!) Worte zu leſen, die 
Struenſee über die Schwierigkeit einer durchgreifenden Reform der 
Staatsverwaltung zu ihm geſprochen habe: „Daran wird ſich auch 
Keiner eher machen, als bis ein gewaltiger Stoß von außen dazu 
zwingt. — — — Ehe es dahin kommt, find aber wir Beide wahr- 
ſcheinlich todt. Feinde hat man im Leben doch genug, wozu noch 
Mehrere ſich auf den Hals ziehen, ohne zu nutzen? Thun wir nicht 
beſſer, wir ſchweigen?“ Wer ſo dachte, der konnte doch unmöglich 
einem ſo exzentriſchen und ſo wenig überlegten Plane, wie der Helds 
war, auch nur ſoviel Ermuthigung zu Theil werden laſſen, als in 
jener angeführten Faſſung der Struenſeeſchen Aeußerungen enthalten iſt. 

Die größte Wahrſcheinlichkeit ſcheint vielmehr dafür zu ſprechen, 
daß Struenſee Held gegenüber einfach abgerathen hat, daß dieſer 
aber aus dieſen Abmahnungen nur den Antrieb entnommen hat, um 
ſo ſtärker in ſeinen Gloſſen zu dem Texte jener Aktenſtücke die nach 
ſeiner Meinung dabei vorgekommenen Schändlichkeiten ins rechte 
Licht zu ſetzen, und daß erſt jetzt das ganze Büchlein jene maßlos 
injuriöſe Form erhalten hat, in der es vorliegt. 

Als es ſich nun um Gewinnung eines Verlegers handelte, gab 
Held den urſprünglichen Vorſatz, das Buch jenſeits der preußiſchen 
Grenze drucken zu laſſen, mit dem ihm eignen Leichtſinn auf aus 
Anlaß eines zufälligen Zuſammentreffens mit einem Univerſitätsfreunde 
vom Helmſtädt her, dem Berliner Buchhändler Frölich. 


) Held, Struenſee (1805) S. 47. 
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Im Oktober 1800 legte Dieſem Held das Manuſkript vor, das 
übrigens damals auf dem Titel ſeine Spitze nicht gegen die Miniſter 
Hoym und Goldbeck, ſondern nur gegen den Kriegsrath Triebenfeld 
richtete. Held verſichert, Frölich nicht verhehlt zu haben, daß er ſich 
mit dem Buche möglicherweiſe in Unannehmlichkeiten bringen könne, es 
ſeien „feurige Kohlen“.!) Aber Frölich betrachtete die Sache mit 
nicht geringem Leichtſinne als eine pikante Erſcheinung, die viel ge- 
kauft werden würde; Held war zuweilen geradezu ergrimmt bei der 
Wahrnehmung, daß ein Buch, welches er „mit ſo finſterem Ernſt 
zuſammengeſetzt“ hatte, von ſeinem Verleger immer als „eine Frivolität, 
als ein Spaß betrachtet ward, etwa wie die elende Biographie der 
Gräfin Lichtenau und dergleichen litterariſche Excremente“, und alle Aus⸗ 
einanderſetzungen Helds über die Bedeutſamkeit des Buches vermochten 
Jenen nicht am Lachen über das Ganze zu hindern.?) Frölich war 
ſchon nach zwei Tagen entſchloſſen, das Buch in Verlag zu nehmen, 
für welches der Verfaſſer kein Honorar, ſondern nur eine größere 
Zahl von Freiexemplaren begehrte; daß ein Imprimatur für die Schrift 
nicht zu erlangen ſein würde, darüber waren Beide einig. Dafür 
ſicherte man ſich Verſchwiegenheit auf Ehrenwort gegenſeitig zu. 
Frölich ließ den Druck in einer im Hinterhauſe ſeiner Wohnung 
verſteckten Druckerei ausführen und beſorgte auch die Korrektur ſelbſt. 
Im Dezember 1800 ſtellte ſich Held wiederum in Berlin ein und gab 
jetzt erſt dem Titel die Faſſung: „Die wahren Jakobiner in Preußen 
oder aktenmäßige Darſtellung der böſen Ränke und betrügeriſchen 
Dienſtführung zweier preußiſchen Staatsminiſter“, ſtrich auch den 
urſprünglich verſtellten Namen ganz aus; wenn er ſich die Anonymi⸗ 
tät in feiner Vertheidigungsſchrift ſelbſt zum Vorwurfe machts), führt 
er zu ſeiner Entſchuldigung an, gemeint zu haben, das Buch werde 
bei dem Könige beſſer wirken, wenn ſein Name nicht darunter ſtände. 

Ende Januar 1801 erhielt Held das ausbedungene Dutzend 
Abzüge nach Brandenburg zugeſandt und ließ dieſelben in einer be⸗ 
nachbarten ſächſiſchen Stadt ſchwarz einbinden. Selbſt der Schnitt 

) Vertheidigungsſchrift Helds in 2. Inſtanz, Berl. Geh. St.⸗A. R 7 C17 
fol. 212. 

2) Ebendaſelbſt. 

3) Ebendaſelbſt fol. 194. 
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ward ſchwarz, und nur bei einigen für hochgeſtellte Perſonen beſtimmten 
Exemplaren fanden ſich auf dem Rücken in Silberdruck die Namen 
Hoym und Goldbeck.!) Von dieſen Einbänden ſtammt der bekanntere 
Name der Schrift „Das ſchwarze Buch“. Anfang Februar 18012) 
ließ Held von Nauen aus drei jener dekorirten Exemplare abgehen, 
eins an den König, ein zweites an deſſen einflußreichen General— 
adjutanten von Köckritz, ein drittes an den Miniſter Grafen Schulen— 
burg, der auch für einen Gegner Hoyms galt, und den Held jetzt in 
einem anonymen Briefe vom 5. Februar 1801 beſchwor, dafür zu 
ſorgen, daß der König das Buch wirklich leſe. Das Letztere glaubte 
Held allerdings ſchon um des Aufſehens willen, das die Schrift bei 
ihrem buchhändleriſchen Erſcheinen erregte, hoffen zu dürfen. Ver— 
muthlich hat auch der Miniſter von Struenſee ſolch ein Exemplar 
erhalten. 

Das Aufſehen, das das Buch erregte, war allerdings ſehr groß, 
entſprechend der überaus leidenſchaftlichen Sprache, in der die Gloſſen 
geſchrieben waren, wie denn ſelbſt der damals noch mitten im Kampfe 
ſtehende Zerboni, indem er die Schrift ſeinem publiziſtiſchen Gönner 
von Hennings empfiehlt, urtheilt, daß Held darin die Vergehungen des 
Grafen von Hoym und des Großkanzlers „über allen Ausdruck dreiſt 
kommentirt“ habe?); zu einer buchhändleriſchen Verbreitung kam es 
nicht recht, da die Polizei bald ihre Hand auf die von Leipzig her, 
wohin die ganze Auflage gebracht worden war, nach Preußen gelangen— 
den Exemplare legte, das Buch für konfiszirt erklärte und bei 
400 Dukaten Strafe den Verkauf verbot. 


In Leipzig konnten noch einige Exemplare abgeſetzt werden, 
in Berlin ſollen Unterbeamte der Polizei aus dem Vorrathe der mit 
Beſchlag belegten Auflage einzelne Stücke zu einem Friedrichsdor 


) Varnhagen a. a. O. S. 105 — 7. Dem Verfaſſer iſt ein jo dekorirtes 
Exemplar nicht zu Geficht gekommen, vielmehr kennt er nur Exemplare in gewöhn- 
lichem Einband; ein ſolches mit ſchwarzem Band und Schnitt beſitzt das Staats- 
archiv zu Poſen. 

2) Dieſe Zeitbeſtimmung Varnhagens S. 107 findet ihre volle Beſtätigung 
in dem Datum des gleich zu erwähnenden Briefes an Schulenburg, das Held 
ſelbſt in ſeiner Vertheidigungsſchrift anführt. 

3) Brieſwechſel ed. Wattenbach a. a. O. S. 15. 
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verkauft haben.) Das Buch ward ſchließlich jo ſelten, daß Helds 
Biograph Varnhagen verſichert, nicht nur ſelbſt es nie haben leſen zu 
können, ſondern nicht einmal von Jemandem gehört zu haben, der 
es mit eignen Augen geſehen.?) Aber je weniger das Publikum 
von dem Buche ſelbſt Kenntniß zu nehmen vermochte, deſto mehr 
ſetzte ſich die Meinung feſt, daß in demſelben die ſchlimmſten Hoym 
und Goldbeck auf das Schwerſte gravirenden Dinge mit beiſpielloſem 
Freimuthe geſagt worden ſeien. 

Der König war ſogleich entſchloſſen den Verfaſſer zu beſtrafen, 
und der Kabinetsrath Beyme ſchrieb unverzüglich an den „Poſtwärter“ 
zu Nauen, um womöglich durch dieſen auf die Spur des Verfaſſers 
zu kommen, und da dies erfolglos blieb, erging unter dem 21. Februar 
1801 eine Kabinetsordre an den berühmteſten Kriminalinquirenten 
Geh. Kammergerichtsrath von Warſing, als den Vorſitzenden der 
Immediat-Kriminal-Kommiſſion.“) In dieſer hieß es: „Da Mir 
ſämmtliche Fakta, welche in dieſem ehrenſchänderiſchen Libelle mit 
der feindſeligſten Bosheit entſtellt werden, bekannt ſind, ſo würde Ich 
es der verdienten Verachtung mit Stillſchweigen überlaſſen haben, 
wenn der anonyme Verfaſſer nicht die Unverſchämtheit gehabt hätte, 
Mir daſſelbe theils unmittelbar, theils durch den Grafen Schulenburg 
einzureichen. Dieſer höchſt ſtrafbare Frevel fordert die ſtrengſte Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung des Urhebers.“ — — „Das Gerücht nennt 
den Ober⸗Acciſe⸗ und Zollrath von Held als den Verfaſſer.“ Warfing 
ſolle nun die Unterſuchung auf das Eifrigſte betreiben, aber ganz ge- 
heim und gegen Held nicht eher vorgehen, als bis geſetzlich zureichende 
Anzeigen wider ihn vorhanden ſeien. Der König erwarte von Zeit 
zu Zeit Nachrichten über den Erfolg der Unterſuchung. 

Ehe noch die Ausfertigung dieſer Kabinetsordre in Warſings 
Hände gelangte, war der darin enthaltene Auftrag, den Beyme ſchon 
mündlich an den Polizeidirektor von Warſing hatte ergehen laſſen “), 
bereits erfüllt. 

) So berichtet Zerboni in feinem Briefwechſel mit Henning ed. Wattenbach 
a. a. O. S. 16. 

) S. 107. In Breslau beſitzen es die öffentlichen Bibliotheken in drei 
Exemplaren. 

) Berl. Geh. St.⸗A. R 89. 59. 36. 


) Dieſer mündlichen Aufforderung wird auch bei Varnhagen gedacht, a. a. O. 
S. 113. 
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Held, der am 12. Februar wiederum nach Berlin gekommen 
war, hatte, wie er verſichert!), mehr als einmal daran gedacht, dem 
Miniſter von Schulenburg gegenüber ſich ſelbſt als Verfaſſer jenes 
Buches zu bekennen. Nur die heißen Bitten eines Freundes, ſchreibt 
er, hätten ihn davon abgehalten; er bereue um ſo mehr, das nicht 
gethan zu haben, als ihm dadurch eine der bitterſten Erfahrungen 
erſpart worden wäre. Er glaubt nämlich, daß die damals an ihn 
ergangenen zweimaligen Einladungen in die Freimaurerloge Royal 
Jork keinen anderen Zweck gehabt hätten, als unter der Maske der 
Freundſchaft ihm das Geheimniß ſeiner Autorſchaft abzulocken. Zu 
dem Zwecke hätten ſein alter Bekannter Feßler, der Großmeiſter 
jener Loge, und der bei der Polizei beſchäftigte Kriegsrath Trebbin 
ihn mit Freundlichkeiten überhäuft und zu reichlichem Weingenuſſe 
eifrig ermuntert. Ob hieran etwas Wahres iſt, bleibt höchſt zweifel⸗ 
haft, nur erfahren wir, daß eben in der Loge Royal Pork der Stadt⸗ 
präſident Eiſenberg Held gewarnt habe?), ein Beweis, daß man 
bereits von ſeiner Autorſchaft ſprach, wie denn auch in der That bei 
Helds arger Unvorſichtigkeit das Geheimniß kaum lange gewahrt 
bleiben konnte. Eine Anzahl von Perſonen wußten von ſeiner Autor— 
ſchaft, Andere, denen er das Buch mit eigenhändigen, wenngleich 
nicht unterzeichneten Briefen geſandt hatte, vermochten dieſelbe aus 
der Handſchrift zu errathen, und ſchließlich war die Zahl der Schrift- 
ſteller, denen man ſolche exzentriſche Sprache zutrauen konnte, doch 
nicht allzugroß. 

In Wahrheit aber iſt die Polizei zunächſt dem Verleger auf die 
Spur gekommen; Frölich hat ſich dann nicht lange geſperrt, den 
Verfaſſer zu nennen, und nachdem Held vor dem Polizeidirektor 
Warſing mit Frölich konfrontirt auch ſeinerſeits ſeine Autorſchaft 
eingeſtanden, wurde er in der Hausvogtei behalten. 

Der Entdeckung folgte für Verfaſſer wie Verleger der Prozeß 
auf dem Fuße, an deſſen für den Angeklagten ungünſtigem Ausgange 
die Vertheidigung eines tüchtigen Juriſten, des Geheimen Juſtizrathes 
Mathes, Nichts zu ändern vermochte. Die Kriminaldeputation des 


) Vertheidigungsſchrift fol. 144. In einem an Schulenburg geſchriebenen 
anonymen Briefe hatte er das ſogar ſelbſt in Ausſicht geſtellt. 
) Varnhagen, a. a. O. S. 111. 
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Kammergerichtes ſah in Helds Urtheil über die den Früſonſchen 
Rechtsſtreit beendigende Kabinetsordre vom 24. Dezember 1798 eine 
Verletzung der Ehrfurcht gegen den Landesherrn, und indem ſie 
dieſelbe mit neun Monaten Feſtungshaft beſtrafte, belegte fie gleich- 
zeitig die an vielen Stellen ausgeſprochenen Injurien gegen zwei der 
erſten Staatsdiener mit der gleichen Strafe, ſo daß Held im Ganzen 
1½ ͤ Jahr Feſtung zu verbüßen erhielt und in Folge dieſer Strafe 
zugleich ſeines Amtes entſetzt ward, während der Verleger und der 
Drucker mit geringeren Freiheitsſtrafen davon kamen. Held und 
Frölich legten gegen das Urtheil Berufung ein. 


II. Das Thatſächliche des ſchwarzen Buches. 


Was enthält nun thatſächlich dieſe in ſo merkwürdiger Form an 
die Oeffentlichkeit getretene Druckſchrift „Das ſchwarze Buch“? Im 
Grunde Nichts als Aktenſtücke, betreffend Differenzen über verſchiedene 
Verpachtungen öffentlicher Aemter beziehungsweiſe Domänen, die erſt 
durch die von Held zugefügten, alles Maß überſteigenden ſchmähenden 
Zuſätze und Interpretationen ein näheres Intereſſe zu erregen ge— 
eignet werden. 

Vornan ſteht eine kurze Anrede an den König, in welcher Dieſer 
angefleht wird, ehe er den Verkauf dieſes Buches verböte, demſelben 
eine einzige einſame halbe Stunde zu widmen. Von ihm, in dem 
man nicht nur den erſten, ſondern auch den redlichſten Mann im 
Staate ſähe, dürfe man hoffen, daß er nicht durch Rückſichten auf 
Perſonen, die doch immer nur feine Diener ſeien, fein Urtheil be- 
ſtimmen laſſen werde. Er ſolle ſelbſt urtheilen. „Allenfalls können 
Sie ja einige andere ehrliche Leute, einen Arnim, Struenſee, Mencken, 
Hoff ꝛc. um ihre Meynungen befragen.“ 

Dann folgt eine überaus wunderliche Einleitung des Inhalts, 
der Verfaſſer ſei im letzten Sommer auf einer Reiſe durch das Städt- 
chen Krotoſchin gelommen und hier mit einem andern mürriſch aus⸗ 
ſehenden Reiſenden, der aber bei dem Pferdewechſel ſeine Kibitke gar 
nicht verlaſſen habe, zuſammengetroffen, habe auch wahrgenommen, daß 
Derſelbe den gleichen Weg verfolge, aber deſſen Wagen bald ganz 
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aus dem Geſicht verloren, dagegen nachmals auf einem Waldwege, 
den Jener vor ihm paſſirt, eine offenbar aus dem Wagen gefallene 
ſchwarze Ledermappe gefunden und darin ein reinlich geſchriebenes 
druckfertiges Manuſkript, das dem Eigenthümer zurückzuſtellen nicht 
gelungen ſei, da er den Fremden nicht mehr einzuholen vermocht, 
ihn vielmehr niemals wiedergeſehn habe. Das in ſeinen Händen 
zurückgebliebene Manuskript habe er nun zu veröffentlichen ſich ent— 
ſchloſſen. 

Schon hier muß es nun unſer Befremden erregen, wahrzunehmen, 
daß ein Buch, welches die ſchwerſten moraliſchen Anklagen erhebt, und 
deſſen Verfaſſer doch das lebhafteſte Intereſſe daran haben mußte, 
über die eigne Integrität keinen Zweifel zu laſſen, mit einer natürlich 
erfundenen Erzählung eröffnet wird, welche den Verfaſſer eine auf 
der Straße gefundene Sache ohne irgend welche Gewiſſensſkrupel wie 
ſein Eigenthum anſehen und benutzen läßt, während das Geſetz doch 
Derartiges als Unterſchlagung ahndet. 

Nach jenem Berichte über die Auffindung des Manuffriptes 
folgt nun, ehe die Veröffentlichung der Aktenſtücke beginnt, noch eine 
hiſtoriſche Einleitung über das Amt Krotoſchin, deren Würdigung 
dann ſchon von der des eigentlichen Inhalts nicht wohl zu trennen iſt. 

Auf polniſchem Gebiete nahe der ſchleſiſchen Grenze beſaß das 
königliche Inſtitut der Seehandlung die Herrſchaft Krotoſchin. Als 
nun 1791 von Struenſee an die Spitze der Seehandlung trat, ent- 
ſchloß er ſich, um den Ertrag des Gutes zu ſteigern, die bisher 
adminiſtrirte Herrſchaft in Pacht zu geben und zwar an den Ober- 
amtmann Früſon, ſo daß dem bisherigen Verwalter, dem in jener 
Zeit vielgenannten Titularkriegsrathe von Triebenfeld nur die Forſten 
zu geſonderter Verwaltung blieben. Bevor aber nun auch nur die 
Formalitäten erfüllt waren, welche einer Beſtätigung des Pachtkontraktes 
durch die Aufſichtsbehörde der Seehandlung, die Breslauer Kammer 
reſpektive deren Chef, den Miniſter von Hoym, vorausgehen mußten, 
war der Pächter Früſon mit den kompetenten polniſchen Gerichten in 
Konflikte gerathen, infolge deren die Letzteren den Rücktritt des 
Früſon von der Pacht verlangten, und daraufhin entſandte im Auguſt 
1792 die Breslauer Kammer einen Kommiſſar in der Perſon des 
Aſſeſſors Neumann zur Vollziehung der Exmiſſion des Früſon aus 
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der Krotoſchiner Pacht, und der Letztere ließ ſich bereit finden, einen 
Revers darüber auszuſtellen, in dem er zugleich allen Entſchädigungs⸗ 
anſprüchen entſagte. Damit ſchließt der erſte Akt dieſer Streitſache. 

Als die Sache wieder aufgenommen ward (1794), hatte ſich die 
Lage der Dinge nicht unweſentlich verändert, inſoweit inzwiſchen 
durch die zweite polniſche Theilung Krotoſchin preußiſch geworden war. 
Früſon, der der feſten Ueberzeugung war, daß ihm bei jener Exmiſſion 
ſchweres Unrecht geſchehen ſei, und nachweiſen zu können glaubte, daß 
allein Intriguen Triebenfelds das Vorgehen der polniſchen Gerichte 
herbeigeführt, und daß ihm jener Verzicht auf die Pachtgüter von 
einem zuſammengerotteten Haufen berauſchter Polen unter Drohungen 
abgepreßt worden ſei, ließ nun durch ſeinen rechtskundigen Sohn eine 
Klage gegen die Seehandlung ausarbeiten auf Wiedereinſetzung in 
die Pacht und Entſchädigungen für die gehabten Verluſte. Aber 
die Direktion der Seehandlung erklärte, ſie habe Nichts mit der 
Sache zu thun, da die Adminiſtration der Güter durch Kabinets⸗ 
ordre der Breslauer Kammer unter Leitung des Miniſters von Hoym 
übertragen worden ſei und ſie außerdem an der Exmiſſion keinerlei 
Antheil gehabt habe. Glaube Früſon noch Anſprüche zu haben, 
ſo möge er ſie geltend machen gegen die Mitglieder der ehemaligen 
polniſchen Gerichte, auf deren Beſchlüſſe hin die Exmiſſion erfolgt 
ſei, gegen die Perſonen, denen er die ihm angethane Gewalt zu⸗ 
meſſe, oder ſchlimmſten Falls perſönlich gegen den Miniſter von 
Hoym als den Chef der Behörde, welche die Exmiſſion verfügt 
habe. Früſon wählte das Letztere, und die neuerrichtete Poſener 
Gerichtsbehörde nahm (ſicherlich nicht ohne Vorwiſſen des zuſtändigen 
Präfidenten von Danckelmann !) die Klage an und ſandte die Anzeige 
davon an den Miniſter. Es mag hier gleich bemerkt werden, daß 
unter andern Umſtänden ein ſolches Vorgehn vielleicht erhebliche Be⸗ 
denken gefunden haben würde, aber es beſtand damals in der That 
ein gewiſſer Antagonismus zwiſchen Juſtiz und Verwaltung und eine 
Neigung zu gegenſeitigen Reibungen, wie denn die beiden ſchleſiſchen 
Miniſter, der der Verwaltung und der der Juſtiz, Hoym und Danckel⸗ 


) Als Hoym die Litisdenunziation zurückweiſt, erklärt Danckelmann, es käme 
nur darauf an, daß die Inſinuation erfolgt ſei. Schwarzes Buch S. 107. 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 12 
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mann, von jeher Feinde geweſen waren; auch bei dem Publikum ſtand 
die Juſtiz als die Schirmerin des Rechts in Gunſt ungleich mehr 
als die Verwaltung, der man Willkür und Abhängigkeit von jeder 
Laune des Gebieters zuſchrieb. Hoym aber wies nicht ohne Un- 
willen den Gedanken, ſich für Amtshandlungen vermögensrechtlich 
haftbar machen zu laſſen, zurück und erklärte an den König berichten 
zu müſſen. Danckelmann hat bald nachher ſeine Stelle als ſchleſiſcher 
Juſtizminiſter niedergelegt, ohne einen Nachfolger zu erhalten, und 
der inzwiſchen an Carmers Stelle zum Großkanzler ernannte Gold⸗ 
beck erklärte auf königlichen Spezialbefehl unter dem 12. Juli 1795 
entſprechend dem Antrage der Breslauer Kammer, daß, nachdem Früſon 
einen rechtskräftigen Verzicht auf jene Pacht geleiſtet und nachmals 
auch jeder Klage wegen eines bei dieſer Gelegenheit geübten Zwanges 
in dem Protokolle vom 18. Dezember 1794 (das übrigens Held nicht 
mittheilt) ausdrücklich entſagt habe, eine rechtliche Inanſpruchnahme 
ebenſowenig der Seehandlung wie des Miniſters von Hoym oder 
der Breslauer Kammer für ſtatthaft angeſehen werden könne. 

Die Sache hatte aber noch einen dritten Akt, inſofern unmittelbar 
nach dem Tode Friedrich Wilhelms II. deſſen Nachfolger auf eine 
Immediateingabe des Juſtizkommiſſars Früſon die Wiedereröffnung 
des Rechtsweges geſtattete, ja ſogar ſelbſt Einſendung der Akten ver- 
langte. Aber auch er erklärt dann unter dem 24. Dezember 1798), 
er habe ſich aus den eingeſandten Akten überzeugt, daß die Sache 
ſehr anders liege, als fie in der Immediateingabe vorgeſtellt worden 
ſei, daß nämlich der Oberamtmann Früſon ſeiner Zeit nicht durch 
einen Akt der Willkür, ſondern auf Grund eines Beſchluſſes der 
damals kompetenten polniſchen Gerichte und eines von Früſon ſelbſt 
ausgeſtellten Verzichtsreverſes ſeiner Pacht enthoben worden ſei, und 
daß, wenn der Letztere meine, der Rath von Triebenfeld habe jenes 
Dekret der polniſchen Gerichte durch unerlaubte Mittel herbeigeführt 
und der Kommiſſar der Kammer, der damalige Aſſeſſor Neumann, 
durch Lift und Drohungen ihn zur Ausſtellung jenes Reverſes ge- 
drängt, ihm der Rechtsweg gegen dieſe Beiden, aber eben nur gegen 
Dieſe offen ſtehen ſolle. Man ſieht, es handelt ſich hierbei weſentlich 


) Schwarzes Buch S. 230. 
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um die heikle Frage, inwieweit es für zuläſſig gelten könne, einen 
Miniſter für Amtshandlungen vermögensrechtlich haftbar zu machen, 
und es kann da wohl verſtändlich erſcheinen, wenn die Entſcheidung 
des Königs dem Früſon den Rechtsweg nur gegen die von ihm direkt 
beſchuldigten Perſönlichkeiten Triebenfeld und Neumann geſtatten will, 
aber eine Klage zurückweiſt, die, wie es dort heißt, dazu führen müßte, 
daß die Etatsminiſter Graf Hoym und von Struenſee nebſt ſämmt— 
lichen Mitgliedern der Breslauer Kammer über ihre Amtsverwaltung 
vor einer ganz fremden Behörde ſich zu verantworten haben würden, 
da ſie doch mit wenigſtens ebenſo vielem Rechte als der geringſte Unter- 
than den Schutz des Geſetzes gegen muthwillige Klagen reklamiren 
könnten. 

Den ihm offen gelaſſenen Rechtsweg gegen Triebenfeld und 
Neumann hat Früſon nicht betreten; das Amt Krotoſchin ward durch 
Hoym dem vormaligen Verwalter deſſelben Triebenfeld für den gleichen 
Pachtzins, den Früſon zahlen wollte, zur Pacht übergeben, und über 
die Zedirung dieſer Pacht durch Triebenfeld an den Staroſten 
von Gajewsky weiß dann Held noch eine Geſchichte zu erzählen, die 
er als „eine nur ſo nebenher begangene Büberei“ bezeichnet ), bei 
der es ſich aber thatſächlich um einen angeblich durch Hoym und 
Triebenfeld verübten Raub eines ganzen Vermögens handelt. 

Nach Helds Darſtellung hat Triebenfeld die 1792 von Früſon 
zurückerhaltene Krotoſchiner Pacht bereits 1793 zu einer Art von 
Afterpacht auf 10 Jahre an den Staroſten von Gajewsky gegeben 
unter der Bedingung, daß der Letztere ihm von dem zu machenden 
Profite jährlich 5000 Thlr. zahle, ja Gajewsky läßt ſich ſogar unter 
allerhand vorgeſpiegelten Vortheilen bereit finden, ihm die ganze Summe 
gleich auf 10 Jahre vorauszubezahlen. Um dieſe 50000 Thaler auf- 
zubringen, verpfändet der Staroſt ſeine ganze Herrſchaft Storchneſt an 
eine Breslauer öffentliche Kaſſe. Aber kaum hat er die Summe an 
Triebenfeld abgezahlt, ſo wird Krotoſchin von der Seehandlung an 
den ſüdpreußiſchen Domänenfonds verkauft, Gajewsky wird 1795 
exmittirt ſo gut wie zwei Jahre früher Früſon; Triebenfeld giebt 
Nichts von dem Gelde heraus, außer was ihm Hoym zur Deckung 


) Schwarzes Buch S. 174 Anm. 
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jener öffentlichen Kaſſe abjagt; Gajewsky kommt an den Bettelſtab 
und findet ſeinen letzten Troſt darin, die Geſchichte ſeiner Leiden 
fühlenden Herzen zu erzählen wie Held, der ſie den ſonſtigen „Schlecht⸗ 
heiten“ Hoyms willig anreiht. 

Wie es ſich mit der Gajewskyſchen Angelegenheit in Wahrheit 
verhalten, ſoll hier kurz angegeben werden und zwar auf Grund der 
amtlichen Berichte des Miniſters von Voß, bei welchem Letzteren 
ſelbſt Held nicht angenommen haben würde, er könne aus Parteilich⸗ 
keit für Hoym oder Triebenfeld Unwahres berichten. Hier erfahren 
wir, daß Gajewsky im Jahre 1795 die Pacht von Krotoſchin ſich 
durch Triebenfeld hat zediren laſſen gegen ein Abſtandsquantum von 
26 000 Thalern.!) Dieſe Summe findet nach den Akten ihre Er- 
klärung darin:), daß man aus dem umfänglichen Forſte (30000 Morgen) 
bisher gar keinen Gewinn gezogen, während auch der Miniſter von Voß 
den jährlichen Ertrag, den man unbedenklich dem Forſte entnehmen 
tönne, auf 6000 Thaler anſchlägt ?), To daß alſo Gajewsky bei der 
noch auf fünf Jahre laufenden Pacht in Summa 30000 Thaler zu 
gewinnen hoffen, mithin noch auf einen Ueberſchuß von 4000 Thalern 
trotz der an Triebenfeld gezahlten Abfindung ſchon von dieſer Seite 
her rechnen durfte. 

Für alles Weitere brauchen wir nur die eignen Worte des 
Voß ' ſchen Berichtes ſprechen zu laſſen“): „Die für die jährliche Pacht⸗ 
ſumme von 30 100 Thalern von dem Kriegsrathe von Triebenfeld dem 
ehemaligen Staroſten von Powidz (Storchneſt), von Gajewsky — — 
zedirte Pacht dieſer Herrſchaft (Krotoſchin) gehet mit Trinitatis dieſes 
Jahres (1800) zu Ende. Der letztere Pächter hat von 1795 an, 
als ſo lange er dieſe Pachtung inne hat, jenes Pacht⸗Quantum ſo 
wenig richtig und prompt abgeführt (woran zum Theil ein ſein 
Vermögen überſteigender Ankauf zweyer beträchtlichen Herrſchaften, 
zum Theil feine ſchlechte Wirthſchaftsführung ſelbſt ſchuld war), daß 
mein Vorgänger in der Adminiſtration von Südpreußen dadurch ſchon 
veranlaßt wurde, wider ein von dem von Gajewsky angebrachtes 


1) Berl. Geh. St.⸗A. R 89 120 L fol. 28. Bericht vom 30. November 1798. 
2) Ebendaſelbſt fol. 60 b. 
) Ebendaſelbſt fol. 27 v. 
) Ebendaſelbſt fol. 67. Bericht vom 31. März 1800. 


II. Das Thatſächliche des ſchwarzen Buches. 181 


Pacht⸗Prolongations⸗Geſuch zu ſentiren, dieſerhalb unterm 8. Dezember 
1797 an Ew. Königliche Majeſtät zu berichten und Allerhöchſtdie⸗ 
ſelbe zu der in der höchſten Kabinets⸗Ordre vom 14. Dezember 1797 
erfolgten Beſtimmung, daß die Generalpacht des Gajewsky mit Ab⸗ 
lauf ſeiner jetzigen Pachtzeit aufhören ſollte, zu veranlaſſen. Mittler⸗ 
weile hat indeß die unordentliche Wirthſchaft und Pachtzahlung des 
von Gajewsky fortgedauert, ſo daß ſeit Jahr und Tag die Seque⸗ 
ſtration des Amtes hat verfügt werden müſſen.“ 

Nach dieſem amtlichen Zeugniſſe hat alſo der Verkauf der Herr⸗ 
ſchaft Krotoſchin an den ſüdpreußiſchen Domänenfonds 1795 nicht 
den geringſten Einfluß auf die Sache geübt, von einer Exmiſſion 
Gajewskys iſt keine Rede, vielmehr hat Derſelbe bis zu Ende ſeiner 
Pachtzeit, alſo bis zum Jahre 1800 in Krotoſchin gewaltet, und wenn 
1799 über ihn eine Sequeſtration verhängt worden iſt, ſo hat dieſe 
nicht Hoym, der bekanntlich bereits im Frühling 1798 die Verwaltung 
von Südpreußen niedergelegt hat, ſondern der Miniſter von Voß 
verfügt. Hoym aber, der nach Held durch ſeine „Büberei“ Gajewsky 
an den Bettelſtab gebracht haben ſoll, hat nie mehr mit der Sache 
zu thun gehabt, als daß er 1797 ſich nicht hat bereit finden laſſen, 
eine Prolongation der Gajewskyſchen Pacht bei dem Könige mit 
Rückſicht auf Gajewskys unordentliche Wirthſchaft zu befürworten. !) 

Es könnte uns vielleicht locken, es mit einer Kritik der Anfüh⸗ 
rungen unſerer Schmähſchrift leichter zu nehmen und auszuſprechen, 
es werde doch Niemandem entgehen, daß die mitgetheilten Aktenſtücke 
von den auf dem Titel erwähnten „böſen Ränken und der be- 
trügeriſchen Dienſtführung“ der Miniſter Hoym und Goldbeck abſolut 


) Held hat nachmals in ſeiner Vertheidigungsſchrift zweiter Inſtanz (fol. 132 ff.) 
eingeräumt, daß er bezüglich des Gajewsky geirrt habe, doch nur, um dabei eine 
neue angebliche „Betrügerei“ Hoyms, für die Derſelbe Kaſſation und Feſtungs⸗ 
ſtrafe verdient habe (fol. 135), ans Licht zu ziehen. Dieſe Betrügerei findet 
Held darin, daß Hoym dem König vorgeſpiegelt, Gajewsky beſitze einen rechtlichen 
Anſpruch auf die Staroſtei Powidz (Storchneſt) und dieſem darauf hin dieſelbe 
verliehen habe, um ihm den Mund zu ſtopfen. Dem gegenüber genügt es, auf 
den oben angeführten Paſſus aus dem Bericht des Miniſters von Voß hinzuweiſen, 
wo dieſer einer Parteilichkeit für Hoym nicht verdächtige Zeuge bemerkt, daß 
Gajewsky ſeine Finanzen hauptſächlich durch den „ſein Vermögen überſteigenden 
Ankauf zweier beträchtlichen Herrſchaften“ ruinirt habe, ſo daß alſo von einer 
Schenkung an Gajewsky durch Hoym nicht wohl geſprochen werden kann. 


182 II. Das Thatſächliche des ſchwarzen Buches. 


Nichts enthielten, und daß nur die urtheilsloſe Menge oder Leute, 
die ſchon mit ſtarkem Vorurtheile an die Leſung des Buches heran— 
gingen, die wüſten Schmähungen, mit denen Held jene Aktenſtücke 
kommentirt hat, billigen könnten. Aber wir machen die überraſchende 
Erfahrung, daß doch auch ein Mann, den wir ebenſowohl nach ſeinen 
geiſtigen Fähigkeiten, wie nach ſeinem Charakter hoch zu halten ge— 
wöhnt ſind, thatſächlich das ſchwarze Buch als belaſtend für jene 
beiden Miniſter angeſehen hat, und wir dürfen dieſes Zeugniß nicht 
unbeachtet laſſen. 

Daſſelbe rührt her von einem uns bereits bekannten Manne ), 

dem Geh. Kabinetsrath Anaſtaſius Ludwig Menden 2), geboren 1752 
zu Helmſtädt, der allerdings ſchon wegen ſeiner näheren Beziehungen 
zu dem Miniſter von Struenſee für einen Gegner Hoyms gelten 
durfte, und beſteht in einem Briefe, den Derſelbe, nachdem er wegen 
zunehmender Kränklichkeit im Jahre 1800 ſein Amt niedergelegt, ein 
halbes Jahr vor ſeinem am 5. Auguſt 1801 erfolgten Tode an den 
einflußreichen Generaladjutanten des Königs von Köckritz gerichtet hat. 
Wie wir oben ſahen, nennt Held in der Widmung des ſchwarzen 
Buches unter den Männern, die der König „allenfalls um ihre 
Meinung befragen könne“, neben den Miniſtern von Arnim und 
Struenſee und dem Generalprokurator von Hoff auch Mencken, und 
ſchon dieſer Umſtand konnte des Letzteren Freund, den General- 
adjutanten von Köckritz, bewegen, das ſpeziell an ihn und zwar An⸗ 
fang Februar 1801 gekommene Exemplar des ſchwarzen Buches an 
Mencken zu ſenden. Daß dies im Auftrage des Königs geſchehen, 
läßt die Faſſung des Menckenſchen Briefes in keiner Weiſe ver— 
muthen und geſtattet nicht einmal, an beſtimmte Fragen, die etwa 
Köckritz geſtellt haben könnte, zu denken. 

Menckens Antwort, ſchon vom 16. Februar 1801 aus Potsdam 
datirt, lautet: 

„Ich ſchicke Ihnen mein hochgeſchätzter Freund den ſchwarzen 
Unhold zurück, deſſen Inhalt dem Aeußeren alle Ehre macht. 
Ob das Aergſte darin, die Geſchichte des Mliniſters) H(oym) mit 

) Vgl. ſeinen Brief an Zerboni, angeführt oben S. 124 ff. Vgl. auch Hüffer, 


A. L. Menden, und Mis Biogr. v. Bailleu in der allg. deutſchen Biogr. XXI, 313. 
) Großvater des Fürſten Bismarck von mütterlicher Seite. 
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Galinsky!) jo wahr iſt, wie ſie darin ſteht, das weiß ich nicht, ob⸗ 
gleich die verzweifelte Naivetät, mit der ſie erzählt wird, und der 
übrige Zuſammenhang ihr viel Anſprüche auf Glaubwürdigkeit giebt. 
Alles Uebrige aber in dem Buche iſt leyder unzweifelhaft wahr, 
wenngleich hin und wieder in ſchiefem Geſichtspunkte aufgeſtellt.“ 

Hieran ſchließt ſich eine Aeußerung über die Strafbarkeit des 
Verfaſſers. Mencken meint, wenn ein in jene Händel verflochten 
Geweſener die Aktenſtücke ohne allen Kommentar und gehäſſige Er— 
läuterungen Sr. Majeſtät zugeſchickt hätte, ſo wäre ihm daraus kein 
Vorwurf zu machen. Wenn aber ein Dritter, der Sache Fremder ſie 
mit ſolchen ehrabſchneidenden Invektiven gegen zwei der erſten Staats- 
männer, denen der König ſein Vertrauen ſchenke, Dieſem zuſchicke, 
ſo ſei ein Solcher, der von bloßem perſönlichen Haſſe geleitet das 
Zutrauen der Unterthanen zu ihren Vorgeſetzten, zu der Verfaſſung, 
dem Könige weſentlich untergrabe, gleichviel ob die Fakta wahr ſeien 
oder nicht, nach der Strenge der Geſetze zu beſtrafen, und zur Ent⸗ 
deckung des Verfaſſers Schritte zu thun, ſei der König gewiſſermaßen 
dem Publikum und ſich ſchuldig. Uebrigens werde, wenn ſeine Ver⸗ 
muthung über den Verfaſſer richtig ſei, Dieſer bei ſeiner Leidenſchaft, 
ſeinem unauslöſchlichen Haſſe gegen den Miniſter Hoym vermuthlich 
ſich ſelbſt unvorſichtig verathen. 

Nach dieſer Erörterung fährt dann Mencken fort: 

„Wie wohl iſt Einem doch liebſter Köckritz bey einem ſchuld⸗ 
loſen Herzen in einer ehrlichen Haut! Dieſe Betrachtung fällt mir 
ein, jo oft ich an den Min. Hoym denke, der wohl wenige glück— 
liche Augenblicke von der Zeit an gehabt haben mag, wo Selbſt— 
ſucht, Stolz, Geiſtesſchwäche und Mangel an moraliſchen Grund⸗ 
ſätzen ihn in Verwickelungen geführt haben, aus denen er ſich nur 
durch Beyhilfe der verworfenſten Rathgeber zu ziehen hoffte, die ihn 
aber natürlich noch weit ärger und bis zur Lähmung verſtrickt 
haben. Vielleicht ſucht er in Berlin einige Augenblicke Ruhe in 
der Entfernung von ſeinen Umgebungen, und da bläſt ihn nun 
das ſchwarze Ungeheuer mit einem Gifte an, der bis zu den Knochen 
dringt. Warlich er verdient inniges Mitleiden. — Weſentlicher 


) Deren Beſprechung bleibt noch vorbehalten. 
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aber dauert mich der Großkantzler. — Es iſt gar nicht zweifelhaft, 
daß nach ſeinem Wunſch und Willen die Sache damals in dem 
Geleiſe der Gerechtigkeit geblieben wäre, ja es iſt mir ſelbſt be⸗ 
kanndt, daß er es gewagt hat, gegen den herrſchenden Geiſt der 
Zeit und der damahligen Verhältniſſe feiner Pflicht gemäs Vor- 
ſtellung gegen die einzuleitenden Ungerechtigkeiten gegen Früſon zu 
machen; aber gerade bey Gelegenheit dieſer Vorſtellungen iſt ihm 
das Uebergewicht der Kabale und des unbeſchränkt herrſchenden Ein- 
fluſſes des Trübenfeld ſo anſchaulich gemacht worden, daß ihm aller 
Muth gelähmt wurde: und man kann ihm eigentlich den Vorwurf 
nur in der Art machen, daß er die Gerechtigkeitsliebe nicht bis 
zum Heroismus der Selbſtaufopferung getrieben hat. Im Grunde 
ſollte das freylich ein preußiſcher Großkantzler — aber wir alle 
ſind Menſchen. Ein Jeder, der fähig iſt, ſich in ſeine damalige 
Lage zu denken, greife erſt an ſein Herz, bevor er den Stein 
wirft.“ !) 

Es iſt nun unvermeidlich, daß, da dieſer Brief einmal vorliegt, 
er in die kurze kritiſche Würdigung des ſchwarzen Buches, die hier 
folgt, mit eingeſchloſſen wird. Hier muß uns ſchon der Eingang des 
Briefes überaus ſtutzig machen, in dem Mencken ausſpricht, abge⸗ 
ſehen von der, wie geſagt, noch beſonderer Beſprechung vorbehaltenen 
Galinskyſchen Sache ſei alles Uebrige „leider unzweifelhaft wahr, 
wenngleich hin und wieder in ſchiefem Geſichtspunkte dargeſtellt“. 
Was iſt nun nach Menckens Meinung „leider unzweifelhaft wahr“? 
Alle die Inſinuationen Helds? Unmöglich, ſonſt könnte ja Menden 
nicht die „ehrabſchneidenden Inveltiven“ verwerfen und den Groß— 
kanzler nur einem Drucke von oben nachgebend ſeinen Ausſpruch thun 
laſſen. Denn gerade in der Beſchuldigung Helds, daß der Miniſter 
für Südpreußen den Großkanzler Preußens beſtochen, und daß der 
Letztere ſich wirklich habe beſtechen laſſen, darin liegt doch die Haupt⸗ 
ſache, auf die Alles ankommt. Aber vielleicht hat Menden nicht eben 
für Helds Gloſſen eintreten wollen, ſondern nur die Aktenſtücke ge⸗ 
meint. Doch gerade die Aktenſtücke enthalten zwei einander diametral 
gegenüberſtehende Anſchauungen. Früſon behauptet, zu Unrecht aus 


) Berl. Geh. St.⸗A. Rep. 89. 56 fol. 13. 
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ſeiner Pacht exmittirt zu ſein, und dem gegenüber hält der Großkanzler 
es für erwieſen, daß die Exmiſſion auf Grund einer Entſcheidung 
der damals zuſtändigen polniſchen Gerichte erfolgt ſei ſowie nach 
einem freiwilligen Verzichte des Früſon, und dieſe Anſchauung wird 
dann bei einer Reviſion der Sache 1798 aus dem Kabinet des Königs 
beſtätigt. Welche dieſer beiden einander gegenüberſtehenden Meinungen 
hält nun Menden für unzweifelhaft wahr? Anſcheinend ſteht er auf 
Früſons Seite, denn er ſpricht im Texte von den gegen Dieſen ver- 
übten Ungerechtigkeiten. Aber, daß dies aus den mitgetheilten Akten— 
ſtücken ſich klar herausſtelle, wird ſich doch um ſo ſchwerer behaupten 
laſſen, als wir bezüglich des einzigen Moments, das den Leſer der 
Aktenſtücke zu Gunſten Früſons ſtimmen könnte, nämlich der ihm 
angeblich zugefügten tumultuariſchen Nöthigung zum Verzichte auf 
die Pacht, aktenmäßig erfahren, daß Früſon in einem Protokolle vom 
18. Dezember 1794 den Klagegrund des behaupteten Zwanges fallen 
gelaſſen und einem darauf bezüglichen Beweiſe entſagt hat. Dieſes 
Protokoll hat Held zwar nicht mit abgedruckt, aber wohl die Hin⸗ 
weiſung darauf!), ohne mit einem Worte die Bedeutung dieſer An— 
führung herabzuſetzen oder anzuzweifeln. 

Was kann hier noch einem unparteiiſch prüfenden Leſer als 
Grund übrig bleiben, um abweichend von den beiden vorliegenden 
Entſcheidungen an eine gegen Früſon verübte Ungerechtigkeit zu 
glauben und zu zweifeln, daß Hoym bei ſeiner Handlungsweiſe das 
formelle Recht auf ſeiner Seite hatte, worauf es hier einzig und 
allein ankommen kann? Was Mencken im Sinne gehabt haben 
mag, als er in jenem Briefe urtheilte, Hoym habe ſich durch „Selbit- 
ſucht, Stolz, Geiſtesſchwäche und Mangel an moraliſchen Grundſätzen 
hier in Verwickelungen gebracht“, findet in den Aktenſtücken keine 
Erklärung. 

Wohl kann es begreiflich ſcheinen, wenn im Jahre 1801 die 
Thatſache, daß der von Struenſee als Pächter des Amtes Krotoſchin 
angenommene Früſon dem inzwiſchen infolge ſeiner Betheiligung an 
den ſüdpreußiſchen Güterverleihungen (ſiehe unten) ſehr unpopulär 
gewordenen Triebenfeld Platz machen mußte, mit üblen Augen an- 


) Schwarzes Buch S. 137. 
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geſehen ward. Aber hier kommt es doch nicht darauf an, ob Struenſees 
Schützling Früſon oder der Hoyms Triebenfeld für jene Pacht ge⸗ 
eigneter ſcheinen könnte, ſondern einzig und allein darauf, ob Hoym 
ein Recht hatte, Früſons Exmiſſion aus der Krotoſchiner Pacht herbei⸗ 
zuführen. Da er dies jedoch notoriſch nur in Ausführung eines 
Dekretes der 1792 zuſtändigen polniſchen Gerichte gethan hat, ſo 
ſcheint dieſe wichtigſte Rechtsfrage entſchieden und von einer kriminellen 
Verſchuldung des Miniſters nicht wohl geſprochen werden zu können. 

Auch eine „Verwickelung“, wie es Mencken nennt, lag ſtreng 
genommen nicht vor, wenngleich, nachdem Krotoſchin 1793 preußiſch 
geworden, Früſon eine Civilklage gegen Hoym auf Wiedereinſetzung 
in die Krotoſchiner Pacht reſpektive auf Entſchädigung augeſtrengt hat. 
Hier ſchreibt nun Mencken, der Miniſter habe „ſich aus den Ver— 
wickelungen nur durch Beihülfe der verworfenſten Rathgeber zu ziehen 
vermocht, die ihn aber natürlich nur noch ärger und bis zur Lähmung 
verſtrickt haben“. 

Wir fragen dem gegenüber einfach: was hat Hoym gethan, als 
„die Verwickelung“ d. h. die gegen ihn angeſtrengte Klage Früſons 
eintrat? Er erklärte, ſich für Amtshandlungen nicht vermögensrecht⸗ 
lich haftbar machen laſſen zu können, ſondern an den König berichten 
zu müſſen. D. h. er that, was jeder Beamte an ſeiner Stelle zu 
thun nicht umhin konnte, was ſicherlich auch Mencken an ſeinem 
Platze gethan haben würde; heut zu Tage würde im gleichen Falle 
der Kompetenzkonflikt erhoben werden, da man auch heut, gerade 
wie dies in der Kabinetsordre vom 24. Dezember 1798 geſchieht, es 
für unzuläſſig halten würde, daß ein Miniſter für feine Amtshand- 
lungen vor einer ganz fremden Behörde ſich zu verantworten habe. 

Mit dieſer von den höchſten Inſtanzen gebilligten Weigerung 
Hoyms, in der angeregten Sache überhaupt ſich vor Gericht zu ver- 
antworten, endigt ſcheinbar des Letzteren Rolle in dieſer Sache; nach 
Menckens Meinung aber beginnt ja jetzt erſt eine weitere ſchlimmere 
Verſtrickung, und nach Helds Auffaſſung äußert jetzt erſt das ſchlimmſte 
Verbrechen des Miniſters ſeine Wirkung. 

Beide, Held wie Mencken, ſtimmen darin überein, daß Hoym eine 
ſchwere Ungerechtigkeit gegen Früſon begangen und auch dafür ſeiner 
Strafe nicht entgangen ſein würde, hätte nicht der Großkanzler von 
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Goldbeck wider beſſeres Wiſſen die Klage abgewieſen. Wenn auch 
in dem letzteren Punkte Held und Mencken übereinſtimmen, ſo 
differiren ſie dagegen bezüglich der Motive, die Goldbeck zu ſeinem 
ungerechten Spruche getrieben haben. 

Held in ſeiner unbedenklichen Art erklärt ſich die Sache einfach 
ſo: der Sohn des Großkanzlers iſt bei den ſüdpreußiſchen Güter⸗ 
verleihungen betheiligt, und Goldbeck hat alſo infolge einer indirekten 
Beſtechung zu Gunſten Hoyms entſchieden. Was es mit dem Antheile 
des jüngeren Goldbeck an den ſüdpreußiſchen Gütern für eine Be— 
wandtniß hatte, ſoll weiter unten aus den Akten angegeben werden, 
und wir dürfen ausſprechen, daß die Entwickelung dieſer Angelegenheit 
in keiner Weiſe den Schein erweckt, als könne hier eine Beſtechung 
des Großkanzlers von Preußen zu Grunde liegen. Aber wir haben 
nicht nöthig, darauf ein beſonderes Gewicht zu legen; wir dürfen 
einfach darauf hinweiſen, daß, inſofern Goldbeck ſeine Entſcheidung 
im Sommer 1795 fällte und ſein Sohn einen Antheil an den jüd- 
preußiſchen Gütern im Sommer 1797 erhielt, das Erſtere nicht wohl 
die Folge des Letzteren ſein, ja daß nicht einmal ein Verſprechen 
in dieſer Sache angenommen werden kann, da Hoym nach dem unten 
näher darzuſtellenden Entwickelungsgange der ſüdpreußiſchen Güter⸗ 
verleihungen im Sommer 1795 unmöglich vorausſehen konnte, daß 
zwei Jahre ſpäter ſüdpreußiſche Güter zur Verfügung ſtehen würden. 
Wir dürfen unbedenklich auch dieſe Skandalgeſchichte den vielen leicht— 
fertigen Verleumdungen Helds anreihen. 

Mencken dagegen führt an, es ſei ihm bekannt, daß Goldbeck 
Vorſtellungen verſucht habe wider die gegen Früſon einzuleitenden 
Ungerechtigkeiten !), aber er habe einſehen müſſen, daß er bei dem 
Uebergewicht der Kabale und dem unbeſchränkt herrſchenden Einfluſſe 
Triebenfelds ſich ſelbſt opfere, d. h. mit andern Worten ſein Amt 
aufs Spiel ſetze, wenn er ſo entſchied, daß Triebenfeld dabei zu 
Schaden käme.?) Man ſieht, hier iſt der König Friedrich Wilhelm II. 


1) Die Darſtellung erſcheint verworren; bei den „einzuleitenden Ungerechtig⸗ 
keiten“ wird Jeder eher an die Exmiſſion Früſons als an die Abweiſung der 
Klage gegen Hoym denken, und doch hatte bei der erſteren Goldbeck überhaupt 
keine Gelegenheit ſich zu äußern. 

2) Vergl. o. S. 184. 
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ſelbſt mit im Spiele, und man muß ſofort an die oben angeführten 
Aeußerungen des Miniſters Struenſee gegen Held über dieſelbe Sache 
denken dahin gehend, daß hier ein Geheimniß im Spiele ſei, von dem 
der Letztere Nichts wiſſen könne. Dies Geheimniß, auf das Struenſee 
anſpielte, und das Mencken etwas näher andeutet, iſt unſchwer zu 
errathen, ſeine Enthüllung würde kurz gefaßt etwa jo lauten: Trieben⸗ 
feld hatte den König Friedrich Wilhelm II. mit anſehnlichen Summen 
in ſeinem Schuldbuche ſtehen und war dadurch gegen ungünſtige Ent- 
ſcheidungen von höchſter Stelle geſchützt. Man ſieht, im Grunde iſt 
die Menckenſche Erklärung noch viel ſchlimmer, als die Helds. Wenn 
der Letztere wenigſtens doch nur den Großkanzler von Hoym beſtochen 
werden läßt, ſo iſt nach der andern Lesart kein Geringerer als der 
Monarch ſelbſt Derjenige, der durch Triebenfelds Einfluß bewogen 
von ſeinem Großkanzler einen ungerechter Richterſpruch heiſcht. Und 
zwar ſcheint Mencken nach dem Wortlaut ſeines Briefes ſich den 
Hergang ſo vorgeſtellt zu haben, daß, nachdem Hoym im Intereſſe 
Triebenfelds die bewußte Ungerechtigkeit gegen Früſon begangen und 
nun fürchten mußte, dafür zur Verantwortung gezogen zu werden, er 
aus dieſer Verlegenheit durch Beihilfe „eines verworfenen Nath- 
gebers“, nämlich Triebenfelds, auf die Weiſe gezogen wurde, daß der 
Letztere vermittelſt einer auf geſchickte Art dem geldbedürftigen Mon⸗ 
archen in die Hand geſpielten Summe Geldes deſſen Schutz gegen 
den drohenden Prozeß erlangt habe. Es war eben eine der Sfandal- 
geſchichten, wie ſolche beim Tode Friedrich Wilhelms II. unter dem 
Publikum umliefen und geglaubt wurden, und das Körnchen Wahrheit 
darin iſt, daß, wie wir weiter unten noch des Näheren erfahren wer⸗ 
den, der König in ſeiner letzten Krankheit von Triebenfeld 40000 Thlr. 
zum Zwecke einer von ihm in Ausſicht genommenen privaten Schenkung 
empfangen hat, die dann Triebenfeld bei feinen ſüdpreußiſchen Güter⸗ 
käufen angerechnet worden ſind. Dieſe letztere Sache aber, wie jenes 
von Struenſee und Mencken geglaubte Gerücht that, mit der Sentenz 
Goldbecks irgendwie in Verbindung zu bringen, hindert unbedingt 
die Chronologie. 

Das Darlehn Triebenfelds an den König erfolgte nachweislich 
im Herbſt 1797, die Entſcheidung Goldbecks aber im Sommer 1795. 
Zu dieſer letzteren Zeit iſt Triebenfeld notoriſch nicht in der Lage 


— — 
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geweſen, dem Könige ſolche Summen vorzuſtrecken. Erſt nachdem die 
ſüdpreußiſchen Güterverleihungen begonnen und Biſchoffswerder in 
deren Intereſſe Triebenfeld als ſachverſtändigen Kenner der polniſchen 
Verhältuiſſe nach Berlin gezogen hatte, d. h. nicht vor dem Sommer 
1796, wird ein Darlehn Triebenfelds an den König denkbar. Damit 
wird der Skandalgeſchichte der Boden entzogen. 

Aber ganz abgeſehen von dem Allen wird man doch volles 
Recht haben zu fragen: iſt denn überhaupt die Früſons Klage ab⸗ 
weiſende Entſcheidung Goldbecks vom 12. Juli 1795, die von einem 
ausführlichen juriſtiſchen Memorial begleitet wird, jo geartet, daß fie 
den Verdacht der Ungerechtigkeit und Parteilichkeit zu erregen vermag? 
Wenn Held und Mencken dieſe Frage bejahen, ſo laſſen ſie dabei 
eine dem ſehr entſchieden widerſprechende Thatſache außer Acht, die 
allerdings von Mencken gar nicht und von Held ſo gut wie gar 
nicht in Betracht gezogen wird. 

Es hatte nämlich, wie ſchon berichtet ward, eine unmittelbar nach 
dem Thronwechſel unter dem 6. Dezember 1797 eingereichte Immediat⸗ 
eingabe Früſons an den neuen Herrſcher den Erfolg, daß Demſelben 
der Rechtsweg gegen die Seehandlung zum Zwecke der Erzielung 
einer Entſchädigung wiederum geſtattet ward. Aber bevor es zur 
Einleitung des Prozeſſes kam, wurden auf Befehl des Königs die 
Akten zur Einſichtnahme nach Berlin verlangt. Wenn es nun wohl 
möglich erſcheint, daß Goldbeck einen gewiſſen Einfluß darauf geübt 
hat, daß der König ſich die Akten einforderte, um ſich über die Grund⸗ 
lagen des Prozeſſes, deſſen Wiederaufnahme er geſtattet hatte, zu 
unterrichten, jo muß dagegen nach Lage der Dinge auch der geringſte 
Einfluß des Großkanzlers auf die Entſcheidung ſelbſt, bei der ja der 
König in höchſter Inſtanz über das Verfahren Goldbecks das Urtheil 
zu fällen hatte, unter allen Umſtänden als ausgeſchloſſen gelten. 
Unzweifelhaft ift hierbei der rechtskundige Geh. Kabinetsrath Beyme 
des Königs Berather geweſen. 

Und hierauf erfolgt nun die uns bereits bekannte, dem Verfahren 
des Großkanzlers vollkommen zuſtimmende Abweiſung der Klage bezw. 
deren Beſchränkung auf einen gegen Triebenfeld und Neumann 


) Schwarzes Buch S. 122ff. 
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eventuell zu erhebenden Rechtsanſpruch. Wenn Held!) in dieſer 
letzteren Ausnahme etwas ſehr Weſentliches erblickt, ſo überſieht er, 
daß Goldbeck 1795 dieſen Vorbehalt doch nicht wohl machen konnte, 
da ihm ein Protokoll vorlag, in dem Früſon unter dem 18. Dezember 
1794 ausdrücklich „den Klagegrund des behaupteten Zwanges fallen 
läßt und dem Beweiſe entſagt.“?) Hat nun in der abweiſenden 
Entſcheidung Goldbecks von 1795 Etwas gefunden werden können, 
was den Verdacht einer Ungerechtigkeit und Parteilichkeit zu begründen 
vermochte, ſo müßte der gleiche Vorwurf auch der genau auf daſſelbe 
hinauslaufenden Entſcheidung von 1798 gemacht werden, namentlich 
da inzwiſchen keinerlei neue Momente etwa als Subſtrate derſelben 
ans Licht getreten ſind. Und doch wird Niemand im Ernſte an— 
nehmen wollen, Friedrich Wilhelm III. und Beyme hätten wider 
beßres Wiſſen bloß aus Parteilichkeit für Hoym, Goldbeck und Trieben⸗ 
feld zu deren Gunſten entſchieden. 

Das gerade Gegentheil könnte da viel eher als möglich angenommen 
werden. Friedrich Wilhelm III. bezeichnet in einem uns erhaltenen 
Briefe an Hoym Triebenfeld als einen Mann „von zweifelhafter 
Reputation“ ), und er hat ſicherlich gerade durch fein Mißtrauen 
gegen dieſen Mann vornehmlich ſich dazu bewegen laſſen, die zu 
Gunſten Triebenfelds lautende Entſcheidung einer nochmaligen Prüfung 
zu unterwerfen. Wenn alſo hier eine Voreingenommenheit voraus— 
geſetzt werden könnte, ſo würde dieſelbe nur zu Ungunſten von Hoym, 
Goldbeck und Triebenfeld beſtanden haben. Um ſo weniger liegt ein 
Anlaß vor, zu bezweifeln, daß jene letzte Entſcheidung nach ſorgſamer 
Prüfung ausſchließlich von ſtrenger Gerechtigkeitsliebe diktirt ward, 
und um ſo mehr haben wir Grund zu konſtatiren, daß die ſchweren 
moraliſchen Beſchuldigungen, welche das ſchwarze Buch gegen Hoym 
und Goldbeck erhoben hat, als vollkommen unerwieſen und unglaub- 
haft zurückzuweiſen ſind, ein Urtheil, welches natürlich nur den vor— 
liegenden beſtimmten Fall ins Auge faßt und die zu Tage liegenden 

1) Schwarzes Buch S. 237. 

) Ebendaſelbſt S. 237. 

) Schleſ. Zeitſchr. XXX, S. 271. 
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ſonſtigen Charakterſchwächen von Hoym !) und Goldbeck, von Trieben- 
feld ganz zu ſchweigen, in keiner Weiſe berührt. 

Der Brief Menckens aber bleibt ein intereſſanter Beitrag zur 
Signatur der Zeit, und wenn wir hier und da bei deſſen Betrachtung 
über die alle Logik beiſeite ſetzende Ungerechtigkeit der darin enthal⸗ 
tenen Urtheile uns verwundern können, ſo werden wir doch uns immer 
bewußt bleiben müſſen, daß es Zeiten großer politiſcher Spannung 
giebt, in denen es ſelbſt klugen und ehrenwerthen Männern ſchwer 
wird, einem politiſchen Gegner gerecht zu werden. Nicht allein, daß 
da mit ungleichem Maße gemeſſen wird, es wird auch die miß— 
trauiſche Kritik ausſchließlich der einen Seite zugewendet. Die Ge- 
ſchichte des Jahres 1848 vermag zahlreiche Beiſpiele dafür zu liefern. 


Die angebliche Entſchädigung Früſons. 

Das ſchwarze Buch hat nun aber noch einen Epilog, der eine 
beſondere Betrachtung erheiſcht. Held knüpft denſelben an das bis⸗ 
her Erzählte in der Weiſe an, daß er, nachdem er berichtet, wie nun 
auch aus dem Kabinette Friedrich Wilhelms III. eine Zurückweiſung 
der Klage Früſons erfolgt ſei, fortfährt, dieſe Entſcheidung habe 
Hoym immer noch nicht die nöthige Sicherheit gegeben), „denn des 
gerechten Königs guter Genius ließ den Früſons immer noch den 
Regreß gegen Neumann und Triebenfeld offen, welche Hoym auf 
keinen Fall konnte ſtecken laſſen, da ſie unter ſeiner Autorität damals 
agirt hatten. Die Früſons, ſo vieles Kummers und Quälens ſeit 
Jahren müde, verſprechen unterdeß mittelſt einer zwiſchen Hoym und 
ihnen heimlich geſchloſſenen Konvention, jener gaukelhaften Nieder- 
ſchlagung des Prozeſſes aus dem königlichen Kabinette, von der man 
ſie vorher unterrichtet hatte, Nichts entgegenzuſetzen, auch den Neu— 
mann und Triebenfeld in Ruhe zu laſſen, inſofern Früſon senior 
von Hoym für feine vielen Leiden und Verluſte reelle Entſchädigung 
erhielte.“ 

Zur Kritik dieſer Anführung genügt es einfach, die Daten den 
beiden hier erwähnten Akten anzufügen. Die abweiſende Entſcheidung 

) Ueber Hoyms Charakter ſollen am Schluſſe dieſes Buches noch einige 
mehr zuſammenfaſſende Bemerkungen gebracht werden. 

) Schwarzes Buch S. 237. 


192 II. Das Thatſächliche des ſchwarzen Buches. 


aus dem Kabinette datirt vom 24. Dezember 1798, das Protokoll, 
vermöge deſſen Früſon den Klagegrund des behaupteten Zwanges 
gegen Triebenfeld und Neumann fallen läßt, aber vom 18. Dezember 
1794), jo daß alſo die Wirkung der angeblichen Urſache um volle 
vier Jahre vorausgegangen ſein müßte. 

Wollte man nun auch, um dieſen Widerſpruch zu erklären, an— 
nehmen, Helds Phantaſie habe ſich nun einen neuen Vertrag, von 
dem ſonſt Niemand Etwas weiß, konſtruirt, vermöge deſſen Hoym den 
Früſon durch ein Verſprechen künftiger Entſchädigung zur Ruhe 
gebracht habe, ſo würde man doch immer darauf hinweiſen müſſen, 
daß Dieſer in ſeiner Entſchädigungsklage von 1798 das in der 
früheren Beſchwerde von 1793 ſo ſtark in den Vordergrund geſtellte 
Moment eines bei ſeiner Exmiſſion 1792 erlittenen Zwanges durch 
einen Haufen berauſchter Polen, die durch Triebenfeld und Neumann 
angeſtiftet geweſen, gar nicht mehr vorbringt, vielmehr aus andern 
Gründen einzig und allein eine Entſchädigungsklage gegen die See— 
handlung anſtrengt. Man ſieht eben, Früſon fühlt ſich durch jenes 
Protokoll vom 18. Dezember 1794 gebunden, und wenn man bei der 
Kabinetsentſcheidung von 1798 auf jenen Einwand des erlittenen 
Zwanges zurückkommt, ſo iſt man dort durch die eben durchgeſehenen 
Akten des früheren Prozeſſes dazu veranlaßt worden; die neue Klage 
bot dazu keinen Anlaß, und Hoym hatte thatſächlich gar keinen Grund, 
Früſon aufs Neue Verſprechungen zu machen, wie Held ſich das 
zurechtgelegt hat. 

Doch es kommt auf dieſe Verknüpfung nicht allzuviel an. Die 
Geſchichte von der angeblichen Entſchädigung iſt ja an ſich arg genug. 
Held berichtet zunächſt im Allgemeinen darüber in folgender Weiſe: 

„In Schleſien iſt ein treffliches großes königliches Domänenamt 
Brieg neben der bekannten Stadt und Feſtung gleichen Namens: 
Dieſes, deſſen Pachtanſchlag auf 32400 Reichsthaler geſtellt war, 
hatte ſeit zwei Jahren der jetzt in Sophienthal bei Köben in Nieder- 
Schleſien lebende Amtmann Galinsky in Pacht. Hoym vertrieb aus 
dieſer Pacht den Galinsky und verlieh das Amt Brieg dem Früſon 
auf 12 Jahre gegen eine jährliche Pachtſumme von 29000 Thalern; 


) Angeführt ſchwarzes Buch S. 126 und 156. 
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das ſchleſiſche Domänen⸗Aerarium mußte demnach mit einem Verluſt 
von 40800 Reichsthalern die dummen und ſchlechten Streiche büßen, 
die Hoym und Triebenfeld in Krotoſchin begangen hatten, und Früſon 
wurde nicht aus Hoyms Säckel, ſondern auf Koſten des Staats 
entſchädigt. Wiederum zwey Niederträchtigkeiten auf einmal, eine 
gegen den König, die andere gegen Galinsky!“ 0 

Dieſen vielverſprechenden Anführungen, die ja auch Mencken, 
wie wir ſahen, für das Aergſte des ſchwarzen Buches erklärt hat, 
folgt nun eine genauere Schilderung, wie Hoym „dieſes ganze, kaum 
glaubliche Manöver ausgeführt“ habe. 

Der genannte Galinsky, früher Pächter der Domäne Rothſchloß, 
habe auf dieſer ohne eignes Verſchulden große Unglücksfälle erlitten, 
und daraufhin habe Hoym zur Entſchädigung ihm die große Domäne 
Brieg zugeſagt, ſobald dieſelbe frei würde. Als aber dieſer Fall 1798 
eingetreten, ſei bei der Lizitation Galinsky ſo hoch in ſeinem Angebot 
heraufgetrieben worden, daß er bald erkannte, hierbei nicht beſtehen 
zu können, und in der That habe eine auf ſeine Bitte von dem 
Könige angeordnete Unterſuchung ihm Recht gegeben. Nun ſei aber 
in dem Augenblicke gerade für Hoym es nothwendig geworden, jenen 
Früſon für die an ihm zu Krotoſchin verübten Ungerechtigkeiten zu 
entſchädigen, der Miniſter habe daher beſchloſſen, Galinsky aus der 
Brieger Pacht zu verdrängen und durch „erlogene“ Berichte den 
König dahin gebracht, Galinsky für unfähig zu jeder königlichen Pacht 
zu erklären. Nach einem neuen Lizitationstermine habe dann Hoym 
jenen Früſon, ob er gleich das niedrigſte Gebot, noch mehrere tauſend 
Thaler unter dem Anſchlage, gethan, zum Pächter von Brieg auf 
zwölf Jahre beſtellt. 

Den Verlauf dieſer Angelegenheit vermögen wir aus den Akten 
der ehemaligen ſchleſiſchen Miniſterialregiſtratur richtig zu ſtellen, und 
zwar ergiebt ſich zunächſt aus den Akten des Amtes Rothſchloß ) 
ſoviel, daß der Oberamtmann Galinsky bei der Pacht dieſes Domänen⸗ 
amtes, bei dem die Teichwirthſchaft eine große Rolle ſpielt, anſehnliche 
Verluſte durch Ueberſchwemmungen erlitten hat, für welche er zwar 
die nach dem Remiſſions-Edikte feſtgeſetzten Entſchädigungen erhielt 
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und auch annahm, aber ſich nachmals hiermit um jo weniger für be⸗ 
friedigt erklärte, da, wie er behauptete, der ſchwere Verluſt ihn nicht 
getroffen haben würde, wenn die ihm feiner Zeit verſprochene Aus- 
beſſerung der Deiche rechtzeitig und mit größerem Eifer ins Werk 
geſetzt worden wäre. Wohl hat er nicht nachzuweiſen vermocht, daß 
eine Bedingung, die er bei Uebernahme der Pacht geſtellt, unerfüllt 
geblieben wäre, doch ließ die Kammer ſich 1794 herbei, ihm gleichſam 
zu ſeiner Entſchädigung für den Fall ſeiner Bewerbung um die 
Pachtung des Amtes Brieg eine Art von Vorzugsrecht zuzugeſtehen, 
welches allerdings nach der Interpretation der Kammer nur inſoweit 
gelten ſollte, „daß, wenn der Galinsky bei der Lizitation das nämliche 
Pacht⸗Quantum geben wollte, welches der Meiſtbietende offeriren 
würde, ihm ſodann das Amt überlaſſen werden ſollte“.!) Galinsky 
aber verſtand jene Zuſage anders und erwartete, daß, als wirklich 1797 
die Brieger Pachtung frei wurde, ihm dieſelbe ohne Weiteres für die 
bisherige Pachtſumme überlaſſen würde, während die Kammer ihn 
auf den Lizitationstermin verwies. Es walteten hier recht anſehnliche 
Unterſchiede vor. Die bisherigen Pächter hatten nur 27 400 Thlr. 
jährlich gezahlt, aber die Kammer hatte auf Hoyms ſpeziellen Wunſch 
eben 1797 einen neuen Anſchlag in der Höhe von 32 400 Thlrn. auf- 
geſtellt und dieſen der Lizitation zu Grunde gelegt. Nichts deſto⸗ 
weniger betheiligte ſich Galinsky an der Lizitation und ließ ſich ſogar 
dadurch, daß ein mit dem Amte ſehr bekannter Oekonom Müller den 
Pachtpreis fort und fort ſteigerte, bewegen, bis auf 37 000 Thlr. mit⸗ 
zubieten, worauf dann Müller, der nun noch um 500 Thlr. weiter 
ging, Meiſtbietender blieb. Aber als Dieſer nunmehr die erforder⸗ 
liche Kaution erlegen ſollte, zeigte es ſich, daß er das nicht vermochte; 
und infolgedeſſen ward von feinem Gebote abgeſehn, auf das Nächſt⸗ 
niedere zurückgegriffen und ſo dem Galinsky das Amt mit einer 
Pacht von 37 000 Thlrn. zugeſprochen. 

Ob das Verfahren der Kammer bei dieſer Pacht korrekt Io 
wird wohl bezweifelt werden können. Der Nachweis der Kautions⸗ 
fähigkeit hätte, ſollte man meinen, der Zulaſſung zur Lizitation vor⸗ 
ausgehen müſſen, und wenn, wie wir erfahren, eine nachträgliche 
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Prüfung immer Brauch geweſen iſt, ſo iſt ein ſolcher Uſus ſchwer zu 
rechtfertigen. Wurde aber einmal dieſer Brauch geübt, ſo hätte dann 
wenigſtens ein neuer Termin zur Lizitation anberaumt werden müſſen, 
inſofern bei dem ſtattgehabten Termine nur ein ſchließlich als nicht 
legitimirt herausgeſtellter Bieter die Pacht ſo hoch hinaufgetrieben 
hatte. Wahrſcheinlich würde auch Galinsky, wenn er damals auf 
der Forderung eines neu anzuſetzenden Termins beſtanden und dabei 
alle Inſtanzen erſchöpft hätte, ſchließlich durchgedrungen ſein; doch 
that er das nicht, ſondern übernahm die Pachtung (1797) für den 
hohen Preis, mehr als 4500 Thlr. über dem neueſten Anſchlag, faſt 
10 000 Thlr. über dem Pachtpreis der bisherigen Pächter, nachdem 
er ſeine bisherige Rothſchloſſer Pacht an zwei andere Landwirthe ab⸗ 
getreten hatte. 

Hoym rechtfertigt nachmals dem Könige gegenüber die ganze 
Sache ſo, daß er bemerkt, der Werth der Güter ſei in Schleſien in 
ſolchem Maße geſtiegen, daß er geglaubt habe, im Intereſſe des 
Domänenfonds auch den Pachtzins etwas ſteigern zu können, und 
wenn Galinsky, der ſchon bei der Pacht von Rothſchloß 4000 Thlr. 
jährlich mehr herausgewirthſchaftet habe als ſeine Vorgänger, nun auch 
bei Brieg ein über den Anſchlag erheblich hinausgehendes Gebot ge- 
than, ſo habe er das um ſo bereitwilliger angenommen, als Derſelbe 
ihm ſehr plauſibel gemacht habe, wie er den höheren Ertrag zu er⸗ 
zielen gedenke.!) 

Es kam nun aber Alles ſehr anders, als man vermuthet; 
Galinsky überzeugte ſich ſchon nach Jahresfriſt, daß er den Pachtzins 
nicht zu erſchwingen vermöge, und flehte die Kammer an um eine 
Herabſetzung deſſelben auf den Anſchlag vor 1797 oder wenigſtens 
um eine Ermäßigung von pro Jahr 4000 Thlr., eine Forderung, 
die ablehnen zu müſſen der Miniſter und die Kammer einig waren, 
weil man ſonſt ähnliche, auf Aenderung der beſtehenden Kontrakte 
hinauslaufende Wünſche von allen Seiten zu beſorgen haben würde. 
Zudem war man um ſo weniger geneigt, dem Galinsky eine beſondere 
Gunſt zu erweiſen, als inzwiſchen über ihn und feine Bewirthſchaf⸗ 
tung von Rothſchloß ärgerliche Dinge zur Kenntniß der Domänen⸗ 
behörden gekommen waren. 
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Es ſtellte ſich nämlich heraus, daß die beiden Landwirthe, welche 
an Stelle von Galinsky in deſſen Rothſchloſſer Pachtung eingetreten 
waren, ſich auf keine Weiſe zu behaupten vermochten, und obwohl 
Hoym ebenſowohl wie die Breslauer Kammer mit ihnen das größte 
Mitleid hatten und viele Nachſicht walten ließen, um wenn irgend 
möglich zu verhüten, daß hier zwei redliche und thätige Leute ſammt 
ihren Familien all das Ihrige einbüßten, ſo war es doch bereits im 
Sommer 1798 dahin gekommen, daß man zu einer neuen Lizitation 
zu ſchreiten nicht umhin konnte. Dieſe aber fiel ganz ſchlecht aus; 
die Angebote blieben erheblich hinter dem bisherigen Pachtzinſe und 
ſogar unter dem Anſchlage in dem Etat zurück; man erklärte auf 
ſolche Bedingungen nicht verpachten zu können und zog bis auf 
Weiteres eine Adminiſtration vor. Natürlich trieben dieſe Vor⸗ 
kommniſſe Waſſer auf die Mühle der beiden exmittirten Pächter, 
welche in ihrer verzweifelten Lage immer noch hofften, ſich vielleicht 
doch wieder aufraffen zu können, wenn man ihnen das Amt Roth⸗ 
ſchloß noch einmal zu erheblich billigerem Preiſe in Pacht gäbe. 

Sie erklärten, ihr eignes Unglück und der jetzt zutage getretene 
Mißkredit des Amtes entſprängen im Weſentlichen derſelben Quelle, 
nämlich dem ſchlechten Zuſtande des Amtes, an dem in erſter Linie 
Galinsky ſchuld ſei, der durch unvernünftige Wirthſchaft die Aecker 
habe verquecken laſſen und auch ſonſt in ganz unglaublicher Weiſe 
dies Amt devaſtirt habe. In der That räumt der Kammerdirektor 
ein, es ſei durch Zeugen nachgewieſen, daß auf Galinskys Geheiß 
Doppelſparren und Bänder aus den Gebäuden herausgeſägt und 
Mauern um die Gehöfte abgebrochen worden, um für des Pächters 
Rechnung zu Entrepriſebauten verwendet zu werden, und Aehnliches 
mehr. 

Hoym verdachte es der Breslauer Kammer, daß dieſe nicht ſeiner 
Zeit den Vertrag geprüft habe, durch den die Rothſchloſſer Pacht von 
Galinsky an jene beiden Männer übergeben ward, um dem vorzu⸗ 
beugen, daß die Letzteren für ein Plusinventar und dergleichen ſich 
zu ſehr aller baaren Mittel beraubten, was dann den Anfang ihres 
Unglücks gebildet habe; aber beſonders zürnte er darüber, daß von 
den Galinskyſchen Devaſtationen der betreffende Departementsrath 
Nichts wahrgenommen, ſo daß dieſe Dinge erſt jetzt ans Licht kämen. 
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Doch es war dafür geſorgt, daß die Kammer für ihre mancherlei 
Inkorrektheiten in gewiſſer Weiſe zu büßen hatte. 

Als Galinsky im Dezember 1798 von der Kammer und auch 
von Hoym mit feiner Bitte um Ermäßigung der Brieger Pacht ab- 
gewieſen worden, beruhigte er ſich dabei nicht, ſondern reiſte nach 
Berlin, um dem Könige jene uns bekannten befonderen Umſtände, 
unter denen er damals die Brieger Pacht zu ſo theurem Preiſe hatte 
übernehmen müſſen, vorzuſtellen und erzielte damit wirklich eine ge⸗ 
wiſſe Wirkung. Denn wenngleich der Bericht Hoyms, der nunmehr 
unter dem Eindrucke der Rothſchloſſer Enthüllungen mit Galinsky 
kein Mitleid mehr hatte, für einfache Abweiſung des Letzteren ſtimmte, 
da Derſelbe hinlänglich Zeit und Gelegenheit gehabt, ſich zu über- 
legen, wozu er ſich verpflichte, und deshalb an ſeinem Schickſale ſelbſt 
allein die Schuld trage, ſo verfügte der König, der natürlich über die 
Rothſchloſſer Vorfälle noch nicht unterrichtet war, doch unter dem 
16. März 1799 Folgendes: obwohl nach der Strenge des Geſetzes 
der Galinsky wohl zur Erfüllung „ſeines wahrſcheinlich übertriebenen 
Pachtgebotes“ angehalten werden könne, ſo ſei doch zu befürchten, daß 
der damit unfehlbar verknüpfte Ruin des Mannes für den Ertrag 
des Amtes nachtheilige Folgen haben könnte, und der König ordne 
deshalb an, daß zunächſt unterſucht werden ſolle, ob denn überhaupt 
jenes ganz außerordentliche Mehrgebot über den Anſchlag durch er— 
laubte Mittel herausgebracht werden könne. Stelle ſich das heraus, 
ſo müſſe es bei dem abſchläglichen Beſcheide bleiben, fände ſich aber 
das Gegentheil, ſo ſchiene es zuträglicher, dem Galinsky, der einer 
fo großen Oekonomie nicht gewachſen zu fein ſcheine, das Amt abzu- 
nehmen, daſſelbe neu auszubieten und dann dem zu überlaſſen, der nicht 
nur das höchſte Gebot thue, ſondern auch nachweiſe, wie er daſſelbe 
herauszubringen gedenke.) 

Hierauf verſicherte Hoym dem Könige ), daß man bei Galinskys 
Uebernahme der Pacht ſehr ſorgſam ſich erkundigt habe, woher er den 
höheren Pachtzins nehmen wolle und auf deſſen Erklärung, er ge⸗ 
denke vornehmlich die Branntwein-Nutzung zu ſteigern, ſogleich für 
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einen zweckmäßigen Umbau der Branntweinküche geſorgt habe. Wenn 
der König jetzt dem Galinsky einfach das Amt abnehme, alſo ihn 
von einer Weiterführung der Pacht losſpreche, ſo erfahre Derſelbe 
mehr Gnade, als er verdiene, er, der durch ſein unbeſonnenes Bieten 
ſchon die zweite königliche Domäne in Schaden bringe, da ja jetzt auch 
die beiden Landwirthe, welche in ſeine Rothſchloſſer Pacht eingetreten, 
bankerott geworden ſeien. Derſelbe werde natürlich bei der neuen 
Verpachtung des Brieger Amtes nicht mehr zugelaſſen werden, in- 
zwiſchen ſolle die aufgetragene Unterſuchung erfolgen. Die Antwort 
war ein langes Kabinetsſchreiben vom 2. April 1799, welches nun 
nicht ohne einen gewiſſen Ton der Rüge empfahl, bei der neuen 
Lizitation Qualifikation und Vermögen der Kompetenten vorher 
ſorgfältig zu prüfen und bei einem Mehrgebot über den Anſchlag 
hinaus ſich nicht bloß mit einer Angabe, woher der Mehrertrag ge- 
nommen werden ſolle, zu begnügen, ſondern eine ſpezielle Nach— 
weiſung zu verlangen. Schon um vor allzu großer Anſpannung der 
Unterthanen ſicher zu ſein, müßten die zu ſehr in die Höhe getriebenen 
Pachtungen der Domänen vermieden werden. 

Inzwiſchen waren nun auch jene beiden auf dem Amte Roth— 
ſchloß bankerott gewordenen Pächter bei dem Könige um Herabſetzung 
ihres Pachtzinſes eingekommen, aber abgewieſen worden. Der König 
war über dieſe neue Sache ſo verſtimmt, daß er ſchon die Frage 
anregte, ob man nicht überhaupt die Form der Lizitation bei den 
Verpachtungen der Domänen aufgeben ſollte, und auch Hoym, der 
noch dazu gerade damals (im Frühling 1799) ſchwer krank war, 
fühlte ſich ſehr unangenehm von den Vorfällen berührt und beſonders 
beunruhigt, als er erfuhr, daß Galinsky aufs Neue nach Berlin ge- 
reiſt und voller Hoffnung war, es doch noch durchzuſetzen, daß bei 
der bevorſtehenden neuen Verpachtung des Amtes Brieg er daſſelbe 
wiederum, aber für einen billigeren Preis zugeſchlagen erhalte.“) 

Da nun mit Sicherheit vorauszuſehen war, daß, wenn Galinsky 
dieſe Gunſt erlangte, die beiden Rothſchloſſer Pächter Alles aufbieten 
würden, um ähnliche Begünſtigungen auch für ſich durchzuſetzen und 
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für dieſen Zweck die üblen Zuſtände dieſes Amtes recht eingehend zu 
ſchildern befliſſen ſein würden, ſo griff Hoym dazu, in einem eiligen 
Berichte an den König die Devaſtationen, die Galinsky in Rothſchloß 
ausgeführt, darzulegen. Hierauf nun zog der König allerdings ſeine 
Hand ganz von Galinsky ab, beſtätigte durch Kabinetsordre vom 
10. Mai 1799 die ſofortige Adminiſtration des Brieger Amtes, er⸗ 
klärte den Galinsky für unfähig zu königlichen Pachtungen und für 
regreßpflichtig der Kammer gegenüber, ſprach aber zugleich ſeine große 
Unzufriedenheit darüber aus, daß derartige „beiſpielloſe Devaſtationen“ 
ſo lange der Kammer hätten verborgen bleiben können und verlangte 
beſondere Verantwortung von dem betreffenden Departementsrath. 

Dieſer Disziplinarſache weiter nachzugehn, liegt nun hier keine 
Veranlaſſung vor. Wir haben es vielmehr nur mit der neuen Ver⸗ 
pachtung des Amtes Brieg zu thun. Bevor wir von dieſer berichten, 
mögen wir noch einmal daran erinnern, daß, wie ſchon erwähnt, der 
König unter den 30. März 1799 Hoym die Frage vorgelegt hatte, 
ob man nicht vielleicht angeſichts der neueren Erfahrungen mit Roth⸗ 
ſchloß und Brieg überhaupt von Lizitationen abſehen ſollte. Darauf 
ſetzte Hoym unter dem 4. Mai 1799 auseinander, die Verpachtungen 
aus freier Hand führten erfahrungsmäßig dazu, daß die Domänen⸗ 
pachtungen in einem gewiſſen Kreiſe von Familien ſich gleichſam ver⸗ 
erbten zu nicht geringem Schaden des Domänenfonds, und andrerſeits 
ließen ſich die unverkennbaren Uebelſtände der Lizitationen in der 
Hauptſache vermeiden, wenn man vorher bekannt mache, daß das 
Meiſtgebot noch keinen Anſpruch auf die Pachtung gebe, ſondern die 
Behörde dann immer noch das Recht habe, unter den Bietern Den 
ſich auszuſuchen, der ihr der Geeignetſte ſchiene. Gegen dieſes Prinzip 
hat der König keine Einwendungen erhoben, und Hoym hat daſſelbe 
bei der Verpachtung von Brieg 1799 zur Anwendung gebracht. 

Die Lizitation fand ſtatt am 20. Mai 1799, nachdem die eben⸗ 
erwähnte Erklärung den Bietern mitgetheilt und deren Fähigkeit, die 
vorgeſchriebene Kaution von 11000 Thlrn. zu leiſten, nachgewieſen 
worden. Es erfolgten 7 Gebote, deren keines jedoch den Anſchlag 
von 1797, 32 500 Thlr. erreichte, wenngleich keines unter die Summe, 
mit der das Amt noch auf dem Etat geführt ward (27 416 Thlr.), 
und welche die letzten Pächter vor Galinsky gezahlt hatten, herab⸗ 
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ging. Von den Geboten fiel das Höchſte, 31000 Thlr., weg, wie 
ſogleich allgemein angenommen wurde. Daſſelbe hatte der Bruder 
Galinskys abgegeben, es würde das in Wahrheit eine Zulaſſung des 
exmittirten Pächters bedeutet haben. Die übrigen Gebote ſtuften ſich 
ab von 30900 bis 29500 Thlr. Sie wurden nun Hoym vorgelegt, 
um den Pächter auszuwählen. 

Der Minifter hat gegen vier der ſechs Bieter Einwendungen zu 
machen.!) Der Höchſtbietende Friedrich Eisfeld ſcheint nur von 
ſeinem Vater vorgeſchoben, „der bereits zwei königliche Aemter der 
Nachbarſchaft, Ohlau und Minken in Pacht hat und nicht wohl noch 
ein drittes dazu erhalten kann,“ deſſen Vetter Leberecht Eisfeld wird 
als notoriſch händelſüchtig zurückgewieſen, Hoffmann hat noch keinen 
Beweis geliefert, daß er ſolcher großen und ſchwierigen Pachtung vor⸗ 
zuſtehn vermöge, und Gottlieb Müller, der bereits 1785 —1797 als 
Socius an der Brieger Pacht theilgenommen, hat damals ſich zu 
wenig um die eigentliche Wirthſchaft bekümmert, als daß man von 
ihm hoffen könnte, er werde die durch Galinsky etwas herunterge⸗ 
brachte Oekonomie wieder zu heben verſtehen. So bleiben für Hoym 
nur die beiden Mindeſtbietenden übrig, die in ihren Geboten nur um 
100 Thlr. auseinander ſtehen, und von dieſen beiden wählt nun Hoym 
jenen uns bekannten Früſon aus, den derzeitigen Pächter der gräflich 
Zedlitzſchen Herrſchaft Schurgaſt, zugleich Beſitzer eines adeligen Gutes. 
Ihn wählt Hoym als einen erfahrenen Landwirth, der zugleich jetzt 
auch im Rufe ſtehe, ſeine Unterthanen gut zu behandeln. Auf Hoyms 
Bericht iſt der König mit der getroffenen Wahl einverſtanden. 

So ſtellt ſich aus den Akten der Vorgang dar, auf Grund deſſen 
Held ſo ſchwere Anklagen erhoben hat. 

Die Hauptfrage dürfte hier ſein, ob Hoym wirklich, wie Held 
ganz poſitiv behauptet?), aus irgend welchen perſönlichen Beweggründen 
darauf ausgegangen iſt, den Galinsky ſchleunigſt aus ſeiner Brieger 
Pacht fortzuſchaffen. Eine derartige Annahme findet nun in den 
Akten nicht nur keinerlei Beſtätigung, ſondern es erhellt aus dieſen 
vielmehr das gerade Gegentheil. Wenn man Hoym in dieſer Sache 
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einen Vorwurf machen will, ſo könnte es eher der ſein, daß er, als 
Galinsky im Jahre 1798 den Pachtzins nicht erſchwingen zu können 
erklärt, ihn abweiſt und an ſeinem Kontrakte feſthält, ohne auch nur 
die Möglichkeit ins Auge zu faſſen, die nachmals der König als Aus- 
kunftsmittel findet, nämlich Galinsky einfach aus feiner Pacht zu ent- 
laſſen, eine ausnahmsweiſe Gunſt, welche vielleicht gerechtfertigt ſcheinen 
konnte mit Rückſicht darauf, daß die Kammer, wie oben dargeſtellt 
ward, bei der Lizitation von 1797 nicht ganz korrekt verfahren war. 
Alſo nicht die Vertreibung des Galinsky aus ſeiner Pacht, ſondern 
deſſen Feſthalten in derſelben könnte Hoym zum Vorwurf gereichen, 
wenn man nicht dabei den Letzteren dadurch rechtfertigen will, daß 
Derſelbe damals ſchon von den Devaſtationen Galinskys in Roth⸗ 
ſchloß Kunde hatte und dadurch erklärlicher Weiſe nicht eben günſtig 
für Dieſen geſtimmt wurde. Und dieſer Letztere wiederum hat un⸗ 
zweifelhaft ſeine vom Könige verfügte Entlaſſung aus der Brieger 
Pacht als Gnade angeſehen; eine ſolche und danach eine neue Lizita⸗ 
tion des Amtes eröffnete ihm ja eine Möglichkeit, das Amt zu 
billigerem Pachtzins wiederzuerlangen. Daß ihm dieſe Möglichkeit 
abgeſchnitten ward, haben die Rothſchloſſer Devaſtationen verſchuldet. 

So wenig nun Helds Angaben Galinsky gegenüber in den Akten 
eine Beſtätigung finden, ebenſowenig iſt dies bei Früſon der Fall. 
Held giebt an!), es ſei „gerade jetzt (1799) bei Hoym die Noth⸗ 
wendigkeit eingetreten, den Früſon wegen der an ihm verübten 
Exmittirung aus der Pacht von Krotoſchin zu entſchädigen“, deutet 
aber mit keinem Worte an, inwiefern gerade damals dieſe Nothwendig— 
keit ſo dringend geweſen ſei. Die Umſtände nun, die ſich aus den 
Akten ergeben, ſtützen nicht im Entfernteſten jene Annahme. 

Früſon befand ſich durchaus in guter und geſicherter Lage, war 
Beſitzer eines adligen Gutes und gleichzeitig Pächter der anſehnlichen 
Herrſchaft Schurgaſt, mit deren Beſitzer er im beſten Einvernehmen 
ſtand, wie das ein bei den Akten befindlicher Brief des Letzteren be- 
kundet. Wenn er gegen Hoym ſeinen Wunſch, die Brieger Pachtung 
zu erhalten, ausgeſprochen hat, ſo giebt er als ſeine Hauptbeweggründe 
an, daß er bei ſeiner ſtarken Familie Werth darauf lege, in einer 


1) Schwarzes Buch S. 241. 
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Stadt wie Brieg wohnen zu können; ferner, daß er es vorziehen 
würde, unter einer ganz deutſchen Bevölkerung thätig zu ſein. Es 
liegt auch keinerlei Grund vor zu der Annahme, daß Früſon um 
jeden Preis aus ſeiner damaligen Stellung fortgewollt habe, eben⸗ 
ſowenig wie ſich wahrnehmen läßt, daß Derſelbe irgend welche An⸗ 
ſprüche aus der Vergangenheit hergeleitet habe. Eine Erinnerung an 
jene früheren Vorkommniſſe kann man höchſtens darin finden, daß 
Früſon ſich auf Zeugniſſe beruft, die darthuen ſollten, daß er jetzt im 
Rufe ſtünde, ſeine Unterthanen gut zu behandeln, offenbar zum Be⸗ 
weiſe, daß er die ihm früher nach dieſer Seite hin gemachten Vor⸗ 
würfe nicht mehr verdiene. 

Es bleibt noch die Ausſtellung, daß die Pachtung an den verliehen 
worden ſei, der das niedrigſte Gebot gethan hatte, woraus Held dann 
den Schluß zieht, daß der Staat durch Hoyms Schuld bei einer 
Verpachtung auf 12 Jahre 40 800 Thlr. eingebüßt habe, nämlich pro 
Jahr 3400 Thlr., als die Differenz zwiſchen dem Anſchlag von 1797 
32 400 Thlr. (in Wahrheit 32 500) und Früſons Gebot 29 000 
(in Wahrheit 29 500). Hierbei iſt nun, ganz abgeſehen von den 
unrichtigen Zahlen, die Hauptſache verſchwiegen, daß nämlich Hoym 
überhaupt keine Gelegenheit gehabt hat, 1799 das Amt Brieg in 
der Höhe des Anſchlags von 1797 zu verpachten, weil keiner der 
Bietenden ſo hoch gegangen iſt, ſondern, daß zwiſchen dem Höchſt⸗ 
bietenden (der nebenbei geſagt als Bruder Galinskys gar nicht ernſt⸗ 
haft in Frage kommen konnte) und dem Mindeſtbietenden Früſon nur 
eine Differenz von 1500 Thlr. beſtanden hat, 31000 zu 29 500 Thlr. 

Unter den Bietenden aber den auszuwählen, der ihm als der 
Geeignetſte erſchien, war Hoym ſeinem, wie wir oben ſahen, dem 
Könige vorgelegten und von dieſem gutgeheißenen Programme nach 
vollkommen befugt. 

Schließlich war übrigens auch die von Früſon gebotene Pacht⸗ 
ſumme keineswegs ſo ganz gering. Bis 1797 betrug der Anſchlag 
des Amtes Brieg nicht mehr als 27 416 Thlr., alſo 2084 Thlr. 
weniger, als Früſon geboten hat, und mit dieſer Summe ſtand das 
Amt noch jetzt auf dem Etat. Wenngleich die Kammer mit Rückſicht 
auf das allgemeine Steigen der Güterpreiſe 1797 eine Erhöhung des 
Anſchlags beantragt und erzielt hatte, ſo war doch, nachdem die 
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Bankerotte der Pächter auf Rothſchloß ſowohl wie auf Brieg unver⸗ 
meidlich die Preiſe herabgedrückt hatten und man bei der (oben 
erwähnten) vorangegangenen Lizitation von Rothſchloß geradezu un⸗ 
annehmbare Gebote erzielt hatte, keine Urſache vorhanden, ein Angebot, 
welches um mehr als 2000 Thlr. den alten Anſchlag überſtieg, zu 
verachten, und Hoym durfte ſicher ſein im Sinne des Königs zu 
handeln, wenn er hierbei nicht allein die Höhe des Gebotes entſcheiden 
ließ, ſondern an erſter Stelle vorſichtig abwog, ob der Pächter wirk⸗ 
lich die hinreichenden Garantien böte. Und wer will nun ſagen, ob 
Hoym einen ſo alten und erfahrenen und dabei vermögenden Land⸗ 
wirth, wie Früſon damals war, nicht wirklich aus Ueberzeugung für 
den Geeignetſten gehalten hat? 

Hoym begründet in einem Schreiben an die Breslauer Kammer 
die von ihm getroffene Wahl eingehend genug; ob nebenher ſein 
Wunſch, einen Menſchen, dem er früher einmal wehgethan, ſich nun 
zu Dank zu verpflichten, mitgewirkt hat, wiſſen wir nicht, können es 
aber für möglich halten, ohne jedoch, ſelbſt wenn es der Fall geweſen 
wäre, irgendwie in das Verdammungsurtheil Helds einſtimmen zu 
können. 

Uebrigens hat die ganze Angelegenheit dann noch recht lange 
fortgeſpielt, und das Breslauer Staatsarchiv beſitzt ein beſonderes 
Aktenſtück über „Die Beſchwerden des ehemaligen General- Pächters 
Oberamtmann Galinsky “.!) Der Letztere hat nämlich keineswegs ſich 
bei der vom Könige verfügten Exmiſſion beruhigt, ſondern eine ganz 
erſtaunliche Menge von Bittſchreiben und Beſchwerden an den Minifter 
Hoym gerichtet, welche im Weſentlichen immer das Gleiche enthalten, 
Klagen über ſeinen hoch hinaufgetriebenen Pachtzins, verſchiedene 
Chikanen böſer Menſchen, durch Ueberſchwemmungen erlittenen Schaden 
und dergleichen, deren einförmige Wiederholung nicht ſelten durch ge⸗ 
fühlvolle aber ſehr unorthographiſche Briefe von Galinskys Gattin 
unterbrochen wird. Mit bewundernswerther Langmuth hat Hoym 
die Zuſchriften beantwortet, und wenn es gleich einfach als unmöglich 
bezeichnet werden muß, was Held im ſchwarzen Buche (natürlich ohne 
jeden Beleg) anführt ?), daß er Galinsky Brieg geradezu wiederum 
) MR XI IIa. 

2) S. 246. 
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angeboten habe, ſo hat er ſich doch bereit gezeigt, beim Könige ſich 
dafür zu verwenden, daß die durch dieſen 1799 verfügte Ausſchließung 
Galinskys von allen Domänen-Pachtungen wieder aufgehoben werde. 9 
Dieſe fortgeſetzte Inanſpruchnahme Hoyms durch Vorſtellungen und 
Bittſchriften ſeitens des Galinskyſchen Ehepaares erreichte nun keines- 
wegs, wie man vielleicht hätte vermuthen dürfen, dadurch ein Ende, 
daß der Letztere im Jahre 1800 ſich entſchloß, gegen den Miniſter 
mit gerichtlicher Klage vorzugehn. Unter dem 24. September 1800 
ſendet er an Hoym Abſchrift einer ſehr umfänglichen, an den König 
gerichteten Immediateingabe ein, und der letzte Abſatz des Begleit— 
ſchreibens lautet: 

„Ich verabſcheue den gegen Ew. Excellenz angeſtrengten Prozeß. 
Höchſtdieſelben aber werden ſelbſt einſehen, daß ich keinen andern 
Weg, nachdem ich Alles angewendet, meine Ehre und Vermögen 
zu retten, vor mir habe; leicht wäre es Ew. Exc., das Unglück von 
meinen Schultern zu nehmen, wenn es Ihnen gefällig wäre, das 
helle Licht, welches ich in der Beilage gebe, zu Dero Belehrung zu 
benutzen und einzuſehen, daß Ew. Exc. durch ungegründete Angaben 
eine böſe Idee von mir gefaßt und ſolche Seiner Maj. mitgetheilet, 
dadurch mein gänzliches Unglück bewirkt und den Staat um einen 
brauchbaren Mann gebracht haben.“ 

Auf die Immediateingabe Galinskys hatte Hoym Denſelben im 
Auftrage des Königs zu bedeuten, daß er den unterzeichneten Miniſter 
nicht weiter mit ſeiner unbeſcheidenen Zudringlichkeit zu behelligen 
habe, nachdem er wiederholt aktenmäßig und ausführlich beſchieden 
worden ſei. Habe er bezüglich ſeiner Pacht etwas Neues anzuführen, 
fo ſolle er ſich an feine vorgeſetzte Behörde, die Breslauer Kriegs- 
und Domänenkammer, wenden.?) Der angeſtrengte Prozeß aber endigte 
damit, daß das Juſtizminiſterium erklärte, „es könne aus den von 
Galinsky angeführten Thatſachen offenbar gar keine Klage ſtatt⸗ 
finden“.“) Dieſe Entſcheidung dürfte Jemandem, der die vorausge— 
gangenen Thatſachen kennt, der Lage der Dinge nach offenbar nicht 


) Schwarzes Buch S. 244 ff. 

) Den 11. Oktober 1800. In den angeführten Aktenſtücken. 

) Vom 15. September 1800. Die Mittheilung hiervon d. d. 30. September 
1800 im ſchwarzen Buche S. 249. 
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jo unerhört erſcheinen, wie ſie Held gefunden hat.!) Das Verfahren 
der Domänenverwaltung konnte unmöglich zum Objekt eines Civil⸗ 
prozeſſes gemacht werden; ſehr anders hätte die Sache geſtanden, hätte 
Galinsky, was Held unbedenklich als wahr vorausſetzt?), nachzu⸗ 
weiſen vermocht, daß die Kammer durch Nichterfüllung beſtimmter 
Verſprechungen ſeine anſehnlichen Vermögensbeſchädigungen in Roth⸗ 
ſchloß infolge der Ueberſchwemmungen verſchuldet. Uebrigens weiſt 
Hoym Galinsky ausdrücklich darauf hin, daß er eben damals im 
Frühling 1801, wo der Fiskus rückſtändige Pachtgelder gegen ihn 
einklagte, die beſte Gelegenheit habe, vor Gericht ſeine vermeintlichen 
Anſprüche vorzubringen.?) Es ſcheint nun nicht, als ob Galinsky 
von dieſem Rathe Gebrauch gemacht hätte, wohl aber erwachte die 
ganze Angelegenheit zu neuem Leben, als das im Anfang des Jahres 
1801 erſcheinende „schwarze Buch“ gerade dieſe Sache in einem ſolchen 
Lichte darſtellte, daß ſelbſt einſichtige Männer getäuſcht werden konnten. 

Hoym reagirte auf die Darſtellung des ſchwarzen Buches ganz 
unmittelbar, indem er durch den Kammerdirektor Andreä einen Bericht 
über den thatſächlichen Verlauf dieſer Angelegenheit nebſt 26 akten⸗ 
mäßigen Belegen anfertigen ließ und das Ganze an den Geheimen 
Kabinetsrath Beyme einſendete unter dem 21. März 1801, alſo nur 
einen Monat nach dem Erſcheinen des Heldſchen Buches und zwar 
anſcheinend ganz aus eignem Antriebe.“ 

Faſt unvermeidlich war es nun aber, daß das ſchwarze Buch 
Galinsky zu neuen Anſtrengungen ermuthigte. Zunächſt verſicherte 
allerdings Derſelbe dem Miniſter „bei ſeiner Ehre“, was von ihm 


) Schwarzes Buch S. 250. 

2) S. 239 und 240. Die Behauptung der Kammer, daß bei der Pacht von 
Rothſchloß Galinsky keinerlei Bedingung etwa bezüglich der Wehrbauten geſtellt 
habe, iſt von dem Letzteren in keiner Weiſe widerlegt worden. 

) Unter dem 15. Juni 1801. In dem erwähnten Alktenſtücke. 

) Der Eingang des Begleitſchreibens an Beyme enthält keinerlei Hinweis 
auf etwas Vorausgegangenes, andererſeits aber wird bei der erſten Gelegenheit, 
wo auf das ſchwarze Buch Bezug genommen wird, nur kurzweg von dem 
„Anonymo“ geſprochen wie von etwas bereits Erwähntem. Möglich iſt immerhin 
auch das, daß Beyme in einem Privatbriefe Hoym aufgefordert hat, ihm Akten⸗ 
mäßiges über die quäſtionirte Sache zu ſeiner Information zu ſenden, und daß 
Hoym mit voller Abſicht dann vermieden hat, feine Sendung mit dieſem Privat- 
ſchreiben in Beziehung zu ſetzen. 
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in jener Schrift ſtünde, müſſe dem Verfaſſer, den er gar nicht kenne, 
in Berlin in die Hände gefallen ſein !), aber erklärlicher Weiſe brachte 
die Form, in der das ſchwarze Buch die Früſonſche Angelegenheit 
darſtellte, Galinsky zu der Meinung, er könne, wenn er nur Hoym 
recht zuſetze, eine erwünſchte Entſchädigung doch ebenſowohl durch⸗ 
ſetzen wie Früſon. In Galinskys Briefen werden jetzt Hoyms all- 
gemeiner gehaltene Verſicherungen, wenn ſich eine Gelegenheit böte, 
ihm helfen zu wollen, zu poſitiven Verſprechungen, deren Einlöſung 
er am Ende faſt drohend einfordert. 

Wie ſehr ſich Galinsky die Anſchauungsweiſe des ſchwarzen 
Buches ſchließlich anzueignen vermocht hat, dafür ſpricht recht deutlich 
ein Brief, den Derſelbe Ende Mai 18022) an Hoym richtet: 

„Es iſt höchſt ungerecht, daß Ew. Exc. das Verbot, mir keine 
Amtspacht mehr zu geben, auf S. Majeſt. ſchieben wollen, da Sie 
S. Kgl. Maj. auf eine ſo aktenkundige ungerechte Art durch Un⸗ 
wahrheiten dazu verleitet haben, um Früſon für ſein erlittenes 
Unrecht entſchädigen zu können.“ 

„Es iſt noch nicht aller Tage Abend, und wird doch noch eine 
Zeit kommen, S. Majeſt. von dieſer Wahrheit zu überzeugen, da 
Ew. Exc. alle Mittel, mich ſchadlos zu halten, ausſchlagen, und 
habe ich nicht begehrt, daß die Witwe (des inzwiſchen verſtorbenen 
Pächters Früſon) exmittirt werden ſoll, da ſie ſublociren will; 
unter dieſem Umſtande wäre es überflüſſig, mich an die königliche 
Kammer zu wenden, indem nach beyliegenden Originalſchreiben?), 
deren Verfaſſer ich aufs ſchwarze Buch zu verweiſen mir die Frei- 
heit nahm, es blos von Ew. Exc. abhängt, mich zu entſchädigen, 
wenn Sie nur wollen.“ 

Daraufhin hat Hoym zwar nicht mehr ſelbſt geantwortet, aber 
wir finden doch noch weitere Schreiben Galinskys in dem Aktenſtücke, 
darunter auch eins vom 22. Februar 1803 des Inhalts, daß er zwar 
wiederum auf eine Immediatvorſtellung bei dem König abgewieſen 
worden ſei, aber nur weil er dem Rathe des General-Adjutanten 
von Köckritz und der Frau Oberhofmeiſterin Gräfin Voß, die ſich 


) Schreiben an Hoym vom 21. Auguſt in dem erwähnten Aktenſtücke. 
2) Das Datum iſt in dem erwähnten Aktenſtücke nicht ausgefüllt. 
) Die Schreiben, auf die hier Bezug genommen wird, liegen nicht bei. 
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Beide für ſeine Sache ſehr intereſſirten, nicht genug gefolgt habe. 
Er habe jetzt mehr als jemals Hoffnung dem König das ganze Spiel, 
das er jetzt vollſtändig kenne, entdecken zu dürfen, und Hoym werde 
deshalb beſſer thun, „nicht alle gütlichen Unterhandlungen auszu— 
ſchlagen“ u. ſ. w., worauf ihn Hoym doch wieder einer Antwort ge⸗ 
würdigt hat, allerdings nur, um ihn an die Kammer zu weiſen. 
Ueberaus charakteriſtiſch für die ſchließlich doch etwas ſchwach⸗ 
müthige Art des Miniſters ift das letzte Schriftſtück des oft erwähnten 
Aktenſtücks, ein vom 11. Juli 1803 datirtes Gutachten des Geheimen 
Kriegsraths Pachaly, eines der angeſehenſten Juriſten Breslaus, eines 
der Mitarbeiter am Landrechte, hervorgerufen durch ein eigenhändiges 
Schreiben Hoyms, in welchem Dieſer „zu ſeiner Beruhigung“ Pachaly 
erſucht, ihm als ein redlicher Mann nach Durchſicht der Akten offen⸗ 
herzig zu ſagen, ob er den Galinsky vorſchriftswidrig behandelt und 
ihm zu Klagen gerechte Urſache gegeben habe. Pachaly hat darauf 
die Sache aus den Akten ſehr gewiſſenhaft geprüft und ſich nament⸗ 
lich, wie er hervorhebt, auch bemüht, Alles, was ſich zu Galinskys 
Gunſten anführen ließe, vorzubringen. So erkennt er einen gewiſſen 
Anſpruch deſſelben bezüglich der Schädigungen, die er in Rothſchloß 
durch Ueberſchwemmung weſentlich infolge der verzögerten Deichbauten 
erlitten, vollkommen an, urtheilt jedoch, daß er ſelbſt, indem er die 
ihm damals gebotenen Remiſſionsgelder, obwohl dieſelben erheblich 
hinter ſeiner Liquidation zurückblieben, einfach mit Dank angenommen, 
ſich nach dieſer Seite hin für befriedigt erklärt habe. Wenn er da⸗ 
neben darauf Werth gelegt habe, von der Kammer eine Anwartſchaft 
auf das Amt Brieg zu erhalten, ſo habe die Kammer ihr damals 
gegebenes Verſprechen ſeinem Wortlaute nach erfüllt. Einen Grund 
zur Beſchwerde darüber, daß Früſon ſpäter das Amt Brieg zu einem 
ungleich niedrigeren Pachtzins erhalten habe, als den er 1798 
wiederholt angeboten, könne Niemand Galinsky zuerkennen. Pachaly 
kommt zu dem Schluſſe, daß, wenngleich Galinskys Beſchwerden aus 
dem Zuſammenhange geriſſen (wie dies im ſchwarzen Buche geſchehen) 
gerechtfertigt ſcheinen könnten, dieſelben doch nach Durchſicht der Akten 
als jedes rechtlichen Fundaments entbehrend von allen unparteiiſch 
Urtheilenden angeſehen werden müßten, und wenn man erwäge einer⸗ 
ſeits, daß man ihm noch über 4000 Thlr. rückſtändige Forderungen 
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erlaſſen und andererſeits, daß er ſeine Nachfolger in der Rothſchloſſer 
Pacht ſchändlich hintergangen habe, ſo könne man nur finden, daß 
Derſelbe ſehr gelinde behandelt worden ſei. 

In der That ſcheint für Hoym das Belaſtende keineswegs in 
einer dem Galinsky gegenüber bewieſenen Härte zu liegen, ſondern 
weit eher in jenen auf die kläglichen Vorſtellungen des Letzteren hin 
ertheilten halben Zuſagen künftiger Berückſichtigung und Fürſprache, 
die eben nur zu leicht als Schwäche angeſehen werden konnten und 
angeſehen worden ſind. Daß dagegen die angeblichen Niederträchtig⸗ 
keiten, die Held in dieſer Sache Hoym zuſchreibt, einfach in Nichts 
zerfallen, dürfte einleuchten. 


III. Helds Vertheidigung, eine politiſche Streitſchrift 
aus der Hausvogtei, der Sturz des Generalfisfals von Hoff, 
„Das geprieſene Preußen“, neue Anklagen gegen Hoym, 
das ſchwarze Regiſter. 


Helds Vertheidigung. 

Noch einmal müſſen wir uns zu Held und der Berliner Haus⸗ 
vogtei zurückwenden, um zu berichten, in welch beiſpielloſer Weiſe dieſer 
unruhige Geiſt von ſeinem Kerker aus gerade in der Zeit von ſeiner 
Verurtheilung in erſter Inſtanz an bis zu dem zweiten Urtheilsſpruche 
ſich geſchäftig gezeigt und bis in die höchſten Kreiſe hinauf alle Welt 
in Athem erhalten, eine Menge Schmähungen und ehrenrührige 
Darſtellungen zuſammengehäuft und bis zu einem gewiſſen Grade 
öffentlich verbreitet, verſchiedene Perſonen ſchwer kompromittirt, einen 
hohen Staatsbeamten zu Falle gebracht und ſchließlich noch eine Schrift 
veröffentlicht, welche die preußiſche Regierung in übler Weiſe bloß⸗ 
ſtellte und ſogar den König bei verſchiedenen Gelegenheiten empfind⸗ 
lich angegriffen hat. 

In der Hauptſache hing ja nun das Alles mit der von Held 
gewählten Art von Vertheidigung zuſammen, und zu dieſer konnte er 
ſich in gewiſſer Weiſe gelockt fühlen durch die Menge von Material 
zur Belaſtung Hoyms, das ihm hierher nach der Hausvogtei geliefert 
worden iſt. 
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Wenn es wahr iſt, was Helds Biograph berichtet !), daß dieſes 
Material nach und nach unter des Miniſters von Struenſee Adreſſe 
eingeliefert und durch dieſen an Held gekommen ſei, ſo iſt das ein 
neues Zeugniß dafür, bis zu welchem Grade die unter den Miniſtern 
obwaltende Zwietracht ging; ob für die Hauptmaſſe dieſes Materials, 
das Held dann zu den giftigen Gloſſen ſeines noch näher zu be— 
ſprechenden ſogenannten ſchwarzen Regiſters benutzt hat, der Staats⸗ 
miniſter a. D. von Buchholtz, deſſen Anklage gegen Hoym wir bei 
Gelegenheit der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen noch näher kennen 
lernen werden, verantwortlich iſt, läßt ſich nicht feſtſtellen, aber auch 
abgeſehn davon hat es nichts Verwunderliches, wenn ſich Beamte 
fanden, die irgendwelche ihnen bekannte Skandalgeſchichten über Hoym 
an Held einſandten, ſchon um des ſchadenfrohen Gelüſtes willen, ein⸗ 
mal einen beſonders Hochſtehenden am Pranger zu ſehn, noch dazu 
einen Mann, der nun einmal ſchon als einer der Günſtlinge des 
verſtorbenen Königs unpopulär war, und unter Umſtänden, wo die 
halbe Mitwiſſenſchaft des Miniſters von Struenſee auch eine grobe 
Indiskretion minder gefährlich erſcheinen ließ. 

Augenſcheinlich hat nun dieſe Fülle von belaſtendem Material 
Held ganz beſonders zur Verwerthung deſſelben und in weiterer 
Folge zu einer Aenderung des ganzen Syſtems ſeiner Vertheidigung 
gelockt. Wenn er anfänglich einen berühmten Sachwalter, Rath 
Uhden, zu ſeinem Rechtsbeiſtande auserſehn hatte, jo verzichtete er 
plötzlich auf jeden juriſtiſchen Beirath und ſchrieb ſelbſt eine Ver⸗ 
theidigungsſchrift von 276 Folioſeiten zuſammen, in deren Einleitung 
er erklärte, er wolle weniger die Sentenz widerlegen, da er Formali⸗ 
täten verabſcheue, als die Sache retten und ſeinen Richtern einen 
neuen Geſichtspunkt eröffnen, von dem aus ſie das Ganze anzuſehen 
hätten. Dieſer neue Geſichtspunkt lief aber thatſächlich darauf hinaus, 
daß die Richter ſich veranlaßt ſehen ſollten, nicht nur ihn (Held) den 
Beweis der Wahrheit, den die erſte Inſtanz abgelehnt hatte, doch 
noch antreten zu laſſen, ſondern auch die von ihm angeregten Sachen 
ſelbſt zu unterſuchen. Es handle ſich, deduzirte er, um Etwas, woran 
der Staat das allerhöchſte Intereſſe habe, daß nämlich die Unterthanen 


) Varnhagen, a. a. O. S. 130. 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 14 
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nicht gezwungen wären, Männern zu gehorchen, die Niemand achte; ſo 
aber ſtünde es jetzt, er habe ſeit Jahren Niemanden getroffen, der 
von Hoym anders als mit Spott und Verachtung ſpreche, zwei 
Drittheile des preußiſchen Volkes dächten über Hoym und Goldbeck 
genau wie er!); außer dem bereits im ſchwarzen Buche Ange— 
führten wolle er noch Verſchiedenes als Beweis für die Verwerflich- 
keit jener beiden Miniſter anführen und zur Rechtfertigung der „un⸗ 
bedingten Verachtung“, die er gegen dieſelben empfinde. Es ſei dies 
eben das allgemeine Urtheil, der Buchhändler Nauck in Berlin habe 
ihm mitgetheilt, daß ſein Jugendfreund, der Geh. Kabinetsrath Beyme, 
erſt kürzlich geäußert: „wir wiſſen, daß der Großkanzler ein Schuft 
iſt, aber wir haben im Augenblick Niemand an feine Stelle zu ſetzen“?), 
und Kriegsrath Noeldechen aus Poſen habe ihm gleichfalls eine andre 
Aeußerung Beymes berichtet, er wiſſe noch von ganz andern Schand⸗ 
thaten Hoyms, als die Held ans Licht gezogen.?) Ja Held dürfe 
den König aufs Gewiſſen fragen, ob er wirklich Hoym und Goldbeck 
achte; wenn er nicht Bedenken trüge, ehrenwerthe Männer zu kom⸗ 
promittiren, vermöchte er eigne Worte des Königs anzuführen, die 
Demſelben ſchon mehr als einmal der Unwille über die Schändlichkeit 
jener Beiden abgepreßt.“) 

Bei ſo bewandten Umſtänden ſei es Pflicht der Richter, die 
Wahrheit ſeiner Behauptungen eingehend zu unterſuchen, und wenn 
er dann als bloßer Verleumder erfunden würde, dann wäre es nicht 
genug, ihn auf die Feſtung zu ſperren, dann möge man ihn auf dem 
Neuen Markte zu Berlin am Schandpfahle ausſtellen mit einer großen 
Tafel auf der Bruſt, ihn öffentlich ſtäupen, für infam erklären und 
lebenslang an die Karre ſchmieden.“) 

Die hier ſo ſtark zum Ausdruck kommende Ueberzeugung von der 
Gerechtigkeit ſeiner Sache durchdringt nun die ganze lange Ver— 
theidigungsſchrift, und die rückſichtsloſe Lebhaftigkeit ſeiner Sprache, 
die durch Bilder und Citate aus den Klaſſikern gewürzte Art ſeiner 


1) Helds Vertheidigungsſchrift, Geh. St. A. R 7 C 17 fol. 8—10. 
2) Ebendaſelbſt fol. 107, 108. 

3) Ebendaſelbſt fol. 111. 

4) Ebendaſelbſt fol. 116. 
) Ebendaſelbſt fol. 215. 
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Beredſamkeit vermag wohl über den Mangel einer logiſchen Anord⸗ 
nung und häufige Wiederholungen einem Leſer in gewiſſer Weiſe hin⸗ 
wegzuhelfen, ja ſogar auf Jemanden, der die von Held nirgends 
erwieſene, aber ſtets als notoriſch angenommene Vorausſetzung, daß 
Hoym und Goldbeck Böſewichter ſeien, theilt, einen nachhaltigen 
Eindruck zu machen; ſeinen Richtern gegenüber aber konnte er nicht 
wohl Erfolg haben. Was Held nur einmal als ein gelegentliches 
Bedenken aufſtößt, daß es unmöglich Aufgabe der Richter ſein könnte, 
bei Gelegenheit des Heldſchen Prozeſſes die Amtsführung zweier im 
Amte ſeiender Miniſter zu unterſuchen und zu beurtheilen, mußte doch 
hier durchſchlagen. 


Unter dem 3. Juli 1801 hatte Held ſeine Vertheidigungsſchrift 
überreicht, und ſchon unter dem 11. Juli ſchreibt der Präſident des 
Kammergerichts von Schleinitz an den Miniſter von Struenſee, er 
bedaure nur, daß er bei dem Vortrage darüber nicht anweſend ge⸗ 
weſen, er würde ſich ſonſt bemüht haben, die Zurückgabe der Schrift 
an Held durchzuſetzen mit der Weiſung, eine anderweitige angemeſſene 
Vertheidigung einzureichen, widrigenfalls man ihm einen Vertheidiger 
ex officio beſtellen würde.“) Der Appellationsſenat hatte die Ver⸗ 
theidigung zwar angenommen und ſogar all' die neuen Anklagen gegen 
Hoym „mit ekelhafter Breite“, wie der Juſtizminiſter von Arnim mit 
ſcharfer aber nicht ungerechtfertigter Kritik jchrieb?), aneinander ge⸗ 
reiht, aber nur um daran die Bemerkung zu knüpfen, daß es bei 
dieſer Unterſuchung auf das Alles nicht ankomme. Das Urtheil der 
erſten Inſtanz, die Verurtheilung zu 1½ Jahr Feſtung und Dienſt⸗ 
entlaſſung, ward einfach beſtätigt?) (Anfang September 1801), dazu 
aber noch der Antrag geſtellt, gegen Held „wegen der in der Defenſions⸗ 
ſchrift zweiter Inſtanz und deren Beilagen ſich erlaubter zügelloſen 
Schreibart, welche die des ſogenannten ſchwarzen Buches übertrifft“, 
eine neue Unterſuchung zu verfügen. Auf das Letztere war aber der 
König nicht eingegangen, nachdem ihm der Juſtizminiſter von Arnim 
vorgeſtellt, wie ſehr Held auch noch weitere Strafe verdiene, ſo wäre 


1) Berl. Geh. St.⸗A. R 89 Nr. 56 fol. 18. 
) Ebendaſelbſt fol. 39. 
) Nur für den Drucker ward die Geldſtrafe ermäßigt. 
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doch bei deſſen überſpanntem Charakter dann ein Ende der Prozeſſe 
gar nicht abzuſehen, während man ſchon mit Rückſicht auf Hoym 
und den Großkanzler von Goldbeck wünſchen müſſe, endlich einmal 
mit der Sache zur Ruhe zu kommen.!) Der König war übrigens, 
wie der Kabinetsrath Beyme ſchreibt?), über Held ſo aufgebracht, 
wie es kaum je vorgekommen, und halte Denſelben für einen höchſt ge⸗ 
fährlichen Menſchen. Er war wenig zufrieden damit, daß Held 
nicht ſtrenger beſtraft worden ſei; doch als Beyme ihm vorſtellte, daß 
er es ja in ſeiner Hand habe, die Strafe zu verſchärfen, bemerkte 
Friedrich Wilhelm III. getreu der ihm weiland von Svarez ſo warm 
ans Herz gelegten Rechtsanſchauung, ſo Etwas werde er nie thun, 
und wenn die Richter Held nur zu vierzehn Tagen Gefängniß ver⸗ 
urtheilt hätten, würde er den Spruch zwar bedauern, aber nicht 
ändern.“) 

Selbſt Helds treuer Gönner, der Miniſter von Struenſee, giebt 
in einem Briefe an Beyme zu, daß Jener durch ſeine letzte Ver⸗ 
theidigungsſchrift, wo er nicht als Defenſor, ſondern bloß als Denun⸗ 
ziant aufgetreten ſei, Alles gegen ſich aufgebracht habe, während ihm 
doch kaum habe entgehen können, daß, ſelbſt wenn alles von ihm Vor⸗ 
gebrachte wahr wäre, ihm daraus kein Nutzen erwachſen könne; und 
da ſich jetzt deutlich herausſtelle, daß hier nicht Verſtandesſchwäche, 
ſondern übler Wille zu Grunde liege, ſo müſſe auch er (Struenſee) 
zuſtimmen, daß die Geſellſchaft einen ſo ſchlimm gearteten Menſchen 
unſchädlich mache. Trotzdem macht er geltend, Held ſei noch jung 
und auch nicht ohne Fähigkeiten, wohl aber ganz vermögenslos; falls 
ſich der König ihm gnädig zeige, könne man ihn wohl zu beſſeren 
Geſinnungen bringen.“) 

Doch der König war allzu aufgebracht; von einer möglichen 
Wiederanſtellung wagte Beyme ihm nicht zu ſprechen; Helds Wunſch, 
ſeine Haft ſtatt in der dazu auserſehenen Feſtung Colberg in dem 
weniger entlegenen Spandau abſitzen zu dürfen, ward abgeſchlagen 


) In dem angeführten Aktenſtücke fol. 35. 

2) Berl. Geh. St.⸗A., A. von Held betreffend, Acciſedepartement Südpreußen 
A. Nr. 7 fol. 30. 

) Ebendaſelbſt. 
9) Ebendaſelbſt fol. 32. 
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und ebenſo die Bitte um Urlaub für 8 Tage vor Antritt der Haft. 
Nur zu Beſuchen bei den Miniſtern von Struenſee und Graf Schulen⸗ 
burg fand er noch Zeit. 

Der Letztere ſoll bei dieſer Gelegenheit erklärt haben, ihm ſchiene, 
wenngleich derartige Exzeſſe nicht ſtraflos bleiben könnten, das Straf⸗ 
maß härter als nothwendig, und dann noch Held aufs Gewiſſen gefragt 
haben, ob er nicht wirklich Hoym habe ſtürzen wollen. Und als Jener 
dies zugeſtanden, habe Schulenburg lachend ausgerufen: „wie konnten 
Sie hoffen Etwas durchzuführen, was ich nicht einmal vermag? 
Das hängt Alles an perſönlichen Verhältniſſen, wovon Sie Nichts 
wiſſen.“ “) 

Miniſter von Struenſee benützte Helds Abſchiedsaudienz, um 
Demſelben noch einmal ſeine Anſicht von der allgemeinen Nieder⸗ 
tracht, für die das Geld noch ein ſtärkerer Hebel ſei, als der Hunger 
und ſelbſt die Wolluſt, und von dem minimum sapientiae, mit der 
die Welt regiert werde, vorzutragen, doch da Held ihn, wie er ver⸗ 
ſicherte, ſo lebhaft an ſeinen Bruder erinnerte (den durch ſein 
tragiſches Schickſal bekannten däniſchen Miniſter), der auch Alles jo 
übereilte, ohne die Hinderniſſe hinreichend zu erwägen, ſo weihte der 
alte Peſſimiſt ſeinem Schützlinge eine Thräne und einen Abſchieds⸗ 
kuß 2) und ſorgte auch in Colberg für ein leidliches Unterkommen des⸗ 
ſelben in einem kleinen rothen Häuschen am Steinthore, wo nach⸗ 
mals während der franzöſiſchen Belagerung Gneiſenau gewohnt hat, 
mit ſchöner Ausſicht auf das Meer, in dem zu baden ihm bald ge⸗ 
ſtattet ward. Nur ſeine Verpflegung blieb fort und fort kärglich, da 
die vom König für ihn bewilligten 6 Thaler pro Monat nicht ein- 
mal ein warmes Frühſtück geſtatteten. 

Ehe er (am 19. Oktober 1801) nach Colberg abreiſte, bedachte 
er ſeinen Schließer in der Hausvogtei, den alten Huſaren Bock, an 
dem er viele gute Eigenſchaften entdeckt hatte, mit einem Gedichte, 
dem er allerdings noch eine ſcharfe Bemerkung anzuſchließen ſich 
nicht verſagen konnte: 


1) Varnhagen, H. von Held S. 137 ff. Wenn es ſich um die Wiedergabe von 
Aeußerungen Anderer aus Helds Erinnerungen handelt, iſt ein Zweifel an der 
genauen Wiedergabe ſtets gerechtfertigt, vgl. oben S. 169. 

) Ebendaſelbſt S. 39 und die vorſtehende Anm. 
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„Wenn doch Manche, die in ſtolzen Wagen 
An der Hausvogtei vorüberjagen, 

Träfe Deines Ochſenziemers Hieb! 

Nur die Kleinen, die ſich fangen laſſen, 
Sitzen hier, die Großen draußen praſſen 
Gleich dem reichen Mann, wie Lucas ſchrieb.“ ) 


In der letzten Zeit war feine Haft auf einmal viel ſtrenger ge- 
worden infolge von neuen Konflikten, in die ihn ſein unruhiger Geiſt 
gebracht hatte. 


Eine politiſche Schrift aus der Hausvogtei. 

Des Königs einflußreichſter Rathgeber, der Kabinetsrath Beyme, 
hatte gegenüber dem durch das „ehrenſchänderiſche“ Treiben Helds 
geradezu entrüſteten Monarchen kühl genug feine Meinung aus— 
geſprochen. Wohl würde er als Richter Helds Dieſen nicht bloß 
wegen Injurien, ſondern wegen eines die Ruhe und Sicherheit des 
Staates bedrohenden Verbrechens beſtraft haben; da er ihm jedoch 
nicht als Richter gegenüberſtehe, ſo habe er Alles nur von dem 
Geſichtspunkte der Regierung aus zu betrachten und darauf hin zu 
prüfen, ob für Dieſe eine Gefahr aus der Schrift zu beſorgen jei. 
Das aber fürchte er nicht, im Grunde träfe doch all' die üble 
Nachrede, die das ſchwarze Buch enthalte, nur die vorige Regierung, 
und es ſei eher als ein Lobſpruch anzuſehen, wenn ſelbſt ein ſo rück— 
ſichtsloſer Pasquillant wie Held der jetzigen Regierung nichts Anderes 
vorzuwerfen finde, als daß fie noch Männer an der Spitze der Ge- 
ſchäfte dulde, die das nach ſeiner Meinung nicht verdienten, „wozu 
aber doch, wie Jedermann leicht ermeſſen werde, die Regierung ihre 
beſonderen wichtigen Gründe haben könne, wenn ſie auch, was ſie 
doch nirgend zu erkennen gegeben, mit Held gleichſtimmig urtheilen 
ſollte“. Stände das fo, jo müßte die Regierung zwar den Verfaſſer 
feine Strafe ausſtehen laſſen, dann aber ſeine Talente und Kräfte 
anderweitig durch eine ihnen zu gebende Richtung zu benutzen 
ſuchen, um aller etwaigen Beſorgniß vor ſeinen Unternehmungen, 
wozu ihn Hunger und Verzweiflung veranlaſſen könnten, vorzu⸗ 
beugen.?) Von dieſer immer noch verhältnißmäßig günſtigen Mei⸗ 

) Varnhagen, H. von Held S. 141, 142. 
) Berl. Geh. St.⸗A., A. von Held betreffend, Südpreußen A. Nr. 7. 
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nung über Helds Art ſollte nun Beyme bald zurückkommen, und 
zwar infolge des Erſcheinens einer politiſchen Schrift Helds, unter 
dem Titel „Ueber die Vergrößerung Preußens im Weſten nebſt 
einigen Nebenbetrachtungen“. 

Die Broſchüre hatte Held, der den Zeitereigniſſen mit größter 
Lebhaftigkeit folgte, als er nach Abſchluß ſeiner Vertheidigungsſchrift 
neue Beſchäftigung ſuchte, unter dem Eindrucke der Beſetzung Han⸗ 
novers durch Preußen verfaßt, und wenn er im erſten Eifer daran 
dachte, die Schrift dem Miniſterium einzureichen, jo kam er ſehr er- 
klärlicher Weiſe davon bald zurück, und die Schrift wäre vielleicht 
ungedruckt geblieben, hätte ihn nicht ein höchſt charakteriſtiſcher Anlaß 
plötzlich dazu getrieben, ſie aus ſeiner Hand zu geben. 

Er hat viel Beſuche in ſeiner Haft empfangen, auch wie wir 
noch kennen lernen werden, von ſeinen Freunden derartige Auf⸗ 
merkſamkeiten geradezu verlangt und ein Unterlaſſen derſelben ſogar 
zu ſtrafen und zu rächen verſucht. Unter den Beſuchern werden uns 
z. B. genannt der Goethe-Maler Darbes (Evergetiſchen Angedenkens) ), 
der Major Nothard (in den Akten des Vehmgerichtes genannt) ?), der 
damals mit einem Darlehn von 500 Thalern arger Noth ſteuerte, 
der Philoſoph Fichte, deſſen Gattin ſich auch der Heldſchen Töchter 
freundlich annahm, und der ebenſo wie der politiſche Schriftſteller 
Dr. Buchholtz auch weiter in Korreſpondenz mit Held geblieben iſt, 
wenn er gleich deſſen politiſche Schriftſtellerei mißbilligte, da man 
nicht rein zu bleiben vermöchte, wenn man Unflath angriffe.“) Einſt 
ſuchte Held nun ein Student aus Halle auf, deſſen Armuth Dieſer 
trotz der eigenen chroniſchen Geldnoth wiederholt beigeſprungen war. 
Held, gerührt durch die Theilnahme des Jünglings, der von Halle 
zu Fuß nach Berlin gepilgert war, um ihm ſeine Theilnahme zu 
zeigen, beklagte es bitter, kein Geld zur Verfügung zu haben, um 
Jenem Zehrung und Reiſegeld zu gewähren, und drückte ihm ſchließ⸗ 
lich jenes Manuſkript in die Hand, daſſelbe zu verſilbern. Buch⸗ 
händler Füchſel in Zerbſt kaufte wirklich die Broſchüre für den Preis 
von 30 Thalern, und dieſelbe ging bald gedruckt in die Welt. Sie 
) Oben S. 10. 

2) Oben S. 24. 
3) Angeführt bei Varnhagen S. 121 ff. 
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erſchien unter einem angenommenen Namen, doch machte Held in 
ſeiner ſorgloſen Art kein Hehl aus ſeiner Autorſchaft. Am Hofe 
war man von der Broſchüre recht wenig erbaut, was Niemanden 
Wunder nehmen wird, der ſie geleſen hat. Denn wenn ſchon in 
jener überaus geſpannten Zeit der in ſolcher anonymen Schrift er- 
theilte Rathſchlag, zu rückſichtsloſen Annexionen zu ſchreiten, nicht 
wohl willkommen ſein und nur üblen Leumund einbringen konnte, 
ſo zeigte es ſich außerdem, daß in Wahrheit die Ausführung dieſes 
Gedankens einer Vergrößerung Preußens nach Weſten hin nur ein 
Viertheil des Büchleins füllte, ſo daß den auf dem Titel in Aus— 
ſicht geſtellten „Nebenbetrachtungen“ der Löwenantheil zufiel. Deren 
Gedankengang war etwa folgender: wenn der König nun ganz 
Norddeutſchland annektirt und ſich entſchloſſen hat, nach den Ab⸗ 
findungen an die bisherigen Regenten, die zu Großgrundbeſitzern 
werden müſſen, über alle die hiſtoriſchen Verſchiedenheiten und 
Sonderprivilegien im höheren Intereſſe des Staates hinwegzu⸗ 
ſchreiten, dann wird es möglich werden, die vielen Schäden, an 
denen Preußen kranke, zu heilen. Damit iſt der Verfaſſer wieder 
auf ſeinem Lieblingsgebiete, der Kritik des Beſtehenden, angelangt, 
wo er nun in ſeiner bekannten rückſichtsloſen Art vorgeht, wenn er 
gleich nur als „Aphorismen“ einige Punkte herausgreift wie das 
übermäßige Schreibwerk, „die formaliſtiſche Eiferſucht“, die unprak⸗ 
tiſche Konſervirung der provinziellen Beſonderheiten, die jedem ratio— 
nellen Zollweſen ſich in den Weg ſtelle. Etwas jo Ungeheuer- 
liches z. B. wie das Sonderterritorium der Neumark, das eine Art 
von langem Darm bilde, „der mit all ſeinen wunderlichen Zöllen 
und Finanzgeſetzen aus den Zeiten des Markgrafen Hans das 
preußiſche Kontinent in der Mitte beinahe halb durchſchneidet und 
fünf Provinzen von einander trennt“, könne man ſich kaum denken. 

Intereſſant iſt die Wahrnehmung, daß wir in dieſen Aphoris⸗ 
men bereits Gedanken begegnen, die wir jetzt als ſozialiſtiſch bezeich⸗ 
nen würden. Held verlangt z. B., daß Penſionen an Beamte nur 
dann gezahlt würden, wenn wirkliche Bedürftigkeit vorliege, und ſagt 
bei dieſer Gelegenheit !), jo lange man „den ſtumpfgewordenen Tage⸗ 
löhner gegen das Ende ſeines Lebens nicht penſioniren“ könne, hätte 


) S. 56. 
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auch keiner der Beamten eine Penſion zu fordern. „Die arbeit- 
ſamen Tagelöhner, Bauern und Bürger find die wahre National- 
baſis, die eigentliche Volksmaſſe, auf der die Schreiberzunft nur als 
Schmarotzerpflanze ſich einniſtet.“ 

Und auch das iſt charakteriſtiſch, daß Held mit ſeiner Kritik auch 
den König ſelbſt nicht ſchont. Einmal apoſtrophirt er ihn folgender 
maßen 1): „O Friedrich Wilhelm! Bloß Proſaiſt auf dem Throne fein, 
verewigt nicht! Poeſie edler Monarchen iſt Einklang zur Harmonie 
der Sphären. Wenn Sie, Intereſſanteſter der heutigen Könige, nicht 
einſt die Geſchichte Friedrich Wilhelm den Scheuen nennen ſoll, ſo 
erwerben Sie ſich Anſprüche auf den Namen Friedrich Wilhelm, 
Europens Polarſtern!“ 

Und ungleich ſchlimmer noch iſt eine weitere Stelle ?): 

„Der, dem das Schickſal die Rolle eines Herrſchers aufträgt, 
darf nicht ſich beherrſchen laſſen! Verfällt ein König in dieſen 
Fehler, ſo behandeln ihn ſeine Miniſter und Räthe nur als einen 
abſtrakten Begriff, dem fie allerlei ſophiſtiſche Corollaria beifügen 
können oder als eine bloße Formel, die ſie nach ihrer individuellen 
Manövrir⸗ und Interpretir-Kunſt auf Spezialbefehl beliebig und 
ungeſcheut anzuwenden befugt ſind. Für Könige iſt die Welt⸗ 
geſchichte das Weltgericht. Welcher gar nichts leiſtet, der wird 
von dieſem unerbittlichen Tribunale auf ewig mit Verachtung be- 
legt. Nicht der Kleinigkeitsgeiſt, ſondern die Kraft, den Crayon 
der Völkerbildung in großen Umriſſen zu führen, erwirbt die 
Palme der Unſterblichkeit.“ 

Eine Schrift, die derartige Stellen enthielt, eignete ſich aller— 
dings, ſollte man meinen, wenig zur Einſendung an einen Miniſter. 
Wohl aber können wir begreifen, daß, als man im Kabinette die 
Herkunft der Schrift aus dem Gefängniſſe und den Namen ihres 
Verfaſſers erfuhr, der Kabinetsrath Beyme über den unverbeſſerlichen 
„Rumorgeiſt“ aufgebracht ward und entſchloſſen, „ſolcher Frechheit 
einen Riegel vorzuſchieben“.“) Die Schrift ward unterdrückt und dem 
Inhaftirten der Gebrauch von Dinte und Feder entzogen. 


1) S. 49. 
2) S. 85. 
3) Varnhagen, a. a. O. S. 134. 


III. Helds Vertheidigung ꝛc. 


Der Sturz des Generalſiskals von Hoff. 

Der Kabinetsrath Beyme hatte, ganz abgeſehen von der er— 
wähnten Broſchüre, gerechten Grund auch noch über die indiskrete 
Veröffentlichung ſeiner oben bereits angeführten ſchmähenden Aeuße⸗ 
rungen über den Großkanzler und Hoym in Helds Vertheidigungs⸗ 
ſchrift zu zürnen. Es ſtehen nun direkte Desavouirungen dieſer 
Aeußerungen durch Beyme nicht zur Verfügung, aber wohl dürfen 
wir ſicher ſein, daß jene beiden Perſönlichkeiten, welche Held bei 
dieſer Gelegenheit als ſeine Gewährsmänner genannt hatte, der 
Buchhändler Nauck aus Berlin und der Kriegsrath Noeldechen aus 
Poſen über die arge Indiskretion ſehr unglücklich geweſen ſein mögen. 
Held ſelbſt hilft ſich über den Vertrauensbruch leicht hinweg, indem 
er ſchreibt!), er wiſſe, daß er Nauck kompromittirt habe, und er 
habe das ſelbſt beabſichtigt, da Nauck ihn ſeit ſeiner Verhaftung 
ganz verlaſſen und alle Aufforderungen, ihn einmal zu beſuchen, zu⸗ 
rückgewieſen habe, weil er (Held) Beyme in dem ſchwarzen Buche 
beleidigt habe und Dieſer daher Nauck einen Verkehr mit Held ver— 
übeln könne. Auch Noeldechen gegenüber fühlt er ſich durch deſſen 
überhebendes Weſen von jeder Rückſicht entbunden.?) Schließlich ver— 
ſteigt er ſich zu folgenden Grundſätzen, die er nun auch ſeinen 
Richtern vorzutragen für zweckmäßig hält: — „gegen Pinſel und 
treuloſe falſche Freunde gelten die Regeln der Ehre nicht, die brave 
Männer unter einander beobachten. Wer im Dienſte der Tugend 
nicht Gefahren theilen mag, wer auf zwey Achſeln trägt und Chriſtus 
und Satan zugleich Wachskerzen anzündet, wer die Kämpfe der Un- 
ſchuld nur im Geiſte der ſchleichenden Cabale begünſtigt, um ſeinem 
ſchmutzigen Eigennutz dabei zu fröhnen oder darin eine Glorie ſieht, 
daß er den Kabinetsrath eines europäiſchen Königs Du nennen darf, 
der gehört in die Claſſe der alten Spitalweiber und verdient als ſolches 
behandelt zu werden, verdient von einem Manne, der ſein Streben 
nach höhern Geſetzen abmißt, höchſtens Fußtritte und Anfpeien.“?) 

Wenn wir von den beiden genannten Perſonen nicht erfahren, 
ob für ſie jene Indiskretion Helds noch beſonders ſchlimme Folgen 


) Fol. 109 feiner Vertheidigung. 
) Ebendaſelbſt fol. 109. 
) Fol. 119, 120. 
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gehabt hat, ſo erfahren wir Derartiges ſehr beſtimmt bezüglich eines 
Dritten, nämlich des Generalfiskals von Hoff, der allerdings ſelbſt 
nicht von Schuld freizuſprechen iſt. Wir mögen uns erinnern, 
daß er zu den Männern, welche einſt 1801 Zerboni als Märtyrer 
feierten, gehört, und nachmals auch, als er gegen den Letzteren wirk— 
lich als öffentlicher Ankläger aufzutreten hatte, mit einer faſt be- 
fremdlichen Konnivenz verfahren iſt, jo daß die höchſte Juſtizbehörde 
ihn mehrfach zurechtzuweiſen Veranlaſſung fand. Augenſcheinlich war 
er ein eifriger Anhänger der neuen Ideen, der eben deshalb auch für 
Leute wie Zerboni und Held Sympathien fühlen konnte. Und auch 
das kann verſtanden werden, daß er in Hoym gleichſam ein Ueber⸗ 
bleibſel der von den fortgeſchrittenen Geiſtern ſo ſcharf verurtheilten 
Günſtlingsherrſchaft Friedrich Wilhelms II. erblickte und mißachtete; 
aber bei alledem bleibt es kaum begreiflich, wie er das ſo unpraktiſch 
und unverſtändig begonnene Unternehmen Helds zu fördern und nicht 
vorauszuſehen vermocht hat, daß er faſt unvermeidlich durch eine 
Theilnahme an Helds Plänen ſchwere und unheilvolle Konflikte für 
ſich heraufbeſchwören werde. 

Soviel hat die ſpätere Unterſuchung in der That herausge— 
ſtellt, daß Hoff, der, wie wir wiſſen, bereits im Sommer 1800 
mit Zerboni und Held in näheren Verkehr getreten war, im Ofto- 
ber dieſes Jahres durch Held ſelbſt von deſſen Vorhaben bezüg- 
lich des ſchwarzen Buches Kunde erhalten und, mögen wir auch 
Helds Angaben nur bis zu einem gewiſſen Grade Glauben ſchenken, 
wenigſtens Nichts gethan, um Dieſen zurückzuhalten, ſondern eher 
durch zuſtimmende Bemerkungen Oel ins Feuer gegoſſen hat. Die in 
Helds gleich anzuführendem Briefe an Hoff enthaltene Mittheilung 
des Letzteren, der Miniſter von Alvensleben habe ihm gegenüber Hoym 
als einen Mann, der den Staat beraubt und den König betrogen 
habe, bezeichnet, hat Jener ſchwerlich ſich erfunden, ſondern höchſtens 
etwas ſchärfer gefaßt, und auch der Gedanke, den Bruder der 
Königin, Erbpinzen von Mecklenburg⸗Strelitz, zu einem Auftreten gegen 
Hoym zu beſtimmen, wird wohl in der That auf Hoff zurückzuführen 
ſein. Und die gleichfalls in Helds Briefe enthaltene Angabe, daß 
Hoff den Letzteren abgehalten habe, eine ſcharfe Aeußerung über 
Beyme zu ändern, mußte als geradezu kompromittirend erſcheinen. 


III. Helds Vertheidigung ꝛc. 


Jedenfalls ſpricht doch ſchon die Thatſache, daß Held im Dezem— 
ber 1800 vier Tage lang unter angenommenem Namen bei Hoff 
logirt hat, für eine gewiſſe, unter den obwaltenden Umſtänden an⸗ 
ſtößige Intimität. 

Daß Hoff, wie nachmals Held in ſeinem Zorne annahm, dieſen 
bloß zu ſeinen Angriffen gehetzt habe, um, falls es gelänge, Goldbeck 
zu ſtürzen, dann an deſſen Stelle Großkanzler zu werden, klingt 
wenig wahrſcheinlich, da ſchwerlich Hoff für ſolche hohe Stelle be— 
ſondere Chancen gehabt haben würde, und geradezu abenteuerlich 
ſcheint es, daß Derſelbe auf einen erneuten Prozeß wegen der ſüd— 
preußiſchen Güter und auf Tantiemen davon gehofft haben ſollte.!) 

Soviel ſteht feſt, daß Hoff, nachdem Held verhaftet und ſein 
Buch mit ſo entſchiedener Entrüſtung von dem Könige verurtheilt 
worden war, es für beſſer hielt, ſich zurückzuziehen. Den mahnen⸗ 
den Briefen Helds gegenüber begnügte er ſich zuerſt mit einigen 
kurzen Rathſchlägen deſſen Vertheidigung betreffend, darauf hinaus— 
laufend, die Sache auf das Feld der Injurie hinüberzuſpielen, wo 
dann der Beweis der Wahrheit zuläſſig erſcheinen könnte. Dann 
aber hüllte er ſich in Schweigen und ließ Helds Briefe ganz ohne 
Antwort. 

Held verſichert, damals von Freunden geradezu verſpottet worden 
zu ſein wegen ſeines Vertrauens auf den Generalfiskal; man ſagte 
ihm, derſelbe nenne Helds Vorgehen einen dummen Streich und 
deute an, daß es für Jemanden in feiner Stellung jehr vortheil- 
haft ſein könne, von einem Angeklagten jo ganz ins Vertrauen ge- 
zogen zu werden, gleich als ſei er Jenem nur deshalb näher ge— 
treten, um ſeine Schuld leichter ans Licht ziehen zu können. 

Der leichtgläubige Held ergrimmte aufs Aeußerſte, als Der- 
artiges ihm zugetragen ward, und nicht nur daß er in feiner Ver⸗ 
theidigungsſchrift Hoff auf das Schonungsloſeſte bloßſtellte, fügte er 
auch noch ſeiner umfangreichen Vertheidigungsſchrift einen offenen 
Brief an Hoff bei, in welchem Dieſem allerlei wenig ſchmeichelhafte 
Dinge geſagt werden, daß er „ein Narr ſei, der nicht deutlich weiß, 
was er will, ein altes Weib, das Gewitterlieder ſingt, wenn es 


) Schleſ. Zeitſchr. XXX, 244. 
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donnert, ein treuloſer Freund, den ſelbſt die Gegenparthey nicht 
achten kann, und obenein ein Menſch ohne Ehre und Zuverläſſig— 
keit“. Er (Held) haſſe Hoff faſt noch mehr als Hoym, „denn dieſer 
hat mich nur äußerlich unglücklich gemacht, Sie aber haben mich um 
den Glauben an Freundſchaft und Männerwort gebracht.“ ) 

„Da die Riegel und Schlöſſer das erſte Mal hier hinter mir 
zuſammenklappten,“ ſchreibt Held, „lächelte ich und dachte, nun wird 
Hoff das Seinige thun und dreiſte Worte am Throne ſprechen.“ 
Held hat wirklich alles Ernſtes erwartet, Hoff würde ſich eine 
Audienz bei dem Könige erbitten und dort als Ankläger Hoyms auf- 
treten, womöglich in Gemeinſchaft mit dem Miniſter von Alvensleben, 
der ja gleichfalls gering von Jenem denke. 

Der Brief, deſſen Geheimniß natürlich keinen Augenblick reſpek⸗ 
tirt ward, brachte den Adreſſaten in begreifliche Verlegenheit. Der⸗ 
ſelbe ſendete ihn unter dem 4. Juli an den König ein mit einem 
recht nichtsſagenden Begleitſchreiben (ein Larifari nennt es der 
Juſtizminiſter von Arnim), auf Widerſprüche in Helds Briefe hin⸗ 
deutend, aber doch die gravirenden Thatſachen nicht in Abrede 
ſtellend.?) 

Held ward nun bezüglich dieſer Sache vernommen, und ſeine 
Ausſagen belaſteten Hoff doch ſoweit, daß der Juſtizminiſter von Ar⸗ 
nim eine Unterſuchung gegen Hoff beantragte, die im Anfange des 
Jahres 1802 damit geendet hat, daß Derſelbe ſeines Amtes entſetzt 
und für unfähig erklärt ward, in Rechts- oder Polizeiſachen ver- 
wendet zu werden. Eine juriſtiſche Profeſſur in Erlangen, die ihm 
Hardenbergs Gunſt zuwenden wollte, glaubte Hoff nicht annehmen 
zu können, weil dieſelbe zu niedrig dotirt war?), doch hat der König 
nachmals im Gnadenwege Hoff zu einer Anwaltspraxis zugelaſſen. 


„Das geprieſene Preußen.“ 
Bezüglich des eben beſprochenen Briefes Helds an Hoff ſchreibt 
unter dem 20. September 1801 an den Kabinetsrath Beyme der 
Präſident des Kammergerichtes von Schleinitz, derſelbe kurſire unter 


) Der Brief abgedruckt in der ſchleſ. Zeitſchr. XXX, 241ff. 
) Berl. Geh. St.⸗A. R 89. 56. 
3) Berl. Geh. St.⸗A. R 89. 33 H. 
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dem Publikum in unzähligen Abſchriften.) An dieſen Brief und 
den ganzen Prozeß Helds knüpft nun eine im Jahre 1802 natürlich 
anonym erſchienene Schmähſchrift an unter dem Titel: „Das ge- 
prieſene Preußen,“ von der man in zeitgeſchichtlichem Intereſſe 
Kenntniß zu nehmen nicht wohl umhin kann. Iſt ſie doch ſchon da⸗ 
durch merkwürdig, daß fie im Gegenſatze zu den aus dem Zerboni⸗ 
Heldſchen Kreiſe hervorgegangenen politiſchen Schriften nicht nur die 
Miniſter, ſondern auch direkt den Monarchen angreift, von dem geſagt 
wird, daß er die Erwartungen, die man von ihm bei feiner Thron⸗ 
beſteigung gehegt, getäuſcht habe. „Einige Schritte des Königs“, 
heißt es hier?), „kurz vor und bald nach der Entfernung des Kabinets⸗ 
Raths Herrn Mencken brachten jedem Patrioten ganz andere Ideen 
von der Handlungsweiſe des Königs bey. Der König iſt nicht das, 
wofür man ihn hält und das Ausland noch anbetet. Wer ihn in 
der Nähe beobachtet, findet in ihm einen herrſchſüchtigen, ſtolzen, 
harten, geizigen, nur für ſeine Soldaten, vorzüglich aber für ſeine 
Garde lebenden und eingenommenen König.“ Er habe die Tortur 
wieder eingeführt und laſſe Geſtändniſſe durch Peitſchenhiebe er⸗ 
preſſen. Für feine Unterthanen ſei er geradezu unzugänglich u. ſ. w. 
Eine Menge von einzelnen Fällen, unter Namensnennung angeführt, 
ſollen die Belege für dieſe Beſchuldigungen liefern. Natürlich werden 
auch des Königs Rathgeber übel geſchildert, am ſchlimmſten „ſein 
Pylades“ General von Rüchel, der auch in dem Civilfache Einfluß 
habe und den König zu ſchrecklichen Ungerechtigkeiten verleite. Struen- 
ſee laſſe ſich zur Ausſaugung der Unterthanen gebrauchen, von dem 
Miniſter Schulenburg werden arge Skandalgeſchichten berichtet, auch 
daß er ebenſo wie der Miniſter von Haugwitz, der Polizeidirektor 
von Warſing und der General Elsner die ſchreckliche Unſittlichkeit, die 
in Berlin herrſche, geradezu begünſtige. 

Dem ganzen Buche vorangeſtellt iſt eine Widmung an zwei 
deutſche Fürſten, den Herzog von Braunſchweig und den Erbprinzen 
von Mecklenburg⸗Strelitz; „den beiden biedern Fürſten Deutſchlands, 
den wahren und warmen Patrioten Preußens widmet dieſes Werkchen 
zur Beherzigung aus reiner Vaterlandsliebe der Verfaſſer.“ 


1) Berl. Geh. St.- A. R 89. 56 fol. 39. 
) S. 75. 
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Wie die beiden Fürſten zu der zweifelhaften Ehre gekommen 
ſind, der Widmung dieſer Schmähſchrift theilhaft zu werden, iſt leicht 
zu erklären; Karl Wilhelm Ferdinand von Braunſchweig ſtand, feit 
er 1794 die Kontrahirung von Landesſchulden von der Einwilligung 
der Landſtände abhängig gemacht, bei den Konſtitutionellgeſinnten in 
hohem Anſehn, auf ſeinen Vorgang beruft ſich Zerboni in ſeinen 
Aktenſtücken!), und was den Erbprinzen Georg von Mecklenburg— 
Strelitz, den Bruder der Königin Luiſe anbetrifft, ſo ſcheint auch er 
im Rufe eines gewiſſen Liberalismus geſtanden zu haben, wenigſtens 
behauptet Held, der Generalfiskal von Hoff habe ihm auf eine 
Intervention dieſes Prinzen zu ſeinen (Helds) Gunſten Hoffnung 
gemacht.?) 

Die Zumuthungen, die aber den beiden Fürſten in dieſer Schrift 
gemacht werden, ſind überaus weitgehend. Es heißt hier: „Sie beyde 
ſind dem Königlichen Preußiſchen Hauſe durch geheiligte Bande des 
Bluts verwandt. Sie beyde ſtehen in Dienſten dieſes Staats, ſind 
vermöge Ihrer erhabenen Poſten Beſchützer deſſelben, werden Sie 
auch jetzt ſeine Retter! Leſen und beherzigen Sie gütigſt das Ge— 
leſene — thun Sie dadurch, daß Sie den Ober-Acciſe- und Zoll— 
Rath von Held (Verfaſſer des ſogenannten ſchwarzen Buchs) aus 
den Klauen der unwürdigen Diener der heiligen Themis befreien, 
den erſten Schritt — zur Befreiung des Vaterlandes von tyranniſchen 
Despoten — bringen Sie dem Monarchen andere Begriffe von Staaten- 
Wohl, Staats-Bürgern und Staats-Rechten bei, und vor allen 
Dingen machen Sie fein Herz weicher, ſanfter und für Menfchen- 
wohl empfänglicher — bewirken Sie ſo ſchnell, als es möglich iſt, die 
Entfernung der Vaterlandsfeinde, eines Generals von Rüchel, eines 
Großkanzlers von Goldbeck, eines Staatsminiſters von Hoym, ſelbſt 
die eines General- und Finanz-Controlleurs von Schulenburg, eines 
Cabinet-Raths Beyme und Finanz-Raths Grothe, und ſuchen Sie 
einem Kammer-Präſidenten von Schleinitz, dieſem edlen, menſchen— 
freundlichen, wohlwollenden, für Menſchen-Wohl und Menſchen-Glück 
warm fühlenden, thätigen Mann, der eben darum, weil er keinen 


1) S. 105. 
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Lärm bläßt, unbemerkt und verkannt bleibt, einen größeren Wirkungs⸗ 
kreis zu verſchaffen, — und jeder Preußiſche Patriot wird Sie dafür 
ſegnen! Leſen Sie, durchlauchtigſte Fürſten, das von dem Herrn 
von Held an den General-Fiskal von Hoff — aus dem Gefängniſſe 
erlaſſene Schreiben!) mit einiger Aufmerkſamkeit. Die Sache iſt es 
wahrlich werth — und Sie werden finden, daß ein Mann, der ſelbſt 
unter den Händen der Juſtiz im Gefängniß an den erſten Vertreter 
der Geſetze ſo ſchreibt, — kein Poltron, kein Schwärmer ſeyn kann. 
Prüfen Sie, edle Fürſten alles genau, und Sie werden immer nur 
ein Reſultat finden — nemlich dies — daß Herr von Held ein 
wahrer Patriot iſt, und daß er das ihn jetzt betroffene Schickſal nicht 
verdient hat. Beherzigen Sie alles — prüfen Sie und werden da- 
durch, daß Sie einige Augenblicke dieſem Geſchäfte weihen, die Retter 
des Vaterlandes. Machen Sie doch dem Monarchen begreiflich, daß 
Liebe, nicht Härte die Thronen ſichert — daß nur ſo lange eine 
unterdrückte, eine gemishandelte Nation ſchweigt, als die Laſten, die 
ſie tragen muß, nicht zu groß ſind.“ 

„Ziehen Sie die Königin mit in Ihr Intereſſe und geben Sie 
dem Lande ſeinen König, einen König, dem bürgerliches Wohl näher 
als ſeine Soldaten am Herzen liegen muß, wieder. O! Die ganze 
Nation wird Sie dafür ſegnen — wird Sie anbeten — ſo wie ſie 
ihren König ehrt und anbetet, weil ſie nicht ihm, ſondern denjenigen, 
die zunächſt um feinen Thron find, die Greuel, die Sie, Durch— 
lauchtigſte Fürſten, in gegenwärtigem Werk angezeigt finden, zur Laſt 
legt u. ſ. w.“ 

Die Schrift hat zwei gedruckte Widerlegungen gefunden, beide 
anonym, die eine (1803) unter dem Titel: Berichtigung einer Schmäh- 
ſchrift: „Das geprieſene Preußen“ genannt mit Bezug auf das 
ſchwarze Buch; die andere (1804) betitelt: Gründliche Widerlegung 
des kürzlich erſchienenen Werkes: „Das geprieſene Preußen“ von 
einem ehemaligen Kgl. Preußiſchen Beamten des combinirten Fabriken⸗ 
und commerziellen Departements. Die letztere, obwohl anſcheinend 
ein Jahr nach der erſteren erſchienen und von dem unbekannten 
Verfaſſer noch ſpeziell datirt: „Auf meinen Reiſen in Hamburg 


1) Schleſ. Zeitſchr. XXX, 241. Der Abdruck in der Schrift ſelbſt iſt un⸗ 
vollſtändig. 
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geſchrieben am 4. Oktober 1804“ weiß nichts von dem Erſcheinen 
der andern Gegenſchrift und geht darauf aus, nach einer ſcharfen 
Kritik der Fridericianiſchen Einrichtungen (die am Eingange der zu 
widerlegenden Schrift als muſterhaft dargeſtellt worden waren) und 
ſpeziell der Regie die einzelnen in der Schmähſchrift enthaltenen 
Skandalgeſchichten als unwahr zu erweiſen. Die erſtere Schrift da⸗ 
gegen weniger dem Einzelnen zugewendet und nicht ohne Kritik und 
Eingeſtändniß der namentlich in den polniſchen Provinzen begangenen 
Mißgriffe tritt lebhaft ſpeziell für Hoym ein, auch mit Rückſicht auf 
das ſchwarze Buch und giebt als Anhang noch eine kleine Denkſchrift, 
welche die Beibehaltung der adminiſtrativen Selbſtändigkeit Schleſiens 
dringend befürwortet, worin es u. A. heißt!): „Schleſien war eine 
ganz neue Provinz, hatte eine ganz eigne, von der brandenburgiſchen 
abweichende Verfaſſung, die Schleſier ſelbſt haben einen ganz ab- 
weichenden Provinzial-Charakter und können den Märker noch heut 
nicht ertragen.“ 

Dieſe letztere Schrift ſandte der unbekannt gebliebene Verfaſſer, 
nach den etwas unſichern Zügen zu ſchließen ein Mann in weit vor— 
gerücktem Lebensalter, auch dem Könige ein (anſcheinend aus Croſſen), 
damit Friedrich Wilhelm III. nicht den Glauben an dankbare Unter— 
thanen einbüße. Die Schmähſchrift ſelbſt war dem Könige auf der 
Parade überreicht worden?), nun brachte jene eingeſandte „Berich⸗ 
tigung“ gleich auf der erſten Seite die Vermuthung, daß nach dem 
Stil und der ſpeziellen Kenntniß vom Acciſefache zu ſchließen wohl 
Held der Verfaſſer ſein möchte, eine Vermuthung, die dann noch ein- 
mal wiederholt und weiter durch den Abdruck des Heldſchen Briefes 
an Hoff geſtützt wird, worüber es heißt“): „wie kommt dieſer Brief 
in dieſes Buch? Herr von Hoff wird ihn nicht gegeben haben, alſo 
von Held. Iſt es nicht wahrſcheinlicher, daß der Verfaſſer des 
Briefes auch Verfaſſer des Buches iſt?“ 

Trotz dieſer deutlichen Hindeutung auf Held als muthmaßlichen 
Verfaſſer und trotz des Verdachtes, den das warme Eintreten der 
Schrift für jenen Schriftſteller erregen konnte, iſt Derſelbe doch, wie 

1) S. 132. 
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es ſcheint, nie wegen dieſer Schrift zur Verantwortung gezogen 
worden, und gegen ſeine Autorſchaft ſprechen ſehr entſchieden die in 
der Broſchüre enthaltenen Angriffe auf den von Held ſtets ſo hoch 
gehaltenen Miniſter von Struenſee, wie denn auch die Invektiven 
gegen den König ſelbſt Held kaum zugetraut werden können. Der 
Verfaſſer der Schrift iſt nie bekannt geworden.!) 


Neue Anklagen gegen Hoym. 

Held hat in ſeiner Vertheidigungsſchrift wiederum einen ges 
wiſſen Beweis der Wahrheit zu liefern und darzuthun verſucht, daß 
er hinreichenden Grund habe, die beiden Miniſter Hoym und Gold⸗ 
beck mit unbegrenzter Verachtung anzuſehn. Den Beweis wird man 
allerdings nicht als geführt anzuſehn vermögen. Die vier gegen 
Goldbeck angeführten Punkte kann man einfach unbeachtet laſſen, da 
fie einzig und allein ſubjektive, nirgends durch einen Beweis geſtützte 
Urtheile Helds enthalten, und mit den zahlreichen gegen Hoym vor- 
gebrachten Anklagen in nicht weniger als 23 Punkten verhält es ſich 
abgeſehen von dem letzten, der eine ernſthafte Betrachtung verdient, 
ziemlich ebenſo. Wo wir nach greifbaren Thatſachen fragen, da er⸗ 
halten wir unkontrollirbare Klatſchgeſchichten: daß Hoym einen Herrn 
von Reibnitz, um denſelben den Folgen eines galanten Abenteuers zu 
entrücken, angeblich im Intereſſe des Seidenbaues nach Italien ge- 
ſchickt habe und in ähnlicher Weiſe einem Malteſerritter von Reiſewitz 
beigefprangen ſei, daß er das einem Referendar von Kameke, der ihm 
bei dem Breslauer Aufſtande von 1793 weſentliche Dienſte geleiſtet 
habe:), gegebene Verſprechen, feine Schulden zu bezahlen, nicht ge⸗ 
halten habe u. ſ. w. 

Dann folgt eine romantiſche Geſchichte, die ſo deutlich den 
Stempel des thörichten Klatſches aufgedrückt trägt, daß man ſich 
wundern muß, fie hier in einer Vertheidigung vor einem Gerichts- 
hofe aufgetiſcht zu ſehn. Hoym iſt auf ſeine alten Tage angeblich 


1) Wenn es locken konnte, den Hofrath Reiſchelt, von dem im Folgenden 
bei Gelegenheit des ſchwarzen Regiſters noch die Rede ſein wird, für den Ver⸗ 
faſſer zu halten, ſo ſind die Gründe dagegen entwickelt in der ſchleſiſchen Zeit- 
ſchrift XXX 152 Anm. 1. 

2) Vgl. darüber Markgrafs Aufſatz in der ſchleſ. Zeitſchr. XXVIII S. 54, 55. 


Lumen » 
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ſo verliebt in eine Breslauer Kaufmannsfrau Namens Schreiber, daß 
er daran denkt, nachdem Frau Schreiber ſich von ihrem Gatten 
ſcheiden gelaſſen haben würde, ſich dann auch ſeinerſeits von ſeiner 
Gattin zu trennen, den Abſchied zu nehmen und mit der Geliebten 
für fein neues Liebesglück ſich in eine Villa der Schweiz zurüc- 
zuziehen. Er ſucht nun aber vorher einen Nachfolger und glaubt 
einen hinreichend Nachſichtigen in der Perſon des Glogauer Präſi⸗ 
denten von Maſſow gefunden zu haben. Um jedoch dieſen Letzteren 
noch ganz beſonders gefügig zu machen, beſticht er ihn und zwar da- 
durch, daß er demſelben geſtattet, das dem Stifte Trebnitz (bei 
Züllichau gelegen, jagt der kundige Schleſier) ſeit alter Zeit ver- 
pfändete Amt Schwiebus in einer Form einzulöſen, bei welcher der 
Staat empfindlich geſchädigt wird. Natürlich hat ſich Hoym weder 
ſcheiden laſſen noch ſeinen Abſchied genommen, aber die Geſchichte 
zu erzählen hat ſich Held doch nicht verſagt. 

Dann wird eine ganz beſonders üble Handlung Hoyms er— 
zählt, nämlich daß er ſeinem Schwiegerſohne Grafen Maltzan, dem 
Standesherrn von Militſch, gegen Recht und Geſetz geſtattet habe, 
das Dorf Sadkawe einzuziehn und zu einem Vorwerk zu machen, 
ohne daß der Widerſtand der Bauern gegen die Gewalt etwas ver— 
mocht habe. Nur die Freiſcholtiſei habe ſich erhalten, doch nach dem 
Thronwechſel habe die Furcht vor einer Unterſuchung den Grafen be- 
wogen, die Bauern zum größten Theil aufs Neue einzuſetzen. 

Wenn mit dem unfindbaren Orte Sadkawe das unfern von 
Militſch liegende Dorf Dziatkawe gemeint iſt, ſo trifft es zu, daß 
dem Grafen Bernhard Maltzan nachgeſagt wird, er habe das 
Dominium daſelbſt durch Auskaufung verſchiedener Bauergüter ver- 
größert.) Nur waltet dabei der Umſtand ob, daß dieſes Faktum 
ih etwa hundert Jahre vor der angegebenen Zeit ereignete, wäh- 
rend eine ſpätere Epoche auch ſchon um deswillen nicht in Frage 
kommen kann, da bereits ſeit 1717 die Maltzans nicht mehr im 
Beſitz von Dziatkawe ſind, weshalb denn auch Hoyms Schwiegerſohn 
unter allen Umſtänden unſchuldig erſcheint und die ganze Geſchichte 
nur als ein neuer Beweis für die unglaubliche Leichtfertigkeit an⸗ 


) Wandel, Geſchichte der Herrſchaft Neuſchloß S. 20. 
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geſehen werden muß, mit der Held feine Anklagen in die Welt ge- 
ſchickt hat. 

Wenn nun all das bisher gegen Hoym Vorgebrachte eigentlich 
nur zur Charakteriſtik der Heldſchen Art des Vorgehens angeführt 
zu werden verdient und kaum einer eingehenden Prüfung werth er- 
ſcheint, inſofern es ſich immer nur um Verwaltungsakte handelte, 
bei denen eine angebliche ungerechtfertigte Begünſtigung eines Indi⸗ 
viduums gegenüber einem Andern ſtattfindet, ohne daß der Beweis einer 
Schädigung des Staatsintereſſes in einem der Fälle als erbracht anzu— 
ſehen iſt, ſo iſt dagegen der letzte Punkt, die Frage der ſüdpreußiſchen 
Güterverleihungen von 1796/97, nach jeder Seite hin anders geartet. 
Hier gewinnt die Anſchuldigung doch ein ungleich ernſteres Anſehen. 
Die Anklage lautet, Hoym habe den verſtorbenen König Friedrich 
Wilhelm II. bewogen, den beſten Theil der nach der polniſchen In⸗ 
ſurrektion in der neuen Provinz Südpreußen eingezogenen geiſtlichen 
und Staroſteigüter, Beſitzungen im Werthe von 20 Millionen Thalern, 
an größtentheils verdienſtloſe Perſönlichkeiten zu verſchenken. Hoym 
habe dies durch betrügeriſche Angaben erzielt, inſofern er den Werth 
der Güter um das Vier- bis Sechsfache zu niedrig angegeben habe, 
und in der verwerflichen Abſicht, ſich durch dieſe Schenkungen „dank— 
bare Freunde zu ſichern“, die, falls der Thronwechſel eintrete, ihm 
als Fürſprecher bei dem neuen Herrſcher beiſtehen ſollten. Dieſe 
ſchwerwiegende Anklage wird nun durch eine als Beilage A. der Ver 
theidigung zugefügte amtliche Tabelle geſtützt, verſehn mit umfäng⸗ 
lichen Anmerkungen oder Gloſſen, die einerſeits durch Zahlen (ſpätere 
Kaufpreiſe und Taxen) das Betrügliche der niedrigeren Anſchläge er- 
weiſen und andererſeits die Motive Hoyms bei den Schenkungen ent⸗ 
hüllen ſollen. Dieſe Tabelle hat nun ihren Weg an die Oeffentlichkeit 
gefunden und nicht geringen Eindruck gemacht, vielmehr das Urtheil 
über Hoym weſentlich beeinflußt, und ſchon aus dieſem Grunde er- 
ſcheint es unerläßlich, bei dem Gegenſtande zu verweilen. 

Der thatſächliche Hergang bei jenen Güterverleihungen wird in 
dem nächſten Abſchnitte aus den Akten dargeſtellt werden, hier aber 
ſoll noch ein Wort über die Entſtehungsgeſchichte jener Beilage, die 
unter dem Namen des „ſchwarzen Regiſters“ eine gewiſſe Bedeutung 
erlangt hat, angeſchloſſen werden. 
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Das ſchwarze Regiſter. 

Wie ſchon oben berichtet ward, war bereits Zerboni im Jahre 
1800 und zwar, wie wir vermuthen dürfen, durch Vermittelung des 
Staatsminiſters von Buchholtz, von deſſen erbitterter Feindſchaft 
gegen Hoym im nächſten Abſchnitte zu berichten ſein wird, in den 
Beſitz einer amtlichen Tabelle der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen 
gekommen!) und hatte dieſelbe in den von Hennings zu Altona ber- 
ausgegebenen Annalen der leidenden Menſchheit 2) veröffentlicht, unter 
dem Titel: „General-Tableau von ſämmtlichen in Südpreußen von 
des Königs Majeſtät Friedrich Wilhelm II. verſchenkten königlichen 
und geiſtlichen Gütern.“ Der Abdruck enthielt neben den Namen der 
Empfänger nur die der Güter und bei jedem Poſten eine ſumma⸗ 
riſche Angabe der Summen, auf welche die Güter bei ihrer Ver⸗ 
leihung veranſchlagt worden waren, nebſt einigen wenigen Anmerkungen, 
dazu beſtimmt, den Werth der Verleihungen im Gegenſatze zu den 
niedrigen Anſchlägen hervorzuheben und zwar bei Perſonen, die 
Zerboni beſonders mißliebig waren, wie Friedrich Wilhelms II. 
Generaladjutant von Zaſtrow, der Sohn des Großkanzlers von Gold⸗ 
beck, Triebenfeld und endlich Hoym, von dem angedeutet wird, daß 
er verſchiedene Güter ohne königliche Autoriſation verſchenkt habe, 
die man deshalb jetzt zurückfordere. Eine Anklage lag auch in der 
Anmerkung, daß der Werth der verſchenkten Güter auf 20 Millionen 
zu veranſchlagen ſei. Wenn wir den Titel als von Zerboni her- 
rührend anſehen dürfen?), ſo dürfen wir unzweifelhaft auch darin, 
daß ſämmtliche Gütervergebungen als Schenkungen, nicht als Ver⸗ 
käufe angeführt werden, noch eine weitere Anklage erblicken. Auch der 
loyalſte preußiſche Unterthan hatte ein volles Recht, befremdet zu fein 
durch die Mittheilung, daß die tief in Schulden ſteckende preußiſche 
Regierung einem Berliner Kaufmann, einem penſionirten däniſchen 


) Die Entſtehung des ſchwarzen Regiſters behandelt ausführlicher die Bei⸗ 
lage I. zu Grünhagens Aufſatze: Die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen 1796/7, 
Zeitſchr. der hiſt. Geſ. für die Provinz Poſen 1896 von S. 267 an. 

) Maiheft 1801. Heft 9 oder 1801 Heft 1 S. 154. 

) Was übrigens nicht für gewiß angeſehen werden kann, da auch in amt⸗ 
lichen Schriftſtücken von jenen Güterverleihungen wiederholt der Ausdruck Schenkung 
reſp. Donatar gebraucht wird, vgl. Poſener Zeitſchr. 1896 S. 282 Anm. 1. 
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Miniſter, einem in Rußland lebenden deutſchen Prinzen je an die 
zwanzig Güter zu ſchenken für gut gefunden hatte. 

Aber trotz des merkwürdigen Inhalts hatte Zerbonis Veröffent- 
lichung vielleicht infolge der geringen Verbreitung jener Altonaer Zeit- 
ſchrift keinen beſonderen Eindruck auf das Publikum gemacht, wenigſtens 
ſteht ſoviel feſt, daß der Kammergerichtspräſident von Schleinitz im 
September 1801 jene Anfang Mai deſſelben Jahres erfolgte Ver— 
öffentlichung nicht kannte.!) Thatſächlich hätte auch, wenn nicht 
jene Zerboniſche Ausgabe ſo ganz wirkungslos vorübergegangen wäre, 
Held ſich nicht in der letzten Bearbeitung einfach als Verfaſſer be⸗ 
zeichnen können.?) 

In der That hatte Held bei ſeinem Beſtreben alles Material, 
was er nur irgend zur Belaſtung Hoyms zuſammenbringen konnte, 
ſeinen Richtern vorzulegen, dieſe Tabelle ſich nicht entgehn laſſen und 
hatte dieſelbe vermöge des ihm von Gegnern Hoyms maſſenhaft in 
die Hausvogtei gelieferten Materials mit umfänglichen Gloſſen ver⸗ 
ſehen, die dann mit Urtheilen, wie „unverſchämte Betrügerei“ und 
dergleichen ſowie mit abfälligen Charakteriſtiken der Donatare nicht zu⸗ 
rückhielten, die Abſicht von Beſtechungen und Geſetzwidrigkeiten dar⸗ 
legten und auch hier und da ſtandalöſe Geſchichten anfügten. 

Schon auf dem Titelblatte ſprang die ſchwere Anklage in den 
Worten entgegen: „Zahl der Donatarien 50, Zahl der verſchenkten 
Güter 238. Deren vorgeſpiegelter Werth bei der Schenkung 3½ Mil⸗ 
lionen Thaler. Deren wahrer Werth 20 Millionen Thaler“. 

Unzweifelhaft war dieſe Tabelle ebenſo wie die ganze Ber- 
theidigungsſchrift recht dazu angethan, von dem damals ſehr oppoſi⸗ 
tionell geſinnten und für Standalgeſchichten überaus intereſſirten 
Publikum mit Begierde verſchlungen zu werden, und es iſt wohl 
glaublich, daß Held, der in ſeinem Gefängniß doch vielen Verkehr 
mit der Außenwelt hatte, wie er ſchreibt?), von Freunden um Ab⸗ 


ſchriften ſeiner Vertheidigung nebſt deren Beilagen beſtürmt wurde. 


Er hatte Abſchriften jener Gütertabelle verſchiedenen Miniſtern zu⸗ 


) Vgl. feinen im Texte bald näher anzuführenden Brief. 
2) Vgl. die Anführung unten S. 232. 
) Poſener Zeitſchr. 1896 S. 276. 


ä ———— 
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geſandt r) und gedachte in ſeiner Naivetät, dieſelbe etwa hundertmal 
auf ſeine Koſten abziehn zu laſſen. Unter dem 21. Juli 1801 über⸗ 
ſendet er eine Abſchrift derſelben dem Drucker des ſchwarzen Buches 
Schmidt mit dem Auftrage, ſich um das Imprimatur zu bemühen. 
Es handle ſich ja nicht um ein Staats- oder anderes Geheimniß, 
ſondern um ausgemachte Thatſachen, die in Südpreußen und Schleſien 
ſogar beinahe den kleinen Kindern bekannt wären, er habe die Tabelle 
ja offiziell dem Kammergericht eingereicht, ſei alſo bereit, ihre Richtig⸗ 
keit zu vertreten. Auch ſei dieſelbe doch bereits in den Annalen der 
leidenden Menſchheit abgedruckt, in einer nicht verbotenen Zeitſchrift, 
leider aber mit vielen Druckfehlern, ſo daß ſich zur Berichtigung ein 
neuer Abdruck empfehlen könne.?) Den weſentlichen Umſtand, daß 
ſeine Gloſſen die neue Bearbeitung der Tabelle zu einem überaus 
injuriöſen Schriftſtücke machten, ließ er freilich ganz unerwähnt. 

Doch ehe noch die Frage des Imprimatur entſchieden werden 
konnte, ward er anderen Sinnes und ſchrieb unter dem 4. Auguſt an 
den Miniſter von Alvensleben, Derſelbe möge doch lieber dem Schmidt 
das Imprimatur nicht ertheilen, da er (Held) inzwiſchen erfahren, 
Schmidt habe „aus Irrthum, Albernheit oder Bosheit das abſurde 
und ſchändliche Gerücht verbreitet, Held wolle mit den Abdrücken 
Handel treiben“. “) 

Nachdem nun ſo das Projekt eines neuen Abdrucks aufgegeben 
worden, richtete er nun gerade die Tabelle auf Vervielfältigung durch 
Abſchriften ein und bereicherte jetzt die Bearbeitung, wie er ſie ſeiner 
Zeit der Vertheidigungsſchrift beigelegt hatte, durch weitere Zuthaten, 
die ihm inzwiſchen noch zugekommen ſein mochten. 

Dieſelben enthalten fernere Zahlenangaben über die ſpäter er⸗ 
zielten Preiſe der betreffenden Güter, um die urſprünglich niedrige 
Veranſchlagung in noch helleres Licht zu ſtellen, vornehmlich aber 
ſollten ſie wohl die Authentizität des Mitgetheilten durch ſpezielle An⸗ 
gaben über die Daten der Verleihungsurkunden und ipsissima verba 
aus denſelben außer Zweifel ſtellen. Auch das Titelblatt erhielt jetzt 
erſt in dieſer letzten Redaktion ſeine Vollendung durch den, wie wir 


) Poſener Zeitſchr. 1896 S. 276. 
2) Ebendaſelbſt. 
) Ebendaſelbſt. 
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wiſſen, nicht zutreffenden Zuſatz: verfertigt im Gefängniß Nr. 6 der 
Hausvogtei in Berlin von Held, ferner die mit dem Finger auf den 
Schuldigen deutende Bemerkung: „während der Miniſter von Hoym 
dieſe Provinz verwaltete“ und endlich die Bezeichnung des Ganzen 
als „ſchwarzes Regiſter“. 

Das Letztere konnte Held, der wegen der Veröffentlichung des 
ſogenannten „ſchwarzen Buches“ gefangen ſaß, wohl als neue Pro- 
vofation verübelt werden, und die Möglichkeit, daß hier ein Unter⸗ 
ſuchungsgefangner ſolche Maſſen von aktenmäßigen Einzelheiten, die 
unmöglich ohne Verletzung des Amtsgeheimniſſes mitgetheilt werden 
konnten, zugetragen erhielt, iſt ebenſowenig wie die ganze Art des 
Verkehrs von Held während ſeiner Haft geeignet, uns von der da— 
maligen Ordnung des Strafvollzugs groß denken zu laſſen. 

Der Präſident von Schleinitz hatte ſicherlich vollſtändig Recht 
mit ſeiner bereits erwähnten!) Meinung, das Kammergericht hätte 
Helds mit ſo unfläthigen Schimpfreden verſehene Vertheidigungs⸗ 
ſchrift als ganz unangemeſſen zurückweiſen müſſen, aber auch er läßt 
mit keinem Worte merken, daß er energiſch eingeſchritten ſei, als er 
erfahren, daß Held jene Anhäufungen von Skandal und Klatſch in 
Abſchriften eifrig zu verbreiten ſich bemühe. Und während doch ſchon 
jener oben angeführte naive Antrag Helds, das ſchwarze Regiſter ab⸗ 
drucken zu laſſen, mit ſeiner Motivirung deutlich zeigte, daß Derſelbe 
eine Weiterverbeitung jener injuriöſen Schriften als ſein gutes Recht 
anſah, ſcheint doch abſolut nichts geſchehen zu ſein, um dem ent⸗ 
gegenzutreten, obwohl es in einem Gefängniß an Mitteln nicht fehlen 
konnte. Der Präſident von Schleinitz geſteht in einem Briefe an 
den Geheimen Kabinetsrath Beyme vom 20. September 1801, es 
hätten ſehr viele Perſonen das Konzept des Held geleſen, ſo daß der 
ganze Inhalt ſchon ſtadtkundig geworden ſei, das Güterverzeichniß 
ſolle bereits in einer Zeitſchrift gedruckt ſein (daß die beleidigenden 
Gloſſen fehlten, bleibt wieder unerwähnt), Helds Brief an den 
Generalfiskal von Hoff befände ſich in unzähligen Abſchriften im 
Publikum, und Held habe ihm eingeſtanden, eine Abſchrift der 
ganzen Vertheidigungsſchrift im Auslande deponirt zu haben, die er 


1) Oben S. 211. 
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ja zurückzufordern bereit ſei, ohne jedoch dafür bürgen zu können, 
daß nicht Abſchriften zurückbehalten würden.!) 

Bei ſolcher Lage der Dinge konnte es wenig mehr helfen, wenn 
jetzt Held, bevor er (Anfang Oktober 1801) aus der Hausvogtei 
nach der Feſtung Colberg überſiedelte, bedroht ward, er habe keine 
Ausſicht, je wieder aus der Haft entlaſſen zu werden, falls er ſich 
einfallen ließe, ſeine Vertheidigungsſchrift ganz oder zum Theile 
drucken zu laſſen.?) Wer wollte den Beſitzer der in Abſchriften fo 
vielfach unter dem Publikum zirkulirenden Schrift hindern, davon 
zu veröffentlichen, was ihm beliebte? Iſt es doch nachweislich, daß 
von der ganzen, wie wir wiſſen, 276 Folioſeiten umfaſſenden Ver⸗ 
theidigungsſchrift mindeſtens zwei oder drei Abſchriften exiftirten?), 
nämlich außer jener im Auslande deponirten noch eine zweite, von 
der Held ſelbſt berichtet“), es habe mit ihm zu gleicher Zeit in der 
Vogtei geſeſſen ein wegen Anfertigung von Pasquillen wiederholt be- 
ſtrafter Mann Namens Reiſchelt, der ſich den Hofsrathstitel beigelegt 
habe. Derſelbe habe ſich ſehr an ihn angedrängt, er aber habe 
ihm nie getraut und ihn nach Möglichkeit gemieden. Trotzdem 
habe Derſelbe auf eine ihm unerklärliche Weiſe ſich eine Abſchrift der 
ganzen Vertheidigungsſchrift verſchafft. Wir laſſen es unerörtert, 
wie es dem Reiſchelt hat möglich werden können, noch dazu im Ge— 
fängniſſe, ein Manuſkript von 276 Folioſeiten heimlich ohne Wiſſen 
und Willen des Verfaſſers abzuſchreiben, konſtatiren nur, daß die 
Kopie noch die in letzter Zeit von Held gemachten Zuſätze enthielt, 
und erfahren weiter, daß Reiſchelt nach ſeiner Entlaſſung aus der 
Haft im Herbſt 1801 ſich zu dem Buchhändler Stiller in Roſtock 


1) Berl. Geh. St.⸗A. R 89 Nr. 56 fol. 49. 

2) Poſener Zeitſchr. 1896 S. 275. 

) Inſofern außer der von Held eingeſtändlich im Auslande deponirten voll- 
ſtändigen Abſchrift die gleich im Texte zu erwähnende Reiſcheltſche vorhanden war 
und dann noch die vor etwa 40 —50 Jahren hier in Breslau durch den Grafen 
Dzialinski angekaufte (Poſener Zeitſchr. 1896 S. 278 Anm. 3), von der es aller- 
dings möglich iſt, daß ſie mit der Reiſcheltſchen zuſammenfällt. Aus jener iſt dann 
das ſchwarze Regiſter zweimal veröffentlicht worden von polniſcher Seite aus, um 
klar zu machen, wie man unter preußiſcher Herrſchaft mit polniſchem Lande umge— 
gangen ſei (Poſener Zeitſchr. ebendaſelbſt). 

) In der gleich im Texte zu erwähnenden Eingabe von 1804. 
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(einem Landsmanne Helds, aus Strehlen in Schleſien gebürtig) be⸗ 
geben, um dieſem angeblich im Namen Helds die Handſchrift zum 
Kauf anzubieten. Stiller habe ſie auch um 45 Friedrichsdor er⸗ 
worben in der Abſicht, ſie zu veröffentlichen. Davon habe er jedoch, 
gewarnt durch einen Roſtocker Profeſſor, Abſtand genommen, und 
Held habe von dem ganzen Handel erſt Etwas erfahren, als im 
November 1803 Stiller ihn brieflich aufgefordert habe, die Hand⸗ 
ſchrift für den Einkaufspreis wieder zu erwerben. Dazu ſei nun 
Held außer Stande geweſen, und deſſen Anerbieten, ihm zum Erſatze 
eine Art Autobiographie als Verlagsartikel zu ſchreiben, habe Jener 
abgelehnt, vielmehr erklärt, er wolle nunmehr verſuchen, ob vielleicht 
der Miniſter Graf Hoym ihm die Schrift abzukaufen ſich geneigt 
finden laſſe. Held wendet ſich nun im Jahre 1804 in einer Im⸗ 
mediateingabe an den König und macht geltend, er müſſe dem Stiller 
dafür dankbar ſein, daß Derſelbe nicht zu einer Veröffentlichung ge⸗ 
schritten ſei, für die man dann vorausſichtlich ihn (Held) verantwortlich 
gemacht haben würde; doch bitte er, durch das auswärtige Miniſterium 
Schritte thun zu laſſen, um auch für die Zukunft einer ſolchen Ver⸗ 
öffentlichung vorzubeugen, ein Verlangen, was dann vom Kabinette 
aus einfach abgelehnt wurde.!) 

Nun ruhte die ganze Sache wieder mehrere Jahre. Nach der 
ſchrecklichen Kataſtrophe Preußens im Jahre 1806 bereitete der feder⸗ 
gewandte und patriotiſchen Skrupeln nicht zugängliche Kriegsrath 
von Cölln ein Buch vor, das die Geſchichte des preußiſchen Hofes 
ſeit dem Tode Friedrichs in der Form „vertrauter Briefe“ ſchildern 
ſollte. Daſſelbe war ſehr ſtark darauf berechnet, durch pikante Ge⸗ 
ſchichten und ſkandalöſe Enthüllungen einen großen Leſerkreis zu ge 
winnen. Die Spekulation war bei den zahlreichen Feinden Preußens 
in Deutſchland?) und dem Kleinmuthe im eigenen Lande ſehr aus⸗ 
ſichtsvoll und im Grunde ungefährlich, da der unter den Keulen⸗ 
ſchlägen des Schickſals zuſammenſinkende Staat gegen die Nadel⸗ 
ſtiche der Preſſe wehrlos war. Cölln hatte fleißig und natürlich 


) Berl. Geh. St. A. R 89 Nr. 56 fol. 98 —104. 

2) Es iſt bezeichnend, daß Cölln König Friedrich, dem er ſonſt gelegentliche 
Aeußerungen der Bewunderung zukommen läßt, auf dem Titelblatt den Namen 
„des Großen“ vorenthält. 
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höchſt unbedenklich zuſammengetragen und erklärlicher Weiſe auch an 
Helds Thür geklopft, ſich als alten Freund und Geſinnungsgenoſſen 
vorgeſtellt und das ſchwarze Buch ſowie das ſchwarze Regiſter ent- 
lehnt. Held hat verſichert, Beides nur ungern hergegeben zu haben. 
Das Alles ſei für ihn vorbei und liege hinter ihm wie ein abſcheu— 
licher Traum. Cölln mußte ſich verpflichten, die Schriftſtücke nicht 
weiter zu verleihen und überhaupt Niemandem zu zeigen.!) Cölln 
hat namentlich aus den Gloſſen Helds verſchiedene Scandaloſa in 
ſeine „vertrauten Briefe“ aufgenommen, namentlich eben zur Kenn— 
zeichnung der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen, die auch er in ab— 
ſchreckender Weiſe darſtellt, allerdings darin weſentlich von Held 
unterſchieden, daß er für die Verſchenkungen ganz beſonders des 
Königs Günſtling Biſchoffswerder oder deſſen Gattin verantwortlich 
macht, während er Hoym, deſſen Widerſtreben gegen die polniſchen 
Gütereinziehungen er eingehend darlegt, ganz ſchont. Und eben in- 
folge dieſes Gegenſatzes urtheilt er über Held ungünſtig, Derſelbe 
läſtre gern und ſauge Gift aus allen Begebenheiten.?) Das ſchwarze 
Buch rechnet er unter „die Pfeile, die Hoyms Feinde unter den 
Großen durch bezahlte oder verleitete Schriftſteller auf ihn vergebens 
abdrücken ließen “.“) 

Inzwiſchen hatte nun der Buchhändler Stiller, der augenſchein⸗ 
ſcheinlich mit ſeinem Angebot der Heldſchen Vertheidigungsſchrift bei 
Hoym kein Glück gehabt hatte, mit Neid auf Cöllns Erfolge geblickt 
und ſchließlich, um doch von ſeinem theuer erkauften litterariſchen 
Materiale, das ja gleichfalls pikante Enthüllungen dem Publikum 
bieten konnte, wenigſtens Etwas zur Verwendung zu bringen, das 
ſchwarze Regiſter mit Weglaſſung des Autornamens an die Zeit— 
ſchrift „neue Feuerbrände“ eingeſandt, welche Cölln als „Marginalien 
zu den vertrauten Briefen“ in demſelben Verlage wie die letzteren 
und zur Befriedigung derſelben Intereſſen herausgab. Es ward an— 
genommen und in Heft 2 (1807) zum Abdrucke gebracht. Cölln 
aber verſicherte in Heft 35), es ſei die Annahme und der Abdruck 


) Varnhagen, Hans von Held S. 170, 171. 
2) J 195. 

) I 161. 

) S. 129 ff. 
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während ſeiner Abweſenheit auf einer zweimonatlichen Reiſe erfolgt, 
und er würde es nicht aufgenommen haben, da das Regiſter Wahr- 
heit und Lüge durch einander enthalte und den Stempel der Ani- 
moſität und Gemeinheit trüge. Der Verleger Peter Hammer be— 
ſcheinigt dann!), daß Cölln wirklich ihn geradezu vor der Aufnahme 
des Regiſters gewarnt habe, nur ſei der Brief infolge eines Zu— 
falls zu ſpät eingetroffen. Es iſt in der That möglich, daß es 
Cölln, der ja thatſächlich verſchiedene Berichtigungen des ſchwarzen 
Regiſters in den „Feuerbränden“ veröffentlicht, bei feiner nie ver— 
leugneten guten Meinung von Hoym mit der Unzufriedenheit über 
den Abdruck Ernſt war, dem Verleger aber iſt das ſchwarze Regiſter, 
das ſelbſt in jener Zeit ſoviel Aufſehen erregte, ſchwerlich unwill— 
kommen geweſen. Die neuen Feuerbrände enthalten noch verſchiedene 
Korreſpondenzen über das ſchwarze Regiſter, auf die wir hier nicht 
aingehen können.?) 

Held wies jede Schuld an der Veröffentlichung des ſchwarzen 
Regiſters mit einer gewiſſen Entrüſtung von ſich. „Ich werfe nicht,“ 
ſchrieb er nach dem Frieden von Tilſit, „wie ſo viele andere erſt 
ſpät herzugelaufene Schreiber und Skribenten mit Koth und Schutt 
nach den Ruinen der eingeſtürzten Monarchie; ich ſtehe, das eigene 
Weh in dem des Vaterlandes bejammernd, neben dieſen Ruinen.“ “) 

Unzweifelhaft hat die Schrift auf die öffentliche Meinung ge- 
wirkt. Man rechnete ſie zu den ſchwerwiegenden Zeugniſſen der 
Epoche und fand in ihr ebenſowohl wie in den Schilderungen der ver- 
trauten Briefe Symptome einer gewiſſen ſittlichen Fäulniß, die dann 
den großen Zuſammenbruch von 1806 erklärte. Namentlich auch 
eben an Hoyms Namen hafteten ſeitdem dunkle Flecken, und grade— 
zu als typiſch nach dieſer Seite hin kann das Urtheil angeſehen 
werden, das der wackere Hiſtoriker Preußens, der Breslauer Schul— 
rektor Manſo in ſeiner Geſchichte Preußens“) gefällt hat: „Wie viel 
Unwahres auch das berüchtigte ſchwarze Regiſter enthalten mag, 


) S. 135. 
2) In dem vielfach angeführten Aufjage der Poſener Zeitſchr. 1896 iſt darauf 
wiederholt Bezug genommen. 
) Varnhagen, a. a. O. S. 205. 
) 1171 Anm. 
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immer iſt des Wahren für eine gute Regierung zu viel und das 
Ganze ein trauriges Denkmal hintergangener Gutmüthigkeit und 
ſchamloſen Eigennutzes.“ 


IV. Die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen. 


Thatſächlich iſt der Beginn und Verlauf der ſüdpreußiſchen Güter- 
verleihungen, wie er ſich aus den Akten ergiebt, folgender geweſen. 

Als 1793 Südpreußen (die Provinz Poſen nebſt einem Stück 
des heutigen Ruſſiſch-Polens) an Preußen kam, ward die Organiſation 
des neu erworbnen Landestheiles dem Miniſter von Voß übergeben, 
aber unter einer gewiſſen Mitwirkung des Miniſters für Schleſien, 
Grafen Hoym, ſowie des Oberpräſidenten von Oſtpreußen, Schrötter. 
Bei den zwiſchen den Genannten ſtattfindenden Konferenzen hatte 
Hoym, wie die andern Beiden fanden, allzeit ſehr entſchieden das 
Intereſſe der ihm beſonders anvertrauten ſchleſiſchen Provinz als für 
ihn ausſchlaggebend angeſehen.!) Deſto mehr dürfen wir ſicher ſein, daß 
ihm 1794 der Auftrag ſeines königlichen Herrn, neben ſeiner ſchleſiſchen 
Verwaltung nun auch noch die von Südpreußen zu übernehmen, 
ſchwerlich ganz willkommen geweſen iſt, um ſo weniger, als er nur 
zu gut wußte, daß, um das verwahrloſte und durch den Krieg zerrüttete 
Land wirklich emporzubringen, bei der durch die letzten Kriege herbei— 
geführten Erſchöpfung der Staatskaſſen die Geldmittel mangeln und 
er daher immer darauf angewieſen ſein würde, mit kleinen Mitteln 
zu arbeiten. 

Als er im September 1794 die Verwaltung Südpreußens über⸗ 
nahm, fand er Alles in Feuer und Flammen, und erſt als die große und 
allgemeine Inſurrektion mit Waffengewalt niedergeſchlagen und der 
1793 noch übrig gelaſſene Reſt des ehemaligen polniſchen Staates 
unter die Nachbarn getheilt war (1795), wo dann auch Südpreußen 
zu ſeinen beiden bisherigen Departements Poſen und Petrikau (nach⸗ 
mals Kaliſch) ein drittes Warſchau hinzu erhalten hatte, ward es 


) Das Jahr 1793, Urkunden und Aktenſtücke zur Geſchichte der Organiſation 
Süd⸗Preußens, ed. Prümers 1896 S. 108. 
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Die Berufung des Grafen Hoym an die Stelle von Voß war 
ein Syſtemwechſel. Wenn Dieſem das Verfahren König Friedrichs 
nach 1772 Weſtpreußen gegenüber als Ideal vorgeſchwebt hatte bei 
ſeinem Beſtreben, mit durchgreifender Energie die neuen Unterthanen 
möglichſt ſchnell der Segnungen der preußiſchen Inſtitutionen theil⸗ 
haftig zu machen, ſo hatte Hoym die Erfolge vor Augen, die ſein 
mildes Regiment in Schleſien erzielt hatte. Wohl hat man nicht 
daran gedacht, Voß und ſein Syſtem für die Inſurrektion verantwortlich 
zu machen, aber es war doch erklärlich und dem milden Sinne 
Friedrich Wilhelms II. durchaus entſprechend, wenn dieſer in einer 
Zeit, wo er ſich darauf angewieſen ſah, einen allgemeinen Aufſtand 
mit Waffengewalt niederzuſchlagen, den Entſchluß faßte, ſobald dies 
gelungen fein würde, nun der Wiederkehr ſolcher Erſchütterungen durch 
weiſe Milde vorzubeugen, und die ſanftere Tonart anzuſtimmen ward 
eben Hoym berufen. 

Unter dem 1. Dezember 1794 ſchreibt Dieſer dem Könige, er 
bemühe ſich täglich, in jede Unzufriedenheit der (ſüdpreußiſchen) Nation 
einzudringen, damit ſie auf der andern Seite des Königs Weisheit 
und Milde in Abwendung der ſie drückenden Uebel verehren lerne, 
wenn auf der einen Gerechtigkeit und Strenge rebelliſche Unterthanen 
ſtrafen und zum Gehorſam bringen müſſe.“) 

Natürlich ſpielten nun bei den neuen Einrichtungen die Steuer- 
verhältniſſe und überhaupt die Einkünfte der Provinz eine hervorragende 
Rolle. Einiges war nach dieſer Seite hin bereits geſchehen. So war 
für die in anſehnlicher Zahl vorhandenen geiſtlichen Güter bereits 
1793 der in Schleſien geltende Satz, daß dieſelben 50% des Rein⸗ 
ertrages an den Staat zu entrichten hätten, feſtgeſetzt worden, alſo 
abweichend von Weſtpreußen, wo umgekehrt der Staat die geiſtlichen 
Güter eingezogen hatte und 500% des Ertrages der Geiſtlichkeit davon 
als Entſchädigung abgab. Für die adeligen Güter ward jetzt 1795 
ein Kanon von 24% als Staatsſteuer angenommen. Domänen 
unter Staatsverwaltung hatten ſich 1793 nicht vorgefunden, das 
Krongut beſaßen polniſche Magnaten auf Lebenszeit unter Aufſicht 
des Staates gegen Zahlung der Quarta, des ungefähren vierten 


1) Prümers, Das Jahr 1793 S. 774. 
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Theils vom Reinertrage. Ihnen hatte die neue Regierung die 
Nutznießung weiter gelaſſen, wenn auch nur unter gewiſſen Be— 
dingungen und mit der Abſicht, die einzelnen Staroſteien nach dem 
Tode der Inhaber nicht wieder zu vergeben. Hoym war nun ſeiner 
ganzen Denkart entſprechend zunächſt darauf aus, nach den Stürmen 
der Inſurrektion die Bevölkerung in gewiſſer Weiſe zur Ruhe kom⸗ 
men und zu der neuen Herrſchaft Vertrauen faſſen zu laſſen, und 
von dieſem Geſichtspunkte aus ließ er ſelbſt die unter Voß begonnene, 
von der Bevölkerung mit überaus großem Widerwillen aufgenommene 
neue Kataſtrirung der Landgüter in Südpreußen, die durch die In⸗ 
ſurrektion ohnehin unterbrochen worden war, nicht wiederaufnehmen. 
Jene Klaſſifikation habe ſich als äußerſt koſtſpielig herausgeſtellt, ohne 
dabei ſichere Reſultate zu gewähren, berichtet er an den König, ſie 
habe die Bevölkerung geradezu erbittert, und ſchließlich hätten ange⸗ 
ſtellte Proben ergeben, daß eine Beſteuerung der Landgüter nach dieſer 
Taxe mit einem Diviſor von auch nur 20% für die Beſitzer geradezu 
unerſchwinglich fein würde.!) 

Es erſcheint nun vollkommen verſtändlich, daß ſowie einmal der 
ſchleſiſche Modus der Landbeſteuerung wenigſtens annähernd?) acceptirt 
worden war, die Ermittelung des Ertrages ſich auch inſoweit nach 
dem ſchleſiſchen Vorbilde richten mußte, als man eben darauf ver- 
zichtete, den Ertrag eines Gutes auf Heller und Pfennig zu berechnen, 
vielmehr ſich ganz bewußt mit der Taxe unter dem wirklichen Er— 
trage hielt?), wie dies in Schleſien mit Vorwiſſen Friedrichs d. Gr. 
geſchehen war. 

Hoym hat ſich alſo ohne eine allgemeine neue Kataſtrirung unter 
Zugrundelegung der alten, hier und da auch wohl verbeſſerten und 
durchſchnittlich notoriſch viel zu niedrig gegriffenen Taxe der polniſchen 
Zeit, der ſogenannten Luſtration, beholfen, und thatſächlich hat ſich 
die Sache ſo geſtaltet, daß, wenn Voß eine Beſteuerung von 10% 
auf Grund einer höheren, ſchärferen und genaueren Abſchätzung in 
Ausſicht genommen hatte, Hoym dann einen Steuerſatz von 24% 
auf Grund einer niedrigeren Abſchätzung durchgeführt hat. Hiervon 


1) Lehmann, Preußen und die katholiſche Kirche VII, 217. 
2) 24% in Südpreußen anſtatt 28 ¼ in Schleſien. 
3) Vgl. Grünhagen, Schleſien unter Friedrich d. Gr. J 574. 
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Notiz zu nehmen erſcheint um ſo mehr geboten, als wir daraus doch 
zunächſt ſchon erſehen, daß der bei den Güterverleihungen zu Tage 
tretende Unterſchied zwiſchen der zu Steuerzwecken gemachten Ab— 
ſchätzung und dem wirklichen Werthe hier nach dem Vorbilde Schleſiens 
von Anfang an ganz bewußt eingeführt worden war. 

Nachdem der polniſche Aufſtand zu Ende gebracht war und der 
König ſich entſchloſſen hatte, denjenigen polniſchen Adeligen, welche 
an der Inſurrektion theilgenommen, den Prozeß zu machen und die 
Geflüchteten, falls ſie ſich nicht ihren Richtern ſtellten, ihrer Güter 
verluſtig zu erklären, gedachte er mit dieſen konfiszirten Gütern ver— 
diente Offiziere auszuſtatten und damit zugleich eine Sorge, die ihn 
ſehr drückte, loszuwerden. Denn Friedrich Wilhelm II. empfand es 
ſehr ſchwer, daß er bei der totalen Erſchöpfung der öffentlichen Kaſſen 
nicht im Stande ſei, ſeinen höheren Offizieren einen Ruhegehalt oder 
auch nur eine Erſtattung der Aufwendungen, welche Viele derſelben 
im Intereſſe des Dienſtes während der Feldzüge gemacht hatten, zu 
gewähren.“) 

Bereits während des franzöſiſchen Krieges im Jahr 1794 hatte 
der König nach dieſer Seite hin Hoym ſein Leid geklagt, worauf der 
Miniſter ſich damals große Mühe gegeben, Geld für dieſen Zweck zu 
ſchaffen und in der That die landbeſitzenden großen Stifter in Schleſien 
bewogen hatte, ihm freiwillig für jenen Zweck jährlich 10 000 Thlr. 
zur Verfügung zu ſtellen. Aber als dann derſelbe Verſuch in den 
übrigen Provinzen wiederholt ward, mehrte ſich die Summe nur noch 
um 8000 Thlr., und dabei galt noch allgemein der Vorbehalt, daß 
die ausgeworfenen Penſionen nur einmal verliehen werden und nach 
dem Tode des damit Begabten zur Abſchreibung kommen ſollten.?) 

Natürlich zeigten ſich diefe Summen als ganz unzulänglich, und 
der König griff daher begierig zu, als ihm die polniſchen Konfis⸗ 
kationen Mittel zur Verfügung ſtellten. Bereits im September 1794 
ſpricht er die Abſicht aus, mit den konfiszirten Gütern ſeine wohl 


) Der Erbprinz von Hohenlohe beruft ſich z. B. noch Friedrich Wilhelm III. 
gegenüber darauf, daß er ſeine ſüdpreußiſchen Güterſchenkungen „als Erſatz des 
während feiner 35 jährigen Dienftzeit gemachten Koſtenaufwandes“ erhalten habe. 
St.⸗A. Poſen, 8. P. Z. Gen. III 10a vol. I fol. 158. 

) Anführungen aus den Akten von Grünhagen, Schleſ. Zeitſchr. XXX 40, 41. 
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meritirten Offiziere zu belohnen.“) Wenn er damals und bei dieſer 
Gelegenheit Hoym gegenüber bereits von einer auf weitere Güter⸗ 
einziehungen gerichteten Abſicht ſpricht, ſo ſcheint es, als ob der 
Miniſter hierin mehr eine zornige Aufwallung des Königs, veranlaßt 
durch den allgemeinen Abfall der Polen erblickt habe, und als hätten 
wirklich Hoyms Vorſtellungen Friedrich Wilhelm bewogen, den Plan 
einer allgemeinen Gütereinziehung in Südpreußen wenigſtens zurück⸗ 
zuſtellen. Zunächſt hören wir nichts weiter davon, und als im 
Januar 1796 über die Dotation einiger hervorragenden Militärs 
zwiſchen dem Könige und Hoym verhandelt wird, kommen ausſchließ⸗ 
lich jene konfiszirten Güter der flüchtig gewordenen Häupter der In⸗ 
ſurrektion in Frage.?) Und während Hoym bei dieſer Gelegenheit 
dem Könige ſeine Vorſchläge macht, ſchließt er ſeinen Bericht mit der 
bedeutſamen Bemerkung, er könne nicht beantragen, auch 
Civilperſonen mit ſolchen Gütern zu begnadigen, „da 
Ew. Majeſtät Civilbediente ſich über ihre Beſoldungen 
und Fatiguen zu beklagen nicht Urſach noch Grund haben, 
von Ew. Majeſtät Gnade beſondere Belohnungen zu er— 
warten noch zu verlangen“. 

Doch der König war einerſeits über die Haltung der Polen all— 
zuſehr erbittert und andererſeits durch die Ausſicht, der ihn ſo ſchwer 
bedrückenden Geldnoth durch den Anfall einer anſehnlichen Menge 
von Gütern ein Ziel geſetzt zu ſehen, allzuſehr erfreut, um nicht auf 
jenen Gedanken, die ſämmtlichen geiſtlichen Güter ebenſowohl wie die 
an die Staroſten auf Lebenszeit verliehenen Krongüter einzuziehen, 
zurückzukommen, nämlich unter Entſchädigung der bisherigen Beſitzer 
mit 50%, mund nachdem er ſich hierfür bei den neuen Erwerbungen 
der dritten polniſchen Theilung von 1795 entſchieden, entſchloß er 
ſich dann kurzer Hand, das gleiche Verfahren auch für Südpreußen 
in Anwendung zu bringen und überraſchte damit Hoym im Früh⸗ 
ling 1796. 

Hoym erhob Einwendungen ?); der König möge dies Verfahren 
immerhin zur Anwendung bringen in den kürzlich (1795) erworbenen 


) Lehmann, a. a. O S. 133. 

2) Berl. Geh. St.⸗A. R 96, 242 H fol. 22. 

) Immediatber. vom 8. Juni 1796 Lehmann, a. a. O. S. 416. 
C. Grünhagen, Zerboni und Held. 16 
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polniſchen Landestheilen; einer Ausdehnung deſſelben aber auch auf 
die 1793 in Beſitz genommene größere Hälfte von Südpreußen 
ſtänden des Königs eigene Zuſagen, deren Wortlaut er beilegt, ent- 
gegen. Hoym erklärt, er müſſe Jeden für einen Staatsverbrecher 
halten, der dazu beitrage, ſeinen Monarchen zu Etwas zu bewegen, 
das ihn um die Liebe und das Vertrauen ſeines Volkes bringen 
könne. Und hier ſeine Stimme zu erheben und die reine Wahrheit 
offen auszuſprechen, werde ganz beſonders für den Miniſter des be— 
treffenden Landes, der ja die Wirkungen ſolcher Maßregel allein 
ganz zu überſehen vermöge, zur ſtrengen Pflicht, und als ein ehr- 
licher Mann und treuer Diener lege er die hier obwaltenden Umſtände 
an das Herz eines Monarchen, in deſſen einmal gegebenes Wort 
ſich noch Niemand unterſtanden habe, einen Zweifel zu ſetzen. 

Wir ſehen, daß Hoym hier gegen den Plan einer allgemeinen 
Gütereinziehung in Südpreußen mit einem Maße von Lebhaftigkeit 
und Nachdruck, das bei ſeiner ſonſt ſo geſchmeidigen Art ungewöhn⸗ 
lich erſcheint, auch dem Könige gegenüber auftritt. 

Aber der Letztere ſchrieb unter Hoyms Vorſtellung eigenhändig: 
„ſie haben ihren Eid gebrochen; ergo nehme mein Wort zurück“, 
und der Miniſter erhielt aus dem Kabinette den Beſcheid, daß es bei 
der beſchloſſenen Einziehung bleiben müſſe.!) 

Unter ſolchen Umſtänden bemüht ſich Hoym, für die Maßregel, 
die er nicht mehr rückgängig zu machen vermag, wenigſtens Milde⸗ 
rungen und Aufſchub herbeizuführen und ſetzt hier auch wirklich 
durch, daß z. B. bei den geiſtlichen Gütern die Maßregeln erſt bei 
einer gewiſſen Höhe des Ertrages eintreten und ebenfalls bei den 
Staroſteien längere Friſten und auch Ausnahmen ſtatthaben ſollten.“) 
Er hatte bei der Gelegenheit dem Könige wenigſtens in kurzen 
Worten die der Sache entgegenſtehenden Schwierigkeiten, für deren 
Wahrheit er mit Allem, was ihm heilig ſei, einſtehen zu können 
erklärte, auseinandergeſetzt. Handle es ſich doch um über 2000 Ort⸗ 
ſchaften, die in einem Diſtrikte von mehr als 1000 Quadratmeilen 
zerſtreut lägen. 

) Immediatber. vom 8. Juni 1796 Lehmann, a. a. O. S. 418. 
) Lehmann, a. a. O. S. 421 und 425. 
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In jedem Falle mußte nun Hoym als leitender Miniſter von 
Südpreußen zu der durch die Gütereinziehungen geſchaffenen Lage 
der Dinge Stellung nehmen, und zwar ganz beſonders zu der Dis⸗ 
poſition über das neue umfängliche Krongut und deſſen Umſchaffung 
zu königlichen Domänen. Ein Immediatbericht vom 15. Dezember 
1796) erörtert nun auch ſpeziell die Domänenfrage und die be⸗ 
abſichtigte Schaffung von drei Domänenämtern (Intendanturen) in 
den drei ſüdpreußiſchen Departements von Poſen, Petrikau und War⸗ 
ſchau. Doch ſollte nach Hoyms Meinung von dieſem umfänglichen, 
infolge der Gütereinziehungen erworbenen Krongute nur ein Theil 
zu Domänen gemacht und über den Reſt anderweitig verfügt werden. 
Von dieſem Entſchluſſe und den Gründen dafür erfahren wir erſt 
aus einem undatirten Promemoria, von dem wir beſtimmt nur 
jagen können, daß es 1797 verfaßt iſt ?), und vermuthen, daß es 
unmittelbar nach dem Thronwechſel für den neuen Herrſcher beſtimmt 
geweſen iſt. 

In dieſer Denkſchrift giebt Hoym zu, daß zu der von ihm wider⸗ 
rathenen Einziehung der Staroſteien und geiſtlichen Güter der Vor⸗ 
gang Friedrichs des Großen, der 1772 in dieſem Sinne nach der 
Erwerbung von Weſtpreußen verfahren wäre, hätte locken können und 
nicht minder die Hoffnung, einer Menge von Gütern, welche bisher 
unter der polniſchen Wirthſchaft ſchlecht verwaltet worden wären, 
damit eine beſſere Bewirthſchaftung zu ſichern. Aber, wirft er ein, 
der weſentliche Unterſchied zwiſchen 1772 und 1793 beſteht in folgendem 
Umſtande: eben infolge der polniſchen Wirthſchaft zeigten ſich 1772 
die eingezogenen Güter jo verwahrloft, daß man „zum Aufbau und 
Anrichtung der nöthigſten Wirthſchaftsgebäude“ ſowie zur Erzänzung 
des Inventariums einer Summe von über 4 Millionen Thalern be- 
nöthigte, welche auch König Friedrich damals zahlte. 

Jetzt nach der Beſitzergreifung Südpreußens und nach der In⸗ 
jurreftion ſei die Verwahrloſung hier nicht minder ſchlimm als 
ihrer Zeit in Weſtpreußen geweſen, aber bei der ungleich größeren 
Anzahl von Gütern würde die Summe von 4 Millionen Thalern 


1) Lehmann, a. a. O. S. 503. 
) Ebendaſ. S. 512. Die Gütereinziehungen werden S. 513 als im vorigen 
Jahre verfügt angeführt. 
16* 
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nicht im Entfernteſten zugereicht haben, während doch die Möglichkeit, 
eine ſolche Summe zu beſchaffen, infolge der Erſchöpfung der könig⸗ 
lichen Kaſſen für ganz ausgeſchloſſen habe gelten müſſen. 

Unter dieſen Umſtänden habe Hoym dem Könige nur wieder⸗ 
holt rathen können, ſich nicht mit Landbeſitzungen zu beſchweren, für 
die man Nichts aufzuwenden im Stande ſei, und die man ſich ſelbſt 
überlaſſen müſſe, und daher von allen weiteren Gütereinziehungen 
abzuſehen. Ohnehin ſtehe ja bezüglich der nur auf Lebenszeit ver⸗ 
liehenen Gratialgüter der Heimfall nach dem Tode der Inhaber in 
Ausſicht. Und wozu wolle man bei dem ſo großen Einfluſſe, den 
die Geiſtlichkeit in dieſem Lande ausübe, dieſe durch Einziehung ihrer 
Güter auf's Höchſte erbittern, da doch kein rechter Gewinn zu erwarten 
ſtehe, inſofern der neue Inhaber eines früher geiſtlichen Gutes vom 
Reinertrage 100% zu entrichten haben würde, nämlich 50% als die 
für den bisherigen Beſitzer in Ausſicht genommene Entſchädigung 
(Kompetenz) und 50% als die für geiſtliche Güter feſtgeſetzte Staats⸗ 
ſteuer? Welcher Gewinn ſei da zu erzielen? 

Trotz dieſer Vorſtellungen habe der König, Hoym wiſſe nicht, 
auf weſſen Anrathen, ſich 1796 für die Einziehung der Gratial- und 
geiſtlichen Güter neben der Konfiskation der Güter der in's Ausland 
geflohenen Inſurgenten entſchieden und auch einen Theil der ein— 
gezogenen Güter bereits ſelbſt vergeben, allerdings nur einen be— 
ſcheidenen Theil derſelden. Den Reſt werde man eben in Erbpacht 
geben müſſen. 

Hier handelt es ſich nun ausſchließlich um dieſe Gütervergebungen 
durch Friedrich Wilhelm II., durch welche zunächſt alſo entſprechend 
jenem bereits früher gefaßten Gedanken verdiente Offiziere Belohnung 
und Entſchädigung erhalten ſollten. Dies ward ausgeführt anſcheinend 
auf Grund von Direktiven, die vom Könige ertheilt und Hoym zur 
Begutachtung vorgelegt wurden. Der Letztere bot zu ihrer Aus— 
führung um ſo williger die Hand, als er auch ſonſt den Grundſatz 
befolgt hat, gerade in militäriſchen Dingen mit dem eigenen Urtheile 
ſehr zurückhaltend zu ſein. Dieſe Dotirung von Offizieren, denen 
ſich der König verpflichtet glaubte, erſcheint bei Weitem als die Haupt⸗ 
ſache bei den geſammten ſüdpreußiſchen Güterverleihungen, denen 
gegenüber alle anderen Verleihungen, ſoweit dieſelben überhaupt als 
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Schenkungen angeſehen werden können, auch der Zahl nach ſehr 
zurücktreten. Wir zählen ſolcher militäriſchen Dotationen aus Süd⸗ 
preußen etwa 23, zu denen dann aus Neu⸗Oſtpreußen, welches unter 
der Leitung des Oberpräſidenten von Schrötter ſtand, noch 10 hinzu⸗ 
kommen. Unter den Beſchenkten treffen wir ziemlich alle die Namen, 
die in den Feldzügen jener Zeit an hervorragender Stelle genannt 
werden, Rüchel, Hohenlohe, Blücher, Favrat, Wendeſſen, Holtzendorf 
u. ſ. w., daneben auch Männer wie Biſchoffswerder und Zaſtrow, die 
für beſondere Günſtlinge des Königs galten. Inwiefern die Aus⸗ 
theilung der Dotationen, die untereinander ungemein verſchieden geartet 
ſind, ſtreng gerecht und den erworbenen Verdienſten ganz entſprechend 
ausgefallen, darüber könnte nur auf Grund von eingehenden Einzel⸗ 
unterſuchungen geurtheilt werden, die anzuſtellen der Verfaſſer ſich hat 
verſagen müſſen. Daß auch der redlichſte Wille der Berather des 
Königs bei der Schnelligkeit, mit der dieſe Sachen auf des Königs 
Drängen erledigt werden mußten, und der höchſt unzulänglichen Kennt⸗ 
niß von dem ausgedehnten unwirthlichen Lande in den leitenden 
Kreiſen vor Mißgriffen und Ungleichmäßigkeiten nicht geſchützt war, 
wird man von vornherein begreifen, und daß dann Neid und Miß⸗ 
gunſt reiche Nahrung fanden und Alle, die an den Gütervertheilungen 
mitgewirkt, üble Nachrede gewärtigen mußten, liegt auf der Hand. 
Auch das Verhalten der Beſchenkten ſoll nicht erörtert werden, deren 
Viele von dem erſten Beſuche ihrer Güter den troſtloſeſten Eindruck 
heimbrachten und Alles thaten, um dieſelben, ſo gut es gehen wollte, 
wieder ſchnell loszuwerden. 

Hier kam es darauf an feſtzuſtellen, daß bei den ſüdpreußiſchen 
Güterverleihungen in erſter Linie der Wunſch des Königs, verdiente 
Offiziere zu belohnen und zu entſchädigen, zum Ausdruck gekommen 
iſt, ein Prinzip, das als ſolches doch zu verſtehen und zu recht⸗ 
fertigen iſt. 

Aber der König ward ſich doch auch Civilbeamten gegenüber ge- 
wiſſer Verpflichtungen bewußt, die er nun, wo ihm Mittel zu Ge⸗ 
bote ſtanden, abzutragen wünſchte. Hier kamen zunächſt in Betracht 
der Diplomat, der bei den polniſchen Erwerbungen an erſter Stelle 
gewirkt hatte, der Marquis Luccheſini, ferner der wegen ſeiner Hin⸗ 
neigung zu Preußen während der Inſurrektion verfolgte Graf Un⸗ 
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ruh auf Karge !), ferner der Miniſter des Auswärtigen, Graf Haug⸗ 
witz, der 1791 bei ſeinem Eintritt in den Staatsdienſt auf Gehalt 
verzichtet hatte, dann aber, weil er nicht mehr Zeit fand, ſich um 
ſeine Güter zu bekümmern, in finanzielle Verlegenheiten gerathen 
war.?) Ihm „ein sort zu machen“ weiſt der König Hoym im 
Januar 1797 an.?) Die Dotation, welche der Miniſter hierauf 
unter dem 12. März vorfchlägt*), und die auch der König geneh- 
migt, könnte geradezu armſelig erſcheinen, namentlich da Haugwitz 
dabei noch 30000 Thlr. zuzuzahlen hatte, wenn nicht Hoym hervor- 
höbe, daß bei den nach der polniſchen (bekanntlich ſehr niedrig be— 
meſſenen) Luſtration gemachten Werthangaben einige Meliorationen den 
Ertrag der Güter ſchnell ſteigern würden. Von einer Güterverſchleu⸗ 
derung bei ſolcher Art von Schenkung zu ſprechen fällt nicht eben leicht. 

Wenden wir uns nun zu den Schenkungen an den Mann, 
gegen den das ſchwarze Regiſter an erſter Stelle gerichtet iſt, den 
Miniſter Grafen Hoym. Ihm gegenüber fühlte der König ſich direkt 
verpflichtet, inſofern für ihn ſein Gehalt, 8000 Thlr., als diri⸗ 


) Verſchiedene Polen, die das ſchwarze Regiſter aufführt, find einfach zu 
ſtreichen, ſo (S. 90) Fürſt Radziwil, dem nach den Akten nur ſeine in polniſcher 
Zeit erworbenen Herrſchaften gelaſſen worden ſind, aus demſelben Grunde Graf 
Luba (S. 80) und desgleichen Fürſt Czetwertinsky (S. 78) und endlich Dzierzicki 
(S. 87), bei dem es ſich um eine Erbpacht handelte. Bezüglich des Fürſten Radziwil 
theilt Herr Profeſſor Caro mit, daß in einer Kabinetsordre vom 15. Januar 1797 
noch von einem ihm verliehenen Gute Grabow die Rede ſei neben Bolimow, 
welches letztere in der amtlichen Tabelle ausdrücklich als nur belaſſen bezeichnet wird. 

2) Vgl. Grünhagens Anführungen aus den Akten in der ſchleſiſchen Zeit⸗ 
ſchrift XXVII S. 230. 

3) Angeführt in Hoyms Bericht vom 27. Januar 1797. Geh. St.⸗A. Berlin 
R 96 Nr. 242 H fol. 42. 

) Ebendaſelbſt S. 43. Hoym berechnet den Ertrag der in Vorſchlag ge- 
brachten drei Güter der Staroſtei Klobucko nach der polniſchen Luſtration auf 
8259 Thlr. 12 Gr. Hiervon ſind an den Staat pro Jahr zu entrichten 6757 Thlr. 
19 Gr., bleiben Gewinn 1501 Thlr. 17 Gr. Dieſe & 5% kapitaliſirt ergeben 
30 000 Thlr., welche Graf Haugwitz als Einſtandsgeld zahlen ſolle. Außerdem 
ſolle Haugwitz noch das Tafelgut Kroszyce erhalten, deſſen Ertrag auf 1784 Thlr. 
geſchätzt ſei, wovon jedoch die Hälfte auf Staatsſteuern und die andere Hälfte auf 
Entſchädigung des derzeitigen Beſitzers aufgehe, ſo daß erſt nach des Letzteren Tode 
ein erheblicher Nutzen zu erwarten ſei. Mit dieſen aktenmäßigen Daten die 
Anführungen des ſchwarzen Regiſters (S. 79) in Einklang zu bringen, dürfte 
ſchwierig ſein. 
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girender Minifter von Schlefien, ſeitdem ihm 1794 die Leitung auch 
von Südpreußen anvertraut worden, keinerlei Erhöhung gefunden 
hatte, obwohl ſein Dienſtaufwand dadurch ſo geſtiegen war, daß 
Zeitgenoſſen meinten, er habe dabei ein Vermögen zugeſetzt und 
allein bei der Huldigung in Warſchau, deren Koſten er getragen, 
über 10 000 Thlr. aufgewendet.!) Ihm hat der König nun bereits 
im September 1796 die Guzow-Wislitkiſchen Güter geſchenkt. Doch 
berichtet Hoym unter dem 26. November 1798 an König Friedrich 
Wilhelm III. gelegentlich einer anderen Angelegenheit?), er habe da- 
mals die Schenkung angenommen und davon die ihm zuſtehenden 
Warſchauer Huldigungsgelder und auch noch etwas darüber für ſich 
genommen, das Uebrige aber mit des Königs Einwilligung „der 
Familie“ (des damaligen Beſitzers) zurückgegeben. Weiteres akten⸗ 
mäßiges Material ſteht nicht zur Verfügung, doch ſtellen ſich jene 
eigenen Angaben Hoyms in einem an den König Friedrich Wil- 
helm III. gerichteten amtlichen Berichte den Anführungen Helds im 
ſchwarzen Regiſter?) als kaum mit dieſen vereinbar gegenüber. Jener 
ſchon erwähnte Zeitgenoſſe fragt gegenüber dem Vorwurfe, daß Hoym 
ſich bereichert habe, „wo er denn ſeine Reichthümer möge verborgen 
halten“.“) Und in der That iſt eigentlich nie behauptet worden, daß 
Hoym beſonders reich geweſen ſei, und bezüglich feines Grundbeſitzes 
hören wir immer nur von ſeiner ſchleſiſchen Herrſchaft Dyhernfurth, 
die er noch zu Friedrich des Großen Zeit mit dem Gelde, das ihm 
ſeine Gemahlin zugebracht, erworben hat. 

Nur wenige Namen ſind dieſen noch anzureihen, ſo der des 
Berliner Stadtdirektors Eiſenberg. Da der König denſelben zu be⸗ 


y Berichtigung einer Schmähſchrift „Das geprieſene Preußen“ genannt 1804 
. 98 


) Angeführt von Grünhagen in der ſchleſ. Zeitſchr. XXVII S. 226 aus dem 
St.⸗-A. Breslau MR II 17 c. 

„) S. 88. In der amtlichen Tabelle der Berliner Miniſterialakten Geh. 
St.⸗A. R 96 342 U fol. 75 ftehen die Guzow-⸗Wiskitker Güter bei Hoym einge⸗ 
tragen mit einem Jahresertrage von 20 903 poln. Gulden = 3485 Thlr. rund, 
das würde der im ſchwarzen Regiſter angegebenen Taxangabe, über deren be- 
trügeriſche Niedrigkeit Held ſchilt, entſprechen. Doch iſt einerſeits Steuer und 
Kompetenz nicht angegeben, andererſeits wiſſen wir nicht, ob hier die von Hoym 
wieder zurückgegebenen Güter nicht mitaufgeführt ſind. 

) Wie in Anm. 1 S. 97. 
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lohnen wünſche (für feine Verdienſte um die Ueberſetzung des Land- 
rechts ins Lateinifchet), bringt Hoym für ihn ein Gratialgut mit 
zwei Pertinenzen in Vorſchlag, deſſen Ertrag in der amtlichen Tabelle 
mit 934 Thalern ſich beziffert, wovon der Beſchenkte jedoch die Hälfte 
als Staatsſteuer jährlich mit 467 zu entrichten und außerdem ſich 
mit dem bisherigen Beſitzer abzufinden hat.?) Ferner der Warſchauer 
Oberpoſtdirektor von Goldbeck; derſelbe hatte den König um Ueberlaſſung 
eines Gratialgutes Xionzenice gebeten unter dem Erbieten, den zeit- 
herigen Beſitzer zu entſchädigen. Auf den von ihm eingeforderten 
Bericht erklärt Hoym dem König unter dem 25. Juni 17969), Goldbecks 
Angaben über das fragliche Gut ſeien zutreffend; daſſelbe eigne ſich 
nicht zur Domäne, und ſein Ertrag ſei nach der letzten Luſtration 
auf 545 Thaler geſchätzt. Falls nun der König dem Goldbeck eine 
beſondere Belohnung zu gewähren wünſche, ſo ſtehe der Verleihung 
des Gutes kein Bedenken entgegen. Nach dieſem Berichte verfügt 
dann der König dem Geſuch entſprechend.“) Endlich iſt noch des 


) Nach einer freundlichen Mittheilung von Herrn Profeſſor Caro wird dies 
ausgeſprochen in einer Kabinets-Ordre Friedrich Wilhelms III. vom 29. Juli 1798. 

) Es iſt alſo der König, nicht Hoym, der eine Beſchenkung Eiſenbergs an- 
regt. S. 67 (des ſchwarzen Regiſters) tiſcht Held ſeinen Leſern nicht etwa als Ge- 
rücht ſondern als feſtſtehende Thatſache folgende Geſchichte auf. Als Eiſenberg von 
Berlin aus zur Unterſuchung des Breslauer Aufſtandes von 1793 dorthin ge⸗ 
kommen, ſei Hoym vor ihm auf die Knie gefallen und habe ihn angefleht, ihn 
doch um Gottes Willen nicht unglücklich zu machen. „Daher ſpäterhin dieſe 
Schenkung.“ Eiſenberg war als Rath am Kammergerichte, das über die gegen den 
Breslauer zweiten Polizeidirektor Werner laut gewordenen Beſchwerden (u. A. auch 
über deſſen Mitſchuld an jenem Aufſtande) zu entſcheiden hatte, im September 1793 
nach Breslau geſandt. Die Akten (die miniſteriellen ſowohl wie die ſtädtiſchen, die 
der Verfaſſer dieſer Blätter beide kennt) laſſen eine Situation, wie fie jene Ge⸗ 
ſchichte vorausſetzt, als ausgeſchloſſen erſcheinen, und wer in den Akten die zahl- 
reichen in Submiffion erſterbenden Briefe Eiſenbergs an Hoym lieſt, malt ſich 
ſchwerlich ohne Lächeln die Szene aus, die uns den ſtolzen Miniſter vor Eiſenberg 
auf den Knien liegend zeigt. Allerdings iſt es nicht die erſte Geſchichte Helds, 
bei der es kaum mehr möglich wird, das winzige Körnchen Wahrheit, das man 
auch in ſolchen Skandalgeſchichten gern vorausſetzen möchte, zu entdecken. 

) Geh. St.⸗A. Berlin R 96 Nr. 242 U fol. 30. 

) Dieſe aktenmäßigen Angaben entziehen dem im ſchwarzen Regiſter (S. 87) 
enthaltenen und auch in die „vertrauten Briefe“ (I 82) übergegangenen Geſchichtchen, 
dahin lautend, daß der Oberpoſtdirektor jenes Gut nur infolge einer Namens- 
verwechſelung mit dem Sohne des Großkanzlers von Goldbeck mißverſtändlich er⸗ 
halten, natürlich jeglichen Boden, und wenn Held im ſchwarzen Regiſter hinzufügt: 
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Königs Oberhofbauintendant Geh. Finanzrath Baumann zu nennen; 
er erhielt die Schenkung von drei ehemals geiſtlichen Gütern vielleicht 
zum Dank dafür, daß er dem ſchon ſchwer kranken Könige das 
Athmen durch eine von ihm erfundene Lebensluft erleichtert hatte.!) 
Groß war die Schenkung nicht. Die Tabelle giebt einen Ertrag von 
600 Thaler an, wovon der Beſchenkte 50% als Kompetenz für das 
betreffende geiſtliche Stift und 24% als Staatsſteuer zahlen ſolle. 


Damit ſtehen wir denn am Ende der eigentlichen Schenkungen, 
als deren kennzeichnendes Merkmal wir das anſehen, daß der König 
aus eigenem Entſchluſſe Männer, denen er ſich verpflichtet fühlt, mit 
Gütern begabt hat. Wenn wir hier von den Dotationen, welche an 
Offiziere im Prinzipe an Stelle von Penſionen oder als Entſchädigungen 
für Dienſtaufwand verliehen wurden, abſehen, ſind alſo thatſächlich an 
ſieben Männer vom Civilſtande ſüdpreußiſche Güter geſchenkt worden. 
Alle übrigen Güterverleihungen ſind als Verkäufe anzuſehen, wenn⸗ 
gleich bei einzelnen eine beſondere Gunſt obgewaltet hat. 

In der That ſehen wir gerade den König zu derſelben Zeit, 
wo er die meiſten ſeiner Dotationen austheilt, vornehmlich im Januar 
1797, ſchon auch darauf bedacht, von jenen konfiszirten Gütern eine 
Anzahl auch kaufweiſe und zwar am liebſten in größeren Komplexen 
an den Mann zu bringen. Denn darin ſtimmte er mit Hoym voll⸗ 
kommen überein, daß man ſich bemühen müſſe, fremdes Kapital in 
das arme und verwahrloſte Land zu ziehen, Käufer, die in der Lage 
ſeien, etwas zur Hebung der Güter zu thun, ordentliche Wirthſchafts⸗ 
gebäude zu errichten und überhaupt eine rationelle Wirthſchaft ein⸗ 
zuführen. Polniſche Käufer ſollten nach des Königs Willen ganz 
ausgeſchloſſen fein ?), wenngleich Hoym daran feſthielt, wenigſtens 


„für den Sohn des Großkanzlers wurden hierauf andere und zwar beſſere Güter 
ausgeſucht“, ſo trifft auch das nicht zu, denn die Bemühung des Letztgenannten 
um ein ſüdpreußiſches Gut geht der Zeit nach der des Oberpoſtdirektors voraus, 
vgl. Beilage 2 zu dem erwähnten Aufſatze Grünhagens in der Poſener hiſtoriſchen 
Zeitſchrift 1896. 

) (Cölln) Vertraute Briefe über die inneren Verhältniſſe am preußiſchen 
Hofe I Beilage B III. Das ungewöhnlich ſpäte Datum der betreffenden Schenkungs⸗ 
urkunde 1. Auguſt 1797 macht jenen Zuſammenhang wahrſcheinlich. 

2) Verfügung vom 19. Dezember 1796 Staatsarchiv Poſen 8. P. Z. Gen. 
C. III 3. fol. 1. 


250 IV. Die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen. 


bei Erbpachten auch den „nahe an Verzweiflung gebrachten polniſchen 
Adel“ zu bedenken.“) 

Natürlich ſpielte bei den Verkäufen auch die Finanzfrage eine 
nicht unweſentliche Rolle. Die öffentlichen Kaſſen waren leer, und 
Geld mußte beſchafft werden, ſchon zur Einrichtung der neu er— 
worbenen Landestheile und ganz ſpeziell auch der Domänen. Nicht 
zum wenigſten dringt der König ſelbſt auf Beſchleunigung des Ver: 
kaufs der Güter, welche Hoym nicht als Domänen behalten wollte, 
und wenn der Letztere mit der Einziehung der Staroſteien und geift- 
lichen Güter langſamer vorging, ſchon um nicht auf einmal allzuviel 
dieſer Güter auf den Hals geladen zu bekommen und andererſeits 
ſich bemühte, bei den einzelnen Gütern an die Stelle der unzuver— 
läſſigen polniſchen Luſtrationen beſſere Veranſchlagungen zu ſetzen, jo 
trieb ihn ein ſehr kategoriſcher Kabinetsbefehl vom 6. April 1797 zur 
Beſchleunigung der Einziehungen und andererſeits auch zur Abſchließung 
der Abſchätzungen „nach billigen Sätzen“, da ſonſt die Ungewißheit 
ausländiſche Käufer abſchrecken würde. Man könne ſich ſogar die 
polniſche Luſtration gefallen laſſen, da dieſe doch ſowohl von den 
Staroſten als den Geiſtlichen feiner Zeit beſchworen worden ſei.“) 

Schon die hier von dem Könige geäußerte Beſorgniß, die Un- 
gewißheit könne auswärtige Käufer abſchrecken, müßte, ſollte man 
meinen, hinreichen, um darzuthun, daß der König ſehr ernſtlich neben 
den erwähnten Schenkungen auch an Käufe gedacht hat, d. h. an 
Vergebungen, bei denen der zu erzielende Geldpreis die Hauptſache war. 

Um einen Mann wie den däniſchen Kammerherrn von Lüttichau, 
der große Reichthümer beſaß ?), zur Anſäſſigmachung in Südpreußen 
zu bewegen, hat man verſchiedne Konzeſſionen gemacht, hat Demſelben 
den Rothen Adlerorden und den Titel eines Geſandten beim Nieder- 
ſächſiſchen Kreiſe verliehn“), obgleich er bei vielen für einen „Gimpel“ 
galt.) Die 18 Güter aber, die er in verſchiedenen Theilen Süd⸗ 


) Lehmann VII S. 514. 
2) Ebendaſelbſt S. 543. 
) Vgl. die briefliche Aeußerung der Königin Luiſe in einem Auffage von 
Bailleu, Deutſche Rundſchau 1896 S. 324. 
+) Bailleu's Anmerkungen zu dem eben erwähnten Briefe, 
) Cöllns vertraute Briefe ꝛc. I 81. 
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preußens erworben hat, mußte er natürlich bezahlen !), und wir werden 
noch zu berichten haben, daß er ſich bei dem Geſchäfte benachtheiligt 
glaubte und bei dem Miniſter von Bucholtz bitter beſchwerte. 

Aber in der That nöthigen uns die Akten geradezu, überhaupt 
einen ſcharfen Unterſchied zu machen zwiſchen den Fällen, wo der 
König, wie das oben berichtet ward, irgend Jemandem, dem er ſich 
verpflichtet glaubte, Güter ſchenkt und denen, wo Perſonen ſich ihm 
gegenüber erbieten, wenn man ihnen beſtimmte eingezogne ſüdpreußiſche 
Güter übergebe, gewiſſe Verpflichtungen zu übernehmen und gewiſſe 
Summen zu zahlen. Zur Formulirung derartiger Offerten wird 
dann, wie uns ein noch näher anzuführender Bericht Hoyms belehrt, 
mit Vorliebe der Kriegsrath Triebenfeld als genauer Kenner der 
polniſchen Verhältniſſe zu Rathe gezogen, und die Anerbietungen 
gehen dann an Hoym zur gutachtlichen Aeußerung darüber, ob die 
in Frage kommenden Güter nicht etwa zur Umſchaffung in Domänen 
auserſehn wären und eventuell, ob das Anerbieten für den Staat 
vortheilhaft und die Perſönlichkeit des Käufers acceptabel ſei. 

Wenn nach dem Allen der Unterſchied zwiſchen Schenkung und 
Kauf in die Augen ſpringt, ſo muß dagegen eingeräumt werden, daß 
von Seiten der Regierung ſelbſt dieſer Unterſchied verdunkelt worden 
ift, inſofern man beide Kategorien in derſelben Tabelle der Güter- 
veräußerungen ohne Theilung in Schenkungen und Verkäufe, ja ſogar 
unter der durchgehenden Anwendung von Worten wie „geſchenkte 
Güter“ und Donatarien in den Köpfen der Tabelle zuſammenfaßte 
und auch bei den Verleihungsurkunden dieſe Bezeichnung ſcheinbar 
prinziplos wechſelnd neben der von Schenkungsurkunde verwendete.“) 
Vermuthlich hat man für eine von dem Monarchen ſelbſt ausgehende 
Verleihung den Ausdruck Schenkung als allein angemeſſen gefunden, 
ohne an dem Umſtande, daß das Geldangebot und deſſen Annahme 
den Begriff einer Schenkung thatſächlich weſentlich alteriren mußte, 
beſondern Anſtoß zu nehmen. Unter Friedrich Wilhelm III., der 
erklärte, er wolle, obwohl er das Recht habe, die geſetzwidrigen Ver⸗ 
leihungen von unveräußerlichen Krongütern einfach zu widerrufen, 


1) Wie das ausdrücklich in einem Berichte des öſterreichiſchen Geſandten vom 
2. November 1797, den Bailleu a. a. O. erwähnt, bezeugt wird. 
2) Vgl. Poſener Zeitſchr. 1896. S. 282 Anm. 1. 


252 IV. Die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen. 


doch aus Gnade davon Abſtand nehmen ), hat man auch, ſchon um 
die Empfänger in ungünſtigere Lage zu ſetzen, von Schenkungen ge⸗ 
ſprochen und zwar ſpeziell auch gegenüber ſolchen Kapitaliſten, die 
ganze Güterkomplexe erhalten hatten, wie Graf Lüttichau, der Banquier 
von Treskow und Prinz Louis von Württemberg.?) Und wenn nun 
gleich das Alles mehr ein Spiel mit Worten war, ſo liegt es doch auf 
der Hand, wie ſehr dieſe Fiktion von Schenkungen in Fällen, wo es 
ſich doch eben um Kaufgeſchäfte handelte, bei denen ein Geldgewinn 
wenigſtens beabſichtigt war, die Angelegenheit noch ganz beſonders 
diskreditiren mußte. 

Sicherlich hat der Staat auch bei den Käufen nicht eben glänzende 
Geſchäfte gemacht.“) Zu dieſem Reſultate haben ſehr verſchiedene 
Momente zuſammengewirkt, doch könnte eigentlich zur Erklärung ſchon 
die Thatſache genügen, daß die letzte Entſcheidung thatſächlich im 
Kabinette des Königs gefällt wurde, von deſſen Art eine peinliche 
Wahrung des finanziellen Vortheils kaum erwartet werden konnte, 
und bei dem ſo leicht Rückſichten perſönlicher Geneigtheit ins Spiel 
kamen. Wenn da ein Mann wie der Kabinetsrath von Beyer ſich 
an den ſüdpreußiſchen Güterkäufen betheiligen wollte, ſo ſorgte die 
Gunſt des Königs dafür, daß „in Betracht der langjährigen treuen 
Dienſte“ des Betreffenden die Kaufbedingungen nach niedrigem An- 
ſchlage, alſo für den Käufer ſehr vortheilhaft, eingerichtet wurden.“) 

Aber man ging auch noch weiter. Des Königs Berather bei 
dieſen Käufen war der bekannte General von Biſchoffswerder, einer 
der erklärten Günſtlinge Friedrich Wilhelms II. Dieſer wußte dann 
manche dieſer Verkäufe ſo einzurichten, daß, während gegen den bis⸗ 
herigen Ertrag der in Frage kommenden Güter ſich immer noch ein 
gewiſſer beſcheidener Ueberſchuß für die Staatskaſſe herausſtellte, die 
Käufer eine Zahlung an die königliche Schatulle übernehmen konnten, 


) Kabinetsordre vom 19. Auguſt 1798, angeführt bei Stadelmann, Preußens 
Könige in ihrer Thätigkeit für die Landeskultur IV S. 88. 


2) Ebendaſelbſt S. 89 Anm. 
) Was ſich aus den Akten über die ſüdpreußiſchen Kurſe ermitteln ließ, 


findet ſich in Beilage 2 des oft erwähnten Grünhagenſchen Aufſatzes zuſammengeſtellt 
Poſener Zeitſchr. 1896 von S. 282 an. 


9) Ebendaſelbſt S. 283. 


IV. Die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen. 253 
deren Betrag dann der Monarch zu privaten Schenkungen ſeiner 
freigebigen Art entſprechend zu benutzen vermochte. 

Die Akten liefern uns ein recht anſchauliches Beiſpiel für die 
Art, wie derartige Transaktionen ausgeführt wurden. Unter dem 
23. April 1797 ſchreibt Triebenfeld an den König, dieſer wünſche, 
wie ihm Biſchoffswerder mitgetheilt habe, einem gewiſſen Dr. Braun 
20 000 Thaler zu ſchenken und würde es gern ſehen, wenn dieſe 
Summe bei Gelegenheit der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen ſich 
aufbringen ließe, doch ohne daß die bisherigen Einnahmen des Staates 
an Steuern oder die an die bisherigen Beſitzer zu zahlende Kompetenz 
darunter litten; darauf macht Triebenfeld den Vorſchlag, ſelbſt gewiſſe 
geiſtliche Güter zu übernehmen und dort dadurch, daß auf einigen 
dazu gehörigen Bauerndörfern bisher unbebautes Land unter den Pflug 
genommen würde, höhere Erträge zu erzielen. Die Sache geht an 
Hoym zur Begutachtung, doch ohne daß der eigentliche Zweck erwähnt, 
oder auch nur der Name Triebenfelds genannt wurde, „es hat ſich 
Jemand gefunden, der“ ꝛc. heißt es in dem Kabinetsſchreiben. Hoym 
erklärt die Offerte für annehmbar, aber ſie ſtößt dennoch auf 
Schwierigkeiten, ohne daß die Akten, die Lücken zu haben ſcheinen, den 
Abſchluß recht deutlich machten.!) 

Derartige Dinge ſind dann auch weiter noch vorgekommen, 
namentlich während der letzten Krankheit des Königs (im Spätſommer 
1797), wo der geſchwächte und von Schmerzen gepeinigte Monarch 
den Einflüſſen ſeiner Umgebung noch mehr als ſonſt nachgab. 
Notoriſch hat in dieſer Zeit Triebenfeld 40 000 Thaler bei ſolchem 
Kaufgeſchäfte an den König gezahlt, aus denen dieſer dann ein 
Fideikommiß für die Stieftochter Biſchoffswerders, Gräfin Wartens⸗ 
leben, geſchaffen hat.?) 

Es liegen auch Anzeichen vor, daß gerade bei den umfaſſendſten 
dieſer Güterkäufe wie z. B. bei denen des Grafen Lüttichaus) und des 


) Poſener Zeitſchr. 1896 von S. 295 an. 

) Ebendaſelbſt S. 298, 299. 

) Ebendaſelbſt S. 291ff. Zu dem hier Angeführten verdient noch Hinzu- 
gefügt zu werden, daß nach Akten des Poſener Staatsarchivs (Gen. C III 15) bei 
Gelegenheit eines fiskaliſchen Streits 1798/9 der betreffende Beamte, dem der Vor⸗ 
wurf gemacht wird, er habe unbefugter Weiſe angebliche Pertinenzen der Lüttichau⸗ 


254 IV. Die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen. 


Banquiers von Treskow!) gleichfalls Zahlungen an des Königs Privat- 
kaſſe den Käufern auferlegt worden ſind, und Aehnliches kann auch 
in andern Fällen vorgekommen ſein, ohne daß davon eine Kunde er- 
halten iſt. 


Wer wollte verkennen, daß dieſe Transaktionen, dieſes Vermiſchen 
der Intereſſen der Staatskaſſe und der Privatſchatulle des Königs 
auch unter einem abſoluten Regimente bedenklich genug erſcheinen? 
Wir werden ja auch geltend machen dürfen, daß Friedrich Wilhelm II. 
ſonſt jene Grenzlinie im Prinzipe abgeſehn von vereinzelten Aus⸗ 
nahmen ſelbſt reſpektirt hat, und daß das Schlimmſte, das zuletzt Er⸗ 
wähnte doch aus ſeiner letzten Zeit datirt, wo eben abnorme Ver— 
hältniſſe obwalteten.?) Wir nehmen ja doch auch wahr, daß jene 
Sachen möglichſt „cachirt“ werden. Und gerade dies „Cachiren“ hat 
dann jene unbeſtimmten Gerüchte erzeugt, die im Publikum umliefen 
und ſehr weit über das Ziel hinausſchoſſen. Wir brauchen ja nur 
an jenes oben bei Beſprechung des ſchwarzen Buches?) erwähnte 
Gerücht zu denken, an das ſelbſt Mencken und Struenſee glaubten, und 
das damals Triebenfeld einen „unbeſchränkt herrſchenden Einfluß“, 
von dem thatſächlich nie die Rede geweſen iſt, zuſchrieb. 


Darüber kann kein Zweifel obwalten, daß durch jene nicht ganz 
reinlichen Transaktionen, die bei einer Anzahl jener Güterverkäufe 
mit untergelaufen ſind, die geſammten ſüdpreußiſchen Güterverleihungen 
in einen Ruf gekommen ſind, wie er nicht übler ſein konnte. 

Ueber den ganz beſonders übel beleumundeten Triebenfeld iſt es 
ſchwer ein ſicheres Urtheil ſich zu bilden; doch werden wir im Auge 
behalten müſſen, daß er nach Hoyms beſtimmter Verſicherung damals 
kein Beamter war und auch keinen Gehalt bezog, alſo ſeinen Vortheil 


ſchen Güter übergeben, zu ſeiner Entſchuldigung anführt, er habe aus der Beilage 
(die in den Akten fehlt) erfahren, daß „das königliche Intereſſe mit dem Grafen L. 
noch in tieferer Verwickelung als bei dieſen Gütern“ ſei. 

) Poſener Zeitſchr. 1896 S. 290, 291. 

) Es mag bier noch angeführt werden, daß auch das letzte Geſchäft mit 
dem Grafen Lüttichau, wie die Anführungen aus den Akten in der Poſener Zeit⸗ 
ſchrift 1896 S. 292 zeigen, in den Spätſommer 1797 gehört. 

) S. 188. 
) Poſener Zeitſchr. 1896 S. 260 und unten. 
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ſo gut wie jeder anſtändige Geſchäftsmann ſuchen konnte. Wenn er dann, 
wie Hoym gleichfalls berichtet), wegen feiner Kenntniß der polniſchen 
Verhältniſſe mit Vorliebe von Solchen aufgeſucht ward, die ſüdpreußiſche 
Güter zu erwerben wünſchten, und ſich feine Rathſchläge gut bezahlen 
ließ, ſo iſt auch dagegen kaum etwas einzuwenden; aber wohl könnte 
es Bedenken erregen, wenn es ſich beſtätigte, daß er, was Hoym 
nicht anführt, was aber ſonſt allgemein angenommen worden iſt, gleich⸗ 
zeitig als amtlicher Sachverſtändiger im Intereſſe des Staates bei 
jenen Güterverkäufen benutzt worden wäre. Doch würde auch in 
dieſem Falle der eigentliche Vorwurf die Beamten treffen, die ihn zu 
ſachverſtändigen Gutachten herangezogen hätten trotz ſeines ſonſtigen 
notoriſchen Engagements für Private. Das aber, worauf es hier 
in erſter Linie ankommen würde, daß er gegen beſſeres Wiſſen, etwa 
durch Geld beſtochen, unrichtige Angaben als amtlicher Sachverſtändiger 
abgegeben habe, würde doch recht ſchwer zu erweiſen ſein. Dagegen 
ſagt Hoym, daß Triebenfeld „erſtaunend viele Feinde habe“, fügt 
auch Einiges zur Erklärung bei und deutet namentlich an, daß er 
durch Ruhmredigkeit den Einfluß, den er bei jenen Geſchäften aus- 
zuüben vermocht, noch zu übertreiben ſich bemüht habe, wodurch dann 
natürlich auch die Mißgunſt, mit der er ohnehin ſchon angeſehen 
wurde, noch geſteigert ward. 

Biſchoffswerder iſt als Rathgeber des Königs in dieſen Dingen 
von ſchwerer Schuld nicht wohl freizuſprechen. Daß aber auch Hoym, 
wie Zerboni und Held überzeugt waren, dieſe Schuld theilte oder gar 
die Hauptſchuld trug, iſt in keiner Weiſe anzunehmen. Die Akten 
ſprechen durchaus dagegen, und es dürfte einleuchten, daß Biſchoffs⸗ 
werder ſich nicht die Mühe genommen haben würde, Hoym gegenüber 
zu „cachiren“, wie das eben angeführt wurde, wenn Dieſer mit im 
Komplotte geweſen wäre. 

Die eben beſprochenen geheimen Abmachungen zu Gunſten der 
Königlichen Schatulle hatten natürlich auch die Wirkung, die Güter⸗ 
verkäufe finanziell ſo ungünſtig erſcheinen zu laſſen, daß der Vorwurf 
der Güterverſchleuderung aufkommen konnte, wie denn ja die in dem 
ſchwarzen Regiſter beigebrachten Zahlen, die allerdings nicht korrekt 


1) Poſener Zeitſchrift 1896 S. 260 und unten. 


32..8--— 


256 IV. Die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen. 


ſind, geradezu frappant erſcheinen. Allerdings wird man hier auch 
noch einige andere Momente im Auge behalten müſſen. 

Zunächſt dürfen wir nicht vergeſſen, daß bei den Staroſteigütern 
von dem ermittelten Reinertrage außer den 24% Staatsſteuern noch 
50% an den bisherigen Beſitzer zu zahlen waren und zwar bis zu 
deſſen Tode, zuweilen auch bis zum Tode der Wittwe, ja in manchen 
Fällen wird beſonders feſtgeſetzt, daß die 50% auch nach dem Tode 
des oder der Beſitzer an den Staat weiter zu zahlen ſeien. Bei den 
geiſtlichen Gütern blieben natürlich die als Kompetenz für die be— 
treffenden geiftlichen Korporationen oder Perſonen zu zahlenden 50% 
eine für alle Zeit feſtſtehende Laſt, und die neuen Beſitzer hätten 
eigentlich weitere 50% als Inhaber geiſtlicher Güter zu entrichten 
gehabt, was auch in der That einige Male ſich ſtipulirt findet, ſo 
daß in ſolchem Falle ein Ertrag für die Käufer nur aus der Differenz 
zwiſchen dem zu niedrig normirten Anſchlage und dem wirklichen 
Werthe zu hoffen war. Meiſtens ward allerdings auch ein geiſtliches 
Gut zu adeligen Rechten verliehen und entrichtete dann neben den 
50% (Kompetenz) nur noch die adeligen Steuern mit 24%, alſo 
in Summa 74% vom Reinertrage. In ſolchen Fällen zahlte, wie 
das bei vielen Gelegenheiten ausdrücklich motivirt wird, der Empfänger 
für dieſen Ueberſchuß von 26% ein beſtimmtes Kaufgeld, welches in 
der Regel in der Weiſe kapitaliſirt wurde, daß man das Zwanzigfache 
des bleibenden Ertrages als Kaufgeld annahm. 


Das Kaufgeld oder Einſtandsgeld repräſentirt alſo 
nur den kapitaliſirten Reinertrag nach Abzug von Staats— 
ſteuer und Entſchädigung der früheren Beſitzer.“) 


Die Schenkungen und Verkäufe ſüdpreußiſcher Güter ſchließen 
nun mit dem Herbſte 1797 ab, und indem Hoym nach dem Thron⸗ 
wechſel über dieſelben dem neuen Herrſcher berichtet, ſtellt er feſt, daß 
die weggegebenen Güter ſowohl hinſichtlich der Zahl als hinſichtlich 


1) Ausdrücklich wird dies z. B. fo bezeichnet von einem Rechtskundigen 
in den „Neuen Feuerbränden“ V S. 61 und ebenſo in der Anführung 
aus den Akten bei der Beſprechung der Haugwitz'ſchen Schenkungen in der er- 
wähnten Beilage II zu dem Grünhagenſchen Auſſatze in der Poſener Zeitſchrift 
von 1896. 
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des Ertrages nur den 14ten Theil des eingezogenen Krongutes 
betrugen. !) 

Bei der großen Ungunſt, mit der man, wie ſchon erwähnt wurde, 
im Publikum bis in die höchſten Beamtenkreiſe hinauf die Angelegen⸗ 
heit der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen anſah, erwartete man, daß 
nach dem Thronwechſel der neue Herrſcher entſchieden einſchreiten 
würde. Die Anerkennung eines Kaufvertrags für Triebenfeld ward 
in der letzten Krankheit Friedrich Wilhelms II. durch die Kanzlei zurück⸗ 
behalten, und es hat ſicherlich große Enttäuſchung hervorgerufen, als 
der Nachfolger fie doch beftätigte.?) Wir erfuhren ja bereits, wie 
noch mehrere Jahre ſpäter aus den Bureaus der Miniſterien Zerboni 
und Held mit aktenmäßigem Material zur Begründung von Anklagen 
nach der ganzen Richtung hin verſehen worden ſind. 

Damals aber gelangte gerade in Sachen der ſüdpreußiſchen Güter⸗ 
verleihungen eine Denkſchrift an Friedrich Wilhelm III. Dieſelbe 
kam aus der Feder des Staatsminiſters von Buchholtz, der einſt 1794 
zum Stellvertreter Hoyms in Südpreußen beſtellt, bald aber mit 
Dieſem ganz zerfallen bereits 1795 ſein Amt niedergelegt hatte und 
nun eine Reihe ſchwerer Anklagen weſentlich aus Anlaß jener An⸗ 
gelegenheit in einem Aufſatze erhob, der noch an den Kronprinzen 
gerichtet, aber, am Todestage Friedrich Wilhelms II. verfaßt, den 
Adreſſaten bereits als König antraf. 

Buchholtz überſendet als Beilage desſelben ein Verzeichniß der 
angeblich verſchenkten ſüdpreußiſchen Güter, welches zwar der Denk⸗ 
ſchrift nicht beiliegt, aber in einem anderen Aktenſtücke des Berliner 
Geheimen Staatsarchivs ſich hat auffinden laſſen und mit dem 
ſchwarzen Regiſter in vielen Stücken übereinſtimmt.“) Sonſt beruft 
ſich Buchholtz auf Mittheilungen des augenſcheinlich mit ſeinen Käufen 
unzufriedenen Grafen Lüttichau.“) Die Denkſchrift läuft darauf hin⸗ 


) Lehmann VII S. 514. Hoym veranſchlagt hier die Zahl der verſchenkten 
und veräußerten Güter auf 193, das ſchwarze Regiſter auf 241, doch hat das 
Letztere häufig Waſſermühlen, Hauländereien und irgendwelche Pertinenzen mit als 
Güter gerechnet. 

2) Poſener Zeitſchr. 1896 S. 298. 

) Ebendaſelbſt S. 268 ff. 

) Ebendaſelbſt S. 291 ff. 
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aus, daß durch dieſe Schenkungen, welche der Minifter Hoym mit 
Uebergehung der Kammern eigenmächtig durchgeführt habe, Staats⸗ 
güter „für einen Pappenſtiel“ in fremde Hände gegeben worden ſeien 
auf Grund von Anſchlägen, die kaum ein Drittheil des Einkommens 
angäben, ſo daß der Staat um Millionen gebracht worden ſei. „Wer 
ſich mit Triebenfeld und Konſorten abfinden und ſich mit der ganzen 
Clique ſetzen konnte, erhielt was er immer wollte“. 

So ſind denn thatſächlich Anklagen wegen jener Güterverleihungen 
gleich beim Thronwechſel dem neuen Herrſcher vorgelegt worden und 
zwar von einer Seite, die nicht ſo leicht unbeachtet gelaſſen werden 
konnte, nämlich durch einen ehemaligen Staatsminiſter und noch dazu 
in einem Tone, der an Schärfe und Feindſeligkeit dem Helds wenig 
nachgiebt. 

Man konnte nun wohl darauf geſpannt ſein, wie der neue 
Herrſcher in dieſer wichtigen Angelegenheit entſcheiden würde, er, der, 
wie allgemein bekannt war, geradezu ſeinen Stolz darein ſetzte, ſtrenge 
und unparteiiſche Gerechtigkeit zu üben. Augenſcheinlich iſt auch auf 
Friedrich Wilhelm III. die ungünſtige Meinung über jene Perſonen, 
denen ein unheilvoller Einfluß auf ſeinen Vater und deſſen Regierung 
zugeſchrieben ward, nicht ohne Eindruck geblieben. Biſchoffswerder 
ward entlaſſen, bald auch Wöllner und die Gräfin Lichtenau vor ein 
Gericht geſtellt, deſſen Vorſitzender der Juſtizminiſter von der Reck 
war, im Weſentlichen ein Gegner des alten Regimes. 

Aber gerade gegen Hoym muß die unzweifelhaft vorgenommene 
Prüfung der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen nichts Belaſtendes er⸗ 
geben haben, obwohl doch eben z. B. der Miniſter von der Reck, 
der die meiſten jener Verleihungsurkunden mit unterſchrieben hatte, 
ſicherlich das Material zu einer derartigen Prüfung herbeizuſchaffen 
vermocht hatte. Wir lernten bereits kennen, wie eine unter dem 
neuen Herrſcher vorgenommene nochmalige Durchſicht der Akten über 
die in Krotoſchin von Hoym und Triebenfeld angeblich verübten Un⸗ 
gerechtigkeiten nur zur Beſtätigung der früheren Urtheilsſprüche geführt 
hat!); es zeigt ſich vielmehr Friedrich Wilhelm III. trotz aller Anfein⸗ 
dungen Hoyms auch aus miniſteriellen Kreiſen, trotz der eben er⸗ 


) Vergl. die in dem ſchwarzen Buche mitgetheilten Aktenſtücke S. 230 und 
oben S. 189. 
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wähnten ſchlimmen Inſinuationen des Miniſters a. D. Buchholtz er⸗ 
füllt von dem allergrößten Vertrauen gegen jenen Miniſter, der 
allergünſtigſten Meinung von ihm. Einem unzweideutigen Ausdruck 
ſolcher Geſinnungen begegnen wir in einem Handſchreiben des Königs 
an Hoym d. d. Berlin den 24. November 1797 zur Antwort auf 
des Miniſters Glückwunſchſchreiben zur Thronbeſteigung. In dieſem 
Schreiben heißt es, Friedrich Wilhelm habe darin wiederum ganz den 
Mann erkannt, dem er ſeit ſo manchen Jahren ſchon ſeine innigſte 
und aufrichtigſte Achtung gewidmet habe. „Wollte der Himmel“, 
fährt der König fort, „ich fände bey meinem Regierungsantritte 
mehrere ſolche Männer, wie Sie Herr Graf ſind, — — aber leider 
ſind deren nur äußerſt Wenige. Dieſe Wenigen aber beſitzen auch 
gewiß meine größte Achtung und Werthſchätzung, und bin ich Ihnen 
Dieſes im Namen des Staates ſchuldig, dem Sie ſo manche wichtige 
und beſchwerliche Dienſte geleiſtet haben. Das Selbſtgefühl hiervon 
iſt die beſte Belohnung, und Dieſes kann Einem Niemand rauben, 
und kann man alsdann ruhig denen Verleumdern und Kritikern zu⸗ 
ſehen; ſie können Einem nicht ſchaden. Dieſes iſt Ihr Fall. Ihre 
Reputation iſt bey jedem unparteiiſchen und redlichen Mann zu feſt 
gegründet, als daß er ſolchen Inſinuationen Gehör geben ſollte. Ich 
fühle Dieſes ganz und bin zu ſehr von Ihrem Werth überzeugt, als 
daß ich in dieſen Fall kommen könnte. Fahren Sie alſo fort ſo wie 
bisher zu handeln, widmen Sie ferner dem Staate Ihre Kräfte. 
Wahrlich er hat dieſelben nöthig, und ſeyn Sie meiner gänzlichen 
Dankbarkeit verſichert. Schleſien kann bereits als Muſter dienen.“ 
Auch Südpreußen werde ſich heben, wenn Hoym fortfahre, die mancherlei 
Mißbräuche abzuftellen, die ſich hauptſächlich noch von der erſten fehler- 
haften Organiſation herſchrieben. Allerdings wird ſchließlich noch eine 
Ausſtellung angefügt, die folgendermaßen lautet: „Ich geſtehe Ihnen 
aufrichtig, wie ich von mancherlei Orten vernommen, daß der Ge- 
brauch, den Sie, gewiß in den beſten Abſichten, von dem gewiſſen 
Triebenfeld machen, Ihnen in den Augen des Publikums großen Tort 
thut. Seine Reputation iſt zu zweydeutig, als daß man ſich nicht 
wundern ſollte, ihn von Ihnen zu wichtigen Geſchäften gebraucht zu 
wiſſen. Ich für meine Perſon habe hierbey keinen Argwohn, es 
kränket mich nur zu ſehen, daß ein ſolcher Menſch Ihnen in den 


zur 
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Augen des Publikums Tort thun könne. Sie werden hierbey gewiß 
die richtigſten Maßregeln zu nehmen wiſſen.“) 

Speziell auf dieſen Schlußpaſſus erwidert nun Hoym umgehend 
Breslau den 28. November 17972), daß er als „die reinſte und 
lauterſte Wahrheit“ Folgendes verſichern könne. Triebenfeld ſei be- 
reits zu polniſchen Zeiten preußiſcher Kommiſſar der Bank und 
Seehandlungs⸗Kompagnie zu Krotoſchin geweſen, habe zuletzt den 
Charakter eines Kriegs- und Forſtrathes gehabt, dies Amt aber auf- 
gegeben, beziehe kein Gehalt und ſtehe in keinem Dienſtverhältniß. 
Bei der Beſetzung Südpreußens ſei er bei Grenz- und ſonſtigen 
Kommiſſionen verwendet worden. Und „da er auf deutſchen Univer- 
ſitäten geweſen“, habe man ihn wegen feiner Sprachkenntniſſe als 
Dolmetſcher benutzt. In dieſer Eigenſchaft habe ihn Hoym bei ſeiner 
Uebernahme der Verwaltung Südpreußens vorgefunden und benutzt, 
ſonſt nicht, auch nicht gekonnt, „da er den Geſchäftsgang nicht hin⸗ 
länglich kenne“. Hoym fährt fort: „als die ſtaroſteilichen und geift- 
lichen Güter eingezogen wurden, ſuchten ihn emſig die Leute, welche 
Nachrichten von Gütern haben wollten, und auf dieſe Art wurde er 
in Berlin bekannt; da er von Polen genaue Auskunft geben konnte, 
wurde er von allen Güterluſtigen ängſtlich geſucht und nach Berlin 
gezogen; die Auskunft, die er dann gegeben, iſt aber auch wohl der 
Grund geweſen, daß ſo Viele ſich Güter ausgebeten und erhalten 
haben. Er beſitzt Vanité und Stolz, die wahren Leidenſchaften aller 
Polen, vermittelſt welcher es ihm dann ſchmeichelte, geſucht zu werden; 
ſein Stolz hat aber das Gute dagegen, daß er unbeſtechlich iſt, eine 
gute und unter den Polen ſeltene Sache, und dieſes bewahrt ihn, 
irgend eine ſchlechte Handlung zu begehen. Er hat erſtaunend viele 
Feinde; ſchon als Pole mit einem preußiſchen Titel und Charakter 
wurde er von ſeinen Landsleuten angefeindet; jetzt als Jemand, dem 
ſie Schuld geben, daß er an der Einziehung der Güter gearbeitet und 
ſie zu veräußern geholfen, iſt er äußerſt verhaßt. Dieſes würde ſchon 
meinen Grundſätzen, ihn zu employiren, wenn er auch dazu Fähig⸗ 


) Der Brief iſt mitgetheilt von Wachter in der ſchleſiſchen Zeitſchrift 
XXX, 270. 
2) Berl. Geh. St.⸗A. R 92 B VIIb 1. 
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keiten hätte, entgegen ſein“. )) Bei feiner Eitelkeit und Ruhmredig⸗ 
keit, bemerkt Hoym noch, möge er aber wohl ſich den Anſchein ge⸗ 
geben haben, als ſpiele er eine beſonders wichtige und einflußreiche 
Rolle. 

Wir werden, nachdem wir von jenem Schreiben des Königs an 
Hoym Kenntniß genommen, es wohl für wahrſcheinlich erachten können, 
daß wenn der Letztere im April 1798 die Verwaltung Südpreußens 
niedergelegt hat, er freiwillig gegangen iſt, und konſtatiren müſſen, 
daß wenigſtens von ſeiten des neuen Herrſchers eine Verſchuldung 
Hoyms aus Anlaß der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen offenbar in 
keiner Weiſe angenommen ward. 


Wenn wir nun die aus der vorſtehenden Darſtellung inſonderheit 
auch gegenüber dem ſchwarzen Regiſter zu gewinnenden Ergebniſſe zu- 
ſammenfaſſen, ſo werden wir wiederholen dürfen, daß jene von Held 
ganz beſonders gegen Hoym gerichteten Anklagen in den Thatſachen 
keinerlei Beſtätigung gefunden haben. 

Wenn dort beſtimmt angedeutet ward, Hoym habe jene Güter- 
verleihungen begünſtigt, um dieſelben zu Beſtechungen zu benutzen, ſo 
haben wir im Gegentheil erfahren, daß Hoym lebhaft ſich den Güter⸗ 
einziehungen widerſetzt, und, als dieſelben wider feinen Willen be- 
ſchloſſen waren, dieſelben noch zu verzögern und zu beſchränken ſich 
bemüht und überhaupt kaum jemals die Initiative bei einer dieſer 
Verleihungen ergriffen, vielmehr faſt immer nur über beſtimmte Vor⸗ 
ſchläge zu berichten gehabt hat. Einzelne Fälle, wo Held verſuchte 
Beſtechungen zu erblicken geglaubt, wie bei Goldbeck jun. oder Köckritz 


) Die Verſicherung Hoyms, daß er ſpeziell bei den ſüdpreußiſchen Güter⸗ 
verleihungen, worauf es ja hier allein ankommt, Triebenfeld nie benutzt habe, 
ſondern daß dieſer immer nur in Berlin als Landeskundiger zu Rathe ge- 
zogen worden ſei, ſteht mit keinem Umſtande, der ſich aus den Akten ergiebt, 
irgendwie in Widerſpruch, wird vielmehr durch gelegentliche Schilderungen Helds 
in ſeiner Vertheidigungsſchrift, wie Triebenfeld zu Berlin im Gaſthof zur 
goldenen Sonne üppig gelebt und Audienz ertheilt habe, geſtützt. Wenn wir aber 
jene Verſicherung Hoyms als wahr anſehen, dann fällt auch das Urtheil Schücks, 
der in ſeinem Aufſatze über die Güterverſchleuderungen in Südpreußen in den 
Abhandlungen der ſchleſiſchen vaterländiſchen Geſchichte phil. hiſt. Kl. 1866 S. 46 
Hoym zwar milder beurtheilen will, aber es doch als ſchwere Schuld ihm an⸗ 
rechnet, daß er die Abſchätzung der Güter Triebenfeld überlaſſen habe. 
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haben bei näherer Betrachtung keinerlei Anlaß zu derartigen Annahmen 
gegeben.!) Ebenſowenig hat ſich eine Selbſtbereicherung Hoyms er- 
weiſen laſſen.?) 

Betrügeriſche Vorſpiegelungen von ſeiten Hoyms ſind um ſo 
weniger anzunehmen, als Hoym ja gar nicht die Initiative bei den 
Verleihungen gehabt, ſondern vielmehr nur über die in Berlin ge- 
planten und vorgeſchlagenen Veräußerungen ſich gutachtlich zu äußern 
gehabt hat. Daß, ſo gut wie in Schleſien zu Friedrichs des Großen 
Zeit die Abſchätzung, auf Grund deren die Steuerquote feſtgeſetzt 
ward, ganz bewußt hinter dem wirklichen Werth zurückgeblieben war, 
auch in Südpreußen der Diviſor von 24% für die adligen Güter 
und dazu eine Kompetenz von 50% des Reinertrages eine niedrige 
Abſchätzung geradezu vorausſetzte, konnte ſelbſtverſtändlich erſcheinen. 
Daß die polniſche Veranſchlagung, die ſogenannte Luſtration, eine 
ungenaue, kaum die Hälfte des wirklichen Werthes angebende Ab⸗ 
ſchätzung war, wird der amtlichen Tabelle ausdrücklich vorausgeſchickt 
und am Schluſſe noch einmal hervorgehoben. Und wie wir ſahen, 
hat der König Hoyms Beſtrebungen, mit den Gütereinziehungen lang⸗ 
ſamer vorzugehen und dann jedesmal eine genauere wenn auch immer 
noch billige Abſchätzung anzuſchließen, ungeduldig gemißbilligt und 
Hoym durch Verfügung vom 6. April 17973) geradezu gezwungen, 
ſich mit der polniſchen Luſtration, die ja ihrer Zeit beſchworen worden 
ſei, als Grundlage zu begnügen. 

Wie wir erfuhren, hatte Hoym beſtimmt es für unmöglich erklärt, 
die große Menge von Gütern, welche die allgemeine Einziehung an 
die Krone brachte, als Domänen zu verwalten, da auch zur noth- 
dürftigſten Einrichtung derſelben die Mittel mangelten. Es ſollte 


) Nach Held wäre der Großkanzler indirekt durch die ſeinem Sohne ge⸗ 
machten Güterſchenkungen von Hoym beſtochen worden. Zur Widerlegung dürften 
die Ausführungen Grünhagens in der Poſener hiſtor. Zeitſchr. von 1896 S. 284 ff. 
hinreichen. Bei dem einflußreichen Generaladjutanten Friedrich Wilhelms III. 
von Köckritz wäre nach Held der Weg eingeſchlagen worden, deſſen Schwiegervater 
den Ritterſchaftsrath von Unruh durch Güterſchenkungen zu gewinnen. Hiergegen 
iſt Unruh aufgetreten und hat nachgewieſen, daß ihm überhaupt Nichts geſchenkt 
worden ſei. Poſener Zeitſchr. 1896 S. 287. 

2) Vgl. oben S. 247. 
) Lehmann VII S. 543. 
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demnach nur ein Theil zu Domänen eingerichtet werden; der Reſt 
ſollte, ſoweit nicht der König über ſie zum Zwecke von Dotationen 
für Offiziere verfügte, nach Hoyms Plane in Erbpacht gegeben werden. 
Doch von dieſer Linie iſt nun der König abgegangen, inſofern er 
einmal ſeine Schenkungen weiter ausgedehnt hat, als Hoym erwartet 
hatte, dann aber auch manchen Perſonen, denen er wohlwollte, auf ihre 
Bitte durch Veräußerungen von ſüdpreußiſchen Gütern Gelegenheit 
zu vortheilhafter Kapitalsanlage gegeben, endlich auch größere Güter⸗ 
komplexe direkt veräußert zu ſehen gewünſcht hat. 

In dem eben erwähnten Briefe Hoyms an Friedrich Wilhelm III. 
vom 28. November 1797, wo Hoym Triebenfelds in Berlin ertheilte 
Rathſchläge als Haupturſache vieler dieſer Güterveräußerungen anführt, 
ſcheint der Miniſter anzudeuten, daß dieſe Ausdehnung der Güter⸗ 
enteignung in der beliebten Form nicht ſeinen Wünſchen entſprechend 
geweſen, aber gewiß iſt, daß er nur ſelten widerſprochen hat, während 
man doch zugeſtehen muß, daß thatſächlich viele dieſer Güter zu 
niedrigen Preiſen weggegeben worden ſind. 

Immerhin wird man aber Folgendes anführen dürfen: wenn⸗ 
gleich bei Hoyms geſchmeidiger Art die Möglichkeit faſt als aus⸗ 
geſchloſſen gelten darf, daß er dem beſtimmten Wunſche des Königs, 
einem von deſſen Günſtlingen eins oder mehrere der ſüdpreußiſchen 
Güter unter beſonders günſtigen Bedingungen übergeben zu ſehn, ſich 
verſagt haben würde, ſo iſt doch kaum daran zu zweifeln, daß die in 
den aktenmäßigen Berichten Hoyms wiederholt auftretende Bemerkung, 
das ihm vorgelegte Anerbieten würde der Staatskaſſe einen jährlichen 
Gewinn von einigen hundert Thalern bringen und erſcheine deshalb 
annehmbar, durchaus ehrlich gemeint geweſen ſei. 

Der Staat brauchte eben Geld und zwar ſogleich, und die Um⸗ 
ſtände, unter denen die Veräußerungen erfolgten, waren überaus 
ungünſtig. In einer unwirthlichen Provinz mit einer fremdſprachigen, 
noch wenig ziviliſirten Bevölkerung kurz nach einem allgemeinen ver- 
heerenden Aufſtande wurden eine Menge Güter auf den Markt ge- 
worfen. Schritt man in ſolcher Zeit zu Veräußerungen, ſo mußte 
man auf niedrige Preiſe gefaßt ſein. Als 1810 die allgemeine Ein⸗ 
ziehung der geiſtlichen Güter in Schleſien erfolgte, wo übrigens auch 
viele derſelben zu Dotationen für verdiente Ofſiziere verwendet worden 
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ſind, wurden gleichfalls nur ſchlechte Preiſe erzielt. Nicht viel beſſer 
als ſeiner Zeit in Südpreußen hat man da im Volke und zwar 
keineswegs nur auf katholiſcher Seite von Güterverſchleuderungen und 
Unterſchleifen geſprochen !), jo daß ein Skribent von Helds Art 
wohl auch damals eine Art ſchwarzes Regiſter hätte zuſammenbringen 
mögen. 

Allerdings bilden die gerade im ſchwarzen Regiſter enthaltenen 
Angaben über ſpäter erzielte Verkaufspreiſe reſp. Taxen jener Güter 
häufig geradezu erſtaunliche Kontraſte mit den Anſchlägen bei der 
urſprünglichen Veräußerung. Dem gegenüber wird man nun aber 
Folgendes anführen dürfen. 

Die ſüdpreußiſchen Güter ſind in der That rapide in die Höhe 
gegangen. Es liegt nahe, ein recht ſchlagendes Beiſpiel in einem 
Falle, wo unzweifelhaft Alles mit rechten Dingen zugegangen iſt und 
keinerlei beſondere Glückszufälle eingetreten ſind, anzuführen. Der 
intime Freund Helds, Zerboni, bei dem von irgend welcher Begünſtigung 
keine Rede fein konnte, erwirbt 1799, alſo nicht in der billigen 
Zeit von 1796/7 das Gut Plugawice bei Kaliſch anſcheinend für 
30,000 Thaler. Das Kaufgeld hat er von ſeinen Verwandten ſich 
geliehen.?) Und auf dieſes ſchon ſoweit belaſtete Gut erhält er nun 
bereits das Jahr darauf aus der Berliner allgemeinen Wittwenkaſſe, 
die doch erhöhte Sicherheit verlangen mußte, 30,000 Thaler geliehen.“) 
Eine Verdoppelung des Werthes binnen Jahresfriſt erſcheint hier doch 
das Mindeſte, was wir annehmen müßten. 

Und ebenſo bietet ſich uns ein anderes, recht einfaches Nechen- 
exempel dar. Wie wir ſehen, hatte die königliche Ordre vom 6. April 
1797 Hoym verpflichtet, mit der Gütereinziehung ſchneller vorzugehen 
und in Ermangelung neuerer Anſchläge ſich an die alte polniſche 
Luſtration zu halten, auf die man ja z. B. im ganzen Warſchauer 


) Bgl. z. B. Wolfgang Menzels Denkwürdigkeiten S. 11, wie denn auch 
der Verfaſſer dieſes Büchleins ſich aus ſeiner Kindheit der allgemein verbreiteten 
Meinung erinnert, das überaus ſtattliche und umfängliche Kloſtergebäude ſeiner 
Vaterſtadt ſei damals um einen Preis verkauft worden, den ſchon der Holzwerth 
des Dachgeſperres aufgewogen hätte, oder, wie Andere ſagten, der Werth der vor- 
gefundenen Kupferbedachung. 

2) Vgl. oben S. 127, 128. 
) Varnhagen, Hans von Held S. 93. 
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Departement allein angewieſen war. Nehmen wir alſo an, Jemand 
hätte eine oder mehrere Beſitzungen, deren Jahresertrag nach der 
polniſchen Luſtration auf 1000 Thaler veranſchlagt war, erworben. 
Der Regel nach hatte er von den 1000 Thalern 74% an Steuern 
und Kompetenz zu zahlen, und den ihm bleibenden Ertrag von 
260 Thalern würde er kapitaliſirt (um das Zwanzigfache) mit einem 
Kaufpreiſe in der Höhe von 5200 Thalern zu entgelten gehabt haben. 
Da aber nach Hoyms wiederholt amtlich ausgeſprochener Anſicht die 
polniſche Luſtration um die Hälfte zu niedrig war, ſo ſprach die 
Präſumtion dafür, daß ſein Ueberſchuß nicht 260 Thaler ſondern 
1260 Thaler betrug, und ſtatt 5200 Thaler konnte er als Kaufpreis 
für ſein Gut ſchon das nächſte Jahr recht wohl 25,200 Thaler 
fordern, und wofern er irgend die Landwirthſchaft verſtand, mehr 
Land unter den Pflug nahm und wenn auch nur beſcheidene induſtrielle 
Anlagen machte, konnte es ihm nicht ſchwer werden, den Ertrag des 
Gutes um weitere 1000 Thaler zu ſteigern, wo dann der Werth auf 
45,200 Thaler ſteigen mußte. Wir haben da Steigerungen von 5200 
auf 25,200 beziehungsweiſe auf 45,200 Thaler vor uns, die im vegel- 
mäßigen Laufe der Dinge recht wohl in wenigen Jahren eintreten 
konnten. 

Und was nun ſpeziell die Zahlenangaben des ſchwarzen Regiſters 
betrifft, ſo ſind dieſelben allerdings überaus ſchwer zu kontrolliren, 
doch iſt bei vielen derſelben die Unrichtigkeit nachzuweiſen !). Wir mögen 
uns begnügen, noch ein Wort über die ſpäteren Taxen der Güter, 
die im ſchwarzen Regiſter eine ſo große Rolle ſpielen, anzufügen. 

In Südpreußen erſehnte man namentlich um die Wende des 
Jahrhunderts, alſo nachdem Hoym längſt von der Leitung der Provinz 
zurückgetreten war, lebhaft ein Kreditinſtitut nach Art der ſchleſiſchen 
Landſchaft, aber in den leitenden Kreiſen ſchrak man vor dem Ent- 
ſchluſſe, ein ſo großes Unternehmen bei den beſonderen Verhältniſſen 
Südpreußens durchzuführen, zurück. Doch bewirkten die aus dieſer 
Provinz kommenden Klagen und des Miniſters von Voß Vorſtellungen 
wenigſtens ſoviel, daß der König, um der Provinz aufzuhelfen, die 


) Wie dies namentlich in Beilage II zu dem oft zitirten Aufſatze der Poſener 
Zeitſchr. auch geſchehen iſt. 
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Leiter der großen Berliner Geldinſtitute, der Bank, der Seehandlung, 
der Wittwen⸗, Invaliden⸗ und Pupillenkaſſen anwies, wo es irgend 
ohne Gefährdung der Kapitalien geſchehen könne, nach Südpreußen 
hin Kredit zu gewähren. Und nun begann von Südpreußen aus ein 
allgemeines Sturmlaufen nach den neu eröffneten Geldquellen. Alle 
Welt beeilte ſich, die Güter neu taxiren zu laſſen, und da man den 
Fridericianiſchen Grundſatz, auch bei geſtiegenen Erträgen die Grund⸗ 
ſteuern nicht zu erhöhen, ebenſo für Südpreußen angenommen hatte 
und auch die Kompetenzen als feſt normirt angeſehen werden durften, 
jo gelang es vielfach, die Taxen jetzt, wo der Kredit und die Aus— 
dehnung der Geldanleihen davon abhing, hoch hinaufzutreiben. Und 
inſofern das Beamtenmaterial in Südpreußen von Anfang an aus 
erklärlichen Gründen ein ſchlechteres als in den übrigen Provinzen und 
die Verſuchung zur Beſtechlichkeit entſprechend den polniſchen Tradi⸗ 
tionen eine beſonders große war, ſo kamen hier Gütertaxen zu Stande, 
die über den Werth der Güter vielleicht noch mehr hinausgingen, als 
einſt die Anſchläge bei der Veräußerung der Güter hinter demſelben 
zurückgeblieben waren. Und das ſind nun zum großen Theile die 
erſtaunlichen Taxen, welche ſich in dem ſchwarzen Regiſter angezogen 
finden. ). 

Wir ſtehen am Schluſſe. Mag die plötzliche Einziehung der ſüd— 
preußiſchen Güter ein Mißgriff Friedrich Wilhelms II. geweſen ſein, 
wenngleich erklärlich durch die arge Geldnoth, mögen bei den Schen⸗ 
kungen wie bei den Veräußerungen Gunſt und Parteilichkeit hier und da 
ſich geltend gemacht haben, ſo liegt doch zu jenem Grade von moraliſcher 
Entrüſtung, mit der die ganze Sache bisher allgemein angeſehen worden 
iſt, kaum ein genügender Grund vor, und ſpeziell trifft den Miniſter 
Hoym, der bisher als am ſchwerſten bei der Sache belaſtet angeſehen 
ward, hauptſächlich nur der Vorwurf, daß er, der die ganze Maßregel 
von Anfang an mißbilligte, dann bei deren Ausführung nicht energiſcher 
dem Könige Widerſtand geleiſtet und nicht immer aufs Neue darauf 


) Man braucht die Scandaloſa, welche in der dem Fürſten Hardenberg 
1816 überreichten Denkſchrift Triebenfelds dieſe Verhältniſſe betr. angeführt werden, 
nicht für wahr zu halten, um doch das, was dort über die Entſtehung jener Taxen 
gejagt ift, als glaubwürdig anzuſehen. Dorow, Erlebtes 1813 —1820 I Anlagen 
S. 20 ff. 
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hingewieſen hat, wie es unmöglich dem Staate förderlich ſein könne, 
dieſe Angelegenheit in der Weiſe über das Knie zu brechen, wie der 
König begehrte. Die Fähigkeit zu ſolchem ſteifnackigen zähen Wider⸗ 
ſtande hat nun aber einmal nicht in Hoyms Charakter gelegen, und 
ſelbſt wenn er, dem dieſe Maſſe von Gütern gegen ſeinen Willen 
aufgeladen wurde, ſchließlich nicht einmal unzufrieden geweſen iſt, 
wenigſtens einen Theil derſelben, fo gut es eben gehen wollte, los— 
zuwerden, fällt es Jemandem, der objektiv ſich in die Situation hinein 
denkt, nicht eben leicht, deshalb einen Stein auf ihn zu werfen. Für 
die übeln Dinge aber, die bei der ganzen Sache vorgekommen ſind, 
wird man, wie wir ſahen, die Schuldigen eher in Berlin in den Kreiſen, 
wo Biſchoffswerder und Genoſſen wirkten, als in Breslau zu ſuchen 
haben. 

In den vorſtehenden Blättern iſt der Verſuch gemacht worden, 
in einer offenbar nicht unwichtigen Sache den Grundſatz audiatur 
et altera pars zur Anwendung zu bringen. Die gewonnenen 
Reſultate dürften für den hier in erſter Linie verfolgten Zweck einer 
kritiſchen Richtigſtellung der von Held gegen Hoym erhobenen An— 
klagen hinreichen können. Ueber die ganze Angelegenheit der füd- 
preußiſchen Güterverleihungen wird ſicherlich eine umfaſſendere und 
eingehendere Durſchforſchung des Aktenmaterials noch weitere Er- 
gebniſſe ans Licht zu fördern vermögen. 


V. Die ſpäteren Schickſale von Zerboni, Leipziger und Held. 


Zerboni. 

Zerboni hatte, wie bereits oben berichtet ward, von dem Zeit— 
punkte ſeiner Begnadigung an (1801) die Waffen niedergelegt, um ſich 
ganz ſeiner Landwirthſchaft zu widmen. Er beklagt es in einem 
Schreiben an den Redakteur von Hennings auf das Lebhafteſte, daß 
in deſſen Monatsſchrift Genius des XIX. Jahrhunderts der uns be- 
kannte von dem Kabinetsrath Mencken an ihn gerichtete Brief durch 
einen Dritten, der eine Abſchrift beſaß, zum Abdrucke gebracht worden 
war. Er verſichert, dieſe Veröffentlichung „habe ihm viel, ſehr viel 
Verdruß gemacht“ ſowie überhaupt die beſtändig noch fortgeſetzte Pole⸗ 
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mik Helds, die ihm immer mitangerechnet werde. Er habe ſelbſt 
ſich ſchon eifrig bemüht, ihn zum Schweigen zu bringen und bittet 
Hennings, fortan von Niemandem Etwas, was ihn (Zerboni) und 
ſeine Angelegenheit betreffe, wofern er nicht ſelbſt ausdrücklich darum 
bitte, in ſeine Blätter aufzunehmen. „Ich glaube mit Selbſtverleug⸗ 
nung gezeigt zu haben, daß ich für eine gute Sache zu dulden ver- 
mag, aber ein jedes Ding muß ſein Ende haben, und es iſt nicht 
meine Maxime, den, den ich nicht umwerfen kann, wenigſtens zu be- 
ſchmutzen.“ !) 

Zerbonis landwirthſchaftliche Thätigkeit ſcheint ſo günſtige Er⸗ 
folge gehabt zu haben, daß er bald ſeinen Plugawicer Beſitz gegen 
einen größeren Güterkomplex vertauſchen konnte, nämlich die Stadt 
und Herrſchaft Wieruszow im Wieluner und die Herrſchaft Opatow 
im Oſtrzeszower Kreiſe, was er Beides von dem preußiſchen Kammer⸗ 
herrn Grafen Maltzan erwarb. Da kam das verhängnißvolle Kriegs- 
jahr 1806; nach den preußiſchen Niederlagen im Oktober dieſes Jahres 
erhob ſich der polniſche Adel Südpreußens zum Aufſtande gegen die 
preußiſche Herrſchaft, und eine Theilnahme an der Inſurrektion ward 
auch von den deutſchen Grundbeſitzern des Landes unter nicht miß- 
zuverſtehenden Drohungen verlangt. Auch an Zerboni kam ein ſolches 
Anſinnen, doch Dieſer antwortete unter dem 12. Dezember 1806 
dem General der Ritterſchaft der Kreiſe Wielun und Oſtrzeszow, 
M. Stokowski auf Raczin, er meine, die Aufforderung könne ſich nur 
an die Nationalpolen richten. Er ſei Schleſier von Geburt und in 
die Provinz gekommen, nachdem dieſelbe durch einen Beſchluß des 
polniſchen Reichstags an Preußen abgetreten worden. Sein Vaſallen⸗ 
eid ſei ein freiwilliger geweſen, „bindend unauflöslich für den Mann 
von Ehre und Gewiſſen“. Für ihn würde eine Verletzung dieſes 
Eides eine Schandthat ſein. „Ich kann, ich werde nicht“, ſchreibt 
er, „nicht in Perſon, nicht — was gleichviel ſein würde — durch 
einen Stellvertreter gegen den König fechten“. Die Ländereien, die 
er beſäße, und die eingeborenen Leute darauf unterlägen der Macht, 
welche Gewalt über dieſe Provinz erlangt habe. Auch er unterwerfe 
ſich deren Befehlen, ohne aber in Rückſicht ſeiner Individualität neue 


1) Korreſpondenz von Hennings ed. Wattenbach, a. a. O. S. 29. 
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Verpflichtungen anzuerkennen, bis den ſeinem Monarchen geleiſteten 
Eid ein Friedensſchluß aufhöbe. Bei ſeinen Geſinnungen könne er 
ſeine Fluren verwüſten, ſeine Dörfer in Flammen aufgehen, ja ſich 
ſelbſt in den Händen des Henkers ſehen, aber nie werde er zu einer 
Handlung herabſinken, die für ihn eine ehrloſe ſein würde.!) 

Seine Weigerung brachte nicht nur ſeine Güter, ſondern auch 
ihm ſelbſt Freiheit und Leben in ſchwere Gefahr, aus der ihn ein 
glücklicher Zufall, das Dazukommen eines hochherzigen Generals, der 
auch im Gegner den Muth und die Loyalität anzuerkennen vermochte, 
gerettet hat.?) 

Bekanntlich ward Südpreußen durch den Tilſiter Frieden 1807 
zu dem von Napoleon unter ſächſiſcher Oberhoheit errichteten Groß—⸗ 
herzogthum Warſchau geſchlagen, und Zerboni behielt auch unter der 
neuen Herrſchaft ſeine Beſitzungen, nur daß er die Opatower Güter 
an ſeinen Schwager den Oberlandesgerichtspräſidenteu von Reibnitz 
verkaufte. 

In jenem eben angeführten Briefe Zerbonis vom Dezember 
1806 wird der Briefſteller als Zerboni di Spoſetti bezeichnet, und 
es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß er ſchon damals als Großgrund⸗ 
beſitzer in einem Lande, wo, wie er ſich ausdrückt), Alles adelig war, 
ſtillſchweigend den Adel angenommen hat, der feiner Familie ſeit alten 
Zeiten in ihrem italieniſchen Vaterland unbeſtritten geweſen, und deſſen 
nur ſein Großvater und Vater als Kaufleute nicht mehr ſich bedient 
hätten, wie er denn nachmals erklärt, er ſei nach 1807 zur Wieder⸗ 
aufnahme des Adels geradezu gedrängt worden, um nicht von politiſchen 
Rechten ausgeſchloſſen zu werden, da die ſächſiſche Regierung zwiſchen 
adeligen und nicht adeligen Grundeigenthümern ſehr ſcharf unterſchieden 
habe.“) Dieſelbe habe auch von einer urkundlichen Erneuerung 
ſeines Adels nur deshalb Abſtand genommen, weil eine ſolche Nobili- 
tirung ihn in den Augen der altadeligen polniſchen Familien vielleicht 
zurückgeſetzt haben würde. Dagegen habe dieſelbe ihn als Adeligen 


1) Abgedruckt in der Zeitſchr. Minerva 1813 I S. 362. 

) Nekrolog Zerbonis in der Staatszeitung 1831. Juni. 

) Aus der gleich anzuführenden Eingabe Zerbonis von 1816. 

) Eingabe an den König vom 1. Januar 1816. Berl. Geh. St.⸗A. R 7 C 
Nr. 6 2 44. - 
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ſtillſchweigend anerkannt.!) Wie Zerboni verſichert ), hatte die ſächſiſche 
Regierung ſogar die Abſicht, ihn nach Warſchau in den Staatsdienſt 
zu ziehen. Dazu iſt es aber denn doch nicht gekommen, weil die 
preußiſche Regierung, für die jener patriotiſche Brief von 1806 ſeinen 
Namen auf das Vortheilhafteſte in Erinnerung gebracht hatte, ihn 
1810 zu einem ſchwierigen Geſchäfte ſich auserſehen hatte, zu dem ihn 
feine Kenntniſſe der ſüdpreußiſchen Verhältniſſe allerdings in beſonderem 
Maße befähigen konnten. 

Bei Beginn der polniſchen Inſurrektion waren die Beſtände der 
ſüdpreußiſchen Kaſſen, Depoſiten und Pupillengelder nach Königsberg 
in Sicherheit gebracht und dann im Laufe der Zeit für die dringenden 
Bedürfniſſe des Krieges verwendet worden. Mit Rückſicht hierauf 
berechnete der bekannte unbedenkliche Generalintendant Napoleons 
Daru die Totalſumme, die Preußen aus dieſem Anlaſſe dem Groß⸗ 
herzogthum Warſchau ſchulde, auf über 43 Millionen Franks aus⸗ 
ſchließlich der Zinſen, und Anfang 1808 belegte Napoleon im direkten 
Widerſpruche mit Artikel 25 des Tilſiter Friedens alle die Kapitalien, 
welche im Intereſſe der Emporbringung der Provinz Südpreußen 
mit Vorliebe aus preußiſchen Inſtituten der Bank, der Seehandlung, 
der allgemeinen Wittwenkaſſe und auch von vielen Privaten dorthin 
hypothekariſch ausgeliehen worden waren, und die man preußiſcherſeits 
auf 30 Millionen Thaler anſchlug, mit Beſchlag, ja, man begann 
ſogar dieſe Hypotheken den Gutsbeſitzern zu kündigen und von ihnen 
einzuziehen. Hierdurch geängſtigt war im Frühling 1808 eine Depu- 
tation von Grundbeſitzern des neuen Großherzogthums nach Frankreich 
gereiſt, und der ſächſiſche Diplomat Graf Boſe ließ ſich unvorſichtiger 
Weiſe bereit finden, in einer am 20. Mai 1808 ins Geheim zu 
Bayonne abgeſchloſſenen Konvention im Namen der ſchſiſchen 
Regierung jene Forderungen Napoleons an Preußen um 20 Millionen 
Franks zu erkaufen. 

1) Die ſchleſiſchen Provinzialblätter, Anhang zum Februarhefte 1808, ent- 
halten eine darauf bezügliche Erklärung Zerbonis, die Konſtitution des Großherzog⸗ 
thums Warſchau (Tit. VIII C 1 und 2) nöthige ihn, feinen urſprünglichen Ge⸗ 
ſchlechtsadel wieder aufzunehmen und ſich deshalb bei der Behörde zu legitimiren. 

2) In der angeführten Eingabe von 1816. 

3) Ueber die ganze Angelegenheit Geh. St.⸗A. R 74 P 4; ferner M. Duncker, 


Aus der Zeit Friedrichs d. Gr. und Friedrich Wilhelms III. S. 525. Flathe, 
Geſchichte Sachſens III S. 20, 21. 
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Natürlich widerſprach Preußen aufs Lebhafteſte, als Sachſen 
nun daran ging, jene 20 Millionen einzuziehen, und im Sommer 1810 
ward in dieſer Sache eifrig in Dresden verhandelt; dieſe Verhandlungen 
führte preußiſcherſeits der damals zum wirklichen Geheimrath ernannte 
Zerboni!), im Anfange unterſtützt von dem Bankdirektor Stägemann, 
dem bekannten Patrioten, und brachte auch in der That am 10. Sep⸗ 
tember eine Uebereinkunft zu ſtande; doch Napoleon verwarf dieſelbe 
als zu günſtig für Preußen, und infolge davon trat auch Sachſen 
von ihr zurück.?) 

Zu Warſchau wurden die Verhandlungen 1811 aufs Neue auf⸗ 
genommen und wiederum von preußiſcher Seite durch Zerboni geführt; 
doch kamen dieſelben wenig vorwärts, da jede einzelne Hypothek einer 
mißtrauiſchen Prüfung unterzogen ward ebenſowohl auf ihre Sicher- 
heit als auch darauf hin, ob nicht etwa dabei öffentliche Gelder als 
Kapitalien von Privaten ausgegeben würden. Die Verhandlungen 
hatten noch nicht ihr Ende erreicht, als der Lauf der Ereigniſſe im 
Frühlinge 1813 überhaupt die Fortexiſtenz des Großherzogthums 
Warſchau in Frage ſtellte, und ſie wurden ganz abgebrochen, nachdem 
Kaiſer Alexander bei ſeiner Zuſammenkunft mit Friedrich Wilhelm III. 
zu Kaliſch im Frühling 1813 ſelbſt eingeräumt hatte, daß jenes Ab⸗ 
kommen zu Bayonne eine widerrechtliche Verfügung Napoleons über 
fremdes Eigenthum geweſen ſei.s) 

Zerboni war damals die Stellung eines Zivilkommiſſars bei dem 
Heere Wittgenſteins zugedacht“), doch zieht man vor, ſich ſeiner Sach⸗ 
kenntniß bei den Verhandlungen mit Rußland bezüglich der künftigen 
Stellung der preußiſch-polniſchen Provinzen zu bedienen, und Harden⸗ 
burg entſendet ihn im April 1813 von Neuem nach Warſchau. In 
den Akten wird ihm ſchon wiederholt das Adelsprädikat thatſächlich 


) Brief Zerbonis an F. Hardenberg vom 9. Januar 1819. Geh. St.-A. 
R 92 Hardbg. K 75 fol. 1. 

) Flathe III S. 25. Dieſe ſo poſitiv gegebene Anführung ließ ſich nicht 
wohl ignoriren, wenngleich die allerdings nur fragmentariſchen Akten, die mir im 
Berl. Geh. St.⸗A. vorgelegen, von einer Annullirung der Dresdner Konvention 
Nichts enthielten, ſondern vielmehr die ſpäteren Warſchauer Verhandlungen nur 
als die Ausführung der Dresdner Uebereinkunft betreffend darſtellten. 

) Berl. Geh. St.⸗A. R 9 Nr. 30 J. 

9) Berl. Geh. St.⸗A. R 74 V vol. II. 
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ertheilt, obgleich die formelle Anerkennung ſeines italieniſchen Adels 
als Zerboni di Spoſetti erſt auf eine Eingabe vom 1. Januar 1816 
unter dem 12. Februar dieſes Jahres erfolgt.“) 

Der Großkanzler Fürſt von Hardenberg erſah ſich dann Zerboni 
zum Leiter und Organiſator der wieder zurückgewonnenen Provinz, des 
Großherzogthums Poſen. Im Anfang des Jahres 1815 ernannte er 
Zerboni zum Oberpräſidenten dieſer Provinz, als deren oberſtes 
Haupt in der Eigenſchaft eines Statthalters allerdings Fürſt Radziwil 
beſtellt ward.) 

Wenn die Berufung auf ſolch hohen Poſten dem Ehrgeiz Zerbonis 
ungemein wohlthat, ſo mußte er doch bald innewerden, wie ſchwierig 
ſich gerade in dieſer Provinz die Stellung eines Oberpräſidenten 
neben einem Statthalter geſtalten mußte. Der den letzteren Poſten 
bekleidete, war Fürſt Anton Radziwil, der Sproß eines der vornehmſten 
Geſchlechter Polens, das auch einer Verſchwägerung mit dem preußiſchen 
Herrſcherhauſe im XVII. Jahrhundert ſich rühmen konnte. Dieſe 
Verbindung hatte Fürſt Anton durch feine Vermählung mit der all- 
gemein verehrten Prinzeſſin Louiſe, einer Nichte Friedrichs des Großen, 
erneuert und dadurch den Einfluß am Hofe, den ihm die eigne ge— 
winnende Perſönlichkeit verſchafft, noch vermehrt. Vor dem Glanz 
dieſer Hofhaltung in Poſen trat ſelbſt der höchſte Beamte der Provinz 
ſehr in Schatten, und es ward für dieſen ſchon ſchwer genug, nicht in 
direkte Abhängigkeit von dem Statthalter zu kommen, Etwas, was um 
ſo bedenklicher ſcheinen durfte, als der Fürſt doch immer ein Pole 
war. Wohl war er ein überaus liebenswürdiger Herr von der feinſten 
Bildung, ſelbſt ein nicht unbedeutender Komponiſt, politiſch mild 
geſinnt und den preußiſchen Intereſſen aufrichtig ergeben, aber um 
ihn ſchaarten ſich hervorragende polniſche Edelleute, die, wenn ſie 
gleich die loyalſten Geſinnungen zur Schau trugen, doch unabläſſig 
darauf aus waren, den Fürſten in die Rolle eines Schirmvogtes der 
nationalpolniſchen Intereſſen hineinzudrängen, Beſtrebungen, denen 
Dieſer trotz der ihm eignen Mäßigung nicht immer Widerſtand zu 
leiſten vermochte. Natürlich ward es für jene Rathgeber des Fürſten 

1) Berl. Geh. St.⸗A. R 7 C Nr. 6 2 44. Dem jüngeren Bruder Zerbonis 


Karl wird die Erneuerung des Adels abgeſchlagen 1821. 
2) Berl. Geh. St.⸗A. R 77 CCCXL. 
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von großer Bedeutung, das Heft der Regierung über die Provinz in 
die Hände zu bekommen und das Oberpräſidium der Statthalterſchaft zu 
unterwerfen. Bereits die Inſtruktion des Statthalters!) ließ zwar 
im Prinzipe die Verwaltung der Provinz unabhängig von der Statt⸗ 
halterſchaft, ſetzte aber doch eine Verſtändigung mit dieſer letzteren 
voraus, wofern es ſich um neue Geſetze für die Provinz, um eine 
Veränderung ihrer Eintheilung, um Anſtellung der höheren Beamten 
und Geiſtlichen oder endlich um aufſtändiſche Bewegungen handle, und 
ermächtigte außerdem den Statthalter, den Oberpräſidenten und den 
Regierungspräſidenten zu Bromberg nöthigenfalls um Auskunft über 
einzelne Gegenſtände der Verwaltung zu erſuchen. Eine Kabinetsordre 
vom 14. Juni 1816 beſtätigte das und gab dem Statthalter die Be⸗ 
fugniß, perſönlich den Sitzungen der Regierungen zu Poſen wie zu 
Bromberg beizuwohnen, auch im Falle feiner Abweſenheit die Nach- 
ſendung eines Auszuges aus dem Präſidialjournal ſich einzufordern, 
und falls er ſich über einzelne Verfügungen nicht mit den Präſidenten 
einigen könne, deren Ausführung bis auf den Eingang höherer Ent- 
ſcheidung zu ſuspendiren, in welchem Falle allerdings den Präſidenten 
freiſtehen ſolle, falls nach ihrer Meinung Aufſchub nicht ohne bedeutenden 
Nachtheil für die Sache eintreten könne, die Verfügung auf ihre Ver⸗ 
antwortung hin doch zur Ausführung zu bringen.?) 

Als nun aber darauf hin der Statthalter verſuchte, einerſeits den 
Oberpräſidenten nicht anders als einen ihm untergeordneten Beamten 
zu Berichten aufzufordern und andrerſeits alle wichtigen Angelegen⸗ 
heiten der Verwaltung und ſpeziell auch die Ernennungen der höheren 
Beamten von ſeiner Beſtätigung abhängig zu machen, appellirten die 
Präſidenten an den Staatskanzler, und Dieſer hielt an dem Grund— 
ſatze, daß der Statthalter dem Oberpräſidenten keine Aufträge zu 
ertheilen habe, feſt, war aber allerdings ſehr froh, daß eine gütliche 
Uebereinkunft, zu der die Liebenswürdigkeit des Statthalters gern die 
Hand bot, ihn der Nothwendigkeit überhob, dieſem eine gewiſſe 
Reprimande zu ertheilen. Die Reibungen haben ſich begreiflicher 
Weiſe erneuert, wenngleich in dem Hauptpunkte auch Zerboni trotz 


) Vom 15. Mai 1815. Berl. Geh. St.⸗A. R 77 S. 340. 
) Berl. Geh. St.⸗A. R 74 H 3 fol. 30. 
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ſeines durch längere Bekanntſchaft mit polniſcher Art genährten Miß⸗ 
trauens „ſich verpflichtet fühlte, die von der liberalen Welt gebrand— 
markte Theilung Polens durch nachſichtige Milde zu ſühnen“.!) 

Daß bei dieſen Reibungen der Staatskanzler ſich entſchieden auf 
die Seite Zerbonis geſtellt habe, dürfen wir bezweifeln. Dieſer ſelbſt 
empfand es als ein Zeichen der Ungunſt, daß man ihm, der bereits 
1810 zum wirklichen Geheimrath ernannt worden, das mit dieſem 
Range gewöhnlich verbundene Prädikat Exzellenz vorenthielt (1819) ?) 
und ihn 1817 mit dem rothen Adlerorden zweiter Klaſſe abgefunden 
hatte. 1821 klagt er dann dem Staatskanzler“), wie er zu keiner be- 
friedigenden Wirkſamkeit kommen könne, wie feine Kräfte zu ſehr 
gebunden ſeien, wie er mechaniſch einer des Terrains nicht kundigen 
Leitung folgen müſſe, und daß jeder Verſuch einer freien Bewegung 
Eiferſucht errege. 

Aus dem Jahre 1817 haben wir eine Denkſchrift Zerbonis “), 
welche uns noch einmal an die Sturm- und Drangjahre ſeiner Jugend 
mahnen kann. Dieſelbe betrifft die Frage einer Verfaſſung für Preußen, 
bezüglich deren Geſtaltung damals Beauftragte des Staatsraths Um⸗ 
frage hielten. Nicht in dem, was die Denkſchrift verlangte, einer 
Volksrepräſentation mit zwei Kammern und entſcheidendem Einfluß 
auf die Geſetzgebung neben Provinzialſtänden, lag jener Anklang, 
ſondern in der Form, die uns noch Etwas von den klingenden Phraſen 
jener Zeit wiederfinden läßt, in der Kaſſandraſtimme, mit der er nach⸗ 
träglich es beklagte, daß Baiern und Baden Preußen mit Einführung 
konſtitutioneller Formen zuvorgekommen ſeien ), und vor Allem in 
jenem der Aufklärungszeit eignenden Mangel an hiſtoriſchem Verſtänd⸗ 
niß, der ihn ganz überſehen ließ, daß in Preußen wirklich ein National- 
gefühl geſtützt auf die Ueberlieferungen einer ruhmvollen Vergangen- 
heit lebendig war. Dieſem Nationalgefühl, in dem die große Erhebung 


) Treitſchke, a. a. O. S. 246. 

2) An Hardenberg 9. Januar 1819. Berl. Geh. St.⸗A. R 92 Hardenberg 
K 75 fol. 1. 

3) An Hardenberg 24. Juni 1821. Ebendaſelbſt fol. 3. 

) Mitgetheilt von Stern in der Deutſchen Zeitſchrift für Geſchichtswiſſenſchaft 
1893 S. 91. 

5) In einem nachträglichen Schreiben an Klewitz 22. September 1818. Eben ⸗ 
daſelbſt S. 95. 
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von 1813 zum beſten Theile wurzelte, durfte man für die preußiſche 
Monarchie immerhin mehr zuſammenhaltende Kraft zutrauen, als der 
von Zerboni angeprieſenen Panacee des Konſtitutionalismus, der 
gerade damals, wo in den zahlreichen zu Preußen angegliederten 
Landestheilen die Wunden der Losreißung noch bluteten, ſchwerlich 
ein untrügliches Mittel der Einigung darzubieten vermocht hätte.!) 

Daß die Art, wie Zerboni damals votirt hat, am Hofe nicht 
gerade beſonders günſtig beurtheilt worden iſt, kann wohl angenommen 
werden, ſchwerlich aber läßt ſich daraus allein die ſichtliche Ungunſt 
erklären, die ihm zu Theil wird, und die in der unter den gleichen 
Umſtänden ſonſt doch nicht üblichen Vorenthaltung des Prädikates 
Exzellenz einen deutlichen Ausdruck findet. Reibungen mit dem Statt- 
halter mögen dazu gekommen ſein. Man ſcheint doch eben auch mit 
ihm als Beamten nicht zufrieden geweſen zu ſein und gewünſcht zu 
haben, er möge ſeine geſchwächte Sehkraft und überhaupt ſeine Kränk⸗ 
lichkeit als Grund anſehen, ſeinen Abſchied ſelbſt zu erbitten. 

Immerhin hat er ſich jedoch um die Provinz Poſen das Ver⸗ 
dienſt der Schöpfung eines Kreditinſtitutes erworben, eines unter den 
Grundbeſitzern geſchloſſenen ſogenannten landſchaftlichen „Kreditvereins“, 
dem dann die königliche Beſtätigung eine gewiſſe Anerkennung verlieh. 
Im Februar 1822 begaben ſich zwei Deputirte dieſes Inſtituts nach 
Berlin, um dem König für die Beſtätigung zu danken.?) Zerbonis Ver⸗ 
dienſt um das Zuſtandekommen dieſes gemeinnützigen Werkes feierte eine 
zu deſſen Ehren geſchlagene, mit ſeinem Bruſtbild gezierte Denkmünze.“) 
In Zerbonis offiziellem Nekrologe wird ihm auch noch die Einführung 
der durch eine ſehr ſegensreiche Wirkſamkeit ſchnell beliebt gewordenen 
grauen Schweſtern, welche erſt nach Ueberwindung mancher Bedenken 
gelang, nachgerühmt.“) 

Zerbonis amtliche Thätigkeit ward wiederholt durch ſchwere Krank⸗ 
heitsfälle (fo z. B. 1817), deren Urſprung er in feiner harten Haft 
1796/7 ſuchte, unterbrochen, und feine Kränklichkeit nahm fo zu, 
daß eine vertrauliche Aeußerung des Miniſters von Bülow aus dem 


) Treitſchke, Deutſche Geſchichte im XIX. Jahrhundert II S. 278. 
) Das angeführte Aktenſtück fol. 10. 

) Das Muſeum ſchleſiſcher Alterthümer beſitzt ein Exemplar. 

) Staatsarchiv zu Poſen, Ober-Präfidium XXXI F. 276. 
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Jahre 1824 dahin lautet: „in Poſen würde der Oberpräſident 
von Zerboni wegen ſeiner außerordentlichen körperlichen Schwäche bald⸗ 
möglichſt zu penſioniren und ſeine Stelle nicht mehr zu beſetzen, ſondern 
mit der von Schleſien zu vereinigen ſein.“!“) 

In der That ward Zerboni auch unerwartet und ohne daß er 
um ſeine Entlaſſung nachgeſucht hatte durch einen Kabinetsbefehl vom 
8. November 1824 mit Rückſicht auf ſeine geſchwächte Geſundheit in 
den Ruheſtand verſetzt.?) 

Seitdem lebte er auf ſeinem Gute Rabczyn, wo ihn am 27. Mai 
1831 ein Schlagfluß hinwegraffte. Am 29. Mai ward er in der 
Kirche der Stadt Lekno, die er beſeſſen, beigeſetzt. 

Er hinterließ eine Wittwe geb. von Reibnitz und eine 1807 
adoptirte Tochter, vermählt mit dem Freiherrn von Seidlitz-Kurzbach, 
der das Gut Rabczyn übernahm. 


Leipziger. 


Hier noch einige Worte über einen der Schickſalsgenoſſen Zerbonis 
anzuſchließen, kann geboten erſcheinen durch die Thatſache, daß des 
Letzteren Wiedereintritt in den Staatsdienſt ihm Gelegenheit geboten 
hat, auch ſeinen alten Freund, den Hauptmann von Leipziger, über 
den ja jene Jugendthorheit des Geheimbundes ſchweres Ungemach ge— 
bracht hatte, in günſtiger Weiſe mit Amt und Würde zu verſorgen. 

Wie wir bereits erfuhren, hatte König Friedrich Wilhelm III. 
1798 auf die Verwendung der Strafmilderungskommiſſion eine Be⸗ 
gnadigung Leipzigers für einen ihm angemeſſen ſcheinenden Zeitpunkt 
in Ausſicht geſtellt, vorläufig aber eine Milderung feiner Haft ver- 
fügt und den Kommandanten von Graudenz beauftragt, ihm alle 
Vierteljahre über den Gefangenen Bericht zu erſtatten.“) Hierauf 
ward Leipziger eine andere Zelle angewieſen, beſſere Beköſtigung ihm 


) R 89 PD III 31 nach einer freundlichen durch Herrn Dr. Granier mir zu⸗ 
gangenen Mittheilung. 

2) Die beſtimmte Angabe, daß Zerboni nicht ſelbſt um ſeine Entlaſſung nach⸗ 
geſucht, verdanke ich einer freundlichen Mittheilung des Herrn Archivar Dr. War- 
ſchauer in Poſen. Der offizielle Nekrolog Zerbonis in der Staatszeitung (Juni 
1831) ſagt nur, der König habe ihn im Herbſt 1824 mit dem gnädigſten Anerkennt⸗ 
niſſe ſeiner Verdienſte ſeines Dienſtes entlaſſen. 

) Vgl. oben S. 100. 
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vergönnt, ihm geſtattet Violine zu ſpielen, tägliche Spaziergänge in 
Begleitung eines Unteroffiziers zu machen u. dergl.“) 

Im Juli 1801 verfügte der König endlich feine Entlaſſung ?), 
geftattete ihm auch gleichzeitig ein Gut in Südpreußen zu kaufen und 
beſtimmte, daß die feiner Frau 1798 bewilligte Penſion weiter ge- 
zahlt werden ſollte, bis eine in Ausſicht ſtehende Erbſchaft ihn in 
die Lage bringen würde, ſeine Familie ſelbſt zu erhalten.“) Ob und 
wann ihm dieſe Erbſchaft zu Theil geworden, iſt nicht bekannt, wohl 
aber, daß er kurz nach ſeiner Entlaſſung von dem Miniſter von Voß 
eine Erbpacht in Südpreußen erlangt hat.“) 

Nach der Kataſtrophe von 1806 hat Leipziger in Weſtpreußen 
gelebt und, inzwiſchen Wittwer geworden, dort eine zweite Ehe mit 
einem Fräulein von Steinwetzo geſchloſſen, auch wiederum eine 
Pachtung in Polen übernommen, die in den Akten als die Herrſchaft 
Glutchow bezeichnet wird.?) Dagegen ſucht ihn 1815 der Brief, der 
eine große Wendung ſeines Schickſals herbeiführte, zu Rawa „im 
Herzogthum Warſchau“ auf. Fürſt Hardenberg, der damals auf dem 
Wiener Kongreß thätig war, hatte dem neuen Oberpräſidenten Zerboni 
vollkommen freie Hand gelaſſen, ſich ſeine Helfer ſelbſt auszuſuchen. 
Von Zerboni eigenhändig aufgeſetzt iſt der von Hardenberg unter⸗ 
zeichnete, aus Wien vom 30. April 1815 datirte Brief, der Leipziger 
anzeigt, er ſei dazu beſtimmt, dem Oberpräſidenten von Zerboni di 
Spoſetti bei der Organiſation des Großherzogthums Poſen behülflich 
zu ſein und nächſtdem die Stelle eines Direktors bei der in Bromberg 
zu etablirenden Regierung zu erhalten. Er werde gleichzeitig zum 
Mitgliede einer Kommiſſion ernannt, welche im Verein mit den im 
Beſitze der übrigen Theile von Polen befindlichen Mächten die Handels- 
und Schifffahrtsverhältniſſe reguliren ſolle. Das Miniſterialſchreiben 


) Genius der Zeit (Altona) Jahrgang 1799 vom 6. Oktober 1798. 

2) Die ſchwere Beſchuldigung Zerbonis, daß der Großkanzler Goldbeck aus 
Nachläſſigkeit oder Bosheit die Freilaſſungsordre über vier Wochen in ſeiner Kanzlei 
habe liegen laſſen, wo ſie auch vor Leipzigers Frau verleugnet worden ſei, auf 
die Angabe Zerbonis hin (Aktenſtücke S. 55 Anm.) zu glauben, fällt ſehr ſchwer. 

3) Breslauer St.⸗A. Rotulus der Kabinetsordres VII S. 302. 

) Angeführt in der Berichtigung einer Schmähſchrift „Das geprieſene Preußen“ 
1803 S. 27. 

6) Akten über die Penſionirung ſeiner Wittwe im St.⸗A. zu Poſen 1829. 
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verſichert, es gereiche dem Miniſter zu großer Genugthuung, eine 
Gelegenheit gefunden zu haben, einen Mann von Leipzigers Talenten 
und Kenntniſſen wieder in den Dienſt des Staates einzuführen.!) 

Da ſich der Zuſammentritt jener erwähnten Kommiſſion noch 
verzögerte, ſo ward Leipziger inzwiſchen in einer andern, der ſogenannten 
Regierungskommiſſion beſchäftigt, welche in Bromberg an Stelle der 
Präfekturen und Schatzdirektionen, wie ſolche in dem bisherigen 
Herzogthum Warſchau beſtanden hatten, eine preußiſche Regierung 
einrichten ſollte, als deren Direktor er nun bereits im Juni 1815 
erſcheint.) Nachdem er damals ſeinen Wohnſitz in Bromberg auf⸗ 
geſchlagen, erkauft er auch das unweit dieſer Stadt gelegene Gut 
Pietrunke und zwar, wie uns berichtet wird, aus dem Eingebrachten 
ſeiner zweiten Gemahlin.) 

In den Jahren 1816 und 1817 iſt er dann in Warſchau bei 
der erwähnten internationalen Kommiſſion für Regulirung der 
Handels- und Schifffahrtsverhältniſſe thätig.*) Seinen liberalen, an 
die Ideen der franzöſiſchen Revolution anknüpfenden Anſchauungen 
war er nicht untreu geworden. Dafür ſpricht die Thatſache, daß er 
bei der Umfrage von 1817 betreffend die Form einer künftigen Ver⸗ 
faſſung für Preußen?) einen vollſtändigen Konſtitutionsentwurf ein⸗ 
reicht „ganz nach der wohlbekannten Pariſer Schablone“, wie Treitfchte 
ſchreibt.“) 

Was nun die Berufung Leipzigers, die Zerboni ganz allein ver⸗ 
anlaßt hatte, aubetrifft, ſo begreifen wir vollſtändig, daß der Letztere 
den lebhaften Wunſch gehegt hat, einen Mann, den er in ſchweres Un⸗ 
gemach gebracht hatte, und dem nach ſeiner Ueberzeugung großes 
Unrecht geſchehen war, ſoweit es in ſeiner Macht ſtand, zu 
entſchädigen; die entſcheidende Frage aber hätte doch immer ſein müſſen, 
ob Leipziger, der, wie wir wifjen?), mit 13 Jahren beim Militär 


) Berl. Geh. St. A. R 74 H II. Der Verfaſſer verdankt eine Abſchrift des 
Briefes der großen Freundlichkeit ſeines Kollegen Herrn Dr. Granier in Berlin. 
) Berl. Geh. St.⸗A. R 77 S. 233. 

) In dem angeführten Poſener Aktenſtücke. 

) Nach dem zuletzt angeführten Berliner Aktenſtücke. 

) gl. oben S. 274. 

„) Preußiſche Geſchichte II S. 290. 

) Oben S. 5. 
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eingetreten war, den hohen Poſten, auf den man ihn plötzlich ſtellte, 
in einer neuerdings erworbenen Provinz, wo beſondere Schwierigkeiten 
obwalteten, auszufüllen die Fähigkeit haben würde. Wenn Zerboni 
ihm das unbedenklich zugetraut zu haben ſcheint, ſo hat ihm die Er⸗ 
fahrung nicht Recht gegeben, vielmehr erſehen wir aus den Akten, 
daß in einem einzelnen Falle, wo eine an ſich geringfügige Uebereilung 
Leipzigers einen Anlaß bot, von allen Seiten her die Spitzen der Ver⸗ 
waltungsbehörden die ungünſtigſten Urtheile über ihn gefällt haben.“) 

Im Jahre 1818 hatte ein Disziplinarvergehen, das ſich Leipzigers 
Sohn auf dem Gymnaſium zu Bromberg hatte zu Schulden kommen 
laſſen, den Vater zu einem Schreiben an den Kommiſſar der Schul⸗ 
behörde Konſiſtorialrath Reichhelm gereizt, welches Schreiben, in 
höhniſchem und ganz ungeeignetem Tone abgefaßt, den Letzteren zur 
Beſchwerde veranlaßt hatte. 

Daraufhin beantragt der Kultusminiſter von Altenſtein die Ber- 
ſetzung des Leipziger, der ja ohnehin, wie verlaute, ſich keineswegs in 
ſeinen Dienſtperhältniſſen auszeichne. Der Antrag zirkulirt bei den 
Miniftern, deren ſchriftliche Vota nun eine allgemeine Abneigung 
gegen Leipziger herausſtellen. 

Der Finanzminiſter von Klewitz hält die Heranziehung der ſonſtigen 
Dienſtakten Leipzigers für nöthig. Es habe bereits der Regierungs⸗ 
präſident von Stein bei andrer Gelegenheit die Entfernung Leipzigers 
gewünſcht. Der Handelsminiſter von Bülow giebt zu, daß die An⸗ 
gelegenheit als eine bloße Schulſache eigentlich das Staatsminiſterium 
nicht intereſſiren könne, ſicher ſei aber, daß Leipziger eine nachdrückliche 
Rüge verdiene; er, der Miniſter, ſei von Anfang an der Anſtellung 
Leipzigers als Regierungsdirektor entgegen geweſen und glaube, daß 
er dafür in keiner Hinſicht paſſe. Der Juſtizminiſter Kircheiſen 
erklärt, es ſei ihm über den Amtswerth des von Leipziger Nichts 
bekannt, ſonſt aber böten ſich zwei Wege dar, entweder ein nach⸗ 
drücklicher Verweis oder Uebergabe der Sache an das Ober⸗Appellations⸗ 
Gericht zu Poſen zur eventuellen Einleitung eines fiskaliſchen Prozeſſes, 
doch möchte er bei der unbedeutenden Veranlaſſung den erſteren Weg 
vorziehen. 


) Berl. Geh. St.⸗A. R 77 CCCXC. 
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Hiergegen wendet ſich nun aber der Miniſter des Innern 
von Schuckmann mit ſeinem Votum.!) Was die beiden vom Juſtiz⸗ 
miniſter angezeigten Wege anbetreffe, jo würde er für den erſteren 
ſtimmen, wenn damit eine Entlaſſung Leipzigers oder eine Degradation 
zu erreichen wäre. Nun ſtehe allerdings ſoviel feſt, daß Niemand 
recht wiſſe, wodurch Leipziger ſeinen hohen Poſten verdient habe, er 
habe denſelben erſt angetreten, nachdem er längere Zeit auf einträglichen 
Kommiſſtonsgeſchäften, bei denen er keine Reſultate erzielt, ſich ver⸗ 
weilt habe und dann in Bromberg gleich ärgerliche Händel mit der 
dortigen Reſſource begonnen, auch ſein Chef der Präſident von Stein 
habe ſich unzufrieden über ihn geäußert, aber bei alledem werde auf 
disziplinariſchem Wege nicht mehr zu erzielen ſein als ein Verweis 
und eine Verſetzung mit gleichem Range und Gehalte. Doch läge im 
Augenblicke keine Vakanz vor, und jeder andere Regierungsdirektor 
würde eine Verſetzung nach Bromberg als etwas ſehr Unerwünſchtes 
anſehn, während auf der andern Seite jede Regierung, die den 
Leipziger erhielte, geſchädigt würde. Allerdings könne man gleich bei 
einer Verſetzung Leipziger unter die Disziplin eines ſtrengen Präſi⸗ 
denten ſtellen und ſeine Direktorialbefugniß beſchränken. Doch die 
Verſetzung ſtehe ja immer noch frei, wenn man auch den gerichtlichen 
Weg einſchlüge, und da Reichhelm ausdrücklich eine gerichtliche Rüge 
beantragt habe, ſo ſtimme er, der Miniſter, für Uebergabe der Sache 
an das Poſener Appellations-Gericht. In dieſem Sinne beſchließt 
nun das Miniſterium. 

Das genannte Gericht nimmt die Klage an, ſieht jedoch auf die 
von dem Bromberger Präſidenten eingelaufene Nachricht, daß Leipziger 
den Reichhelm durch eine Ehrenerklärung zufrieden geſtellt habe, die 
Sache als erledigt an, worauf Leipziger mit einem durch die beiden 
Miniſter des Innern und der Finanzen unter dem 13. März 1819 
ertheilten nachdrücklichen Verweiſe davonkommt. ) 

Die inzwiſchen zurückgeſtellte Abſicht einer Verſetzung Leipzigers 
wurde von Neuem in Betracht gezogen, als 1821 der Regierungs- 
präſident zu Bromberg von Stein in den Ruheſtand trat. Man 


*) Fol. 20 des angeführten Aktenſtückes. 
) Fol. 35 ebendaſelbſt. 
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gedachte bei dieſer Gelegenheit aus Erſparungsrückſichten eine der 
Direktorſtellen eingehen zu laſſen, ließ jedoch die Präſidentenſtelle vor- 
läufig unbeſetzt und half ſich dadurch, daß man zur Beſorgung der Prä- 
jidial- und Direktorialgeſchäfte den beiden Direktoren von Kozierowski und 
von Leipziger noch einen bewährten Regierungsrath als Helfer beigab. 
Es iſt doch recht wohl möglich, daß man mit der in Ausſicht genommenen 
Ausführung der Verſetzung Leipzigers nach Poſen bis zu der erwarteten 
Penſionirung ſeines Gönners, des Oberpräſidenten Zerboni, zu warten 
beſchloſſen hat. Als dieſe 1824 erfolgt war, half es Leipziger Nichts, 
daß eine größere Zahl von Gutsbeſitzern des Bromberger Negierungs- 
bezirks, allerdings faſt ausſchließlich Polen, 1825 den Miniſter bat, 
den ſehr beliebten Direktor von Leipziger im Bromberger Departement 
zu belaſſen. Die Miniſter gaben auf ſolche Verwendung um ſo weniger, 
als kurz vorher eine ähnliche Verwendungsadreſſe von Gutsbeſitzern 
derſelben Gegend zu einem Skandale geführt hatte, inſofern ſich damals 
herausſtellte, daß da Unterſchriften von Verſtorbenen ſich fanden oder 
von Solchen, die nachträglich ihre Unterſchrift ableugneten. Die 
Freunde Leipzigers mußten ſich mit der Verſicherung begnügen, daß 
die Miniſter nach Möglichkeit die Wünſche der Bittſteller mit dem 
Intereſſe des Dienſtes in Einklang zu bringen ſuchen würden, und 
Leipziger iſt 1825 nach Poſen übergeſiedelt, wo er bis zu ſeinem im 
Frühling 1829 erfolgten Tode der Regierungsabtheilung für Kirche 
und Schulen vorgeſtanden hat. 


. Held. 

Ungleich ſchwerer als den beiden Beſprochenen iſt es Held ge— 
worden, aus dem Sturm und Drang ſich wieder zurechtzufinden. 
Als er 1803 aus dem Gefängniß entlaſſen worden, verſchaffte ihm ſein 
alter Gönner, Miniſter von Struenſee, ein Wartegeld von jährlich 
500 Thalern und eine Beſchäftigung im Oberzollamte zu Berlin, auch 
eine allerdings überaus beſchränkte Amtswohnung; ſelbſt ſein Titel 
als Oberzollrath blieb ihm.!) Aber die Hauptſache war für ihn die 
Hoffnung, wieder ganz in den Staatsdienſt aufgenommen und ſeinen 
Dienſtjahren entſprechend placirt zu werden. Und gerade dieſe Hoffnung 
bedrohte nun Struenſees früher Tod am 17. Oktober 1804. Deſſen 


) Varnhagen, H. von Held S. 147. 
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Nachfolger der Freiherr von Stein ſtand ihm fremd gegenüber, Held 
ſchien ganz vergeſſen zu ſein, und die von ſeiner Frau angeſtrebte 
und auch durchgeſetzte Eheſcheidung 1805 verſchlechterte noch ſeine 
überaus kummervolle Lage. Damals wandte er ſich in einem langen 
Bittſchreiben an den Kabinetsrath Beyme. Er ſchildert Dieſem in 
beweglichen Worten ſein Elend, wie er ſchon damals in Schulden 
gerathen ſei, als er noch ohne Beſoldung diente, wie der Verſuch, 
aus dieſen Nöthen durch ſeine Verheirathung ſich herauszuarbeiten, 
durch die Strafverfegung nach Brandenburg vereitelt, wie in Folge 
deſſen auch ſeine Ehe eine unglückliche geworden ſei, wie ihn dann 
eine länger als 2 Jahre dauernde Haft ganz niedergeworfen und er 
nachher bei kärglichem Wartegelde bedrängt von der Sorge um ſeine 
Kinder und den unabläſſigen Anſprüchen ſeiner Gläubiger immer 
vergebens auf Erfüllung der ihm gemachten Hoffnungen einer an⸗ 
gemeſſenen Wiederanſtellung geharrt habe. Rettung aus dieſen 
Nöthen verlangte Held von Beyme ſehr beſtimmt, gewiſſermaßen 
zur Sühne dafür, daß der Letztere, wie Held annahm, einſt der Ur⸗ 
heber ſeiner Verhaftung geweſen ſei, weshalb ihm auch allerlei bittere 
Dinge geſagt wurden, wie denn überhaupt die Bittſchrift ſich ſchließ⸗ 
lich in allerlei leidenſchaftlichen Verurtheilungen hochgeſtellter Perſön⸗ 
lichkeiten, u. A. auch des Freiherrn von Stein, in deſſen Reſſort doch 
Held angeſtellt zu werden wünſchte, erging. 

Es war Beyme nicht leicht gemacht, auf Grund einer ſo gearteten 
Bittſchrift für Helds Wiederanſtellung einen beſondern Eifer zu ent- 
wickeln, und die Kataſtrophe, die 1806 über Preußen hereinbrach, 
ließ an Erledigung derartiger Dinge kaum mehr recht denken. Die 
Bedrängniß Helds ſteigerte ſich nur noch mehr. Wohl war ſein 
Patriotismus wieder lebhaft erwacht, als die preußiſchen Heere zum 
Kampfe auszogen, und ſeine Feder hatte ſich mit gewohnter Schärfe 
auch gegen Napoleon gewendet. Aber als dann die Franzoſen in 
der Mark geboten, mußte er in einem Verſtecke zu Neu-Ruppin davor 
zittern, daß ihm die Rache Napoleons das Schickſal des Buchhändlers 
Palm bereite, während jetzt in der Noth des Staates auch ſein Warte- 
geld ausblieb und direkter Mangel ihn drückte. Und in dieſer Zeit, 
wo er, wie er damals ſchrieb, das eigne Weh in dem des Vaterlandes 
bejammerte, traf ihn noch die, wie wir wiſſen, ohne ſein Zuthun erfolgte 
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Veröffentlichung des ſchwarzen Regiſters mit aller der widerwärtigen 
Polemik, die für ihn daraus folgte. Es war da nur ein mäßiger 
Troſt, wenn er ſich in dem Gedanken wiegte, ſeiner Zeit gleichſam 
die Rolle der Kaſſandra geſpielt und auf die Verderbniß in den 
leitenden Kreiſen energiſch hingedeutet zu haben. 

Von 1809 an ward wenigſtens das Wartegeld wieder regelmäßig 
an Held ausgezahlt, und auch für ſeine vollſtändige Wiederanſtellung 
intereſſirten ſich alle Freunde. 1812 erhielt er wirklich die langer⸗ 
ſehnte Stellung als Salzfaktor in Berlin mit 1200 Thlrn. Gehalt 
und Amtswohnung. 1813 begrüßte er dann, noch einmal vereint mit 
alten Freunden wie Zerboni und Fichte, den heldenmüthigen Auf⸗ 
ſchwung, der dem geliebten Vaterlande Befreiung von dem Joche der 
Fremdherrſchaft brachte, und gleichzeitig erblühte ihm an der Schwelle 
der Fünfzig noch ein ſpätes Liebesglück im Ehebunde mit einem 
Fräulein von Treuenfels (Mai 1813). Unter den Pathen des erſten 
Sohnes befanden ſich der Feldmarſchall Blücher, einer der Donatare 
des ſchwarzen Regiſters, und die Gräfin Lichtenau, deren Rath einſt 
das Schickſals Zerbonis, an das ſich ja das Helds geknüpft, ungünſtig 
beeinflußt hatte. Dem öffentlichen Leben fernſtehend, kaum noch dann 
und wann durch ein Gelegenheitsgedicht weiteren Kreiſen bekannt ge⸗ 
worden, hat er lange ſtille Jahre durchlebt und noch die Thron⸗ 
beſteigung Friedrich Wilhelms IV. mit allen an ſie geknüpften Hoff⸗ 
nungen erlebt. Dann aber hat 1842 dem achtundſiebzigjährigen 
Greiſe ein widriges Schickſal die ſelbſtmörderiſche Waffe in die Hand 
gedrückt. Die ihm anvertraute Kaſſe hatte ein Diebſtahl geſchädigt; 
Held traf die Schuld mangelhafter Ueberwachung und heiſchte von 
ihm Erſtattung einer Summe, die über ſeine Kräfte ging. So be⸗ 
ſchloß er aus dem Leben zu gehen, in der Hoffnung, daß die Erſatz⸗ 
pflicht ſeinen Nachgelaſſenen gegenüber nicht aufrecht erhalten werden 
würde. Mit dieſem letzten Gewaltakte ſchloß denn dies Leben zu 
einer Zeit, wo es nach den wilden Stürmen einer früheren Epoche 
die Ruhe und den Frieden gefunden zu haben ſchien. 


Schlußwort über Donm. 


Zum Schluſſe möge hier noch über den Mann, dem die in dem 
vorſtehenden Büchlein dargeſtellten Angriffe in erſter Linie gegolten 
haben, den Miniſter Grafen Hoym, ein zuſammenfaſſenderes Urtheil, 
als die Einzeldarſtellung geſtattete, eine Stelle finden. 

Karl Georg Heinrich von Hoym, geboren 1739 zu Poblotz in 
Pommern, war, nachdem er für den Waffendienſt, dem er zuerſt ſich 
zugewendet, als zu ſchwächlich ſich erwieſen, 1761 zu Breslau in den 
Verwaltungsdienſt eingetreten und bereits im darauf folgenden Jahre 
bei der dortigen Kriegs- und Domänenkammer zum Rathe und 1776 
zum Direktor derſelben mit dem Titel eines Geheimeraths ernannt 
worden. Ein Kommiſſorium in Berlin, betreffend die Prüfung von 
Domänenanſchlägen 1768, zog die Blicke König Friedrichs auf ihn, 
der ihn 1769 zum Präſidenten der Cleveſchen Kammer ernannte, aber 
gleich darauf nach dem Tode des ſchleſiſchen Miniſters von Schlabrendorf 
(Dezember 1769) als deſſen Nachfolger berief. 

Seit dem Beginne der preußiſchen Herrſchaft genoß Schleſien den 
Vorzug einer geſonderten, nur dem Monarchen unterſtehenden Ver— 
waltung, und an deren Spitze hat dann Hoym vom Anfange des 
Jahres 1770 an volle 36 Jahre hindurch unter drei Herrſchern ge— 
ſtanden, hat Schleſien mit einem Grade von Selbſtſtändigkeit geleitet, 
die ſchon früh die Bezeichnung als Vizekönig ihm eingetragen hat. 

In dieſer Zeit hat nun Schleſien einen ganz gewaltigen Auf- 
ſchwung genommen: die Bevölkerung hat ſich verdoppelt, die Textil- 
induſtrie und vornehmlich die Leinwandausfuhr hat damals ihre 
glänzendſte Periode gehabt und Millionen von Thalern als Rein⸗ 
gewinn dem Lande zugeführt, die mineraliſchen Schätze des Landes 
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ſind erſt damals recht gewürdigt und mit Erfolg gefördert worden; den 
Bau ordentlicher Straßen dankt die Provinz an erſter Stelle jenem 
Miniſter, der Landbau hat unter der eifrigen Fürſorge der Regierung 
ſich großartig entwickelt, die Güter, durch die Gründung der ſchleſiſchen 
Landſchaft ſo bewundernswürdig konſolidirt, ſtiegen fort und fort in 
ihrem Preiſe. Für die Verbeſſerung der Schulen iſt Hoym unermüd⸗ 
lich thätig geweſen, die ſchleſiſchen Katholiken, die ſein Vorgänger oft 
recht hart angefaßt hatte, ſind durch ſeine duldſame Milde, der die 
Zeitrichtung zu Hilfe kam, für den Staat und das Herrſcherhaus 
gewonnen worden. Der Pflege der Wiſſenſchaften in Schleſiens 
Hauptſtadt hat Hoym perſönliche Theilnahme und Mitwirkung ge⸗ 
widmet und hat in ſeiner Provinz die Preßfreiheit mit Erfolg vor 
der Unduldſamkeit Wöllners geſchützt.!) 

Friedrich der Große hat Hoyms Verdienſte ſehr hoch angeſchlagen. 
Er, der bekanntlich mit Aeußerungen ſeiner Gunſt nicht eben ver⸗ 
ſchwenderiſch war, ſchrieb 1779 eigenhändig unter eine an den Miniſter 
gerichtete Kabinetsordre, Derſelbe habe ſich in dem letzten Kriege als 
ein redlicher und thätiger Mann bewieſen, der ſein ganzes Zutrauen 
verdiene.?) Friedrich Wilhelm II. hat Hoym den Grafentitel und 
den Schwarzen Adlerorden verliehen; wie dann deſſen Nachfolger den 
hart angeklagten Miniſter durch Vertrauensverſicherungen geehrt hat, 
davon ward bereits berichtet“), und wir werden noch darauf zurüd- 
zukommen nicht umhin können. 

Man ſollte meinen, ſolchen von kompetenter Stelle anerkannten 
Verdienſten gegenüber könne man doch ſchwer die Augen verſchließen, 
und doch wird man kaum einen Hiſtoriker finden, der ſich zu auf 


1) Vgl. Grünhagen in der ſchleſiſchen Zeitſchrift XXXI S. 311 ff. 

2) Angeführt in den ſchleſiſchen Provinzialblättern 1807 II S. 500. Das Ge⸗ 
rücht, das ſich nachmals ſo oft zu Hoyms Ungunſten geäußert hat, bewahrt gerade 
über deſſen Gunſt bei dem großen Könige zwei (ſchwerlich gegründete) Aeuße- 
rungen des Letzteren auf. Der König ſoll bei dem letzten Beſuche Hoyms in 
Sansſouci Dieſem geſagt haben: „Ja, Hoym, Er iſt doch der Einzige, der mich ſo 
ganz verſteht.“ (Ebendaſelbſt). Noch weiter geht eine vielfach nacherzählte Anekdote, 
der König habe in ſeiner letzten Zeit Hoym den Auftrag ertheilt, wenn nach ſeinem 
Ableben der Nachfolger ſeinen verſchwenderiſchen Neigungen zu ſehr den Zügel 
ſchießen laſſe, vor ihn hinzutreten und gleichſam im Namen des heimgegangenen 
Herrſchers Einſpruch zu erheben. 

) Oben S. 258, 259. 
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richtiger Anerkennung jenes Mannes herbeiläßt, und ſein neueſter 
Biograph fügt, nachdem er ſich ehrlich gemüht, Hoyms Verdienſte 
hervorzuheben, dann ſoviel ihn belaſtende Thatſachen an, daß des 
Leſers Geſammturtheil nothwendig ein ungünſtiges werden muß, und 
dabei vermögen doch die angeführten Thatſachen (abgeſehen von 
dem hier noch zu erwähnenden Verhalten Hoyms bei der franzö⸗ 
ſiſchen Okkupation) faſt ausnahmslos der Kritik nicht Stand zu 
halten.“) 

An dem zweifelhaften Rufe Hoyms haben offenbar die beiden 
hier beſprochenen Männer nicht geringe Schuld. Beide haben das 
Möglichſte gethan, um des Miniſters Namen in den Kreiſen, auf die 
ſie Einfluß hatten, gehaßt und verachtet zu machen. Doch werden wir 
hervorheben dürfen, daß ihre Angriffe faſt ausſchließlich gegen Hoyms 
Leitung von Südpreußen ſich richten, alſo beſchränkt auf den kurzen Zeit⸗ 
raum von 1794 — 1798, wie denn ja auch Beide, Zerboni und Held, 
nur in dieſer Provinz Erfahrungen zu ſammeln Gelegenheit hatten. 


) Fechner in der allgemeinen deutſchen Biographie XIII von S. 219 an. 
Für das, was der Verfaſſer als „die ſchwerſten Vorwürfe, denen ſich Hoym aus⸗ 
geſetzt“, bezeichnet, d. h. Alles, was mit den ſüdpreußiſchen Güterſchenkungen und 
Zerboni- Held zuſammenhängt, mag zur Widerlegung auf das vorſtehende Buch 
verwieſen und hier nur einfach konſtatirt werden, daß Zerboni ſeinen berüchtigten 
Brief an Hoym 1796 ſchrieb und die ſüdpreußiſchen Güterverleihungen 1797 vor⸗ 
fielen. Was die beiden Breslauer Aufſtände anbetrifft, ſo muß zugegeben werden, 
daß ſich Hoym 1793 ſchwachmüthig benommen hat, aber was Fechner meint und 
anführt, trifft nicht zu: das Feuern auf der Straße hat Hoym weder angeordnet 
noch einſtellen laſſen und die Rückführung des Schneidergeſellen, mit deſſen Fort⸗ 
ſchaffung Hoym Nichts zu thun gehabt, war lange vor dem Feuern zugeſtanden. 
Der Tumult von 1796 hätte wegen ſeiner Geringfügigkeit keine Erwähnung ver⸗ 
dient. Ueber Hoym iſt dabei nur zu melden, daß er perſönliche Unerſchrockenheit 
gezeigt; zu einem ängſtlichen Zurückziehen des Militärs hat keinerlei Anlaß vor- 
gelegen. Als das Schlimmſte, was hier von Hoym berichtet wird, müßte wohl 
das erſcheinen, daß Derſelbe „ganze Gemeinden, die ſich auflehnten, habe 
Spießruthen laufen laſſen.“ Doch auch dies beſtätigt ſich nicht. Was ſich 
aus den Akten darüber ergiebt, iſt Folgendes: die Nachwirkungen der franzöſiſchen 
Revolution äußerten ſich 1793 auch unter dem ſchleſiſchen Landvolke in gemalt- 
thätiger Widerſetzlichkeit gegen die Gutsobrigkeiten. Als der König gegen die 
Rädelsführer die Spießruthenſtrafe angewendet zu ſehn verlangte, widerſprach 
Hoym, „dies möge für die Fälle aufgeſpart werden, wo ein Verſuch gemacht 
werde, der bewaffneten Macht Widerſtand zu leiſten.“ Da der König aber darauf 
beſtand, einige Exempel zu ſtatuiren, iſt in einigen wenigen Fällen, im Ganzen 
vielleicht an ſechs oder ſieben Perſonen, jene Strafe vollſtreckt worden. 
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Dieſen Unterſchied hat allerdings die Legende, die ſich über 
Zerboni und Held gebildet hat, nicht ganz reſpektirt, ſie beſagt ein⸗ 
fach, daß die Beiden wegen des Freimuthes, mit dem ſie unermüdlich 
die Mißſtände der damaligen Staatsverwaltung, vor Allem die Be— 
ſtechlichkeit der Beamten ans Licht zogen, ſchlimme Verfolgungen zu 
erleiden gehabt haben. 

Es wird nun bereitwillig zugeſtanden werden müſſen, daß in 
der 1793 erworbenen polniſchen Provinz Südpreußen nicht leicht 
ſo geordnete Verhältniſſe ſich herſtellen ließen, wie ſolche in den 
übrigen preußiſchen Provinzen beſtanden. Schon das mußte ſchwer 
ins Gewicht fallen, daß, da Niemand gern nach dem unwirthlichen 
Oſten ſich ſchicken ließ, in Südpreußen nicht eben die beſten Beamten 
zur Verfügung ſtanden, und wenn dann dieſe minderwerthige Be— 
amtenſchaft von dem polniſchen Volke, das an Beſtechlichkeit geradezu 
gewöhnt war, fortwährend in Verſuchung geführt ward, wird das 
Vorkommen mancher Ungehörigkeiten begreiflich. Hätten nun wirklich, 
wie die Legende ihnen zuſchreibt, Zerboni und Held gegen die Mif- 
bräuche, gegen Beamtenwillkür und Beſtechlichkeit energiſch Front ge- 
macht und ſich dadurch, daß ſie derartige ſchlimme Thaten unerſchrocken 
ans Licht gezogen, Verfolgungen ausgeſetzt, ſo würden ſie immerhin 
eine gewiſſe Sympathie verdienen. Daß Beide überzeugt waren, von 
lauter Korruptionen umgeben zu ſein, daran iſt nicht zu zweifeln, 
dieſe Ueberzeugung hat ja den ſtärkſten Ausdruck darin gefunden, daß 
Held im Jahre 1799 in einer Eingabe an den König verſichert, er 
habe ſich ſeiner Zeit in Südpreußen nicht bereichert, wo Alles um 
ihn herum geſtohlen habe.“) 

Aber die hier vorausgehende Darſtellung dürfte gezeigt haben, 
daß Zerboni ebenſo wie Held ſich in ihrem Haß gegen Hoym ſo ver— 
biſſen hatten, daß ſie eigentlich nur gegen Dieſen ihre Pfeile richteten. 
Es ward ja angeführt, wie Zerboni wiederholt verſucht hat, die 
gegen ihn erhobenen Anklagen als einen von Hoym angeſtrengten 
Injurienprozeß darzuftellen.?) Bei näherem Zuſehen findet man 
nicht einmal, daß etwa Hoym für die angeblich allgemeine Korruption 


) Oben S. 162. 
2) Oben S. 146. 
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in Südpreußen verantwortlich gemacht werden ſoll, und wenn Held 
in einem Privatbriefe!) die ſüdpreußiſchen Beamten das Auskehricht 
des ganzen preußiſchen Staates nennt, ſo wird er ſich wohl erinnert 
haben, daß Hoym, der erſt nach dem Miniſter von Voß die Leitung 
Südpreußens übernahm, das Gros jener Beamten nicht angeſtellt 
hat. Ebenſo kann, wenn Held in demſelben Briefe d. d. 24. Dezember 
1800 das Schalten der dortigen Beamten mit den denkbar ſchwärzeſten 
Farben ſchildert, dafür Hoym, der ſchon mehr als zwei Jahre von 
der Verwaltung jener Provinz zurückgetreten war, nicht wohl ver⸗ 
antwortlich gemacht werden, wie denn auch thatſächlich Hoyms Name 
in dieſem Zuſammenhange hier nicht genannt wird. 

Wir werden alſo daran feſthalten dürfen, daß die Korruption 
der ſüdpreußiſchen Beamten nicht in Frage kommen konnte bei den 
Dingen, wegen deren Zerboni und Held, wie wir ſahen, den Miniſter 
Hoym ſo heftig angegriffen haben, die Begünſtigung des Adels, die 
Angelegenheit der Krotoſchiner Pacht, die Vergebungen der ſüd⸗ 
preußiſchen Güter.?) Dieſe Dinge richtig zu ſtellen war das Haupt⸗ 
werk des vorſtehenden Büchleins, und die Reſultate der Forſchung 
waren in den allermeiſten Fällen zu Gunſten des ſo heftig Angegriffenen. 

Aber es bleibt hier noch ein für die Würdigung Hoyms nicht 
unwichtiges Moment zu berückſichtigen, welches dabei erſt aus einem 
zuſammenfaſſenden Rückblicke auf die früheren Abſchnitte ſich ergiebt, 
und in deſſen Erörterung der Verfaſſer um ſo lieber eintritt, als 
er dabei bequemere Gelegenheit findet, ſeinen Leſern zu zeigen, daß, 
wie bereitwillig er auch daran gegangen iſt, jenen Miniſter gegen 
ungerechte Anklagen zu vertheidigen, ihm dabei doch nicht der Blick 
für die notoriſchen Schwächen des Mannes abhanden gekommen iſt. 

Das angedeutete Moment beſteht nun in der aus zahlreichen 
gelegentlichen Anführungen der vorſtehenden Darſtellung ſich ergebenden 
Wahrnehmung, daß unter den hochgeſtellten Zeitgenoſſen Hoyms die 


) An Hennings. Abhandlungen der ſchleſiſchen Geſellſchaft 1870 S. 7. 

) Die von Zerboni angeregte Frage der ſüdpreußiſchen Kriegslieferungen 
(oben S. 136) wird ſich kaum als Gegenargument anführen laſſen. Wenn wirk⸗ 
lich der Berliner Lieferant Beer es vermocht hat, bei den Kriegslieferungen von 
1794 den Staat arg zu übervortheilen, ſo folgt daraus nicht allzuviel für die 
ſüdpreußiſchen Zuſtände. 
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Mehrzahl ſeiner Miniſterkollegen von der Reck, Schulenburg, Struenſee, 
Alvensleben, Danckelmann, Buchholtz und ebenſo die Kabinetsräthe 
Friedrich Wilhelms III. Mencken und Beyme als Gegner Hoyms an⸗ 
geſehen werden konnten. 

Daß hiervon Zerboni und Held Kenntniß hatten, braucht kaum 
geſagt zu werden. Der Letztere ſchreibt ſogar in dem eben an⸗ 
geführten Briefe vom 24. Dezember 1800 an Hennings im Hinblick 
auf Zerbonis letzten Prozeß, Viele meinten, die wahre Tendenz 
grade dieſes Prozeſſes ſei nicht gegen Zerboni, ſondern gegen den 
Miniſter von Hoym gerichtet, „und das ganze Kollegium der Miniſter 
oder der hier zu Lande ſogenannte Staatsrath oder doch die mehreſten 
Mitglieder deſſelben hätten den Großkanzler gleichſam gezwungen, den 
Generalfiskal gegen Zerboni zu excitiren, weil dann doch einzelne 
Dinge zur Sprache kommen müſſen, die Hoym den Hals brechen 
können.“ ) 

Wenn nun gleich dieſes Gerücht unſinnig war, ſo finden wir 
doch die Thatſache, daß Hoym gerade eben in jenen hohen Kreiſen 
überaus viele Gegner hatte, auch abgeſehen von den Anführungen 
jener beiden geſchwornen Feinde zu vielfach beſtätigt, als daß wir an 
ihr ſelbſt zweifeln könnten. 

Daß Hoym viele Feinde hatte, kann an ſich kaum befremden. 
Der Umſtand, daß es ihm vergönnt geweſen iſt, eine ganze große 
Provinz mit voller Selbſtändigkeit zu regieren, hatte ein reiches Maß 
von Mißgunſt gegen ihn entfeſſelt und zwar um ſo mehr, als eben 
dieſe ganz beſonderen von dem Nachfolger Friedrichs des Großen jenem 
Miniſter gegebenen Beweiſe von Neigung und Vertrauen ſeinen Namen 
denen der Günſtlinge zugeſellt hatten, deren vorwiegender Einfluß unter 
der Regierung dieſes Herrſchers viel böſes Blut gemacht hatte, und 
Viele haben es ſicherlich ganz unbegreiflich gefunden, daß nach dem 
Thronwechſel von 1797 Hoym nicht das Schickſal eines Biſchoffs⸗ 
werder und Wöllner getheilt hat. Wenn er dieſen Günſtlingen zu⸗ 
gerechnet wurde, ſo hatte er auch an der gewiſſen Mißachtung mit 
zu tragen, die man bis in die höchſten Kreiſe der Beamtenſchaft 


1) Wattenbachs Herausgabe der Korrefpondenz von Hennings, Abhandlungen 
der ſchleſiſchen vaterländiſchen Geſellſchaft 1870 S. 6. 
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hinauf für jene Männer hegte, von denen 1791 Prinz Heinrich 
ſchrieb, er ſei glücklich, wenn er Nichts „von König Biſchoffswerder 
und König Wöllner“ höre.“) 

Allerdings hätte Hoym ein gutes Recht gehabt, gegen dieſe 
Gemeinſchaft Einſpruch zu erheben und geltend zu machen, daß wenn 
ihm jener Herrſcher Vertrauen und Gunſt entgegengebracht, er das 
ſich durch ſeine langjährige erfolgreiche Thätigkeit in Schleſien ehrlich 
verdient, daß er nicht nach Günſtlingsart jene Gunſt zur eignen 
Bereicherung benutzt, vor Allem aber daß er jener übel beleumundeten 
Hofclique durchaus ferngeſtanden habe, daß er weder die Roſen— 
kreuzer⸗Farce mitgemacht noch auf Wöllners Ideen eingegangen ſei, 
ja es vermocht habe, von der ihm anvertrauten Provinz das Wöllnerſche 
Cenſurmandat, das Supplement des Religionsediktes, fernzuhalten 
allen Anfeindungen jener Clique zum Trotze.?) Aber dem gegenüber 
würden ſeine Gegner zwar vielleicht bereit geweſen ſein, gewiſſe Ver⸗ 
dienſte ihm zuzuſprechen, aber doch immer daran feſtgehalten haben, 
daß doch auch er in unterſchiedene, das Licht ſcheuende Geldgeſchäfte 
aus der Zeit Friedrich Wilhelms II. verſtrickt geweſen ſei. 

In der That werden wir mit großer Sicherheit annehmen 
dürfen, daß nach dieſer Seite hin die Momente liegen, welche nach 
einem weit verbreiteten Gerüchte, dem auch viele angeſehene und hoch— 
geſtellte Männer glaubten, einen Makel auf dem Rufe Hoyms zurück⸗ 
gelaſſen haben, inſofern ihm zum Mindeſten das nachgeſagt wurde, daß 
er, um ſeinem königlichen Herrn in Geldverlegenheiten beizuſpringen, 
ſei es im Handeln ſei es im Unterlaſſen, ſich zu manchen Schritten 
habe bewegen laſſen, die er ſchwerlich ſelbſt gebilligt habe. 

Solchen Anſchuldigungen gegenüber wird man zunächſt erklären 
können, daß es zu begreifen iſt, wenn ſich derartige Gerüchte gebildet 
haben. 

Seit 1866 Riedel feine Geſchichte des preußiſchen Staatshaus- 
haltes veröffentlichte und darin mit erklärlicher Entrüſtung gegen die 


) Angeführt ſchleſiſche Zeitſchrift XXVII S. 21. 

) Es kann nicht wohl ein Zweifel darüber obwalten, wen er im Auge hat, 
wenn er 1792 ſchreibt: „man hat lange auf einen Vorfall dieſer Art gewartet, um 
uns die Cenſur (d. h. deren Handhabung durch die ſchleſiſche Kammer) zu nehmen.“ 
Schleſiſche Zeitſchrift XXXI S. 323. 
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vielgeleſene Angabe des Hiſtorikers Schloſſer, Friedrich Wilhelm II. 
habe Millionen von Thalern vergeudet, auftrat, ſind wir zu einer 
gerechteren Würdigung der Finanzverwaltung dieſes Herrſchers ge⸗ 
kommen, und wie fern wir auch davon ſind, die letztere als Muſter auf⸗ 
zuſtellen, ſor haben wir doch gelernt, die Vorgänge jener Zeit objektiver 
aufzufaſſen. Wir werden inne, daß dieſer Fürſt um ſoviel, als er die 
unter König Friedrich allzukarg bemeſſenen Bedürfniſſe des Staates 
reicher dotirte, um ebenſoviel feinen eignen Dispoſitionsfonds ein- 
ſchränkte und verminderte, ſo daß thatſächlich dieſer zur Freigebigkeit 
neigende junge König mit weniger auszukommen hatte als ſein ſpar⸗ 
ſamer Oheim. Ja er hätte dieſe durchaus gerechtfertigte Erhöhung der 
Staatserforderniſſe z. B. Beamtengehälter und Heeresſold betreffend 
gar nicht durchführen können ohne irgend welche neue Einnahmen, 
und da er, was für dieſen Zweck wohl angegangen wäre, zu einer 
mäßigen Erhöhung der direkten Staatsſteuer, der in Preußen das 
platte Land allgemein unterlag, den Muth nicht fand, ſo hat er ſich 
damit geholfen, daß er die anſehnlichen Summen, die ſein Oheim 
alljährlich von den Einnahmen für den Staatsſchatz zurücklegte, jetzt 
direkt verbrauchte, iſt aber trotzdem aus einer Geldklemme kaum recht 
herausgekommen, namentlich ſeitdem in den Kriegszeiten ſich alle Kaſſen 
geleert hatten, während ihm eben bei ſeiner Neigung zur Freigebig⸗ 
keit dieſe Geldnoth ganz beſonders empfindlich ward. 

Es hat Friedrich Wilhelm II. in der That ſehr häufig an Geld 
gemangelt und zwar nicht bloß für private Gunſtbezeugungen oder 
Capricen, ſondern auch für wirkliche Staatsbedürfniſſe und nicht etwa 
erſt in den ſpäteren Zeiten, als koſtſpielige Kriege alle Kaſſen erſchöpft 
hatten. Schon als im Jahre 1787 der König die gegebene Zuſage, 
den kärglichen Etat der beiden Univerſitäten Halle und Frankfurt a. O. 
aufzubeſſern, einlöſen wollte, hatte kein Miniſter Fonds dafür, und 
in der Kriegszeit hatte es dann dem Könige ſchweren Kummer bereitet, 
daß er keine Mittel ſah, ſeinen verdienten Offizieren auch nur ihren 
Extradienſtaufwand zu erſetzen, geſchweige denn ihnen Penſionen in 
Ausſicht zu ſtellen. 

Einem abſoluten Herrſcher des XVIII. Jahrhunderts hätten, 
ſollte man meinen, immer noch Mittel und Wege offen ſtehen müſſen, 
um für ſolche dringende Fälle Geld zu ſchaffen, aber Friedrich 
19* 
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Wilhelm II. empfand bei allen freigebigen Neigungen immer doch eine 
gewiſſe Scheu davor, aus den gewohnten Gleiſen irgendwie heraus⸗ 
zutreten; er bevorzugte kleine unter der Hand ſich darbietende Aus⸗ 
kunftsmittel. Da war es nun eben Hoym, der ſich hülfreich zeigte. 
So gut wie er 1795 die Koſten der Huldigung in Warſchau ſeinem 
König vorgeſtreckt hat, jo hat er bei den eben erwähnten Gelegen- 
heiten, die beide Schleſien direkt Nichts angingen, Rath geſchafft, 
im erſteren Falle dadurch, daß er die ſchleſiſchen Jeſuiten- oder 
eigentlich Schulinſtitutsgüter zum Verkauf brachte und damit, ohne 
den Etat dieſes Inſtituts herabzuſetzen, noch ſoviel erübrigte, um für 
die beiden Univerſitäten 10000 Thaler jährlich flüſſig zu machen, die 
auch dann eine Reihe von Jahren gezahlt worden ſind, und ebenſo 
1794 zu Penſionen für verdiente Kriegsmänner bei begüterten 
ſchleſiſchen Stiftern ſoviel an freiwilliger Beiſteuer zuſammenbrachte, 
daß 10000 Thaler alljährlich zur Verwendung kommen konnten. 

Daß eine derartige Bereitwilligkeit ihre bedenklichen Seiten haben 
konnte, iſt nicht zu verkennen, wie denn die Maßregel zu Gunſten 
der beiden proteſtantiſchen Univerſitäten grade in Schleſien ebenſowohl 
vom provinzialen als vom konfeſſionellen Geſichtspunkte aus höchſt 
abfällig beurtheilt worden iſt.“) 

Wohl hat der König ihm dieſen Eifer in Erfüllung ſeiner Wünſche 
überaus hoch angerechnet, aber es war ſehr erklärlich, daß die Berliner 
Miniſter, denen Hoym bei ſolchen Gelegenheiten in der Gunſt des 
Herrſchers den Rang ablief, jenen Handlungen möglichſt üble Seiten 
abzugewinnen ſich bemühten. 

Nach dieſer Richtung liegt unzweifelhaft die eigentliche Grund— 
lage jenes erwähnten böſen Leumunds, der Hoym in dieſen Kreiſen 
verfolgt hat. 

Aber wir ſind darauf gefaßt, daß gegen die hier gegebenen Aus⸗ 
führungen der Einwand geltend gemacht wird, es müſſe doch ſchwer 
fallen, von chroniſchen Geldnöthen und von einer gewiſſen Scheu vor 
eigenmächtigen Finanzaktionen zu ſprechen bei einem Herrſcher, der 
kein Bedenken getragen habe, den ganzen aufgeſammelten Schatz 
Friedrichs des Großen von über 50 Millionen Thalern bis auf einen 


) So in dem Buche des dem Leſer bekannt gewordenen Kreisphyſikus 
Kauſch über Schleſien S. 173. 
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kleinen Reſt auszugeben. Es iſt dies ein oft wiederholter Vorwurf, 
der uns dann ſofort auf das Gebiet der hohen Politik führt, das 
wir nur ungern betreten, und von dem wir unter allen Umſtänden 
ſo ſchnell, als es irgend angeht, zurücktreten wollen. 

Jene großen Aufwendungen haben bis auf Bruchtheile einer 
Reihe von Feldzügen gegolten, die auf den verſchiedenſten Kriegs⸗ 
theatern auszuführen waren, und als das Reſultat derſelben ergab 
ſich ein Landgewinn von über 2000 Quadratmeilen. Inſofern dabei 
verhütet wurde, daß Rußland Polen allein ſich annektirte und damit 
ſeine Grenzpfähle bis an die Grenzen der Neumark wenige Tage⸗ 
märſche von Berlin vorſchob, durfte hier von einem ſehr große Opfer 
aufwiegenden Erfolge geſprochen werden. 

Geringere Bruchtheile des Schatzes ſind allerdings auch für 
andere Zwecke verwendet worden, und dieſe können uns hier um ſo mehr 
intereſſiren, da eine beſondere Abzweigung des großen Staatsſchatzes 
von König Friedrich für den Fall eines neuen Waffenganges mit 
Oeſterreich und die zunächſt dann bedrohte Provinz beſtimmt in 
Schleſien aufbewahrt wurde und ſo bei ſeiner Verwendung Hoyms 
Mitwirkung erheiſchte. 

Dieſer beſondere ſchleſiſche Schatz in der Höhe von rund 9 Mil⸗ 
lionen Thalern iſt nun gleichfalls in der Regierungszeit Friedrich 
Wilhelms II. bis auf etwas über 1 Million verbraucht worden, und zwar 
wurden auch hier von den ausgegebenen nahezu 8 Millionen Thalern 
über 7 Millionen für Kriegszwecke und für die Gewinnung der polniſchen 
Provinzen aufgewendet, und von der übrigbleibenden einen Million 
zeigen ſich dann über 700 000 Thaler auf Domänenerwerbungen in der 
Weiſe verbraucht, daß die Summen als aus dem ſchleſiſchen Treſor ge— 
machte Vorſchüſſe aufgeführt waren.!) Was nun den Reſt von etwa 
250 000 Thalern angeht, ſo intereſſiren uns für den beſondern Zweck, 
den wir an dieſer Stelle verfolgen, zunächſt zwei Poſten, beides Dar⸗ 
lehen aus dem Treſor an zwei hohe Staatsdiener gewährt, nämlich 
50 000 Thaler an den Miniſter des Auswärtigen Grafen Haugwitz, 
der, wie ſchon oben?) angeführt ward, bei ſeinem Eintritte in den 


) Vgl. hierüber Grünhagen, Der ſchleſ. Schatz, ſchleſ. Zeitſchr. XXVII von 
S. 204 an. 
) S. 246. 
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Staatsdienſt auf jeden Gehalt verzichtet hatte, aber nach einigen 
Jahren einſah, dies nicht durchführen zu können, da die Einnahmen 
feiner Güter, ſeit er, durch den Staatsdienſt ganz in Anſpruch ge⸗ 
nommen, ſich um deren Bewirthſchaftung abſolut nicht mehr bekümmern 
konnte, in erſchreckender Weiſe zurückgingen, und deshalb um jene 
Geldhülfe gebeten hatte. Das andre Darlehn hat der Erbprinz von 
Hohenlohe erhalten, einer der angeſehenſten Generäle des Königs, im 
Heere beliebt wie kein Andrer, ein Soldat, auf den ſelbſt ein Mann 
wie Blücher große Hoffnungen ſetzte, und der ja auch das Vertrauen 
durch den glänzenden Sieg bei Kaiſerslautern (20. September 1794) 
gerechtfertigt hat, deſſen Ruhm allerdings dann im Jahre 1806 die 
Tage von Jena und Prenzlau begraben haben. Seiner argen Ver⸗ 
ſchuldung ſollte ein Darlehn zu Hilfe kommen, das er nun 1792 in 
gleicher Höhe wie Haugwitz empfangen hat. 

Zwei ſolchen Männern unter ſolchen Umſtänden ihre Bitten ab⸗ 
zuſchlagen, würde dem König um ſo ſchwerer geworden ſein, als bei 
Beiden ſei es durch Deponirung von Pfandbriefen, ſei es durch 
Hypotheken genügende Sicherheit dem Schatze leicht geſchaffen werden 
konnte. 

Und dieſe an ſich ſcheinbar ſo einfache Sache hat ſich nun dann 
durch die zuſammenwirkenden Eigenthümlichkeiten des Königs und 
Hoyms ſo entwickelt, daß ſie zu einer Quelle des übelſten Leumundes 
geworden iſt. 

Der hier in Frage kommenden Eigenthümlichkeit des Königs 
ward bereits gedacht, inſofern bemerkt wurde, wie bei ihm mit ſeinen 
freigebigen Neigungen eine gewiſſe Zaghaftigkeit im Geldfordern Hand 
in Hand ging, die dann in weiterer Folge dazu führte, daß er, 
namentlich wenn es ſich um perſönliche Gunſtbezeugungen handelte, 
ſeine Ausgaben, wie er ſich ausdrückte, möglichſt „cachirt“ zu ſehen 
wünſchte. 

Was nun auf der andern Seite Hoym anbetrifft, ſo dürfen wir 
bei ihm nicht länger mit dem Eingeſtändniß zurückhalten, daß den 
vielen glänzenden Eigenſchaften dieſes Miniſters, feiner geradezu be— 
wundernswürdigen unermüdlichen Thätigkeit als Beamter, ſeiner großen 
Befähigung, ſeinem erfinderiſchen für die verſchiedenſten Intereſſen zu— 
gänglichen Geiſte, ſeinem gewinnenden Weſen, ſeiner Menſchenfreund— 
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lichkeit, feinem uneigennützigen und ehrlichen Patriotismus eine weſent⸗ 
liche Schattenſeite gegenüberſtand, ein Mangel an Rückgrat, an 
Charakterfeſtigkeit. 

Wer ſich näher mit feiner Wirkſamkeit beſchäftigt, ſtößt wieder⸗ 
holt auf Belege hierfür. Gar manche rühmenswerthe Pläne ſeines 
allzeit regen Geiſtes ſind nicht zur Ausführung gelangt, weil ihm 
plötzlich die Energie mangelte, ſich entgegenſtellende Hinderniſſe zu 
überwinden. Ein entſchiedenes Nein zu ſprechen ward ihm allzeit 
ſchwer, und wenn er ſich dazu aufraffte, fühlte er jedes Mal eine 
gewiſſe Neigung, auf die Wunde, die das Nein geſchlagen, etwas 
Balſam zu träufeln. Seine Neigung, jeden „Eclat“ zu vermeiden, 
Alles in Güte abzumachen, ließ ihn auch in Dingen, wo Strenge am 
Platze geweſen wäre, Nachſicht walten. Wenn er zur Freude vieler 
Schleſier Nichts von dem rauhen und barſchen Weſen an ſich hatte, 
das an den preußiſchen Beamten ſo oft wahrgenommen wurde, ſo 
fehlte ihm doch auch das Stramme und abſolut Zuverläſſige, was 
Jene auszeichnete, er war eine weichere, auf Philanthropie, Auf⸗ 
klärung und litterariſche Intereſſen geſtimmte Natur. Obwohl er 
bei Gelegenheit perſönlichen Muth gezeigt hat!), war doch in kritiſchen 
Augenblicken, deren er zum Glück nicht viele durchzumachen hatte, 
ſeine Haltung nicht eben rühmenswerth. Bei dem durch das Unge— 
ſchick des Magiſtrats heraufbeſchwornen Breslauer Handwerkeraufſtande 
von 1793, bei dem es ja zum Blutvergießen in den Straßen Breslaus 
gekommen, hat er, um die Unruhe zu ſtillen, ſich ſchwachmüthig gezeigt. 
1806 bei dem Beginne der franzöſiſchen Okkupation erliegt er voll- 
ſtändig der allgemeinen Panik. 

Dem Könige Friedrich Wilhelm II. gegenüber hat Hoym ja wohl 
wiederholt den Muth einer eignen Meinung, eines Widerſpruchs ge⸗ 
funden, aber es fällt ſchwer, ſich den Fall zu denken, wo er ſolchen 
Widerſpruch bis zu den äußerſten Konſequenzen zu treiben bereit ge⸗ 
weſen ſein würde. 

Bei ſolcher Veranlagung würde Hoym als beſtändiger Rathgeber 
eines Fürſten, wie Friedrich Wilhelm nun einmal war, vermuthlich 


1) Bei dem Breslauer Tumulte von 1796 hat er, die militäriſche Eskorte 
ausdrücklich zurückweiſend, ſich allein unter die Menge gewagt, um ihr freundlich 
zuzuſprechen. 
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wenig Lorbeeren geerntet haben, aber im Großen und Ganzen blieb 
ihm ja die Verwaltung ſeiner Provinz allein überlaſſen, ſo daß ſeine 
Standhaftigkeit königlichen Wünſchen gegenüber nicht allzuoft auf die 
Probe geſtellt wurde. Wo das aber geſchah wie in dem hier vor- 
liegenden Falle bei den Summen, die der König aus dem ſchleſiſchen 
Schatze zu entnehmen wünſchte, entwickelten ſich die Dinge in nicht 
eben korrekter Weiſe. Davon daß der Miniſter dem Monarchen die 
Verwendung des ſchleſiſchen Schatzes zu andern als Kriegszwecken er⸗ 
ſchwert oder beſtritten hätte, konnte um fo weniger die Rede ſein, als 
Hoym ſelbſt zum Ankaufe von ſchleſiſchen Domänen aus dieſem Fonds 
die Anregung gegeben hatte, wenngleich immer nur vorſchußweiſe. 

Als beſonders läſtig erſchien dabei der Umſtand, daß, inſofern 
der ſchleſiſche Schatz nur als eine Abzweigung des großen Treſors an⸗ 
geſehen ward, Hoym die Verpflichtung hatte, über die Verwendung 
jenes an den Verwalter des ganzen Staatsſchatzes Miniſter Grafen 
Blumenthal zu berichten. 

Da nun der König, wie wir wiſſen, den Wunſch hegte, jene 
erwähnten beiden Darlehen an Haugwitz und Hohenlohe zu „ cachiren“, 
ſo ließ ſich Hoym dazu herbei, die betreffenden Ausgaben unter 
andern Namen zu buchen, und zwar um fo bereitwilliger, da er ſelbſt 
unter dem Einfluſſe des liebenswürdigen Erbprinzen, als das Dar⸗ 
lehn zur Beſeitigung von deſſen Geldnöthen nicht hinreichte, den 
König zu weiteren Bewilligungen bewog und auch wohl bei dieſer 
finanziellen Fürſorge ſeine Vollmachten noch überſchritt. Zunächſt 
operirte er ſo, daß, da der König die Bezahlung eines von ihm, wie 
Blumenthal dazu bemerkt, „indebite“ aus der Oberſalzkaſſe ent⸗ 
nommenen Betrages von 70000 Thalern (dies offenbar ohne Mit⸗ 
ſchuld Hoyms) dem ſchleſiſchen Treſor vorſchußweiſe auflegte, er nun 
gleich hierzu jene beiden Anleihen fügte und ſo die Schuld an die 
Oberſalzkaſſe auf 170 000 Thaler ſteigerte. “) 

Aber außerdem geſtattete der König auf Hoyms Verwendung, 
daß für etwa 400 000 Thaler aus dem Schatze ſchleſiſche Pfandbriefe 
gekauft wurden, die nun ſelbſt im Treſor bleiben ſollten, deren Zinſen 


) Es ſei für alle dieſe Verhältniſſe auf meinen ſchon erwähnten Auſſatz 
über den ſchleſiſchen Schatz in der ſchleſiſchen Zeitſchrift XXVII verwieſen. 
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jedoch zugleich mit zur Schuldentilgung für den Erbprinzen verwendet 
werden ſollten, eine Operation, die ſich allerdings bei dem Stande 
der Pfandbriefe koſtſpieliger zeigte, als man erwartet hatte. Als 
dann die Beſtände des ſchleſiſchen Schatzes für den Krieg gebraucht 
wurden, hat Hoym vom Könige ſich autoriſiren laſſen, zur Weiter- 
bezahlung der jährlich zur Hohenloheſchen Schuldentilgung bezahlten 
Summen Einkünfte der Domäne Ratibor zu verwenden. Natürlich 
war bei ſo bewandten Umſtänden und den fortgeſetzten Cachirungs⸗ 
beſtrebungen eine ordentliche Rechnungslegung, wie ſolche doch an den 
Miniſter Grafen Blumenthal einzuſenden war, faſt unmöglich. Der 
Letztere erhielt fort und fort nur unzulängliche und widerſprechende 
Angaben über den ſchleſiſchen Schatz und zwar in ſolcher Form, daß 
übler Verdacht ganz unvermeidlich erregt wurde. 

Es iſt in der That ſchwer begreiflich, wie es Hoyms Klugheit 
hat entgehen können, daß, wenn der Miniſter von Blumenthal in 
die Schatzrechnung von 1793/4 bezüglich des ſchleſiſchen Treſors als 
Ausgabe vermerken mußte: „zu einem beſonderen Fonds auf beſonderen 
Allerhöchſten Befehl 450 000 Thaler“ :), dies für den König ſowie 
für Hoym ſchlimmen Argwohn erwecken mußte, als hätte der König 
zu einem Zwecke, den er ſich einzugeſtehn geſcheut habe, alſo vielleicht 
für ſeine Günſtlinge unter Hoyms Mitwirkung die große Summe 
verausgabt. Wenn dann auch der große Poſten wieder ganz aus den 
Rechnungen verſchwand, ſo blieb doch das Gefühl, daß niemals klarer 
Wein eingeſchenkt werde. 

Graf Blumenthal hatte im Grunde eine gewiſſe Veranlaſſung 
unwillig zu werden, wenn man ihm in der erwähnten Rechnungs⸗ 
legung 1793/4 von einem Einkaufe von Steinſalz aus dem ſchleſiſchen 
Treſor um 200 000 Thaler ſprach, während er dann nach dem Tode 
König Friedrich Wilhelms II. in Kenntniß geſetzt wurde, die Summe 
laute auf 170000 Thaler und repräſentire einen Betrag, den der ſelige 
König „indebite“ aus der Generalſalzkaſſe genommen, und der nun 
aus dem ſchleſiſchen Treſor erſetzt werden ſolle. Als dann Blumenthal 
ſelbſt 1800 geſtorben war, erfuhr ſein Nachfolger wieder noch Etwas 


) Mitgetheilt von A. Naudé, Forſchungen zur Brandenburgiſch-Preußiſchen 
Geſchichte 1892 S. 255. 
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mehr, nämlich daß die Schuld an die Salzkaſſe nur 70 000 Thaler 
betrage und die dazugeſchriebenen 100 000 Thaler in Wahrheit zwei 
Darlehen à 50 000 Thaler an den Miniſter Grafen Haugwitz und den 
Erbprinzen von Hohenlohe enthielten. 

Wer wollte daran zweifeln, daß für den Ruf des Königs die 
volle Wahrheit unvergleichlich günſtiger geweſen ſein würde als dies 
Verſteckſpiel, hinter dem natürlich noch ungleich Schlimmeres vermuthet 
ward. Und kaum minder als der König ward Hoym als deſſen Ver⸗ 
trauter von dem übeln Leumund getroffen. Wir mögen hier noch 
an den bereits oben!) mitgetheilten Vorfall erinnern, wie bei Friedrich 
Wilhelm II. noch auf ſeinem Todtenbette ſeine Umgebung eine Summe 
von 50 000 Thalern zu irgend einem privaten Zwecke erſchlichen und 
Hoym, dem dieſelbe abverlangt wurde, nach anfänglicher Weigerung 
ſich zur Herbeiſchaffung verſtanden hat. Dem Nachfolger hatte Hoym 
verſichert, ſeine anfängliche Weigerung habe den König ſo aufgeregt, 
daß er, um nicht das nur noch an ſchwachen Fäden hängende Leben 
des Monarchen zu gefährden, nachgegeben habe. Friedrich Wilhelm 
hat das gewürdigt, aber erklärlicher Weiſe thaten das nicht in gleichem 
Maße Andere, die von der Geſchichte erfuhren. Wir erinnern nur 
noch an den Ausgang der ſüdpreußiſchen Güterverleihungen, wo, wie 
oben berichtet ward, auf nicht ganz loyale Art der König durch Ge- 
winn für ſeine Schatulle erfreut wurde. Daß hierbei Hoym ſeine 
Hände im Spiele gehabt, iſt höchſt zweifelhaft, wie wir oben ſahen, 
doch das Gerücht machte auch hierfür ihn als den Leiter von Süd⸗ 
preußen verantwortlich, und wir erfuhren ja, wie ſelbſt ein Miniſter 
und ein Kabinetsrath einem Gerüchte Glauben ſchenkten darauf hin⸗ 
auslaufend, daß Hoym (1794) der Gerechtigkeit zuwider habe Triebenfeld 
ſchützen und (1795) der Großkanzler einen ungerechten Richterſpruch 
fällen müſſen, weil 1797 (!) Triebenfeld den König in fein Schuldbuch 
bekommen hatte. 

Wir werden es nach dem hier Ausgeführten verſtehen, wie es 
kam, daß Gerüchte, die Uebles über Hoym enthielten und die natür⸗ 
lich faſt ohne Ausnahme weit über das Ziel hinausſchoſſen, maſſen⸗ 
haft umliefen, und wollen ſogar noch ein weiteres bisher unbekannt 


1) S. 253. 
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gebliebenes Gerücht hier mittheilen, ſchon um zu zeigen, bis in welche 
Regionen die Verleumdung zu dringen wagte. 

In den Jahren 1805/, jedenfalls vor dem Ausbruche des 
franzöſiſchen Krieges, ward erzählt, der Miniſter Hoym habe von den 
ſchleſiſchen Stiftern durch ſanften Druck und Ueberredung eine anſehn⸗ 
liche Summe für Bedürfniſſe des Hofes erlangt, nämlich 80 000 Thaler 
für die Königin Luiſe und 10000 Thaler für die Oberhofmeiſterin 
von Voß. Wie die nachmalige Unterſuchung herausſtellte, hatten doch 
Viele das Gerücht vernommen, man wollte ſogar wiſſen, der Stifts⸗ 
kanzler Rother zu Kamenz habe im Auftrage Hoyms die verſchiedenen 
Stifter mit Erfolg bearbeitet. Unter dem 1. Oktober 1809, nachdem 
alſo Hoym ſchon zwei Jahre todt war, ſchreibt die Königin Luiſe an 
den ſchleſiſchen Oberpräſidenten von Maſſow, ſie habe ſeiner Zeit 
davon gehört, daß ein ſolches Gerücht in Schleſien umliefe, aber ein⸗ 
fach irgend welches Mißverſtändniß angenommen. Nachdem ſie aber 
nun aufs Neue erfahren, daß noch jetzt jenes „ebenſo unwahre als 
unanſtändige“ Gerücht Glauben finde, ja daß man ſogar einzelne 
Klöſter nenne, die Quittungen über jene Zahlungen beſäßen, ſo müſſe 
ſie wünſchen, daß Maſſow, wenngleich „unter Vermeidung unange⸗ 
meſſenen Aufſehens“, den Grund reſpektive den Urheber jenes Ge- 
rüchtes zu ermitteln ſich bemühe. “) Daraufhin werden nun der 
Fürſtbiſchof, jener Stiftskanzler Rother, ferner der Generalvikar des 
in Schleſien vornehmlich in Frage kommenden Ciſterzienſerordens und 
ſchließlich die Aebte reſpektive Vorſteher der vermöglicheren Stifter be- 
fragt, und die Befragten verſichern dann auf ihren Prieſtereid, daß 
ihnen Allen niemals jene oder eine ähnliche Zumuthung gemacht 
worden ſei, ja Einzelne fügen hinzu, daß ſie den Miniſter Hoym einer 
ſolchen überhaupt nicht für fähig gehalten haben würden. 

Friedrich Wilhelm III. hat das Vertrauen, das er, wie wir 
wiſſen, gleich bei feiner Thronbeſteigung, allen umlaufenden üblen Ge- 
rüchten zum Trotze, Hoym entgegenbrachte, Demſelben fort und fort 
bewahrt. Noch unter dem 16. Juli 1805 ſchreibt er an Hoym voll 
Anerkennung für deſſen Anſtrengungen, den Folgen der argen Theue- 
rung, die in jenem Jahre Schleſien in Folge von Mißwachs heimſuchte, 


1) Bresl. St.⸗A. Suppl. M. R. J. c. 13. 
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entgegenzuarbeiten: „Euer ganzes Verfahren hat meinen vollkom⸗ 
menſten Beifall, und dieſer muß Euch über die mancherlei ſchiefen 
und ungleichen Urtheile tröſten, denen Ihr auf der Stelle, wo Ihr 
ſteht, nicht immer entgehen könnt.“ ) 

Aber Schwereres, als ihm je die Mißgunſt ſeiner Feinde zu be⸗ 
reiten vermochte, hatte das Schickſal für die beiden letzten Lebens⸗ 
jahre Hoym aufgeſpart, eine faſt zu harte Buße für das, was er 
hier und dort durch Mangel an Charakterfeſtigkeit verſchuldet hatte. 
Die nach den furchtbaren Niederlagen im Herbſt 1806 hereinbrechende 
Okkupation Schleſiens durch franzöſiſche Truppen ſtellte den greiſen 
Mann vor Aufgaben, denen er zu keiner Zeit gewachſen geweſen ſein 
würde. Daß er, der allzeit in militäriſchen Dingen jede eigne Mei⸗ 
nung ängſtlich zurückgehalten hat, damals dazu nicht den Muth ge⸗ 
funden, im direkten Widerſpruche mit den militäriſchen Autoritäten, 
auf deren Urtheil er ſich angewieſen ſah, hier in Schleſien eine all⸗ 
gemeine Bewaffnung anzuregen und eine Art von Volkskrieg zu ent⸗ 
zünden, daß er vielmehr die patriotiſch geſinnten jüngeren Männer, 
die Derartiges auch bei dem Könige betrieben, mit Mißtrauen und 
Sorge angeſehen hat als Leute, die bei allem guten Willen nur noch 
ſchwereres Leid über das Vaterland und das ſeiner ſpeziellen Obhut 
anvertraute Schleſien bringen würden, ſcheint doch ſehr erklärlich, und 
zum Vorwurfe kann man ihm billiger Weiſe eigentlich nur machen, 
daß er das, was er im Dezember 1806 that, nämlich ſeine Suspenſion 
vom Amte zu beantragen, nicht bereits einige Wochen früher aus⸗ 
geführt hat. Daß er nicht der Mann war, eine allgemeine Volks- 
erhebung vorzubereiten, konnte ihm unzweifelhaft ſein; aber wohl 
mochte ihm nicht ohne Weiteres einleuchten, daß von ihm erwartet 
würde, er, der Verwaltungsminiſter, ſolle kühnere kriegeriſche Ent⸗ 
ſchließungen faſſen als die dazu berufenen höheren Militärs in ſeiner 
Provinz und die Letzteren gleichſam mit ſich fortreißen. Als die Er- 
nennung des Fürſten von Pleß zum Generalgouverneur von Schleſien 
auch von Seiten des Königs den Entſchluß zu energiſcher Abwehr 
unter Benutzung der patriotiſchen Vorſchläge ſchleſiſcher Edelleute be- 
kundete, beantragte und erhielt der Minifter feine Suspenſion. 


) Schleſiſche Provinzialblätter 1807 II S. 506. 
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Aber als dann auch Schleſien unterlag und die Feſtungen den 
Feinden ihre Thore öffneten, da mußte er hören, daß man für den 
unglücklichen Ausgang neben der Unfähigkeit und Zaghaftigkeit der 
Generäle in erſter Linie auch ſeinen Kleinmuth verantwortlich machte, 
für den die definitive Entlaſſung, die er nach dem Tilſiter Frieden 
1807 erhielt, kaum als hinreichende Strafe angejehn ward. 

Und in dieſer ſelben Zeit, während der alte Miniſter ohnehin 
tief gebeugt durch den jähen Sturz der Monarchie Friedrichs des 
Großen, deren glänzendſte Zeit er mit durchlebt, und mit unſäglicher 
Bitterkeit erfüllt war durch die Wahrnehmung, daß auch für einen 
Theil der Schleſier Alles, was er in 37 jähriger redlicher Arbeit für 
dies Land gethan, über dem Unſtern des letzten Jahres vergeſſen 
ſchien, brachten Cöllns „neue Feuerbrände“ jenes uns ſchon näher 
bekannt gewordene ſchwarze Regiſter, das nun auch ſeine Vergangen⸗ 
heit in ſchlimmerer Weiſe, als das je früher geſchehen, angriff und 
auf ſcheinbar vollkommen beweiskräftige Zahlen geſtützt ihn anklagte, 
ſeinen König auf das Schnödeſte hintergangen, das Staatseigenthum 
verſchleudert und in verwerflichſter Weiſe Beſtechung geübt zu haben. 

Es iſt nie Etwas davon verlautet, daß Hoym Anſtalten ge⸗ 
troffen habe, dem neuen ſchweren Angriff entgegenzutreten. Bei ſeiner 
Geſinnung hätte ihn die Erwägung, daß die eigne Rechtfertigung 
nicht ohne eine gewiſſe Belaſtung des von ihm allzeit verehrten König 
Friedrich Wilhelms II. möglich geweſen ſein würde, wohl abhalten 
können. Aber in Wahrheit hat er kaum Zeit dazu gefunden. Die 
furchtbaren Schläge der letzten Zeit waren doch zu viel für ſeine 
bereits geſchwächte Geſundheit. Im Sommer 1807 kehrte er, wie 
uns berichtet wird, ſchwer leidend nach Schleſien zurück, die Heilquellen 
von Landeck und Reinerz vermochten nicht zu helfen. Am 7. Oktober 
erlag er einem Nervenfieber. Ein Häuflein Getreuer hielt an der 
Meinung feſt, daß Schleſien unter der Herrſchaft des Vizekönigs 
Hoym beſſere Tage geſehen habe, als ihm ſeit Jahrhunderten be⸗ 
ſchert geweſen waren, und dankte ihm ſelbſt dafür, daß er in dem 
letzten Kriege nicht zu einer Politik die Hand geboten hätte, welche, 
ohne den Ausgang des Krieges abwenden zu können, nur ſichern 
Ruin über die Provinz gebracht haben würde!), eine allerdings recht 


1) Schleſiſche Provinzialblätter 1807 II S. 511. 
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wenig heldenmüthige aber durch den Hinblick auf die Haltung der 
militäriſchen Spitzen, bei denen doch die Entſcheidung lag, erklärliche 
Anſchauung. 

Billiger als die öffentliche Meinung, die in ihrer damaligen 
Erregung den Heerführern, die in dem nationalen Unglücke ihren 
guten Namen eingebüßt hatten, auch den des unkriegeriſchen ſchleſiſchen 
Miniſters anreihte, hat König Friedrich Wilhelm III. geurtheilt. 

Ein Kabinetsſchreiben, datirt Memel den 30. Auguſt 1807, er⸗ 
klärt in ſchlichten Worten, die bisherige Einrichtung des Staats⸗ 
miniſteriums ſei für den an Umfang und Macht ſo ſehr geſchwächten 
Staat viel zu koſtbar; derſelbe müſſe ſehr viel enger als bisher zu- 
ſammengezogen werden. Aus dieſem Grunde ſehe der König ſich 
genöthigt, ſo gut wie die Miniſter von der Reck, Goldbeck, Thulemeier, 
Maſſow, Voß, Reden und Ingersleben auch Hoym zu entlaſſen. Der 
König fährt fort: „was dieſer Schritt mich koſtet, das überlaſſe ich 
Euch aus den vielen Beweiſen, die Ich Euch von Meinem unbe⸗ 
grenzten Vertrauen gegeben habe, ſelbſt zu entnehmen. Ich füge 
nur die Verſicherung hinzu, daß das Andenken Eurer Verdienſte un⸗ 
vergeßlich ſein wird Eurem wohl affektionirten Könige.“ ) 

Die Dienſtentlaſſung verlor für Hoym in dieſem Zuſammen⸗ 
hange alles Kränkende. Wenn die Finanzlage des Staates die Be⸗ 
ſoldung eines eignen Miniſters für Schleſien nicht mehr geſtattete, 
ſo gab es keinen Platz mehr für ihn, dem man nicht zumuthen konnte, 
als Oberpräſident der Provinz einem andern Miniſter unterſtellt 
weiter thätig zu ſein. Gerade eben weil es ſich um ein fortan weg⸗ 
fallendes provinzielles Amt handelte, konnte von perſönlicher Zurück⸗ 
ſetzung bei ihm noch weniger die Rede ſein als bei andern gleichzeitig 
entlaſſenen Miniſtern. Und dabei brachte ihm das Schreiben die 
unumwundenſte Verſicherung des „unbegrenzten Vertrauens“, das der 
König in ihn ſetze, ein Ausdruck, der ſicher des Letzteren eigenſte 
Meinung bekundet.?) 

Wenn wir die Schreiben des Königs an Hoym und dann auch 
gelegentliche Aeußerungen wie z. B. in der erſten Kabinetsordre in 


1) Silesia I S. 122. 
) Bei dem Geh. Kabinetsrath Beyme dürfen wir eher eine Neigung, die 
Huldverſicherungen Hoym gegenüber abzuſchwächen vorausſetzen. 
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Sachen des ſchwarzen Buches !) zuſammenhalten, jo finden wir mehr⸗ 
fache Hinweiſe darauf, daß der Monarch die gegen den Miniſter laut 
gewordenen Beſchuldigungen wohl kannte. Wir wiſſen ja, daß am 
Todtestage ſeines Vaters jene ſchwere Anklage abgefaßt iſt, die da⸗ 
mals der Miniſter a. D., Buchholtz, gegen Hoym wegen der ſüd⸗ 
preußiſchen Güterverleihungen erhob, ſeine erſten Rathgeber, die 
Miniſter ſowohl wie ſeine Kabinetsräthe können nicht zu den Freunden 
Hoyms gezählt werden. Wir dürfen ſicher ſein, daß dieſelben im 
Grunde gewünſcht haben würden, Hoym ebenſowohl bei Seite ſchieben 
zu können, wie das bei den übrigen Männern gelang, denen der 
verſtorbene Herrſcher eine beſondere Gunſt zugewendet hatte. Es darf 
auch als ganz ſelbſtverſtändlich angeſehen werden, daß ſchon jene er- 
wähnte Buchholtzſche Anklage Gelegenheit geboten hat, Alles, was ſich 
gegen Hoym geltend machen ließ, vor des Königs Ohr zu bringen, 
darunter auch die uns bekannt gewordenen widerwärtigen „Cachirungen“ 
in den ſchleſiſchen Schatzrechnungen. 

Und aus dieſen Anklagen heraus, wenige Monate nach ſeiner 
Thronbeſteigung, ſchreibt nun der König unter den 24. November 
1797 ſeinen erſten Brief an Hoym nicht im Entfernteſten in einem 
Tone, wie er etwa gewählt werden konnte einem Staatsdiener gegen⸗ 
über, den man trotz mancher Schwächen als brauchbar ſich zu erhalten 
wünſcht, ſondern in einer den vielgeſchmähten Miniſter geradezu aus⸗ 
zeichnenden Weiſe. Der König ſchreibt, er würde mit froheren Aus- 
ſichten feine Regierung antreten, wenn er mehr ſolche Männer wie 
Hoym als Rathgeber fände; leider ſeien ſolche aber äußerſt ſelten. 
Die wenigen aber genöſſen nun auch ſeine größte Achtung und 
Werthſchätzung, und das Bewußtſein hiervon könne den Miniſter 
über die Verleumdungen und Kritiken tröſten, welche die Ueberzeugung 
des Königs von Hoyms Werthe nimmermehr erſchüttern würden. 

Daß dieſe geradezu als demonſtrativ zu bezeichnende Anerkennung 
etwa auf einer günſtigen Voreingenommenheit, auf einem gewiſſen 
Dankesgefühl für in der kronprinzlichen Zeit empfangene Dienſte be⸗ 
ruht habe, dies anzunehmen haben wir keinen Anhalt, ja wir er⸗ 
fuhren im Gegentheil, daß ganz unabhängig von einander Zerboni 


) Oben S. 173. 
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wie Buchholtz ihrer Zeit gehofft haben, für ihre Anklagen gegen Hoym 
willigeres Gehör als bei dem Könige bei dem Thronfolger zu finden.!) 
Es ward ja oben ſogar ein Zeitungsartikel angeführt, der Hoym be- 
ſchuldigte, bei der Beſchlagnahme der Zerboniſchen Papiere es auf 
eine den Kronprinzen kompromittirende Korreſpondenz abgeſehn gehabt 
zu haben.? 

Und ebenſo wenig kann daran gedacht werden, daß Hoym etwa 
gleich von vornherein durch geſchickte Schmeichelei das Herz des neuen 
Herrſchers zu gewinnen vermocht habe. 

Es würde das bei einer Natur, wie die Friedrich Wilhelms III. 
war, nicht leicht geweſen ſein, und ein Blick in das Schreiben, in dem 
Hoym zur Thronbeſteigung Glück wünſcht?), wird ſolchen Verdacht 
erfolgreich abwehren. Vielmehr dürfen wir aus dieſem eine Stelle 
herausgreifen um feſtzuſtellen, wie in Tagen, wo Alles, was den 
jungen Herrſcher umgab, einem gewiſſen Drängen der öffentlichen 
Meinung folgend, befliſſen war, Jenen auf möglichſt glimpfliche Weiſe 
zu einer Reparation der unter der vorigen Regierung begangenen 
Sünden zu veranlaſſen, Hoym den Muth gehabt hat, mit großer 


Wärme für das Andenken des ſo übel beleumundeten Herrſchers ein⸗ 
zutreten, indem er ſchreibt: 


„Meine Thränen fließen gerechterweiſe für den Monarchen, 
welcher wegen der erhabenen Eigenſchaften ſeines göttlich guten Herzens 
hätte unſterblich ſein ſollen, für meinen Wohlthäter, den Freund der 
Menſchheit, die ſo verdorben ihn nicht verdient, ihn oft verkannte.“ 

Vielleicht ließe ſich aber hier die Vermuthung aufſtellen, es 
könne gerade in dem Ausdrucke der Verehrung für den verſtorbenen 
Monarchen der Nachfolger, deſſen Gefühl durch die ihm überall ent⸗ 
gegentretenden Verurtheilungen des Vaters verletzt worden ſei, etwas 
Beſtechendes gefunden haben. Doch würde, falls Etwas der Art da- 
mals Friedrich Wilhelm III. beſtimmt hätte, in deſſen Antwort nicht 
jegliche Hinweiſung auf den Vorgänger und Hoyms Verhältniß zu 
Dieſem fehlen. 


) Vgl. oben S. 42 u. 257. 
) Oben S. 121. 
3) Schleſ. Zeitſchr. XXX S. 267. 
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Und wir dürfen doch eben überhaupt nicht an eine augenblickliche 
Gefühlsaufwallung denken, die etwa damals den König zu jenem ſo 
ſchmeichelhaften Briefe beſtimmt habe, vielmehr hat Dieſer, wie wir 
ſahen, jene gute Meinung ganz unverändert und unter allen Wechſel⸗ 
fällen feſtgehalten, wie ja kurz vorher des Königs nee aus den 
Jahren 1805 und 1807 angeführt wurden. 


Friedrich Wilhelm III. hat wiederholt Beweiſe dafür geliefert, 
daß er bei aller Schlichtheit ſeines Weſens ſich ein ſehr ſelbſtändiges 
Urtheil bewahrt hat, und die neueſte Forſchung vermag ihm nachzu- 
rühmen, daß er in gewiſſen kritiſchen Augenblicken zum Heile des 
Vaterlandes dem Drängen der öffentlichen Meinung, welche die beſten 
und bedeutendſten Männer theilten, wenngleich mit ſchwerem Herzen 
und der eignen Neigung entgegen, Widerſtand geleiſtet hat. 


Die Selbſtändigkeit des Urtheils hat nun der König auch darin 
ſchon gezeigt, daß er im Widerſpruche mit ſeiner Umgebung, die ſich 
von den umlaufenden Gerüchten beeinfluſſen ließ, an ſeinem Vertrauen 
zu Hoym unentwegt feſtgehalten hat, und auch in dieſem Falle hat 
er unſrer Meinung nach ſchließlich das Rechte getroffen. 

Es ſind in dem Vorſtehenden Hoyms Schwächen nicht verheim⸗ 
licht worden, und es kann im Grunde verſtanden werden, wenn ein 
Leſer ſich von ſeinem Verhalten in Sachen der ſchleſiſchen Schatz⸗ 
rechnungen geradezu abgeſtoßen fühlte und erklärte, einem hochſtehen⸗ 
den Manne von weitreichender Wirkſamkeit vermöge man ungleich 
leichter ſelbſt eine ſchwere That der Leidenſchaft zu verzeihen als 
jenes würdeloſe Vertuſchen, das wiederholte ſchwächliche Sichherum⸗ 
drücken um die Wahrheit. Aber freilich am letzten Ende dürfen ſolche 
mehr äſthetiſchen Geſichtspunkte ſo wenig wie den Richter, ſo auch 
den Hiſtoriker, der ja doch auch ein Richteramt verwaltet, in ſeinem 
Urtheile entſcheidend beſtimmen. 

Andererſeits zeigt ſich doch auch nicht ſelten die menſchliche Natur 
wunderſam gemiſcht in einer Weiſe, die es nicht geſtattet, mit raſchem 
Urtheile ſich abzufinden; dies gilt ganz beſonders eben von Hoym. 

Derſelbe Mann, der in manchem Momente uns klein und ſchwach 
erſcheint, hat im Großen und Ganzen ſeine Rolle als Vizekönig von 
Schleſien mit Würde und Anſehn geſpielt, einem guten Herrſcher 

C. Grünhagen, Zerboni und Held. 20 
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auch in dem reichen Maße von Menſchenfreundlichkeit und Wohlwollen 
ähnlich, das er, wie ſelbſt ſeine Feinde anerkennen, den Angehörigen 
der ihm anvertrauten Provinz entgegentrug. Von dieſen Eigenſchaften 
mag wohl ab und zu ein Unwürdiger Vortheile gezogen haben, dafür 
wird es ſchwer ſein nachzuweiſen, daß er um irgendwelcher engherziger 
Vorurtheile oder perſönlicher Meinungen willen ein Talent niederge- 
halten und entmuthigt habe, und wenn er ſelbſt Gegnern Wohl⸗ 
thaten zu ſpenden immer aufs Neue ſich verſucht fühlt, ſo ſtritten 
um die Urheberſchaft ſolches Handelns Schwäche auf der einen 
Seite und ein gewiſſer Edelmuth, der doch auch in ſeinem Weſen ge— 
legen hat. 

In ſeinem Amte hat der ihm anhaftende Mangel an zäher und 
nachhaltiger Energie nicht die Entfaltung einer bewundernswerthen 
und überaus vielſeitigen Thätigkeit verhindert, und die Freude an 
der Arbeit, am Schaffen, die Fülle höherer Intereſſen, die ſeine 
Seele füllten, haben ihn davor behütet, im Genuſſe der Lebensfreuden, 
von denen ſeinen Antheil zu fordern ſeine Naturanlage ihn wohl treiben 
konnte, aufzugehen. Ohne daß ſeine Regierung Schleſiens als ver⸗ 
ſchwenderiſch getadelt werden könnte, wird man ſeine ökonomiſchen 
Fähigkeiten nicht rühmen dürfen. Seine Gebefreudigkeit, an die man 
ſelten umſonſt ſich wandte, hat oft genug aus dem eignen Säckel ge⸗ 
währt, was die kargeren Mittel des Staates verſagten, wohl ohne 
daß eine ſorgſamere Kritik die Anſprüche des Empfängers allzeit ſtreng 
abgewogen hätte, und dieſelbe ariſtokratiſche Geringſchätzung des Geldes, 
die ihn als mangelhaften Rechner erſcheinen läßt, hätte ſchon allein 
hingereicht, um ein eigennütziges Streben nach Selbſtbereicherung von 
ihm fernzuhalten. 

Aber gerade dieſer Punkt ſcheint doch als der bezeichnet werden 
zu müſſen, auf den ſich bei einer Beurtheilung Hoyms Alles zuſpitzt. 

Jene bereits erwähnte weit verbreitete Meinung, als ſei er in 
die Geldangelegenheiten König Friedrich Wilhelms II. in einer Weiſe 
verwickelt, die feiner Ehre Eintrag thue, ſchließt doch eigentlich noth⸗ 
wendig die Vorausſetzung in ſich, daß auch er wie andre Günſtlinge 
die Gunſt und die freigebigen Neigungen dieſes Herrſchers in eigen- 
nützigem Intereſſe zum Zwecke eigner Bereicherung auszubeuten nicht 
verſchmäht habe. Und gerade dem muß widerſprochen werden. 
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Daß Friedrich Wilhelm III. bei ſeiner ganzen Art nach dieſer 
Seite hin auch nicht einen Argwohn gehegt haben kann, wenn er den 
Miniſter fort und fort ſeines „unbegrenzten Vertrauens“ verſichert, 
wird als unzweifelhaft gelten dürfen. Und ſelbſt der erbittertſte Feind 
Hoyms, Held, wagt in feiner mehrfach erwähnten Vertheidigungsſchriſt, 
die eine umfängliche, natürlich ganz grau in grau gemalte Charakteriſtik 
des Miniſters giebt, entgegen früheren gelegentlichen Aeußerungen wie 
im ſchwarzen Regiſter gerade den Vorwurf der Selbſtbereicherung nicht 
aufrecht zu erhalten. Die offenkundige Thatſache, daß Hoym nach 
36 jähriger Verwaltung eines der erſten Aemter im Staate nur eben 
die unter Friedrich dem Großen aus dem Eingebrachten feiner Ge⸗ 
mahlin erworbene Herrſchaft Dyhernfurth hinterlaſſen hat, ſpricht in 
gleichen Sinne, und der Verfaſſer des vorſtehenden Büchleins vermag 
zu verſichern, daß ſeine Forſchungen ihm keinerlei Anhalt gegeben 
haben, bei Hoym Abſichten der Bereicherung vorauszuſetzen, daß viel⸗ 
mehr, wie bereits oben bemerkt wurde, gerade bei Hoym die ſüd⸗ 
preußiſche Güterſchenkung mehr den Charakter einer Wiedererſtattung 
von Auslagen als den einer durch dankbare Gunſt verliehenen Schenkung 
erhalten hat.“) 

Schon das dürfte als ein nicht unwichtiges Reſultat angeſehen 
werden, wenn es hier gelungen iſt, den ſo vielfach angeregten Zweifeln 
an Hoyms Ehrenhaftigkeit überzeugend entgegenzutreten und zu zeigen, 
daß das alte Sprüchwort, das man als Motto für die Thätigkeit 
von Zerboni und Held anſehen könnte: calumniare audacter, semper 
aliquid haeret, wenn es ſich gleich dem großen Publikum gegenüber 
bewährt, doch ernſter Forſchung nicht Stand hält. Nicht aus dem 
Wuſte leidenſchaftlicher Schmähungen, welche die Beiden vorgebracht 
haben, ſondern aus eignen Quellen ſind die von uns im Intereſſe ſtreng 
unparteiiſcher Prüfung angeführten Beweiſe für Hoyms Schwächen 
entnommen. Aber ohne das Gewicht dieſer Schwächen zu verkennen, 
dürfen wir es ausſprechen, daß die Schleſier keinen Grund haben ſich 
zu ſchämen, wenn ſie zu ihrem Miniſter als ihrem Wohlthäter, als 
einem weiſen und milden Regenten, der Schleſien in einer Weiſe 
verwaltet hat, daß es als Muſter aller preußiſchen Provinzen angeſehen 


2) Vergl. oben S. 246, 247. 
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| werden konnte!), dankbar aufblidten?), und daß die drei Herrſcher, 
welche, unter einander von Grund aus verſchieden, doch einig in der 
Würdigung Hoyms, Dieſen fort und fort in einer ganz ausnahms⸗ 
weiſen, von den Berliner Miniſtern ſtets mit ſcheelen Augen ange- 
ſehenen Sonderſtellung ließen, ihr Vertrauen keinem Unwürdigen ge⸗ 
ſchenkt haben, ſondern einem Manne, deſſen Schwächen aufgewogen 
| wurden durch eine hingebende Treue gegen das Königshaus und das 
Vaterland, eine von ſeltenen Fähigkeiten des Geiſtes und wohlwollendſter 
Geſinnung inſpirirte unermüdliche überaus erfolgreiche Thätigkeit. 


) So bezeichnet Schleſien ja Friedrich Wilhelm III. 1797, vergl. oben S. 259. 
2) Dieſem Gefühle hat der Liegnitzer Profeſſor Werdermann, ein an den 
Arbeiten für das Landrecht betheiligter trefflicher Gelehrter, in den ſchleſiſchen 
Provinzialblättern 1807 II S. 490 ff. Ausdruck gegeben. 
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